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Zusammenfassung

Die Themenfelder Nahrung und Ernährung haben in den letzten Jahren nicht nur in der 
Humangeographie, sondern auch in breiten Gesellschaftsschichten eine hohe Aufmerk-
samkeit erhalten. Sowohl in Industriegesellschaften als auch in den sogenannten Ländern 
des Südens setzt sich ein immer stärker werdendes Bewusstsein durch, dass Nahrung 

„mehr“ oder „anders“ ist als eine Ware: und zwar eine politische Frage um Selbstbe-
stimmung und soziale Gerechtigkeit. Bereits im Jahr 1996 deklarierte die Organisation 
La Vía Campesina – ein globales Netzwerk diverser kleinbäuerlicher Organisationen – 
die Forderung nach Ernährungssouveränität und formulierte damit einen umfassenden 
Gegenentwurf zur industriellen Landwirtschaft und zum neoliberalen Paradigma in der 
globalen Ernährungspolitik. Im Kern handelt es sich dabei um ein neues und nicht völ-
kerrechtlich legitimiertes Grundrecht, bei dem es weniger darum geht, den Zugang zu 
Nahrungsmittel zu erlangen, sondern vielmehr selbst über die Produktion, die Verteilung 
und den Konsum von Nahrung zu bestimmen und sich von marktwirtschaftlichen Zwän-
gen befreien zu können. 

Zwar ermöglicht dieser universelle Charakter es, die Idee der Ernährungssouveränität auf 
unterschiedliche regionale Kontexte zu übertragen und die Partikularinteressen verschie-
dener Gruppen zu einem wirkmächtigen Diskurs zu vereinen. Jedoch offenbart die For-
derung auch mögliches Konfliktpotenzial und Widersprüche, v. a. hinsichtlich der Fragen, 
wer ernährungssouverän sein soll, welche geographische Ebene dabei im Vordergrund 
steht und wie genau die Regeln für eine ernährungssouveräne Gesellschaft aussehen sol-
len. Bislang gibt es auf diese Fragen kaum zufriedenstellende Antworten. Geschuldet ist 
dies der Tatsache, dass es sich weniger um ein ausdifferenziertes politisches Modell han-
delt, als vielmehr um eine libertäre und rechtebasierte Forderung nach Selbstbestimmung, 
mit der unweigerlich räumlich verfestigte Machtkonstellationen angefochten werden. 

In Anbetracht dieser Unklarheiten liegt der Fokus dieser Arbeit darauf, in einem ersten 
Schritt zu diskutieren, wie eine solche Forderung analytisch betrachtet werden kann. 
Dazu werden Ansätze aus der Agrarsoziologie, der Politischen Theorie, der Sozialtheorie 
und der Humangeographie herangezogen und miteinander verbunden. Das Ziel ist es, ei-
nen politisch-geographischen Analyseansatz zu entwickeln, mit dem die Forderung nach 
Ernährungssouveränität, aber auch andere rechte- und raumgebundene Forderungen nach 
Selbstbestimmung in ihrem empirischen Wirkungsgefüge untersucht werden können. In 
einem zweiten Schritt wird dieser Ansatz auf das bolivianische Beispiel übertragen, wo 
seit dem Jahr 2009 das erklärte Ziel besteht, eine ernährungssouveräne und postneolibe-
rale Gesellschaft aufzubauen und sich von ökonomischer Fremdherrschaft zu befreien. 



XI

Im Rahmen der empirischen Untersuchung, die auf zwei Forschungsaufenthalten in den 
Jahren 2013 und 2015 basiert, stehen neben den staatlichen Bemühungen vor allem zivil-
gesellschaftliche und kleinbäuerliche Initiativen und Aktivitäten im Vordergrund. Dabei 
werden die erkenntnisleitenden Fragen aufgeworfen, inwiefern es sich bei dieser Dy-
namik um eine politische Praxis der Selbstbestimmung handelt und auf welche Weise 
Räumlichkeit bzw. Maßstabsebenen mit Inhalten belegt, eingesetzt, hergestellt oder her-
ausgefordert werden. 

Summary
Topologies of justice: A political geography of the right to food sovereignty in Bolivia

In the last years, the topic of food has increasingly received attention throughout society 
as well as in the discipline of human geography. Both in the global north and south, there 
is a raising awareness that food is “more than” or “different from” other commodities: It 
is inextricably bound to political questions of justice. In 1996, a global network of small-
scale farmers, La Vía Campesina, declared the right to food sovereignty as a political 
countermovement to dominant neoliberal food and agricultural policies. This claim does 
not only refer to the right to food but rather emphasizes the right to decide independently 
over the production, consumption, and distribution of food and to liberate smallholders 
from external powers and “rules” of the market.

On the one hand, this universal claim follows the logic of a human right and bears the 
potential to be transferred to different geographical and socio-historical contexts. On the 
other hand, it reveals various open questions: Who should be “the sovereign”? On which 
geographical scale should this new right be implemented? And what exactly are the nor-
mative guidelines for a food sovereign society? Until now, the lack of satisfying answers 
to these questions is evident. This is not surprising, since food sovereignty cannot be 
understood as a political model; it rather entails the maxim of self-determination, which 
inevitably challenges spatially fixed constellations of power.

Facing these obscurities and the potential for conflict, this dissertation focuses, firstly, 
on the question of how a new and emerging right can be conceptualized from a political 
geography perspective. For this purpose, theories from political theory, social theory, hu-
man geography but also from rural sociology – whose representatives currently provide 
the most suitable approaches on this topic – will be discussed. The aim is to develop a 
comprehensive conceptual frame to analyze food sovereignty as well as other rights- and 
space-based claims for self-determination in their empirical contexts. 
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Secondly, this framework is put to the test in a study of the right to food sovereignty in 
Bolivia: In 2009, the Bolivian government and civil society organizations declared the 
political objective to establish a food sovereign and post-neoliberal society and to end 
heteronomy. Apart from analyzing government policies, the objective of the empirical 
research – which was conducted in 2013 and 2015 – is to focus on those social practices 
of small-scale farmers that constitute the claim for food sovereignty. The research ques-
tions are: To what extent do these practices reveal the character of political practices, 
understood as a longing for self-rule and self-determination? And in what way do these 
practices use, produce, give meaning to, and challenge spatiality and spatial constella-
tions like geographical scales?



1	 Warum Nahrung anders ist

„El oro es de lujo nomás. Pero el alimento se come.”
„Das Gold ist nur Luxus. Aber die Nahrung isst man.“1

Dieses Zitat eines bolivianischen Kleinbauern enthält eine Feststellung, die ähnlich auch 
der Wissenschaftler und Ernährungsaktivist Peter Rosset (2006) in Form eines prä-
gnanten Buchtitels trifft: „Nahrung ist anders.“ Sie ist nicht nur anders als andere Dinge 
oder Waren, weil die Menschheit in ihrer Existenz auf sie angewiesen ist, sondern auch, 
weil die Geographien ihrer Entstehung, ihrer Verteilung und ihres Verbrauchs eng mitei-
nander verknüpft sind und unser soziales Zusammenleben in hohem Maße beeinflussen. 
Jedoch sind diese Zusammenhänge nicht immer offensichtlich. So weist David Harvey 
(1990, S. 423) in einem vielzitierten Artikel darauf hin, dass der Konsum von Lebensmit-
teln in unserer persönlichen Wahrnehmung kaum noch mit den Orten und den Bedin-
gungen der Produktion in Verbindung steht. Aus einer moralischen Argumentation heraus 
fordert er daher, sich dieser Tatsache bewusst zu werden, die sozial-räumlichen Sphären 
des Konsums und der Produktion miteinander zu verbinden und den „Schleier des Waren-
fetischismus“ zu lüften. 

Mittlerweile haben sich in postindustriellen Gesellschaften diverse Ernährungstrends 
durchgesetzt (z. B. bio, fair, vegan, clean), die auf den ersten Blick zu einem solch reflek-
tierten Konsumbewusstsein anregen. Zwar legt die einst vom Philosophen Ludwig Feu-
erbach formulierte These „der Mensch ist, was er isst“ (zit. in Lemke 2004, S. 117) den 
Gedanken nahe, dass dabei vor allem eine identitätsstiftende Motivation vorherrscht und 
der politische Gehalt dieser Trends marginal ist, jedoch scheinen durchaus neue Wertur-
teile entstanden zu sein: So beeinflussen inzwischen nicht mehr nur der Geschmack, der 
Nährstoffgehalt, der Preis oder die Ästhetik die moralische Bewertung was „gute Lebens-
mittel“ ausmacht, sondern vermehrt auch die Herkunft, d. h. die Produktions- und Vertei-
lungsbedingungen sowie ein emotionales Verlangen nach räumlicher und sozialer Nähe 
(vgl. Ermann 2015, S. 77). 

Auch diverse Umweltschutzorganisationen (z. B. BUND, Greenpeace, NABU) fordern, 
das eigene Konsumverhalten zu reflektieren und ökologischer zu leben. Zusammen mit 
Menschenrechts- und Entwicklungsorganisationen wie FIAN oder Brot für die Welt set-
zen sie sich außerdem für ein grundlegendes Umdenken in der internationalen Agrar- und 
Ernährungspolitik sowie für eine gerechtere und auf kleinbäuerlichen Strukturen basie-
rende Nahrungsmittelproduktion ein. Zwar sank die Anzahl der weltweit an Unterernäh-
rung leidenden Menschen von mehr als einer Milliarde im Jahr 1990 auf gegenwärtig ca. 
795 Millionen (vgl. FAO 2015), entgegen den Verheißungen des Freihandels konnte je-

1	 Entnommen einem Interview mit einem Quinoaproduzenten und ehemaligen Funktionär eines kleinbäuerlichen Ver-
bandes (CIOEC) in La Paz, Bolivien (NI 1, 09.05.2013).
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doch der Hunger in vielen Ländern des Südens bislang nicht beseitigt werden, so dass 
diese Organisationen nach wie vor dringenden Handlungsbedarf sehen.

Zusätzlich tritt ein weiteres Phänomen immer deutlicher hervor: Nach Daten der Weltge-
sundheitsorganisation hat sich seit den 1980er Jahren die Zahl der weltweit an Überer-
nährung leidenden Menschen verdoppelt und liegt gegenwärtig bei ca. 1,9 Milliarden 
Erwachsenen (vgl. WHO 2016). Auf globaler Ebene stehen somit der anhaltenden Man-
gelernährung steigende Übergewichtsraten und ein Trend zu energiereicher und nähr-
stoffarmer Ernährung gegenüber (vgl. Patel 2012 [2007]). Durch dieses Ungleichge-
wicht scheint das von der FAO ausgegebene Ziel der weltweiten Ernährungssicherheit, 
das neben der rein quantitativen Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln auch deren Qualität 
hervorhebt, in weite Ferne zu rücken (vgl. FAO 1996). Für eine nicht unbedeutende Zahl 
an Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern (vgl. u. a. Desmarais 2007; McMichael 
2009a; Rosset 2006) steht vielmehr fest, dass sich in den letzten drei Jahrzehnten ein 
dominantes und global wirksames corporate food regime verfestigt hat, das diese Ten-
denzen durch einen fortlaufenden Prozess der Kapitalakkumulation weiter vorantreibt.

Vor allem die sozialen Auswirkungen werden von den genannten Organisationen mit Sor-
ge betrachtet: Immer häufiger, so kritisieren sie, verlieren Kleinproduzierende durch die 
Dominanz agroindustrieller Praktiken und neoliberaler Politiken ihre Lebensgrundlage, 
werden ökonomisch marginalisiert und ihres Landes sowie ihrer ökonomischen Souverä-
nität beraubt. Das daraus entstehende Ungerechtigkeitsempfinden der Betroffenen ist je-
doch nicht folgenlos geblieben. Es zeigt sich vor allem durch die Präsenz von La Vía 
Campesina, einem globalen Netzwerk von u. a. Kleinproduzierenden, indigenen Völkern 
und Landlosen. Seit dem Welternährungsgipfel in Rom im Jahr 1996 fordern diese viel-
fältigen Gruppen nicht mehr nur das Recht auf Zugang zu Nahrung, sondern vielmehr das 
Recht auf Ernährungssouveränität, um selbstbestimmt über die Produktion, die Vertei-
lung und den Konsum von Nahrungsmitteln bestimmen zu können (vgl. La Vía Campe-
sina 2007). Mit dieser noch relativ neuen und derzeit vor allem in Lateinamerika disku-
tierten Forderung zeigen sie, dass Nahrung nicht „nur“ ein Grundbedürfnis ist, sondern 
dass es sich vorrangig um eine politische Thematik handelt, bei der Fragen nach sozialer 
Gerechtigkeit und Autonomie eine große Rolle spielen.

Zielsetzung der Arbeit
Was bedeutet es nun das Recht auf Ernährungssouveränität einzufordern? Wie sieht die-
ser Prozess in der Praxis aus? Wer sollen die Souveränen sein? Handelt es sich um Staa-
ten, um Individuen oder um kleinbäuerliche Organisationen? Welche politischen und 
sozial-räumlichen Widersprüche und Konstellationen ergeben sich im Zuge der Einforde-
rung von Ernährungssouveränität? Welches transformative und politische Potenzial ent-
hält die Forderung? Zielt das Recht tatsächlich darauf ab, dass Nahrung grundsätzlich 

„anders“ behandelt und wertgeschätzt werden sollte? Und in welcher Form lässt sich eine 
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politisch-normative Idee wie Ernährungssouveränität überhaupt theoretisch und empi-
risch betrachten? 

Wie ein Blick auf die entsprechende wissenschaftliche Literatur verrät, existieren auf 
diese Fragen bislang kaum zufriedenstellende Antworten (vgl. u. a. Patel 2009; Edel-
man 2014; Bernstein 2014; Trauger 2014). Jedoch verwundern diese Unklarheiten 
nicht, da es sich bei Ernährungssouveränität um kein ausdefiniertes politisches Modell 
handelt, sondern vielmehr um eine universelle Forderung nach Selbstbestimmung, mit 
der das dominante Ernährungsregime in seiner Gesamtheit herausgefordert wird. Partiku-
lare Forderungen wie die Rechte auf Land und Wasser, das Recht auf indigene Selbstbe-
stimmung oder das Recht auf würdevolle Arbeitsbedingungen werden auf diese Weise zu 
einem inklusiven und auf unterschiedliche Kontexte übertragbaren Diskurs zusammen-
gefasst. 

Mit dieser Forschungsarbeit werden zwei eng miteinander verbundene Ziele verfolgt: 
Erstens soll eine konzeptionelle Perspektive entwickelt werden, die es ermöglicht, eine 
universelle und rechtebasierte Forderung wie Ernährungssouveränität hinsichtlich ihrer 
möglichen Inhalte, ihrer praktische Auslegung sowie ihrer räumlichen Dimension zu un-
tersuchen. Ähnlich wie es auch die Humangeographin Amy Trauger (2013; 2014) vor-
schlägt, hat dieser Ansatz den Anspruch, eine „politisch-geographische Theorie der Er-
nährungssouveränität“ darzustellen. Jedoch soll er nicht ausschließlich für diese Thematik 
anwendbar sein: Auch im Rahmen anderer raumbezogener Forderungen nach Selbstbe-
stimmung und Autonomie wird auf bestimmte Rechte verwiesen, wie es die Bewegung 
für ein Recht auf Stadt, die Debatten um indigene Rechte oder um das Recht auf Heimat 
anschaulich zeigen. Offenbar existiert eine enge Verbindung zwischen Räumlichkeit, 
Rechten und Gerechtigkeit, die – gemessen an ihrer politischen Relevanz – in der Hu-
mangeographie bislang nur wenig Aufmerksamkeit erfahren hat (vgl. zu den Ausnahmen 
u. a. Attoh 2011; Barnett 2011; Barnett 2012; Blomley et al. 2001; Harvey 2008; 
Rothfuss 2012; Smith 1994). Daher soll ein universeller und übertragbarer Ansatz ent-
stehen, mit dem es möglich wird, solche rechte- und raumbasierten Forderungen in all 
ihrer Komplexität analysieren zu können.

Zweitens soll dieser Analyseansatz empirisch angewendet werden. Dazu eignet sich der 
bolivianische Kontext in hohem Maße: Seit 2009 besteht der in der Verfassung veran-
kerte Wille, das Leitbild der Ernährungssouveränität für das „gute Leben“ der Boliviane-
rinnen und Bolivianer zu verfolgen und das Land zu dekolonisieren, d. h. es von neolibe-
ralen und neokolonialistischen Strukturen der Fremdherrschaft zu befreien. Diese 
postneoliberale bzw. antiimperialistische Rhetorik ist zwar auch in anderen Ländern La-
teinamerikas zu vernehmen (vgl. u. a. Yates & Bakker 2014), allerdings weist Bolivien 
spezifische Charakteristika auf, die eine Untersuchung in gerade diesem Kontext nahele-
gen: Bolivien ist ein Land, das auf eine lange Ausbeutungsgeschichte von landwirtschaft-
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lichen Primärgütern und mineralischen Rohstoffen zurückblickt. Gleichzeitig hat sich in 
den letzten 30-40 Jahren – wie in kaum einem anderen Land Lateinamerikas – eine poli-
tisch starke und nach Selbstbestimmung strebende indigene bzw. kleinbäuerliche Bewe-
gung gebildet, die sich in hohem Maße mit dem Leitbild der Ernährungssouveränität 
identifiziert. Bei der Untersuchung sollen daher neben der nationalstaatlichen Politik der 
Ernährungssouveränität insbesondere kleinbäuerliche Initiativen beschrieben und disku-
tiert werden, die im Kontext dieser Forderung zu beobachten sind.

Aufbau der Arbeit
In Kapitel 2 soll zunächst der Stand der Forschung zum Recht auf Ernährungssouveräni-
tät aufgezeigt und die Thematik in ihren wissenschaftlichen Kontext eingebettet werden. 
Die meisten der in diesem Kapitel diskutierten Ansätze stammen aus der Agrarsoziologie, 
deren Vertreterinnen und Vertreter sich bereits seit den 1960er Jahren mit dem Phänomen 
des bäuerlichen Widerstandes gegen unterdrückende Strukturen beschäftigen. In den letz-
ten Jahren hat sich jedoch auch innerhalb der Humangeographie ein Verständnis durchge-
setzt, dass Ernährung und Nahrungsmittelproduktion nicht mehr ausschließlich als Be-
standteile der Agrargeographie betrachtet werden sollten, sondern dass auch andere 
Teildisziplinen, wie z. B. die Kulturgeographie und die Politische Geographie, dafür in 
Frage kommen.

Kapitel 3 soll dazu dienen, den gegenwärtigen Stand der Forschung zu vertiefen und eine 
eigene politisch-geographische Perspektive zur Untersuchung rechtebasierter Forderung 
zu erstellen. Zu diesem Zweck wird auf Ansätze der Politischen Philosophie, der Sozial-
theorie und der Humangeographie zurückgegriffen. 

Inhalt des 4. Kapitels soll es sein, ein geeignetes Forschungsdesign zu erstellen, mit dem 
der Analyseansatz in die Feldforschung übertragen werden kann. Dazu werden die sich 
aus Kapitel 3 ergebenden Forschungsfragen präzisiert, der Untersuchungsraum vorge-
stellt und die erkenntnistheoretischen Grundannahmen sowie die konkrete Forschungs-
methodik präsentiert. 

In Kapitel 5 soll zunächst gezeigt werden, wie sich die staatliche Politik der Ernährungs-
souveränität in der Praxis darstellt. Daran anknüpfend sollen Ausschnitte aus kleinbäuer-
lichen Initiativen diskutiert werden, die sich in diesem Zusammenhang beobachten las-
sen. 

Das 6. Kapitel enthält abschließende Anmerkungen zum wissenschaftlichen Mehrwert 
dieser Arbeit, weiterführende Forschungsfragen und eine Reflexion der Feldforschung. 

Anmerkungen zum Stil
Im nun folgenden Text soll die Orientierung beim Lesen durch einzelne Hervorhebungen 
sowie durch nicht im Inhaltsverzeichnis dargestellte Zwischenüberschriften erleichtert 
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werden. Sämtliche Hervorhebungen in Direktzitaten stammen von den jeweiligen Verfas-
serinnen oder Verfassern. Fremdsprachliche Fachbegriffe (nicht aber Eigennamen) wur-
den meist in der Originalsprache belassen und sind kursiv hervorgehoben. Die Interview-
zitate aus der Feldforschung wurden jedoch für das einfachere Verständnis und für die 
Aufrechterhaltung des Leseflusses übersetzt. Verständniserleichternde Auslassungen und 
Anmerkungen sind in Form eckiger Klammern kenntlich gemacht. Die spanischspra-
chigen Originalzitate sowie eine Auflistung der zitierten Gesprächspartnerinnen und Ge-
sprächspartner befinden sich im Anhang. 

In Anbetracht der Tatsache, dass in Bolivien der landwirtschaftliche Anbau, der Verkauf 
und die Zubereitung von Lebensmitteln zum überwiegenden Teil von Frauen bewältigt 
werden, und die Gleichstellung von Frauen und Männern ein erklärtes Ziel der Bewegung 
für Ernährungssouveränität darstellt, ist der nun folgende Text (mit Ausnahme der spa-
nischsprachigen Zitate in Kapitel 5) in einer geschlechtergerechten Sprache verfasst. Das 
bedeutet, es werden überwiegend geschlechtsneutrale Bezeichnungen verwendet. Aus 
inhaltlichen, grammatikalischen und stilistischen Gründen findet an diversen Stellen je-
doch auch die Doppelform Verwendung. Im zweiten und empirisch orientierten Teil die-
ser Arbeit (ab Kapitel 4) sind diverse Passagen in einem autoethnographischen Schreib-
stil verfasst. Dieser stilistische „Bruch“ ergibt sich aus der ebenfalls in Kapitel 4 
dargestellten erkenntnistheoretischen Positionierung und der Forschungsmethodik.





2	 Das Recht auf Ernährungssouveränität: Forschungsstand und wis-
senschaftliche Einbettung

Seit dem Welternährungsgipfel in Rom im Jahr 1996, in dessen Rahmen die Forderung 
nach Ernährungssouveränität zum ersten Mal offiziell formuliert wurde, hat sie weltweit 
stark an Bedeutung gewonnen. Mittlerweile wird sie von diversen zivilgesellschaftlichen 
Gruppen und Graswurzelbewegungen sowie von einigen lateinamerikanischen Regie-
rungen als politisches Leitbild verfolgt. Das globale Netzwerk La Vía Campesina (der 
bäuerliche Weg) nimmt dabei eine wesentliche Rolle ein: Es bündelt die partikularen 
Gruppen zu einer sich flächenhaft ausbreitenden, bäuerlichen Bewegung gegen den Neo-
liberalismus und den Neokolonialismus und verhilft ihnen zu einer deutlich gestiegenen 
Aufmerksamkeit in globalen ernährungspolitischen Debatten (vgl. u. a. Beauregard 
2009; Beuchelt und Virchow 2012; Bové 2001; Desmarais 2007; FAO 2013; Holt-
Giménez 2011; McKay und Nehring 2013; Wittman et al. 2010; Wittman et al. 2011).

Das Ziel dieses Kapitels ist es, den aktuellen Stand der Forschung zum Recht auf Ernäh-
rungssouveränität zusammenzufassen und jene Ausschnitte genauer darzustellen, die für 
diese Arbeit wichtige Impulse liefern. Nach einer kurzen thematischen und disziplinären 
Einordnung soll aufgezeigt werden, was sich inhaltlich hinter der Forderung nach Ernäh-
rungssouveränität verbirgt, in welchem Verhältnis sie zum älteren Konzept der Ernäh-
rungssicherheit steht, wie sie entstanden ist und welche theoretischen und konzeptio-
nellen Ansätze zu dieser Thematik existieren (Kapitel 2.1 – 2.5). Daran anknüpfend 
werden die Fragen aufgeworfen, welche inhaltlichen Widersprüche die Forderung offen-
bart (Kapitel 2.6) und inwiefern sich daraus Spannungsfelder und Forschungslücken ab-
leiten lassen.

2.1	 Thematische und disziplinäre Einordnung 

Ein Großteil der sozialwissenschaftlichen Forschung zu Ernährungssouveränität stammt 
aus der interdisziplinär angelegten Agrarsoziologie und aus der dazugehörigen Teildiszi-
plin, den Peasant Studies (vgl. u. a. Akram-Lodhi und Kay 2009; Bernstein und Byres 
2001). Aus dezidiert humangeographischer Perspektive wurde die Idee der Ernährungs-
souveränität bislang nur selten betrachtet. Erst in den letzten drei Jahren ist eine noch 
recht überschaubare Literatur dazu entstanden: Zu nennen sind Hopma und Woods 
(2014), Jarosz (2014), Schiavoni (2014) sowie Trauger (2013; 2014), deren theore-
tische Ansätze sich weitgehend mit der agrarsoziologischen Debatte überschneiden. The-
matisch lassen sich diese in die sogenannten Geographies of Food1 einordnen, innerhalb 
der seit den 1980er Jahren vor allem im anglophonen aber zunehmend auch im deutsch-

1	 Der Ausdruck food lässt sich nicht adäquat ins Deutsche übersetzen und bedeutet zugleich „Ernährung“, „Lebensmittel“ 
und „Speise“ (vgl. Ermann 2015, S. 79). Im Folgenden soll v. a. die Übersetzung „Ernährung“ gewählt werden, da sie 
in Bezug auf die Themenstellung am zutreffendsten ist.
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sprachigen Kontext2 aus politökonomischen und kulturgeographischen Perspektiven ein 
breites Spektrum an Fragen hinsichtlich der Räumlichkeit von Ernährung betrachtet wird 
(vgl. Strüver 2015; Winter 2003). Forschungsschwerpunkte sind z. B. die räumlichen 
Beziehungen zwischen den Sphären der Produktion und des Konsums von Nahrungsmit-
teln bzw. die Nachverfolgung und Dekonstruktion von Produktions- und Lieferketten 
(vgl. Cook 2004; Cook et al. 2006). Aber auch Praktiken des Nahrungsmittelkonsums 
und damit verbundene gesellschaftliche Ängste oder moralische Werte gehören zum For-
schungsrepertoire der Geographies of Food (vgl. Ermann 2006; Hartwick 2000; Jack-
son 2010; Jackson 2015). Andere humangeographische Arbeiten fokussieren hingegen, 
meist mit Fokus auf den globalen Norden, auf alternative Produktionsketten und Nah-
rungsmittelnetzwerke, sogenannte Alternative Food Networks (AFNs) (vgl. Goodman 
2004; Maye 2013; Watts et al. 2005; Whatmore und Thorne 1997).

Insgesamt ist zu beobachten, dass eine hohe Anzahl der Autorinnen und Autoren, die sich 
mit der Bewegung für Ernährungssouveränität auseinandersetzen – v. a. José Bové, 
Annette Desmarais, Eric Holt-Giménez, Raj Patel, Peter Rosset – sie nicht von außen und 
vermeintlich neutral betrachten, sondern im Rahmen aktivistischer Debatten und Initiati-
ven direkt in sie eingebunden sind. Die akademische Wissensproduktion ist dementspre-
chend als ein wesentlicher Bestandteil der Bewegung zu verstehen. In den letzten Jahren 
ist die Anzahl der Beiträge dabei deutlich gestiegen und es hat sich eine etwas distanzier-
tere und durchaus kritische wissenschaftliche Diskussion entwickelt, die durch die bei-
den aufeinanderfolgenden Konferenzen mit dem Titel „Food Sovereignty: A Critical Di-
alogue“ in den Jahren 2013 und 2014 zusammengefasst und systematisch vertieft wurde. 
Als Ergebnis entstanden ca. 90 teils empirisch und teils konzeptionell orientierte Arbeits-
papiere aus unterschiedlichen sozialwissenschaftlichen Forschungsdisziplinen sowie 
mehrere Veröffentlichungen im Journal of Peasant Studies, die aufzeigen, welche Band-
breite an Themen und Konzepten sich mit Ernährungssouveränität verbinden lassen (vgl. 
stellvertretend Bernstein 2014 sowie Edelman et al. 2014). 

Doch wie genau wird Ernährungssouveränität nun definiert und was soll es beinhalten? 
Im folgenden Unterkapitel soll diesen Fragen nachgegangen werden.

2.2	 Ein clash der landwirtschaftlichen Modelle

„Food sovereignty is the right of peoples to healthy and culturally appropriate food 
produced through ecologically sound and sustainable methods, and their right to 
define their own food and agriculture systems. It puts those who produce, distribute 
and consume food at the heart of food systems and policies rather than the demands 
of markets and corporations. It defends the interests and inclusion of the next gen-

2	 Beispielsweise wurde im Juni 2015 am Geographischen Institut der Universität Bayreuth ein Workshop mit dem Titel 
„Raum is(s)t Nahrung“ durchgeführt (vgl. Universität Bayreuth 2015).
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eration. It offers a strategy to resist and dismantle the current corporate trade and 
food regime, and directions for food, farming, pastoral and fisheries systems deter-
mined by local producers. Food sovereignty prioritises local and national econo-
mies and markets and empowers peasant and family farmer-driven agriculture, ar-
tisanal-fishing, pastoralist-led grazing, and food production, distribution and 
consumption based on environmental, social and economic sustainability. Food 
sovereignty promotes transparent trade that guarantees just income to all peoples 
and the rights of consumers to control their food and nutrition. It ensures that the 
rights to use and manage our lands, territories, waters, seeds, livestock and biodi-
versity are in the hands of those of us who produce food. Food sovereignty implies 
new social relations free of oppression and inequality between men and women, 
peoples, racial groups, social classes and generations.“ (La Vía Campesina 2007, o. S.)

Diese vielfach zitierte Definition von Ernährungssouveränität stammt aus der sogenann-
ten Deklaration von Nyéléni aus dem Jahr 2007 und spiegelt bereits die Vielfältigkeit der 
politischen Idee wider: Entgegen der ersten Definition aus dem Jahr 1996, in der Ernäh-
rungssouveränität noch als das Recht einer jeden Nation erklärt wurde, ein eigenes Er-
nährungssystem aufzubauen und aus eigener Kraft für Ernährungssicherheit zu sorgen 
(vgl. La Vía Campesina 1996), beruft sich La Vía Campesina mit dieser Formulierung auf 
das Recht der Völker, selbstständig über die eigene Produktion, den Konsum und die 
Vermarktung bzw. Verteilung von Nahrungsmitteln bestimmen zu können. Das bestehen-
de Menschenrecht auf angemessene Nahrung, enthalten im Internationalen Pakt über 
Wirtschaftliche, Soziale und Kulturelle Rechte der Vereinten Nationen (vgl. United Na-
tions 1966, Art. 11), wird somit durch die Komponente der Souveränität von Produzie-
renden aber auch von Händlerinnen und Händlern sowie Konsumierenden vollständig 
neu interpretiert und eingefordert. Das Recht fungiert nicht mehr nur als ein Garant, dass 
die Regierungen der UN-Mitgliedsstaaten die Bevölkerung ihrer Länder mit ausreichend 
Nahrungsmitteln versorgen, sondern darüber hinaus auch als Grundlage für eine libertäre 
Form der Selbstbestimmung und damit als Basis für die Entstehung neuer sozialräum-
licher Konstellationen und Beziehungen (vgl. Jarosz 2014, S. 176 ff.; Trauger 2013, 
S. 11 ff.).

Diese rechtebasierte Formulierung bezeichnet Claeys (2012, S. 846 ff.) als einen rights 
master frame, der vor allem den Vorteil habe, andere rechtebasierte Forderungen zu inte-
grieren bzw. sie miteinander zu verbinden. Zu nennen sind z. B. Rechte von Konsumie-
renden, Landrechte, Eigentumsrechte, das Recht auf indigene und bäuerliche Selbstbe-
stimmung und die Wahrung der Eigenrechte der Natur (vgl. entsprechend Wittman 
2011). Gleichzeitig ist ein solcher, auf moralischen Grundsätzen basierender Rahmen 
nicht ausdefiniert und ermöglicht es daher, einer politischen Debatte über die konkrete 
Ausgestaltung dieser Rechte ausreichend Raum zu verschaffen. Patel (2009, S. 667) 
vergleicht dementsprechend das Recht auf Ernährungssouveränität mit Hannah Arendts 
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Gedanken eines „Rechtes auf Rechte“ (vgl. Arendt 1949, S. 760; Arendt 2011 [1955], 
S. 601ff) und versteht die Forderung damit als eine Grundnorm, die es – insbesondere 
marginalisierten Kleinproduzierenden oder Landlosen – ermöglichen soll, überhaupt 
Rechte einfordern zu können, d. h. als gleichberechtigte Individuen an ernährungsrele-
vanten Entscheidungen teilhaben zu können. Passend dazu spricht Wittman (2009) von 
einem agrarian citizenship, einem „bäuerlichen Bürgerrecht“ und hebt damit ebenfalls 
den politischen Gehalt der Forderung hervor. Aufbauend auf diesen Gedanken beschäf-
tigt sich Trauger (2013, S. 13) nicht nur mit der Einforderung eines Rechtes, sondern 
darüber hinaus explizit mit der Einforderung von Souveränität und weist darauf hin, dass 
es sich dabei im Rahmen von Ernährungssouveränität vor allem um eine politische Stra-
tegie für Individuen, Organisationen und Gemeinschaften handele, politische Autonomie 
zu erlangen und sich von unterschiedlichsten Formen der Unterdrückung zu befreien.

Begleitet von diesem universellen und libertären Charakter wird Ernährungssouveränität 
durch eine Reihe von normativen Vorgaben getragen: Nahrung, Wasser und Ressourcen 
sollen ausschließlich der Nutzung und nicht zu Spekulationszwecken dienen. Agraröko-
logische, kleinbäuerliche Produktion und lokale Vermarktung sollen immer Vorrang vor 
industriellen Strukturen und globalem Handel haben. Weitere wichtige Kernelemente 
sind eine umfassende Agrarreform, die den Landzugang für marginalisierte Gruppen er-
leichtert, eine direktere Verbindung zwischen Konsumierenden und Produzierenden, der 
Aufbau und die Stärkung von lokalem Wissen und traditionellen Anbauformen, Ge-
schlechtergerechtigkeit, die Wahrung der Eigenrechte der Natur sowie die Kontrolle und 
Verfügung über Kredite und Ressourcen (vgl. Akram-Lodhi 2013, S. 2 f.; Desmarais 
2007, S. 34 f.; Rosset 2003, S. 2; Windfuhr und Jonsén 2005, S. 11 ff.).

Aufgrund dieser Universalität wird Ernährungssouveränität auch als eine Art umbrella 
term beschrieben (Windfuhr und Jonsén 2005, S. 1), der im Sinne eines universellen 
Signifikanten unterschiedliche Ansätze und Themen vereint: gesunde Nahrung, nachhal-
tige Anbaumethoden, Autonomie, solidarische und lokal begrenzte Ökonomien, intra- 
und intergenerationale Nachhaltigkeit, politischer Widerstand gegen finanzdominierte 
Systeme, fairer Handel, Gleichheit und Gerechtigkeit bezogen auf Einkommen, Gender, 
Ethnien, soziale Klassen und Generationen. Es wird insgesamt eine Utopie entworfen, 
die die Eigenschaft und Stärke besitzt, von verschiedenen Zielgruppen angeeignet und 
mit konkretem Inhalt gefüllt zu werden und die in Hinblick auf unterschiedliche soziale 
und geographische Kontexte übertragbar ist (vgl. Desmarais 2007, S. 28; Patel 2007, S. 
88). Der französische Aktivist José Bové formuliert diese Eigenschaft wie folgt:

„The strength of this global movement is precisely that it differs from place to place 
[...] The world is a complex place, and it would be a mistake to look for a single 
answer to complex and different phenomena. We have to provide answers at differ-
ent levels – not just the international level, but local and national levels, too.“ (Bové 
und Dofour 2001, S. 168)
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Passend dazu nennt Edelman (2014, S. 959 f.) Ernährungssouveränität einen „free-floa-
ting signifier filled with varying kinds of content“, während Patel (2009, S. 666) die 
Forderung als ein big tent und als einen signifier on the move3 bezeichnet, mit dem hete-
rogene Zielgruppen ihre unterschiedlichen Forderungen artikulieren können und der per-
manent neu mit Bedeutung belegt wird. Ernährungssouveränität ist damit kein einheit-
liches politisches Programm, sondern enthält eine Vielzahl von Ansätzen, Strategien und 
Forderungen. Diese finden ihre Gemeinsamkeit darin, dass sie das Infragestellen und die 
Transformation von ungerecht empfundenen Ernährungssystemen und den dazugehö-
rigen Praktiken der Produktion, der Verteilung und des Konsums von Nahrungsmitteln 
einklagen:

„Food sovereignty implies a diversity of solutions, not a monoculture, not an ap-
proach owned and patented by a single corporation. It does not involve a single size 
fitting all. It is a set of ideas, policies and ways of eating that are sensitive to history, 
ecology and culture, and that respect human rights. […] A commitment to food 
sovereignty demands we ask about the food system, about seed and the context in 
which it was grown – was it genetically modified, who owned the land, how are 
workers treated? We can ask about the resources that made its production possible 

– where did it come from, how did it get here, how much water was needed to grow 
it, how much fossil fuel was used in its growing and transport? But we can also ask 
about our ability to access the food we want – how much time do we have to eat 
with our families, to cook, how much income would we like to spend on food, what 
foods would we like to eat but are prevented from eating? And we can ask questions 
about the international context – what are the conditions in the countries where our 
food is grown, how much illegitimate debt do they have to service, how free are 
local people to set their own life courses, how entitled, how do the actions of con-
sumers support or hamper them?“ (Patel 2012 [2007], S. 322 f.)

Ein wesentliches Merkmal dieser Forderung ist eine strategisch-diskursive und bisweilen 
polemische Polarisierung zwischen den Praktiken, die mit Ernährungssouveränität ver-
bunden werden und jenen, die die Forderung nicht repräsentieren. Ohne diesen strikten 
Antagonismus könnte Ernährungssouveränität nicht existieren. Hybride Formen sind aus 
Sicht der Befürworterinnen und Befürworter von Ernährungssouveränität kaum vorhan-
den oder denkbar. Rosset (2003, S. 2) bezeichnet dies als einen clash of models, um zu 
beschreiben, inwiefern sich Ernährungssouveränität in Bezug auf verschiedene Themen 
vom bestehenden, dominanten Modell landwirtschaftlicher und ernährungspolitischer 
Praxis abgrenzt. Die folgende, direkt von Rosset übernommene und frei übersetzte Ta-
belle 1 gibt darüber Aufschlüsse:

3	 Vgl. den Vortrag von Raj Patel (2013) im Rahmen der Konferenz „Food Sovereignty: A Critical Dialogue“.
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Tab. 1:	 Gegenüberstellung des Modells einer „dominanten Agrar- und Ernährungspolitik“ 
und des „Ernährungssouveränitäts-Modells“ 

Thema Dominantes Modell Ernährungssouveränitäts-Modell
Handel uneingeschränkter Freihandel Ernährung und Landwirtschaft sol-

len von internationalen Freihandels-
abkommen ausgenommen werden.

Produktions-
schwerpunkte

landwirtschaftliche Exportpro-
dukte

Nahrungsmittel für lokale Märkte

Ertragspreise „was der Markt diktiert“ (v. a. 
niedrige Preise)

faire Preise, die die Produktionsko-
sten decken und den Produzierenden 
ein Leben in Würde ermöglichen.

Marktzugang Zugang zu ausländischen 
Märkten

Zugang zu lokalen Märkten. Die 
Verdrängung von Produzierenden 
aus ihren Märkten durch die Agrar-
industrie soll beendet werden.

Subventionen werden in Entwicklungsländern 
kaum zugelassen. In den USA 
und Europa kommen sie v. a. 
den größeren landwirtschaft-
lichen Betrieben zugute.

sind akzeptabel, solange sie keinen 
anderen Ländern durch Preisun-
terbietung schaden. Sie sollten nur 
an Familienunternehmen gezahlt 
werden oder der Direktvermarktung, 
Einkommensunterstützung, dem 
nachhaltigem Anbau sowie der 
Forschung zugutekommen.

Nahrung ist hauptsächlich eine Ware. 
Produziert und konsumiert wer-
den v. a. verarbeitete Lebensmit-
tel, die mit Fetten, Zucker und 
giftigen Rückständen angerei-
chert sind.

ist ein Menschenrecht. Lebensmittel 
sollten gesund, nahrhaft, erschwing-
lich und lokal hergestellt sein.

Produktion ist nur für die ökonomisch effi-
zient Arbeitenden möglich.

ist ein Recht für die ländliche 
Bevölkerung

Hunger ist auf niedrige Produktivität 
zurückzuführen.

ist ein Problem des Zugangs und 
der Verteilung und auf Armut und 
Ungleichheit zurückzuführen.

Ernährungs- 
sicherheit

wird über Nahrungsmittelim-
porte aus Niedriglohnländern 
erreicht.

ist am größten, wenn die Nahrungs-
mittelproduktion in den Händen der 
Hungernden ist und wenn Nahrung 
lokal hergestellt wird. 

Kontrolle über 
produktive 
Ressourcen (Land, 
Wasser)

privatwirtschaftlich organisiert. sollte lokal und gemeinschaftlich 
organisiert sein.
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2.3	 Ernährungssicherheit und -souveränität, neoliberale Agrarpolitik 
und die Entstehung von La Vía Campesina

Obwohl gewisse Parallel existieren, ist Ernährungssouveränität nicht mit dem deutlich 
älteren Konzept der Ernährungssicherheit gleichzusetzen, das seit der Welternährungs-
konferenz der Vereinten Nationen in Rom im Jahr 1974 das ernährungspolitische Leitbild 
für die UN-Mitgliedsstaaten darstellt, sondern es handelt sich vielmehr um einen Gegen-
entwurf (vgl. u. a. Wittman 2011). Der zentrale Unterschied ist, dass das nur sehr vage 
definierte Konzept der Ernährungssicherheit zwar durchaus darauf abzielt, die Versor-

Quelle:	Rosset (2003, S. 2), frei übersetzt

Thema Dominantes Modell Ernährungssouveränitäts-Modell
Landzugang erfolgt über den Marktmecha-

nismus.
ist essentiell für die Nahrungsmittel-
produktion und nur über eine echte 
Agrarreform zu erreichen.

Saatgut ist eine patentierbare Ware. ist ein gemeinsames Erbe der 
Menschheit und sollte im Besitz 
ländlicher Gemeinden sein.

Ländliche Kredite 
und Investitionen

kommen von privaten Banken 
und Unternehmen.

kommen aus dem öffentlichen Sek-
tor, mit dem Ziel Familienbetriebe 
zu unterstützen.

Preis- 
unterbietungen

werden nicht thematisiert. sollten verboten werden.

Monopole werden nicht thematisiert. sind die Ursache der meisten Pro-
bleme und sollten beseitigt werden.

Überproduktion gibt es nicht. verursacht Preissenkungen und 
Armut von Produzierenden.

Gentechnisch 
modifizierte Orga-
nismen (GMOs)

sind der Impuls für die Zukunft. wirken sich nachteilig auf die Ge-
sundheit und die Umwelt aus; eine 
unnötige Technologie.

Landwirtschaft-
licher Anbau

ist industriell, monokulturell, 
chemieintensiv. GMOs werden 
verwendet.

sollte ökologisch und nachhaltig 
sein. GMOs werden nicht verwen-
det.

Kleinbäuerlich 
Produzierende

sind ein Anachronismus; die 
Ineffizienten werden verschwin-
den.

sind selbst organisierte Hüterinnen 
und Hüter von Kulturen, Keimplas-
ma, produktiven Ressourcen und 
Wissen. 

Urbane 
Konsumentinnen 
und Konsumenten

sind lohnabhängig Arbeitende, 
denen so wenig wie möglich 
gezahlt wird.

benötigen höhere Löhne für die 
Lebenserhaltung.

Eine „andere 
Welt“ 
(Alternativen)

ist nicht möglich oder nicht von 
Interesse.

ist möglich und wird eingefordert.
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gung mit ausreichend Nahrungsmitteln sicherzustellen, um Hungersnöte sowie Unterer-
nährung zu bekämpfen: „Food security exists when all people, at all times, have physical 
and economic access to sufficient, safe and nutritious food“ (FAO 1996, o. S.); in der 
Regel wird dabei jedoch nicht weiter hinterfragt, unter welchen sozialen und politischen 
Umständen und Produktionsbedingungen Nahrungsmittel hergestellt und verteilt werden 
(vgl. Desmarais 2007; La Vía Campesina 1996; Rosset 2003). Daraus folgt, dass das 
Ziel der Ernährungssicherheit auch mit ernährungspolitischen Maßnahmen erreicht wer-
den kann, die der Idee der Ernährungssouveränität diametral gegenüberstehen (z. B. Frei-
handel, vertikale Integration, industrielle und effizienzorientierte Landwirtschaft). Wie 
Patel (2009, S. 665) provokativ anmerkt, sei es ebenfalls möglich, in einem diktato-
rischen Regime oder im Rahmen anderer Unterdrückungsverhältnisse wie Gefängnissen 
einen Zustand von Ernährungssicherheit zu erlangen. Jarosz (2014, S. 169 f.) argumen-
tiert ähnlich und hebt hervor, dass es sich bei Ernährungssicherheit um ein eher tech-
nisches Konzept handele, das in einen neoliberalen Entwicklungsdiskurs eingebunden sei 
und auf der nationalstaatlichen bzw. internationalen Ebene ausgehandelt werde. Ernäh-
rungssouveränität hingegen sei eine zivilgesellschaftliche und durchweg politische Idee, 
mit der Machtverhältnisse grundlegend hinterfragt werden.

Dementsprechend richtet sich die von La Vía Campesina geäußerte Kritik am Leitbild der 
Ernährungssicherheit weniger gegen das erklärte Ziel, Unter- und Mangelernährung zu 
bekämpfen, sondern gegen das Verständnis, es durch Maßnahmen zu verwirklichen, mit 
denen seit den 1970er Jahren, in Form der Subventionierung industriell gefertigter Pro-
dukte sowie der Ausnutzung „komparativer Vorteile“, eine auf agrarindustriellen Struk-
turen basierende Grüne Revolution herbeigeführt wurde (vgl. Desmarais 2007, S. 40 ff.; 
Edelman et al. 2014, S. 914). Vor allem in Folge der Integration von Landwirtschaft und 
Ernährung in das General Agreement on Tariffs and Trade (GATT) im Rahmen der soge-
nannten Uruguay-Runde zu Beginn der 1990er Jahre sowie der Doha-Runde zu Beginn 
der 2000er Jahre (vgl. Lee 2007, S. 1 ff.) erreichte diese Entwicklung ihre vorläufigen 
Höhepunkte, da zusätzlich nun auch der Einsatz von Gentechnik und anderer technolo-
gischer Maßnahmen diskutiert wurde (vgl. Desmarais 2007, S. 40 f.; Holt-Giménez 
und Altieri 2013). Außerdem wurde die Verantwortung der weltweiten Nahrungsmittel-
produktion bei einem gleichzeitigen Abbau von Handelsbarrieren zunehmend an private 
Unternehmen übergeben (vgl. McMichael 2005, S. 281). 

Das Ziel dieses politischen Paradigmas bestand im Wesentlichen darin, ein profitorien-
tiertes System zu festigen, mit dem industriell hergestellte Grundnahrungsmittel (v. a. aus 
den USA und Europa) in großer Menge produziert und exportiert werden konnten. Vertei-
lungsverhältnisse, Produktionsbedingungen und andere soziale Auswirkungen, wie z. B. 
die Tatsache, dass Unterernährung und Hungersnöte in den Ländern des Südens mit einer 
weltweiten Überproduktion an Nahrungsmitteln einhergingen, wurden jedoch nicht in 
größerem Ausmaß hinterfragt (vgl. Patel 2012 [2007]). Diese Entwicklung führte dazu, 
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dass sich die Situation der bäuerlichen Landwirtschaft nach und nach verschlechterte. 
Kleinproduzierende konnten zu den gegebenen Weltmarktpreisen kaum noch effizient 
produzieren bzw. ihre Produkte gewinnbringend vermarkten. Damit nahm die Ernäh-
rungsunsicherheit insbesondere in ländlichen Gebieten des globalen Südens zu (vgl. 
Bové 2001, S. 94; McMichael 2005, S. 271 ff. und 281 ff.; Lee 2007, S. 3 ff.). 

Aus dieser Situation heraus erwuchs jedoch eine politisierte bäuerliche Bewegung, aus 
der im Jahr 1993 in Mons, Belgien, das Netzwerk La Vía Campesina hervorging (vgl. La 
Vía Campesina 1993; Martínez-Torres und Rosset 2010). Das Ziel dieser von „unten“ 
kommenden transnationalen Bewegung war und ist es, neoliberale und unterdrückende 
Strukturen in der landwirtschaftlichen Produktion und der Verteilung von Nahrungsmit-
teln zu bekämpfen, sie zu überwinden und Ernährungssouveränität als Voraussetzung für, 
wie La Vía Campesina es nennt, „echte Ernährungssicherheit“ zu schaffen (vgl. La Vía 
Campesina 1996, S. 1; Desmarais 2007). Martínez-Torres und Rosset beschreiben die-
sen Transnationalisierungsprozess wie folgt:

„La Vía Campesina was born as the wave of peasant dissatisfaction and movements 
‘crested’ into the international sphere, and they hooked up with each other as a trans-
national social movement, or globalization from below.“ (Martínez-Torres und 
Rosset 2010, S. 156)

Dem lateinamerikanischen Kontext kommt bei dieser Bewegung eine zentrale Rolle zu. 
Zum einen führte die ausbeuterische und koloniale Vorgeschichte zu extremen Ungleich-
heiten in der Landbesitzverteilung, die zu großen Teilen bis heute fortbestehen (vgl. Uri-
oste und Kay 2005). Zum anderen trugen die neoliberalen Strukturanpassungspro-
gramme im Rahmen des sogenannten Washington Consensus (bestehend aus Maßnahmen 
der Deregulierung, Privatisierung und Liberalisierung) in den 1980er Jahren zu einer 
Verarmung der ländlichen und nahrungsmittelproduzierenden Bevölkerung in vielen la-
teinamerikanischen Staaten bei. In den 1990er Jahren entwickelten diese vielfältigen 
Gruppen ein starkes Ungerechtigkeitsempfinden hinsichtlich der empfundenen Domi-
nanz neoliberaler Strukturen, das wesentlich zur Gründung der lateinamerikanischen 
Vertretung von La Vía Campesina (CLOC – Coordinadora Latinoamericana de Organi-
zaciones del Campo) beitrug und mit dem symbolischen Anliegen kombiniert wurde, die 
500 Jahre währende, koloniale und neoliberale Unterdrückung zu beenden (Martínez-
Torres und Rosset 2010, S. 153 ff.). Inhaltlich wurde dieser Widerstandsdiskurs mit 
unterschiedlichen Forderungen nach bestimmten Rechten geführt, die eine wichtige 
strategische Basis für die Etablierung von La Vía Campesina darstellten. Dazu gehörten 
vor allem das Recht auf indigene und bäuerliche Selbstbestimmung, das Recht auf Teil-
habe, auf Gleichheit sowie auf Land und Würde (vgl. Alvarez et al. 1998), die sich in 
Bolivien mit entsprechenden öffentlichkeitswirksamen Protestmärschen offenbarten 
(vgl. Balza Alarcón 2001). 
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Charakterisiert ist diese Zeit auch durch eine erweiterte und gestärkte interne Organisa-
tion von La Vía Campesina. Vor allem die Gründung von Regionalvertretungen sowie 
der Aufbau weltweiter Allianzen zwischen unterschiedlichen kleinbäuerlichen Organisa-
tionen und anderen Bewegungen, die sich im Rahmen des Weltsozialforums vernetzten, 
trugen maßgeblich zu dieser Entwicklung bei (vgl. Desmarais 2007, S. 24). Außerdem 
vertiefte La Vía Campesina ihre inhaltliche Arbeit durch die Einrichtung von Ausschüs-
sen in den Bereichen Agrarreform und Wasser, Biodiversität und genetische Ressourcen, 
Ernährungssouveränität und Handel, Frauen, Menschenrechte, Migration und ländliche 
Arbeit, nachhaltige bäuerliche Landwirtschaft und Jugend4. Nach und nach übernahm 
die Organisation eine weltweite Führungsrolle innerhalb der kleinbäuerlichen Bewe-
gungen und erarbeitete sich nicht nur die Funktion einer Repräsentantin für bäuerliche 
Interessen, etwa im Rahmen internationaler Verhandlungen, sondern auch die einer Dis-
kussionsplattform zwischen Produzierenden, Umweltschutz- und Menschenrechtsorga-
nisationen sowie Initiativen von Verbraucherinnen und Verbrauchern jeglicher Art und 
Herkunft (vgl. Borras 2004; Borras und Franco 2009; Martínez-Torres und Ros-
set 2010).

In den letzten Jahren (von 2008 – bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt) stand die politische 
Arbeit von La Vía Campesina verstärkt unter dem Einfluss der Nahrungsmittelkrise der 
Jahre 2007 und 2008, die durch einen starken Preisanstieg für Grundnahrungsmittel, nach 
einer 20 bis 30 Jahre währenden Periode extrem niedriger Nahrungsmittelpreise, die 
Hungerproblematik in vielen Ländern des Südens noch verschärfte (vgl. McMichael 
2009c; Rosset 2008; Rosset 2009). In der Folge wurde im Jahr 2008 auf der fünften 
Internationalen Konferenz von La Vía Campesina in Maputo, Mosambik, eine noch deut-
lichere Definition eines gemeinsamen politischen Gegners in Form von transnationalen 
Unternehmen benannt (vgl. La Vía Campesina 2008; Martínez-Torres und Rosset 
2010; Navarro und Desmarais 2009). Weiterhin sind die letzten Jahre von einem ste-
tigen Wachstum der Organisation gekennzeichnet: Nach eigenen Angaben von 2013 be-
steht sie aus 164 regionalen und nationalen Organisationen aus 73 Ländern in Afrika, 
Asien, Europa, Nord-, Mittel- und Südamerika und repräsentiert weltweit über 200 Milli-
onen meist kleinbäuerlich Produzierende. Die Organisationsstruktur ist entsprechend de-
zentral aufgebaut: Es existieren insgesamt neun regionale Vertretungen, die jeweils einen 
männlichen Repräsentanten und eine weibliche Repräsentantin für das Internationale 
Koordinationskommitee stellen. Der Sitz des Internationalen Sekretariats von La Vía 
Campesina wechselt gemäß den Entscheidungen, die auf den regelmäßig stattfindenden 
Internationalen Konferenzen gefällt werden. Seit 2013 befindet er sich in Harare, Zimb-
abwe (vgl. La Vía Campesina 2013).

4	 Vgl. die Online-Selbstdarstellung von La Vía Campesina: www.viacampesina.org (aufgerufen am 29.01.2016).



17Das Recht auf Ernährungssouveränität

2.4	 Food regimes und food empires

Ein verbreiteter Ansatz für die Erklärung der Dominanz und vor allem für die Kontinuität 
kapitalistischer Produktionsbedingungen in globalen Ernährungssystemen ist das auf die 
Arbeiten von Harriet Friedmann und Phillip McMichael zurückgehende food regime-
Konzept (vgl. Friedmann 1993; Friedmann und McMichael 1989; McMichael 
2005; McMichael 2009a; McMichael 2009b, McMichael 2009c; McMichael 2014). 
Im Wesentlich handelt es sich dabei um einen regulationstheoretischen Ansatz (vgl. Ag-
lietta 2000 [1979]), mithilfe dessen es möglich wird, kapitalistisch geprägte Ernäh-
rungssysteme als eine historische Abfolge von sogenannten Akkumulationsregimen zu 
verstehen. Mit anderen Worten handelt es sich um „rule-governed structure[s] of produc-
tion and consumption of food on a world scale” (Friedmann 1993, S. 30 f.) oder als 

„Ensemble[s] von institutionellen Formen und Normen“ (Sablowski 2011, S. 50), die es 
ermöglichen, die internen Widersprüche der kapitalistischen Produktionsweise zwar 
nicht aufzuheben, sie aber für einen bestimmten Zeitraum zu bändigen und kleinere Kri-
sen abzufangen. Große strukturelle Krisen führen jedoch dazu, dass ein Akkumulations-
regime im historischen Verlauf von einem neuen Akkumulationsregime abgelöst wird. 

Die aktuelle Phase des globalen Kapitalismus lässt sich als ein „finanzdominiertes Akku-
mulationsregime“ (vgl. Sablowski 2011; Zeller 2003, S. 222) bezeichnen, das durch 
die permanente Erschließung und Aneignung neuer Anlagemöglichkeiten für das globale 
Finanzkapital Stabilität erlangt und in eine „globale Enteignungsökonomie“ eingebettet 
ist (vgl. Zeller 2004). Harvey (2003) bezeichnet diesen Mechanismus – in Anlehnung 
an den von Marx (2008 [1867], S. 741) beschriebenen Prozess der „primitiven Akkumu-
lation“ – als eine „Akkumulation durch Enteignung“ und erklärt damit die für die Auf-
rechterhaltung eines kapitalistischen Systems notwendige raumzeitliche Bindung und 
Anhäufung neuen Kapitals. Symptomatisch zeigt sich dieser Prozess in vielfältigen Ent-
eignungsformen: z. B. Land- und Nahrungsmittelspekulationen und dadurch hervorgeru-
fene oder verstärkte Nahrungsmittelkrisen, zunehmende Landlosigkeit von Kleinprodu-
zierenden, Destabilisierungseffekte durch Nahrungsmittelimporte und dem Phänomen 
des sogenannten Land Grabbing (vgl. Adnan 2013; Jansen 2014; McMichael 2006; 
McMichael 2009c; McMichael 2012; Zoomers 2010). Entsprechend bezeichnet Mc-
Michael (2005) das gegenwärtige, etwa seit den späten 1980er Jahren bestehende Akku-
mulationsregime als ein corporate food regime, das sich im Kern durch neoliberale Poli-
tiken (verstanden als Maßnahmen der Privatisierung, Liberalisierung, Deregulierung) 
bzw. durch die oben genannten Charakteristika auszeichnet:

„The corporate food regime is a key vector of the project of global development. 
This project is characterized by the global de-regulation of financial relations, cali-
brating monetary value by credit (rather than labor) relations – as practiced through 
the privatizing disciplines internalized by indebted states, the corporatization of 
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agriculture and agro-exports, and a world-scale casualization of labor […]. The 
corporate food regime exemplifies, and underpins, these trends, through the deter-
mination of a world price for agricultural commodities strikingly divorced from 
cost.“ (McMichael 2005, S. 270 f.)

Einen ähnlichen Ansatz vertritt der Agrarsoziologe Jan Douwe van der Ploeg (2008). In 
Anlehnung an Hardts und Negris (2000) Theorie des „Empire“ konzeptioniert er den 
hegemonialen Charakter von Ernährungssystemen als food empires und bezeichnet damit 
ein dominante, durch kapitalistische und globalisierte Strukturen geprägtes Ordnungs-
prinzipien, die sich vor allem durch hierarchische Kontrolle und durch die Expansion 
materieller und symbolischer Ordnungen auszeichnen:

„Empire is understood here as a mode of ordering that tends to become dominant. At 
the same time, Empire is embodied in a wide range of specific expressions: agri-
business groups, large retailers, state apparatuses, but also in laws, scientific mod-
els, technologies, etc. Together these expressions (which I refer to in the plural as 
food empires) compose a regime: ‘a grammar or rule set comprised in the coherent 
complex of scientific knowledge, engineering practices, production process tech-
nologies, product characteristics, (enterprise interests, planning and control cycles, 
financial engineering, patterns of expansion, and) ways of defining problems – all 
of them embedded in institutions and infrastructures’.“ (van der Ploeg 2008, 
S. 3 f.)

Die offensichtlichsten Formen der food empires zeigen sich in einem fortschreitenden 
Prozess der Industrialisierung und in alternativlos erscheinender kommerzieller Land-
wirtschaft sowie in der zeitlichen und räumlichen Entkopplung der Nahrungsmittelpro-
duktion von der Sphäre des Konsums und von ihrem jeweiligen soziokulturellen bzw. 
ökologischen Kontext (ebd., S. 4 ff.). Das bedeutet in der Praxis, dass die Produktion und 
die Verteilung von Nahrungsmitteln nicht mit den lokalen Bedürfnissen und den ökolo-
gischen Gegebenheiten ihrer Herkunft in Verbindung stehen. Die räumliche und soziale 
Beziehung zwischen Produktion und Konsum, so van der Ploeg (ebd.), verliere nach 
und nach an Bedeutung und es ergäben sich sogenannte non-places der Nahrungsmittel-
produktion (vgl. entsprechend Harvey 1990). Ähnlich argumentiert auch McMichael 
(2009a, S. 147), indem er die von Bové und Dufour (2001, S. 55) geprägte Bezeichnung 
food from nowhere nutzt, um die globalisierten, durch das corporate food regime produ-
zierten Geographien der Nahrung zu beschreiben. Diese von spezifischen Orten abstra-
hierte Produktion und Verteilung von Nahrungsmitteln unterscheide sich demnach we-
sentlich von einer „place-based form of agro-ecology (food from somewhere)“, die er mit 
der Praxis von Ernährungssouveränität in Verbindung bringt (vgl. auch Campbell 2009 
und Schermer 2015 für weitere Adaptionen dieser Begriffe).
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2.5	 Bäuerlicher Widerstand und ökologische Landwirtschaft 

Wie lassen sich nun die bäuerlichen Widerstandsformen gegen das corporate food regime 
bzw. das food empire, durch die sich La Vía Campesina und die Bewegung für Ernäh-
rungssouveränität auszeichnet, theoretisch einordnen? 

Als frühe und bedeutende agrarsoziologische Werke hinsichtlich bäuerlichen Wider-
standes gegen unterdrückende Strukturen sind Eric Wolfs (1969) „Peasant Wars of the 
Twentieth Century“, Joel Migdals (1974) „Peasants, Politics, and Revolution“ sowie 
Jeffery Paiges (1975) „Agrarian Revolution“ zu nennen, die allesamt den revolutionären 
Charakter bäuerlicher Bewegungen hervorheben (vgl. für einen Überblick Skocpol 
1982). In den 1980er Jahren wurde diese Debatte konzeptionell weitergeführt und maß-
geblich durch die hegemonietheoretischen Subaltern Studies (vgl. Guha 2001; Brass 
2003) geprägt. Insbesondere die Arbeiten James Scotts sind in diesem Zusammenhang zu 
nennen, da er, im Gegensatz zu seinen Vorgängern, nicht die offen ausgetragenen und 
unmittelbar gewalttätigen Formen des bäuerlichen Widerstandes untersucht; vielmehr fo-
kussiert er auf alltägliche, verdeckte und destruktiv ausgerichtete Formen des subalternen 
Klassenkampfes gegen hegemoniale Unterdrückung und Unterordnung, die er als wea-
pons of the weak und als hidden transcripts konzeptioniert (vgl. Scott 1985; Scott 
1990). Zu nennen sind z. B. Praktiken wie Diebstahl, vorgetäuschte Unwissenheit, Sabo-
tage, Brandstiftung oder üble Nachrede. Damit eröffnete er nicht nur eine grundlegend 
neue Perspektive auf die praktische Dimension des bäuerlichen Widerstands, sondern 
erweiterte auch seine älteren Arbeiten zum Konzept einer bäuerlichen moral economy 
(vgl. Scott 1976), das auf reziproken Austauschbeziehungen, gegenseitigem Vertrauen 
und Subsistenzwirtschaft basiert (vgl. für eine Adaption des Konzeptes der moral econo-
my Edelman 2005).

Ein weiterer und bedeutender Ansatzpunkt für die Einordnung von La Vía Campesina 
und die Bewegung für Ernährungssouveränität ist darüber hinaus die sogenannte „Agrar-
frage“, mit der sich die überwiegend marxistisch geprägte Agrarsoziologie bereits seit 
Ende des 19. Jahrhunderts beschäftigt (vgl. u. a. Akram-Lodhi und Kay 2009; Brass 
2003; Kautsky 1966 [1899]). Im Vordergrund steht dabei die Frage, wie sich kapitali-
stische Produktionsbedingungen langfristig auf die Konstitution „der Bauernschaft“ aus-
wirken. Oder anders ausgedrückt: Sind ländliche Kleinproduzierende im Sinne einer de-
peasantization (vgl. Hobsbawn 1994; Araghi 1995) im Verschwinden begriffen? 
Verursacht ein fortschreitender Kapitalismus eine sukzessive Proletarisierung, im Sinne 
einer „expanding reserve army of labour“ (vgl. Bernstein 2003, S. 13)? Oder aber be-
wirkt er eine Wiederkehr bzw. eine „neue Generation“ Kleinproduzierender wie es van 
der Ploeg (2008) mit dem Phänomen der „Wiederverbäuerlichung“ beschreibt? Bei ei-
ner näheren Beschäftigung mit dieser Frage lässt sich in Bezug auf die Entstehung von 
La Vía Campesina Folgendes ableiten:
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Nach einer lang anhaltenden Phase (von den 1980er bis zu den 2000er Jahren), die darauf 
hindeutete, dass die kleinbäuerliche Landwirtschaft sich den Regeln des Kapitalismus 
bedingungslos unterordnen muss (vgl. McMichael 2005, S. 271 ff.), zeigt die gegenwär-
tige politische Präsenz von La Vía Campesina, dass genau diese Dominanz zu einer glo-
balen und kleinbäuerlichen Widerstandsbewegung (v. a. in lateinamerikanischen Län-
dern) geführt hat. Dieses Phänomen kehrt allerdings die parallel zu beobachtenden 
Prozesse der Proletarisierung und der depeasantization nicht einfach um, sondern ver-
läuft, in unterschiedlichen Kontexten mehr oder minder stark ausgeprägt, nebeneinander 
her. Demzufolge versteht McMichael (2009b, S. 294 ff.) die Bewegung für Ernährungs-
souveränität und die Entstehung von La Vía Campesina auch als eine Form des Klassen-
kampfes, d. h. als einen Versuch, die bäuerliche Abhängigkeit von kapitalistischen Struk-
turen zu reduzieren und sie im Sinne einer „neuen Agrarfrage der Ernährung“ und einer 
transformativen campesino-politics zu überwinden:

„In this sense, capital is the point of departure of the food sovereignty movement. 
[…] In particular, La Via Campesina seeks to reverse, or denaturalize, disposses-
sion and thereby limit peasant subjection to capital – both materially and discur-
sively. I have argued elsewhere that this is ‘the’ new agrarian question […]. Here I 
posit an ‘agrarian question of food’ as a way of understanding why a peasant move-
ment has salience in a capital-dominated world.“ (McMichael 2009b, S. 298)

„This involves blending an anti-capitalist, or class, politics with a campesino poli-
tics that revalues substantive forms of economy (in the Polanyian sense) via a dis-
tinctive modern politics rooted in a global moral economy.“ (McMichael 2006, S. 
416)

Eine substanzielle Weiterentwicklung dieser Ansätze ist das Konzept bzw. eher das empi-
rische Phänomen der repeasantization (s.o.), das van der Ploeg (2008, S. 6 f.) als „fight 
for autonomy and survival in a context of deprivation and dependency“ beschreibt und 
damit die wechselseitige Beziehung zwischen dem food empire (Kapitel 2.4) und der 
peasant condition hervorhebt, d. h. der Beschaffenheit der bäuerlichen Lebens- und Pro-
duktionsbedingungen (vgl. van der Ploeg 2008, S. 261). Er bezieht sich mit dem Aus-
druck fight jedoch nicht auf die von Scott (1985) beschriebenen destruktiven und ver-
deckten Widerstandspraktiken der „Schwachen gegen die Mächtigen“ oder auf die 
etablierten Formen des offenen politischen Kampfes wie ihn Wolf (1969), Migdal 
(1974) und Paige (1975) beschreiben, sondern er fasst bäuerlichen Widerstand deutlich 
weiter und nennt vielfältige Praktiken, die auf den ersten Blick häufig nicht als Wider-
stand gedeutet werden (vgl. van der Ploeg 2008, S. 59 ff. und S. 265 ff.): z. B. die Grün-
dung von Kooperativen oder die Organisation innerhalb von Verbänden, Gewerkschaften 
und Interessenvertretungen. Andere Widerstandspraktiken beinhalten hingegen eine Ver-
änderung der Produktionsweisen und Vermarktungsmechanismen wie z. B. ein steigender 
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Anteil der Subsistenzwirtschaft, die Einführung und der Ausbau agrarökologischer An-
baumethoden, low-input farming und damit einhergehende Innovationen, die Diversifi-
zierung der Produktion sowie die Etablierung alternativer Vermarktungswege und -ketten 
(agro-food chains):

„Resistance is encountered in a wide range of heterogeneous and increasingly inter-
linked practices through which the peasantry constitutes itself as distinctively dif-
ferent. Resistance resides in the fields in the ways in which ‘good manure’ is made, 

‘noble cows’ are bred and ‘beautiful farms’ constructed. As ancient and irrelevant as 
such practices may seem if considered in isolation, in the context of Empire they 
are increasingly vehicles through which resistance is expressed and organized. Re-
sistance equally resides in the creation of new units of production and consumption 
in fields meant to lay barren or to be used for large-scale production of export crops 
only. In synthesis, the resistance of the peasantry resides, first and foremost, in the 
multitude of responses continued and/or created anew in order to confront Empire 
as the principal mode of ordering. Through, and with, the help of such responses, 
they are able to go against the tide.“ (van der Ploeg 2008, S. 265)

Zusammengenommen interpretiert van der Ploeg (ebd., S. 261 ff.) diese Phänomene als 
eine emanzipatorische Selbstorganisation, die er als das peasant principle bezeichnet. 
Gemeint ist damit eine umfassende Reaktion auf all jene Prozesse, die – repräsentiert 
durch das food empire – eine unabhängige bäuerliche Landwirtschaft einschränken. Mit 
diesem Ansatz wird es somit möglich, bäuerlichen Widerstand, nicht als singuläre, revo-
lutionäre Ereignisse oder destruktive Praktiken zu verstehen, sondern als einen kontinu-
ierlichen und alltäglich stattfindenden Kampf um Autonomie innerhalb eines hegemonial 
verfestigten Regimes, der darauf abzielt, einen erweiterten Handlungsspielraum, einen 
room for manoeuvre (vgl. Long 1984 zit. in van der Ploeg 2008, S. 32), zu erlangen 
und graduell die Abhängigkeit von äußeren Strukturen und Institutionen zu verringern:

„The peasant principle is an emancipatory notion. It outlines the potentials entailed 
within the peasantry – potentials that are currently being blocked by Empire but at 
the same time are (re)activated by it. Thus, the peasant principle embraces the coun-
tervailing powers generated within the peasantry itself.“ (van der Ploeg 2008, 
S. 261)

Eine besondere Bedeutung kommt dabei der ökologischen Landwirtschaft zu. Verschie-
dene Autorinnen und Autoren (vgl.; Altieri und Toledo 2011; De Schutter 2011; 
Rosset und Martínez-Torres 2012; Wezel et al. 2009) heben hervor, dass die Anwen-
dung ökologischer Anbaumethoden ein hohes transformatives Potenzial besäße und die 
Bewegung für Ernährungssouveränität wesentlich auf dieser Praxis basiere. Die grund-
sätzliche Idee dabei ist, landwirtschaftliche Systeme aufzubauen, die eine minimale Ab-
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hängigkeit von externen Inputs wie industriell hergestellten Düngemitteln, extern bezo-
genem Saatgut oder energetischen Ressourcen aufweisen. Dazu müssen jedoch diverse 
Richtlinien eingehalten werden: die Wiederverwertung von Nährstoffen, z. B. durch die 
Herstellung eigener Düngemittel, eigene energetische Versorgung, die Diversifizierung 
der Produktion, die Einbindung von Agroforstsystemen, die Nutzung heimischen Saat-
gutes und die Verbesserung der organischen Substanz des Bodens (vgl. Altieri und To-
ledo 2011, S. 588). Insgesamt sollen natürlich ablaufende Prozesse imitiert werden, mit 
dem Ziel, die Agrobiodiversität und Qualität des Bodens zu verbessern, um dem gesamt-
en System eine hohe Widerstandsfähigkeit gegenüber natürlichen Schädlingen zu verlei-
hen (vgl. Altieri 2002, S. 8 f.). Damit grenzen Altieri und Toledo die agrarökologische 
Praxis auch von anderen alternativen Anbaumethoden oder Vermarktungssystemen ab, 
wie dem organic farming oder Fair-Trade-Systemen, da diese mitunter auf monokultu-
rellem Anbau und externen Inputs basierten und mögliche externe Abhängigkeiten zufol-
ge hätten (vgl. Altieri und Toledo 2011, S. 588).  

Agrarökologische Methoden basieren zudem auf einem hohen Grad an traditionellem 
Wissen über Anbaumethoden, Saatgut, Düngemittel, Ernte- und Aussaatintervalle, etc. 
Dabei ist hervorzuheben, dass es sich oftmals nicht um theoretisches Wissen handelt, das 
auf Grundlage naturwissenschaftlicher Erkenntnisse entstanden ist, sondern eher um ein 
praktisches, prozesshaftes und sehr spezifisches Wissen, das im historischen Verlauf ge-
wöhnlich innerhalb von Familien oder Gemeinden weitergegeben wird und mit bestimm-
ten Wertvorstellungen und Weltanschauungen verbunden ist (vgl. Berkes 1999). Jedoch 
ist dieses Wissen nicht ausschließlich lokal vorhanden: Mit der Forderung nach Ernäh-
rungssouveränität, der Präsenz von La Vía Campesina und der damit verbundenen Auf-
merksamkeit hinsichtlich agrarökologischer Praxis sind in Lateinamerika verschiedene 
Mechanismen der horizontalen Vernetzung entstanden. Mit diesem Austausch – in der 
Literatur als diálogo de saberes (Wissensdialog) oder als campesino a campesino (von 
Bauer zu Bauer) bezeichnet – wird dieses Wissen z. B. in Form von Seminaren und Work-
shops inhaltlich vertieft und an andere Produzierende weitergegeben (vgl. Holt-Gimé-
nez 2006; Holt-Giménez 2010; Rosset und Martínez-Torres 2012).

2.6	 Die Paradoxien der Ernährungssouveränität

Wie bereits in Kapitel 2.2 dargestellt wurde, ermöglicht der libertäre und universelle Cha-
rakter von Ernährungssouveränität die Integration von unterschiedlichen Identitäten und 
inhaltlichen Forderungen in eine politische Idee sowie die Übertragbarkeit des Rechtes 
auf verschiedene geographische und soziale Kontexte. Da Ernährungssouveränität je-
doch gleichzeitig normative Leitlinien beinhaltet, ergeben sich aus dieser Inklusivität 
grundsätzliche Widersprüche (vgl. Edelman 2014; Patel 2009). So wird auf der einen 
Seite – wenn auch nur vage – vorgegeben, wie souveräne Ernährungssysteme aufgebaut 
sein sollten, wer die Zielgruppe, also die Souveränen, sein sollten und welche geographi-
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schen Ebenen dafür in Frage kommen: Die Rede ist von agrarökologischer und lokaler 
Produktion, von Kleinproduzierenden und Familienunternehmen sowie von lokalen und 
nationalen Märkten. Auf der anderen Seite wird jedoch das Recht der Völker eingefordert, 
die Art und Weise der Produktion, der Verteilung und des Konsums von Nahrungsmitteln 
selbst zu definieren. Damit werden paradoxerweise auch die oben genannten Vorgaben 
freigestellt. 

Es lässt sich daher gut nachvollziehen, dass die universelle und inklusive Formulierung, 
die Patel (2009, S. 666) als big tent bezeichnet, notwendig ist, um diesen Widerspruch 
zu einem bestimmten Grad „aufzufangen“. Je weicher die normativen Vorgaben sind, 
desto größer werden auch die Spielräume derjenigen, die Ernährungssouveränität als po-
litisches und landwirtschaftliches Leitbild verfolgen. Der grundsätzliche Widerspruch 
zwischen Normierung auf der einen und Libertarianismus bzw. Selbstbestimmung auf 
der anderen Seite bleibt jedoch – wenn auch verdeckt – vorhanden. Würde es sich hinge-
gen um ein klareres politisches Programm mit strengeren Vorschriften und Handlungs-
vorgaben handeln, würde der Widerspruch deutlich stärker zu Tage treten. Bei einer Insti-
tutionalisierung, d. h. einer Umsetzung oder Ausgestaltung von Ernährungssouveränität 
in positives Recht, würden sich aus diesem Widerspruch drei zentrale Spannungsfelder 
ergeben, die im Folgenden erläutert werden sollen.

2.6.1	Zwischen bäuerlicher Selbstbestimmung und normativen Vorgaben
Ernährungssouveränität verweist auf die Unabhängigkeit von Produzierenden und Kon-
sumierenden gegenüber einer kapitalintensiven und industriellen Landwirtschaft sowie 
einer neoliberalen Agrarpolitik. Daher handelt es sich beim inhaltlichen Kern um das 
grundsätzliche Recht, über die Produktion, die Vermarktungsweise und den Konsum von 
Nahrungsmitteln selbst bestimmen zu können: „their right to define their own food and 
agriculture systems“ (La Vía Campesina 2007, o. S.). Zum anderen beinhaltet Ernäh-
rungssouveränität jedoch auch die normative Zielsetzung, neue soziale Beziehungen her-
zustellen, die frei von Unterdrückung und Ungleichheit sind: „Food sovereignty implies 
new social relations free of oppression and inequality“ (La Vía Campesina 2007, o. S.). 
Damit soll eine Wirtschaftsweise etabliert werden, die im Kern auf moralischen Werten 
wie Gleichheit und Gerechtigkeit basiert, so wie es beispielsweise Altvater (2006) mit 
der Idee der Solidarischen Ökonomie und Scott (1976) sowie Edelman (2005) mit dem 
Konzept der moral economy beschreiben. Vor allem das von Rosset (2003; Tab. 1) er-
stellte Modell zeigt anschaulich, was Ernährungssouveränität in Bezug auf bestimmte 
Themen darstellen soll bzw. was seiner Einschätzung nach nicht als ein Teil von Ernäh-
rungssouveränität gilt. 

In einer hypothetischen, ernährungssouveränen Gesellschaft müsste nun der allgemeinen 
Definition nach (s.o.) das grundsätzliche Recht bestehen, über die Produktion, die Ver-
marktungsweise und den Konsum von Nahrungsmitteln selbst bestimmen und verfügen 
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zu können. Dies beinhaltet unweigerlich auch die Nutzung, Ausweitung und Etablierung 
von marktwirtschaftlichen Prinzipien und den dazugehörigen Vermarktungsmöglich-
keiten bzw. Produktionstechniken, die nicht unbedingt mit den sonstigen normativen Vor-
gaben von Ernährungssouveränität (kurze Vermarktungswege, lokale Märkte, relativ 
kleine Produktionsmengen, agrarökologische, diversifizierte und kulturell angemessene 
Produktion) in Einklang stehen. Sobald nun eine beliebige landwirtschaftliche Produzen-
tin in dieser Gesellschaft die generelle Entscheidung fällt, marktwirtschaftliche Systeme 
zu nutzen oder auszubauen, bestimmt primär die Nachfrage, welche Nahrungsmittel mit 
welchem Kapitalaufwand produziert werden, wie viel sie wert sind und in welcher Form 
sowie mit welcher räumlichen Reichweite sie vermarktet und konsumiert werden. Durch 
ihre souveräne Entscheidung einen Markt zu nutzen, geht die besagte Produzentin auf 
diese Weise jedoch eine marktwirtschaftliche Abhängigkeit ein, insbesondere, wenn sie 
sich dabei auf ein bestimmtes Produkt konzentriert und reduziert somit wiederum ihren 
Handlungsspielraum. 

Eine Vielzahl von kleinbäuerlichen Betrieben in kolonial geprägten Ländern der Tropen 
und Subtropen bieten dafür anschauliche Beispiele. Viele dieser Betriebe sind mit Pro-
dukten wie z. B. Kakao, Kaffee (vgl. Burnett und Murphy 2013, S. 5 f.) oder anderen 
Produkten wie z. B. Quinoa (vgl. Kerssen 2013) fest in internationale Handelsbezie-
hungen eingebunden, was den Beteiligten durchaus zu einer verbesserten wirtschaftli-
chen Situation und Marktposition verhilft. Als Konsequenz daraus ist es durchaus nach-
vollziehbar, wenn die jeweiligen Produzierenden der marktwirtschaftlichen Logik folgen 
und ihre Unternehmen weiter ausbauen, z. B. durch Aufkäufe zusätzlichen Landes, die 
Beschäftigung von Arbeiterinnen und Arbeitern und auch die räumliche Reichweite des 
Handels weiter ausdehnen (vgl. Edelman 2014). Ihre Marktposition wird somit einer-
seits gestärkt, jedoch nimmt die Einbindung in internationale Handelsbeziehungen und 
die Abhängigkeit von marktwirtschaftlichen Strukturen zu. Wenn nun jedoch die Bedin-
gung zu Grunde gelegt wird, dass den Produzierenden das Recht zusteht, ihre eigene 
Nahrungsmittelproduktion selbst zu definieren, würde es sich bei dieser Art zu wirtschaf-
ten letztlich um eine Form der Ernährungssouveränität handeln. Sobald allerdings das 
Konzept eher als ein kategorisches und normatives Leitbild verstanden wird, das eine 
Reihe an Handlungsvorgaben definiert (lokale Märkte, agrarökologische Produktion, 
etc.), würde es sich bei der geschilderten Wirtschaftsweise nur bedingt um eine Form der 
Ernährungssouveränität handeln. Aus diesem Grund ist internationaler Handel unter be-
stimmten Voraussetzungen (Transparenz, gerechte Preise) auch ein Bestandteil des Kon-
zeptes und wird nicht kategorisch ausgeschlossen (vgl. zu dieser Problematik Burnett 
und Murphy 2013).

In derselben ernährungssouveränen Gesellschaft könnte ein anderer beliebiger Produzent 
auch versuchen, mit der Umstellung auf ökologische Landwirtschaft die Abhängigkeit 
von äußeren Strukturen und Einflüssen zu verringern und durch den Aufbau eines eige-
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nen Produktionskreislaufes die eigene Souveränität zu erhöhen. Wenn jedoch die jewei-
ligen Produkte von einer externen Institution zertifiziert werden, um sie vom konventio-
nellen Anbau abzugrenzen, müssten zum Teil sehr restriktive Vorgaben eingehalten 
werden (in Bezug auf Anbaumethoden, Verwendung und Gewinnung des Saatgutes, En-
ergiegewinnung, etc.). Diese externe Zertifizierung kann zwar einen verbesserten Absatz 
der Produkte gewährleisten, jedoch bedingt sie das strenge Einhalten und Befolgen der 
von außen vorgegebenen Kriterien sowie die Kontrolle des Anbauprozesses für die Zerti-
fizierung, was im Umkehrschluss die jeweilige Souveränität einschränkt. Paradoxerweise 
ist diese Abhängigkeit jedoch frei und selbstbestimmt gewählt. 

2.6.2	Zwischen heterogenen Identitäten und homogenisierenden Diskursen
In der Literatur zu Ernährungssouveränität wird oftmals kritisiert, dass nicht diskutiert 
werde, wer der oder die Souveräne beim Konzept der Ernährungssouveränität sein soll 
(vgl. stellvertretend Edelman 2014). La Vía Campesina (2007, o. S.) nennt in der geläu-
figen Definition: „the right of peoples“, „those who produce, distribute and consume 
food“, „local producers“ sowie „peasant and family farmer-driven agriculture“. Es wird 
damit zwar deutlich, dass Kleinproduzierende und Familienbetriebe im Zentrum der For-
derung stehen und nicht transnationale Konzerne. Eine genauere Zielgruppendefinition 
gibt es jedoch nicht. 

Traditionell marxistische Perspektiven (vgl. Bernstein und Byres 2001; Paige 1975; 
Wolf 1969 für einen Überblick) weisen zwar zu Recht darauf hin, dass es sich bei „der 
Bauernschaft“ (the peasantry) um einen Begriff handelt, der analytisch vor allem auf eine 
ökonomische Klassenzugehörigkeit zurückzuführen ist. Jedoch wird bei einer näheren 
Betrachtung (vgl. van der Ploeg 2008, S. 17 ff.; van der Ploeg 2013; Kapitel 4.2.3) 
dieser vermeintlich einheitlichen Kategorie schnell deutlich, dass sie eine hohe Heteroge-
nität aufweist: Es handelt sich eher um einen Sammelbegriff für vielfältige Formen von 
kleinbäuerlichen Produktionsweisen und Identitäten, die oftmals sehr unterschiedliche 
Vorstellungen von Anbaumethoden, Kapitalaufwand und Marktzugang haben: Zum einen 
können sie als Eigentümerinnen oder als Eigentümer landwirtschaftlicher Kleinbetriebe 
fest in marktwirtschaftliche Beziehungen eingebunden sein und nach einer unternehme-
rischen Logik wirtschaften. Zum anderen existieren jedoch auch traditionell-bäuerliche 
Gesellschaften, die sich einer marktwirtschaftlichen Logik eher versperren oder sie nur 
notgedrungen nutzen. Basierend auf traditionellen Anbaumethoden betreiben diese zum 
Teil Subsistenzwirtschaft, verkaufen nur die Überschüsse der Produktion und pflegen 
unterschiedlich ausgeprägte Tauschbeziehungen. Die Grenzen zwischen diesen Polen 
sind dabei fließend, vergleichbar mit einem Gradienten zwischen unternehmerischer und 
bäuerlicher Landwirtschaft. 

Doch Ernährungssouveränität dient nicht nur als Leitbild für landwirtschaftlich Produzie-
rende, sondern auch für Landlose, indigene Gruppen, ländliche Arbeiterinnen und Arbei-
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ter sowie vielfältige weitere Gruppen. Diese Heterogenität an Identitäten beinhaltet un-
weigerlich ein Spannungsfeld zwischen divergierenden Vorstellungen, Interessen und 
Souveränitätsansprüchen. Ernährungssouveränität kann also trotz der vereinheitlichenden 
Wirkung durch einen gemeinsamen Antagonisten, repräsentiert durch das corporate food 
regime, in der Praxis unterschiedlich ausgestaltet und mit vielfältigen Bedeutungen und 
Strategien verbunden sein. Auch die Frage nach der Form von Gerechtigkeit, die mit Er-
nährungssouveränität entstehen soll, unterliegt diesem Spannungsfeld: Sind die Gerech-
tigkeitsforderungen dabei einheitlich? Oder aber, und dies würde eher der Heterogenität 
an Identitäten entsprechen, handelt es sich um ein mehrdimensionales normatives Gut? 
Dies würde bedeuten, dass die Frage was gerecht ist und was nicht, immer auch einen 
politischen Aushandlungsprozess zwischen den unterschiedlichen Gruppen zur Folge 
hätte.

2.6.3	Zwischen unterschiedlichen räumlichen Souveränitätsansprüchen
In der ersten Definition von Ernährungssouveränität aus dem Jahr 1996 verweist La Vía 
Campesina zwar auf das Recht einer jeden Nation, eigene Nahrungsmittel herzustellen: 

„Food sovereignty is the right of each nation to maintain and develop its own capacity to 
produce its basic foods respecting cultural and productive diversity“ (La Vía Campesina 
1996, S. 1) Jedoch wird Ernährungssouveränität spätestens seit der Deklaration von Nyé-
léni (vgl. La Vía Campesina 2007) als das Recht der Völker definiert und eingefordert, 
über die eigenen Nahrungsmittelsysteme bestimmen zu können. Bis auf den Verweis, 
dass lokale und nationale Ökonomien bevorzugt sein sollen, bleibt die Frage der Maß-
stabsebene, ähnlich wie die Fragen, wer ernährungssouverän sein und auf welche Weise 
dies geschehen soll (Kapitel 2.6.1 und 2.6.2) daher offen. Damit wird unweigerlich der 
Souveränitätsanspruch des jeweiligen Staates, aber auch anderer Territorien in Frage ge-
stellt (vgl. Edelman 2014). Jedoch muss, wie auch Patel (2009, S. 667 f.) mit dem 
Verweis auf die Philosophie Jeremy Benthams anmerkt, eine räumliche Basis, ein Terri-
torium (in der Regel der Nationalstaat) mit einer entsprechenden institutionalisierten Ge-
richtsbarkeit vorhanden sein, um als Garant die Durchsetzung dieses Rechtes zu gewähr-
leisten. Andernfalls, so Patel weiter, würde es sich nicht de facto um ein zu verhandelndes, 
positives Recht handeln, sondern eher um ein Recht ohne Garant, um ein Naturrecht oder 
in Benthams Worten um „talk without substance“ (zit. in Patel 2009, S. 668).

Das bedeutet, dass diejenigen, die Ernährungssouveränität einfordern, sich zwar einer-
seits einer „rechtebasierten Sprache“ bedienen, aber andererseits und paradoxerweise 
nicht definieren, auf welcher Ebene und mit welchen Institutionen dieses Recht durchge-
setzt werden soll: 

„Food sovereignty has its own geographies, one determined by specific histories and 
contours of resistance. To demand a space of food sovereignty is to demand spe-
cific arrangements to govern territory and space. At the end of the day, the power of 
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rights-talk is that rights imply a particular burden on a specified entity – the state. 
In blowing apart the notion that the state has a paramount authority, by pointing to 
the multivalent hierarchies of power and control that exist within the world food 
system, food sovereignty paradoxically displaces one sovereign, but remains silent 
about the others.“ (Patel 2009, S. 668)

Aus diesem Grund muss Ernährungssouveränität im Sinne eines universellen Menschen-
rechtes vor allem als eine rechtebasierte Grundnorm verstanden werden, die es ermögli-
cht, dass sich neue soziale Beziehungen und „Geographien der Ernährungssouveränität“ 
(vgl. Trauger 2013, S. 13) ergeben z. B. in Form von Landbesetzungen, Agrarreformen, 
Ausweisung von gentechnisch freien Gebieten oder indigenen Autonomiegebieten. Dies 
beinhaltet jedoch auch, dass räumliche Macht- und Herrschaftsstrukturen unweigerlich 
herausgefordert werden und dadurch ein Spannungsfeld zwischen unterschiedlichen 
räumlichen Souveränitätsansprüchen entsteht. Schiavoni (2014) bezeichnet dies als 
competing sovereignties und Rosset und Martínez-Torres (2012) sprechen in Anleh-
nung an Fernandes (2009) von disputed material and immaterial territories (vgl. ent-
sprechend auch Edelman 2014; Hopma und Woods 2014; Trauger 2013). 

2.7	 Zusammenfassung des Forschungsstandes

Ernährungssouveränität ist zugleich eine Forderung nach einem neuen Recht bzw. eine 
emergente, rechtebasierte Forderung (diese Begrifflichkeiten werden im Folgenden syno-
nym verwendet), eine politische Idee, eine globale Bewegung und ein normatives Leit-
bild für die landwirtschaftliche Anbaupraxis sowie für den Konsum und die Vermarktung 
von Nahrungsmitteln. Entstanden ist die Forderung aus einer „neuen Generation“ von 
sich zunehmend vernetzenden und nach Eigenständigkeit strebenden Kleinbäuerinnen 
und Kleinbauern. Im Sinne einer „Wiederverbäuerlichung“ wehren sie sich gegen die 
Dominanz des corporate food regime bzw. des food empire, die im Wesentlichen durch 
neoliberale Politiken und industrielle landwirtschaftliche Praktiken charakterisiert ist, 
und kämpfen für Autonomie und soziale Gerechtigkeit. Das globale Netzwerk La Vía 
Campesina nimmt dabei eine wichtige Funktion ein, indem es die unterschiedlichen 
Gruppen, die sich mit dem Leitbild der Ernährungssouveränität identifizieren, politisch 
repräsentiert und sie einem gemeinsamen politischen Projekt unterordnet.

Trotz gewisser Parallelen sind Ernährungssicherheit und Ernährungssouveränität grund-
sätzlich voneinander zu trennen: Während Ernährungssicherheit vor allem als techno-
kratisches und unpolitisches Leitbild kritisiert wird, das in der Praxis zumeist in einen 
entwicklungsorientierten Modernisierungsdiskurs eingebunden ist, richtet sich Ernäh-
rungssouveränität danach, die Strukturen und Praktiken von dominanten bzw. neolibe-
ralen Ernährungsregimen zu hinterfragen, zu verändern und bäuerliche Selbstbestim-
mung einzufordern. Die Definition von Ernährungssouveränität ist dabei grundsätzlich 
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offengehalten, so dass andere rechtebasierte Forderungen und unterschiedliche Identi-
täten in Form eines big tent miteinander verbunden werden können. Da Ernährungssou-
veränität jedoch auch vage normative Vorgaben beinhaltet, offenbaren sich – spätestens 
bei einer Institutionalisierung der Forderung – inhaltliche Widersprüche und Spannungs-
felder: (1) hinsichtlich der Art und Weise, wie ernährungssouveräne Landwirtschaft aus-
sehen sollte, (2) hinsichtlich der heterogenen Identitäten, die Ernährungssouveränität 
einfordern und möglicherweise mit unterschiedlicher Bedeutung belegen sowie (3) hin-
sichtlich der unterschiedlichen räumlichen Souveränitätsansprüche, die miteinander in 
Konflikt geraten können.
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Zwischenfazit I
Forschungslücken und -desiderat
Was lässt sich nun aus diesem Forschungsstand herausfiltern? Zunächst die Erkenntnis, 
dass es sich bei der Forderung nach Ernährungssouveränität durchaus um ein Phänomen 
handelt, das trotz der hohen und in den letzten Jahren stark gestiegenen wissenschaftli-
chen Aufmerksamkeit eine Reihe an offenen Fragen und Unklarheiten birgt (vgl. Edel-
man 2014; Edelman et al. 2014; Patel 2009). Diese sind dem Paradox geschuldet, dass 
auf der einen Seite eine libertäre Form der Selbstbestimmung deklariert, auf der anderen 
Seite jedoch ein normatives Leitbild eingefordert wird, das diese Selbstbestimmung ein-
schränkt. Spätestens bei einer praktischen Ausgestaltung, also dem Versuch, eine ernäh-
rungssouveräne Gesellschaft aufzubauen und das Recht auf Ernährungssouveränität zu 
institutionalisieren, offenbaren sich diese Widersprüche in Form von drei Spannungs-
feldern, die sowohl inhaltliche als auch räumliche Aspekte umfassen (Kap. 2.6).

Vor allem Edelman (2014) argumentiert dabei, dass sich die grundsätzliche Frage stelle, 
wie in einem System, das sich selbst als ernährungssouverän definiert, mit souveränen 
Entscheidungen, die nicht den normativen Vorgaben des Konzeptes entsprechen, umge-
gangen werden sollte. Vergleichbar mit der Frage, wie eine Demokratie sich mit undemo-
kratischen Strömungen (z. B. Rechtsradikalismus, Islamismus) demokratisch auseinan-
dersetzt, besteht auch bei Ernährungssouveränität offensichtlich eine Problematik darin, 
ob z. B. eine souveräne Produzentin tatsächlich ernährungssouverän ist, die sich jedoch 
nicht an die normativen Leitlinien des Konzeptes hält. Ebenfalls diesem Paradox ge-
schuldet, bleiben darüber hinaus die Fragen nach der Maßstabsebene und der Zielgruppe 
ungeklärt, so dass die Forderung nach Ernährungssouveränität im Prinzip jeder Organisa-
tion oder jedem Individuum auf jeder geographischen Ebene das Recht einräumt, diese 
Souveränität einzufordern. Sobald diese sich überschneiden, wird jedoch unweigerlich 
die Souveränität anderer Ebenen, Organisationen und Individuen in Frage gestellt. Diese 
Ungenauigkeit und Widersprüchlichkeiten hinsichtlich des Aspektes der Souveränität 
formuliert Edelman wie folgt: 

„Food sovereignty proponents have been remarkably vague about who or what is 
‘the sovereign’ in ‘food sovereignty’, with different organisations and theorists ei-
ther disagreeing, ignoring the issue entirely, or shifting over time between pointing 
to the nation-state, a region, a locality, or ‘the people’. This question matters be-
cause it speaks to the crucial point of how a food sovereign society will be admin-
istered. Will a food sovereign society permit a successful small farm to expand its 
operations or to enter international markets? If so, up to what point? Who will draw 
the line and enforce it? There is an urgent need for devoting more attention to the 
political institutions needed for food sovereignty, as well as to the issues of how 
these will intersect with or differ from existing state institutions and how they will 
establish and maintain democratic legitimacy.“ (Edelman 2014, S. 974)
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Ähnlich argumentieren auch Schiavoni (2014) und Trauger (2013, 2014). Sie weisen 
darauf hin, dass es im Rahmen der Forderung nach Ernährungssouveränität zwar ober-
flächlich betrachtet zunächst um Ernährungsfragen gehe, aber kaum eine wissenschaft-
liche Diskussion darüber vorhanden sei, was genau Souveränität in diesem Zusammen-
hang bedeuten soll. Daher plädiert Trauger für vor allem eine dezidiert geographische 
Perspektive, um zu verstehen, wie Ernährungssouveränität als eine politische und territo-
riale Strategie zur Überwindung von unterdrückenden Strukturen eingesetzt wird:

„Thus, food sovereignty can be read as a territorial strategy of organizations and 
community to attain political autonomy; the movement may be about food on its 
surface, but inherent to its aims is the liberation of people from repressive struc-
tures of state / capital power. Geographical understandings of political sovereignty 
are thus central to its aims and need to be incorporated into our understandings and 
analyses of food sovereignty practice.“ (Trauger 2013, S. 14)

Im folgenden 3. Kapitel soll dieser Problematik nachgegangen und der dargelegte For-
schungsstand aus einer politisch-geographischen Perspektive vertieft werden. Eine sol-
che Sichtweise bietet sich in hohem Maße an, da es bei Ernährungssouveränität im Kern 
um eine Forderung geht, mit der räumlich manifestierte Machtverhältnisse angefochten 
oder verteidigt werden. Räumlichkeit erhält dabei nicht nur die Funktion eines passiven 
Trägers, sondern wird – so lässt sich die Argumentation Traugers (s.o.) interpretieren – 
aktiv zur Durchsetzung politischer Forderungen eingesetzt (vgl. zu entsprechenden Per-
spektiven u. a. Allen 2016; Massey 2005; Peet 2007; Reuber 1999; Swyngedouw 
1997).

Das Ziel ist es, einen perspektivischen Analyserahmen zu entwickeln, mit dem es mög-
lich wird, das Recht auf Ernährungssouveränität als eine politische Strategie zur Erlan-
gung von Autonomie und zur Einforderung von Gerechtigkeit zu verstehen, die sich in 
einem spezifischen geographischen Kontext – in diesem Fall Bolivien – entfaltet. Zum 
einen soll dieser Ansatz dazu dienen, ähnlich wie es auch Trauger (2013) beabsichtigt, 
eine „geographische Theorie der Ernährungssouveränität“ zu liefern. Zum anderen soll 
dieser Ansatz weiter gefasst sein: Auf einer theoretischen Ebene wird diskutiert, auf wel-
cher Grundlage und auf welche Art und Weise neue, emergente Rechte eingeklagt wer-
den, was ihren politischen Gehalt ausmacht und welcher Bedeutung Räumlichkeit dabei 
zukommt.   
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Das Ziel dieses Kapitels ist es, einen theoretischen Vorschlag zu erarbeiten, der es ermög-
licht, eine Forderung nach einem neuen Recht in ihrem empirischen Kontext „greifbar“ 
zu machen. Zu diesem Zweck sollen im Folgenden verschiedene Theoriestränge vorge-
stellt, diskutiert und zu einer politisch-geographischen Perspektive verbunden werden. 
Eine solche „systematische Perspektiven-Triangulation“ (vgl. Flick 2004, S. 21 ff.) lässt 
sich damit begründen, dass rechtebasierte Forderungen keine ausdefinierten Modelle 
sind, sondern es handelt sich um komplexe und in sich widersprüchliche politische Ideen, 
die es aus verschiedenen Blickwinkeln zu betrachten gilt. Eine differenzierte Analyse 
erfordert daher die Kombination unterschiedlicher theoretischer Ansätze, um – wie Flick 
(ebd.) es ausdrückt – „deren [jeweilige] Stärken zu ergänzen und Grenzen wechselseitig 
aufzuzeigen“. Die im Folgenden diskutierten Ansätze können daher als perspektivische 
Mittel verstanden werden, die es ermöglichen, soziale Phänomene zu ordnen, sie syste-
matisch zu strukturieren und nachvollziehbar darzustellen (siehe zu einer ausführlicheren 
erkenntnistheoretischen Diskussion und zur Bedeutung des theoriegeleiteten Arbeitens 
Kap. 4.3.1). 

Aufbau des Kapitels
Bei der Analyse eines neuen Rechtes auf politische Selbstbestimmung ist es naheliegend, 
sich zunächst mit hegemonie- und demokratietheoretischen Denkansätzen auseinander-
zusetzen. Insbesondere die Diskurstheorie Ernesto Laclaus und Chantal Mouffes sowie 
die Arbeiten von William Connolly, Bonnie Honig und James Tully bieten dazu vielver-
sprechende Ausgangspunkte (Kap. 3.1). Die Gerechtigkeitstheorie von Nancy Fraser er-
möglicht es darüber hinaus, inhaltliche Kompatibilitäten und mögliche Widersprüche, 
die bei der Einforderung eines neuen Rechtes hervortreten, analysieren zu können und 
eine räumliche Sichtweise im Sinne einer „Geographie der (Un)gerechtigkeit“ (vgl. Bar-
nett 2012; Smith 1994; Smith 1997) einzunehmen (Kap. 3.2). Anschließend soll disku-
tiert werden, inwiefern sich die Praktikentheorie Theodore Schatzkis für die empirische 
Analyse neuer Rechteforderungen anbietet (Kap. 3.3), da gegenwärtig und in zuneh-
menden Ausmaß nicht nur in der Humangeographie (vgl. u. a. Everts et al. 2011; Roth-
fuss und Dörfler 2013), sondern auch in der Politischen Theorie (vgl. Tully 2008) die 
Bedeutung alltäglicher, routinierter und körperlicher Praktiken im Rahmen der empi-
rischen Analyse sozialer Phänomene hervorgehoben werden. In Kapitel 3.4 sollen die 
vorgestellten Theoriestränge miteinander verbunden und die Zielsetzung dieses Kapitels 
erfüllt werden. 
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3.1	 Forderungen nach neuen Rechten und Souveränität

„La Via Campesina’s approach to rights is transgressive, insofar as it orients itself 
not toward the institutions that enshrine, enforce, and police rights, but toward the 
people who are meant to hold them. The approach operates not by pointing to ex-
tant rights and their violations but by using the language of rights to summon an 
active politics over a social domain that has, through progressive agricultural liber-
alization been technicized and rendered ‘anti-political’.“ (Patel 2007, S. 92 f.)

Politische Forderungen nach Souveränität oder Autonomie werden häufig mit dem Ver-
weis auf ein bestimmtes Recht eingeklagt. Diese rechtebasierte Strategie ist auch ein 
wesentliches Merkmal der Bewegung für Ernährungssouveränität. So verweist La Vía 
Campesina nicht nur auf das Recht auf Zugang zu gesunden Nahrungsmitteln, sondern 
auch auf das Recht, selbstbestimmt und souverän über die eigene Produktion und Ver-
marktung sowie über den eigenen Konsum entscheiden zu können. Das „Recht auf Nah-
rung“ (Kap. 2.2) wird somit durch die Komponente der Selbstbestimmung vollständig 
neu interpretiert und eingefordert. Es handelt sich bei Ernährungssouveränität also weni-
ger, wie Raj Patel hervorhebt (s. o.), um ein Recht, das bereits bestehende Institutionen 
und Gesetze verändern will, sondern vielmehr um ein universelles Grundrecht, das zwar 
ein hohes politisches Mobilisierungspotenzial offenbart, jedoch auf grundsätzliche Wi-
dersprüche stößt, sobald es auf einer bestimmten Ebene wie z. B. auf der des National-
staates ausgestaltet werden soll (Kap. 2.6.3). Im Folgenden soll nun aus hegemonie- und 
demokratietheoretischer Perspektive eine Konzeptionierung für die Analyse einer sol-
chen Forderung diskutiert werden. 

3.1.1	Hegemonien und Gegen-Hegemonien
Die in Kapitel 2.4 dargestellten Konzepte der food regimes (vgl. McMichael 2009a) und 
der food empires (vgl. van der Ploeg 2008) eignen sich zwar in hohem Maße dazu, die 
hegemonialen Strukturen und Praktiken, gegen die Ernährungssouveränität sich richtet, 
erklären und verstehen zu können, jedoch sind sie in ihrer theoretischen Reichweite eher 
beschränkt. Sie gehen nicht über den Ernährungskontext hinaus und beinhalten daher 
wenig Aussagekraft über die vielfältigen Mechanismen, die zur Verfestigung eines hege-
monialen Regimes und zur Entstehung gegen-hegemonialer Bewegungen führen. Für 
eine erweiterte Konzeptionierung bietet es sich daher an, einen abstrakteren hegemoniet-
heoretischen Ausgangspunkt zu wählen. 

Beeinflusst durch den marxistischen Theoretiker Antonio Gramsci (1971) beschreibt der 
Humangeograph Richard Peet (2007, S. 12 f.) ein hegemoniales Regime als eine Form 
der ideologischen Kontrolle durch eine herrschende Klasse, das fortwährend ein objekti-
viertes, d. h. natürlich oder selbstverständlich erscheinendes Ordnungsprinzip reprodu-
ziert. Dabei stellt Peet (ebd., S. 22) drei Machtdimensionen fest: wirtschaftliche Macht 
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als Kontrolle über Kapital, ideologische Macht in Form einer Kontrolle über Denkweisen 
und politische Macht, die gleichzusetzen ist mit Kontrolle über politische Institutionen. 
Analytisch stützt sich Peet dabei neben dem politökonomischen Ansatz der Regulations-
theorie – mit dem auch McMichael (2009a) die food regimes herleitet (Kap. 2.4) – vor 
allem auf die Foucault`sche Theorie der Gouvernmentalität: „In brief, governmentality 
explores how governing authorities exercise power through regimes of institutionalized 
thought and practice“ (Peet 2007, S. 18). Aus dieser Sichtweise wird ein hegemoniales 
Regime in Form ideologischer, politischer und ökonomischer Macht verfestigt und insti-
tutionalisiert (z. B. durch Staat, Soziale Marktwirtschaft, Grenzregime, Privateigentum). 
Hegemonien sind jedoch auch immer umkämpft und können niemals absolute Macht 
ausüben: Gegen-Hegemonien (vgl. Peet 2007, S. 22) oder „offensiv-hegemoniale Strate-
gien“ (vgl. Nonhoff 2007, S. 185) entwerfen alternative Sichtweisen, die sich von den 
bestehenden hegemonialen Diskursen abzugrenzen versuchen und sie gleichzeitig, häufig 
mit einem Verweis auf eine bestimmtes Recht, anfechten. 

Um diesen Aspekt näher zu beleuchten, bietet die von der Spätphilosophie Wittgen-
steins (2003 [1953]) beeinflusste Hegemonietheorie Ernesto Laclaus und Chantal 
Mouffes wertvolle Einsichten, da sie nicht nur aufzeigt, wie sich Machtverhältnisse dis-
kursiv verfestigen, sondern auch, wie sie gegen-hegemonial herausgefordert werden: In 
ihren Ausführungen verdeutlichen Laclau und Mouffe (2001 [1985], S. 105 ff.), dass 
eine abgeschlossene oder endgültige Definition von „Gesellschaft“ nie existieren könne. 
Konstituierend für das gesellschaftliche Zusammenleben sei vielmehr, dass es immer ein 
unüberwindbares Innen-Außen-Schema gebe, das durch bedeutungsverleihende, „artiku-
latorische Praktiken“ (damit sind nicht nur sprachliche oder schriftliche Äußerungen, 
sondern auch rein körperliche Praktiken gemeint) strukturiert werde. Das bedeutet, dass 
soziale Ordnungen nur auf Grundlage dieses „In-Beziehung-Setzens“ von nicht notwen-
digerweise zusammengehörigen Einzelelementen, wie z. B. Partikularforderungen, exi-
stieren können (vgl. Baumann et al. 2015, S. 229). Die unweigerlich aus diesem Prozess 
der „Artikulation“ entstehenden Äquivalenzketten oder Äquivalenzrelationen (vgl. 
Glasze und Mattissek 2009b, S. 167) werden wiederum durch möglichst bedeutungs-
leere „Knotenpunkte“ zusammengehalten, die „die vollkommene, aber letztlich unmög-
liche Identität einer Gruppe“ repräsentieren (Glasze 2008, S. 193). Hervorzuheben ist 
dabei, dass die Identität bzw. die Bedeutung dieser „Knotenpunkte“ oder „leeren Signifi-
kanten“ weniger durch ihren positiven Inhalt definiert wird, sondern vielmehr über den 
negativistischen Weg, d. h. durch ihre negative Abgrenzung zu wiederum anderen „Kno-
tenpunkten“ bzw. zu antagonistischen Einzelelementen (vgl. Opratko 2012). 

Unter Berücksichtigung dieser Sichtweise wird nun deutlich, dass nicht die positive Aus-
gestaltung und Definition der Forderung nach Ernährungssouveränität als konstituierend 
gelten kann, sondern die Konstruktion einer radikalen Negativität gegenüber all jenem, 
was Ernährungssouveränität nicht ist oder sein soll: z. B. die Verwendung gentechnisch 
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veränderten Saatgutes oder eine weltmarkorientierte Landwirtschaft, die van der Ploeg 
(2008 S. xv) als Ausdrucksformen des food empire bzw. McMichael (2009a) als Be-
standteile des food regime bezeichnen. Diese gemeinsame Abgrenzung vereint hetero-
gene Forderungen verschiedener subalterner Gruppen (Indigene, Landlose, etc.) zu einem 
wirkmächtigen gegen-hegemonialen Diskurs, der innerhalb der Dimensionen der wirt-
schaftlichen Macht (Ablösung und Transformation des finanzdominierten Akkumulati-
onsregimes), der ideologischen Macht (Hinterfragung und Veränderung von Wertvorstel-
lungen z. B. in Bezug auf den Nahrungsmittelkonsum) und der politischen Macht 
(Schaffung von neuen basisdemokratischen Arenen und Institutionen) bestehende hege-
moniale Strukturen verändern will. 

Deutlich wird somit, wie die Forderung nach Ernährungssouveränität die Funktion eines 
repräsentativen „Knotenpunktes“ bzw. eines überdefinierten „leeren Signifikanten“ ein-
nimmt und auf diese Weise innerhalb des diskursiven Feldes eine Äquivalenzkette 
zwischen Einzelelementen wie z. B. indigene Rechte, Agrobiodiversität oder Kleinbäuer-
lichkeit repräsentiert. Diese Elemente werden somit zu strukturierten „Momenten“ des 
Diskurses und formen durch ihre Äquivalenz zu Ernährungssouveränität gleichzeitig ein 
antagonistisches Verhältnis zu einem „konstitutiven Außen“ bzw. zu einem anderen „Kno-
tenpunkt“, in diesem Fall eine neoliberale oder industrielle Landwirtschaft. Patels (2009, 
S. 666) metaphorischer Vergleich mit einem big tent sowie Edelmans (2014, S. 959 f.) 
Anmerkung, dass es sich bei Ernährungssouveränität um einen „free-floating signifier fil-
led with varying kinds of content“ (Kap. 2.2) handele, passen zu dieser Sichtweise, auch 
wenn sie dabei eher die Divergenz als die Konvergenz der Einzelelemente betonen.

Abb. 1:	 Antagonismus von Ernährungssouveränität und neoliberaler / industrieller Landwirt-
schaft 

Quelle:	Eigener Entwurf
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Die umseitige Abbildung zeigt dieses Verhältnis. Wichtig ist bei dieser Darstellung, dass 
es sich exemplarisch um die „artikulatorische Praxis“ (symbolisiert durch die Doppel-
pfeile) derjenigen handelt, die Ernährungssouveränität einfordern, also aus gegen-hege-
monialer Perspektive. Aus hegemonialer Perspektive würden die jeweiligen Äquivalenz-
ketten anders konstruiert und dargestellt werden, worauf in dieser Arbeit jedoch nicht 
weiter eingegangen werden soll.

3.1.2	Das „Recht, Rechte zu haben“
Eine neue rechtebasierte Forderung wie Ernährungssouveränität folgt, wie in Abschnitt 
2.2 deutlich wurde, im Kern der Logik eines universellen und allgemeingültigen Men-
schenrechtes. Wie auch Patel (2009, S. 667) argumentiert, bietet es sich daher an, sich 
den Gedanken Hannah Arendts zu widmen, die sich vor dem Hintergrund der Ereignisse 
des Zweiten Weltkrieges intensiv mit der theoretischen Dimension dieser Thematik be-
schäftigte (vgl. Arendt 1949; Arendt 2011 [1955], S. 601 ff.). Im Wesentlichen setzte 
sie sich dabei mit der Problematik auseinander, dass das damalige Verständnis von Men-
schenrechten nicht ausreichte auch staatenlosen Menschen und v. a. Flüchtlingen men-
schenwürdigen Schutz zu gewähren, da Menschenrechte de facto nur für die Angehöri-
gen einer anerkannten politischen Gemeinschaft galten. Es handelte sich also vielmehr 
um rechtliche Privilegien für Bürgerinnen und Bürger, nicht aber um universelle, über-
tragbare und allgemeingültige Prinzipien. Um dieses Problem zu lösen, führte Arendt 
(1949) eine universelle Grundnorm ein; nämlich das „Recht, Rechte zu haben (und das 
heißt: in einem Beziehungssystem zu leben, wo man nach seinen Handlungen und Mei-
nungen beurteilt wird), oder ein Recht, einer politisch organisierten Gemeinschaft zuzu-
gehören“ (ebd., S. 760). Dieses grundsätzliche Recht sollte dazu dienen, ein staatenunab-
hängiges und auf moralischen Grundsätzen basierendes Beziehungssystem, d. h. einen 
kosmopolitischen Raum zu schaffen, innerhalb dessen politische Subjekte aufgrund ihres 

„Menschseins“ bzw. ihrer bloßen Existenz „in der Welt“, die rechtliche und politische 
Möglichkeit erhalten sollten, weitere Rechte zu definieren und auszuhandeln. Die poli-
tische Wirkkraft des „Rechtes auf Rechte“ bestand also im Wesentlichen darin, dass eine 
grenzen- und staatenunabhängige Debatte um die Definition und die Anwendbarkeit von 
Menschenrechten nun zumindest theoretisch ermöglicht wurde. 

Diese normative Einführung eines universellen und allgemeingültigen Grundrechtes 
birgt jedoch aus demokratietheoretischer Perspektive ein grundsätzliches Paradox: Die 
Idee des „Rechtes auf Rechte“ wird außerpolitisch vorgegeben, d. h. es entzieht sich der 
politischen Arena und setzt ein Gemeinwesen voraus, das noch nicht existiert bzw. das 
dieses Recht erst zu garantieren beabsichtigt (vgl. Schulze 2015, S. 45 ff.). Im Wesent-
lich besteht der im „Recht auf Rechte“ enthaltene Widerspruch also darin, dass demokra-
tisch legitimierte Rechte immer erst durch politische Aushandlungsprozesse zwischen 
Menschen, d. h. in Pluralität entstehen können und daher eine konstituierende Ebene be-
nötigen; mit anderen Worten eine politische Gemeinschaft oder ein selbstbestimmtes sou-
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veränes Volk (vgl. Arendt 2011 [1955], S. 604). Jedoch beruht die Existenz eines Volkes 
wiederum auf der gegenseitigen Anerkennung seiner Angehörigen als politisch handeln-
de Subjekte, d. h. auf einer normativen Vorbedingung, die zuvor bereits hätte ausgehan-
delt werden müssen.

Die Frage besteht nun, wie dieses Paradox theoretisch betrachtet werden kann. Lässt sich 
mit paradoxen Konzepten überhaupt theoriegeleitet arbeiten? Handelt es sich um Pro-
bleme, die es kosmopolitisch in der Tradition Jürgen Habermas´ (1981) zu lösen gilt, 
wie es z. B. Benhabib (1994;1996) im Allgemeinen und Claeys (2012) bezogen auf die 
Institutionalisierung von Ernährungssouveränität behandeln? Oder aber sollte man sich 
des paradoxen und kontingenten Charakters von Menschenrechten annehmen? Dadurch 
wäre es, wie Gündoğdu (2011, S. 16) vorschlägt, möglich, neue Formen von Rechtelo-
sigkeit und Kämpfe für Rechte und Gleichheit in all ihrer Komplexität und Widersprüch-
lichkeit zu verstehen und deren politische Dimension hervorzuheben (vgl. für eine ähn-
liche Argumentation Hoover 2013).

Im folgenden Unterkapitel wird für die letztere Variante plädiert und gezeigt, dass es sich 
aus demokratietheoretischer Perspektive anbietet, für diese Problematik einen agonis-
tischen Ansatz zu wählen, für den neben William Connolly, Bonnie Honig und James 
Tully vor allem Chantal Mouffe plädieren. Das wesentliche Charakteristikum dieses An-
satzes besteht darin, gesellschaftliche Antagonismen nicht als Hindernisse zu betrachten. 
Vielmehr nimmt sich die agonistische Demokratietheorie der Widersprüchlichkeit und 
der „Grundlosigkeit“ des Politischen an und betrachtet die unausweichlichen Antagonis-
men einer jeden Gesellschaft als wesentliche und notwendige Bestandteile gesellschaft-
lichen Zusammenlebens.

3.1.3	  „Grundlosigkeit“, Agonismus und das „politische Paradox“ 
Mit der hegemonietheoretischen Sichtweise Laclaus und Mouffes (2001 [1985]) (Kap. 
3.1.1) ist es, wie bereits dargestellt, möglich, „Gesellschaft“ als eine Konstruktion zu 
verstehen, die nie abgeschlossen oder endgültig ausdefiniert sein kann, sondern die stets 
von omnipräsenten Antagonismen durchdrungen ist. Mouffe (2014, S. 21 ff.) beschreibt 
dieses Phänomen derart, dass das Wesen des Politischen darin bestehe, dass es in einem 
permanenten „Feld der Unentscheidbarkeit“ schwebe und es so auch keinen letzten „Ur-
grund“ des Politischen gebe. Dieser durchweg kontingente Charakter des sozialen Zu-
sammenlebens könne auch nicht auf einzelne Diskurse, Praktiken und Institutionen, die 
das Politische zu organisieren versuchen, reduziert werden, sondern es handele sich, so 
Mouffe (1993, S. 3), vielmehr um eine Grundbedingung des menschlichen Zusammen-
lebens.

Um nun dem Begriff des Antagonismus eine demokratiekompatible Form zu geben, führt 
Mouffe (2000, S. 80 ff.; 2014, S. 27 ff.) – ausgehend von der politischen Theorie Carl 
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Schmitts (1991 [1932], S. 26) – den Begriff des Agonismus ein, unter dem sie eine Aus-
einandersetzung zwischen politischen Kontrahenten versteht: Im Gegensatz zu einer 
Auseinandersetzung zwischen unversöhnlichen Feinden erkennen Kontrahenten ihre ge-
genseitige Legitimität an und teilen mit ihnen gemeinsame politische Prinzipien wie die 
demokratischen Ideale der allgemeinen Freiheit und Gleichheit, jedoch können diese hin-
sichtlich ihrer konkreten Bedeutung durchaus unterschiedlich interpretiert werden. 
Mouffe (2014, S. 28) verneint dabei nicht, dass die damit verbundene Einigung auf ei-
nen gemeinsamen politischen Bezugsrahmen unweigerlich auch die Findung eines Mini-
malkonsenses impliziert. Der Kern ihres Ansatzes besteht allerdings weniger in der Deli-
beration dieser Übereinkunft, d. h. in der Aushandlung eines möglichst konfliktfreien 
gesellschaftlichen Konsenses, als vielmehr in der Hervorhebung des gesellschaftlichen 
Dissens, da ein einschließendes „Wir“, wie zum Beispiel ein liberales Gesellschaftssy-
stem, unweigerlich ein ausschließendes „Ihr“ beinhalte. Die Hauptaufgabe demokra-
tischer Theorie sei es demnach nicht, die Pole zwischen Ein- und Ausschluss zu überwin-
den, sondern ihnen eine politische Gestalt zu geben. 

Mit dieser Sichtweise handelt es sich bei jeglichen gesellschaftlichen Ordnungen um 
Ausdrücke manifestierter, jedoch kontingenter Machtverhältnisse, die zwar temporär le-
gitimiert aber immer infrage gestellt werden können. Passend zu dieser Sichtweise ver-
steht auch Foucault (1978, S. 92 ff.) Macht nicht als institutionalisierte Macht, die von 
außen ausgeübt wird, sondern als omnipräsente, sich selbst reproduzierende gesellschaft-
liche Kraftverhältnisse, die durch unaufhörliche Kämpfe und Konfrontationen gestärkt, 
verändert oder umgestoßen werden können:

„It seems to me that power must be understood in the first instance as the multiplic-
ity of force relations immanent in the sphere in which they operate and which con-
stitute their own organization; as the process which, through ceaseless struggles 
and confrontations, transforms, strengthens, or reverses them.“ (Foucault 1978, 
S. 92)

Diese Ausführungen basieren nun auf einer Annahme, die im vorigen Unterkapitel bereits 
als grundsätzliches Problem des „Rechtes auf Rechte“ beschrieben wurde: Wenn das Po-
litische auf einer Unentscheidbarkeit zwischen Antagonismen beruht, dann kann es auch 
keine ethische Legitimierung essentialistischer Vorannahmen geben. Für das Entstehen 
eines politischen Gemeinwesens, wie z. B. eines souveränen Staates, existiert damit im-
mer ein unüberwindbarer Widerspruch zwischen der konstituierenden Kraft, die ein Volk 
auf seine Gesetze ausübt und der konstituierten Kraft des Gesetzes, die wiederum das 
Volk in seinem Handeln reglementiert, es jedoch auch in seiner grundsätzlichen Existenz 
ermöglicht. Dieses „politische Paradox“, das sich vor allem in politischen Gründungsmo-
menten offenbart, beschreibt Jean-Jacques Rousseau (2015 [1762], S. 35) in seinem 
theoretischen Hauptwerk wie folgt: 
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„Damit ein im Entstehen begriffenes Volk Gefallen an den gesunden Grundsätzen 
der Staatskunst finden und die Grundregeln des Staatsrechtes befolgen könnte, 
wäre es nötig, daß die Wirkung zur Ursache würde, daß der gesellschaftliche Geist, 
der das Werk der Verfassung sein soll, selbst den Vorsitz in der Verfassung führen 
sollte, und daß die Menschen schon vor dem Bestehen der Gesetze das wären, was 
sie erst durch dieselben werden sollen.“

Die Wirkung einer Verfassung, einen „gesellschaftlichen Geist“ hervorzubringen, ist so-
mit paradoxerweise gleichzusetzen mit dem „gesellschaftlichen Geist“, der diese Verfas-
sung erst zustande bringt. So interpretiert es auch William Connolly (1995, S. 138): 

„For the general will to be brought into being, effect (social spirit) would have to become 
cause, and cause (good laws) would have to become effect.“ Es kann somit keine vorpo-
litische Fundierung und keinen „festen Boden“ geben, auf den sich ein politisches Ge-
meinwesen stützen kann. Politische Aktivität ist demnach immer „grundlos“. Entspre-
chend nutzt Michael Oakshott (1991, S. 60) die Metapher eines „boden- und uferlosen 
Meeres“: „In political activity, then, men sail a boundless and bottomless sea: there is 
neither harbour for shelter nor floor for anchorage, neither starting-place nor appointed 
destination.“

Für politische Gründungsmomente wie der Deklaration einer Verfassung oder der Einfor-
derung eines neuen Rechtes bedeutet dies, dass die Autorinnen und Autoren (die Ursache) 
eines solchen Prozesses gleichzeitig das Ergebnis (die Wirkung) desselben darstellen und 
beide Ebenen gewissermaßen miteinander „verschmelzen“. Deutlich wird dieses Phäno-
men, wie Derrida (2002) anmerkt, z. B. anhand des in der US-amerikanischen Unabhän-
gigkeitserklärung enthaltenen Sprechaktes „We the people of the United States“, bei der 
der Autor (das Volk der Vereinigten Staaten) sich an erster Stelle nennt und sich zugleich 
zum Ergebnis und zur Wirkung der Verfassung erklärt. Der offensichtliche Widerspruch 
besteht jedoch in dem politischen Akt der Selbstermächtigung des Volkes als souveräne 
Kraft, das zuvor noch nicht existiert haben kann (vgl. Wenman 2013, S. 237). Genauso 
verhält es sich mit der Einforderung eines neuen Rechtes: Diejenigen, die es einfordern, 
ermächtigen sich als eine selbstbestimmte und souveräne Kraft, ausgestattet mit dem 
Recht, Rechte einzufordern, sie zu definieren und sie eigenmächtig auszugestalten. Die 
Gründung von La Vía Campesina als Ausdruck einer selbstbestimmten bäuerlichen Be-
wegung und die daraus hervorgegangene Forderung nach Ernährungssouveränität zeigen 
diesen Zusammenhang zwischen emergenten Rechten und der Einforderung von Souve-
ränität sehr deutlich (Kap. 3.1.5). 

Doch was genau verbirgt sich nun hinter dem Konzept der Souveränität und welche Be-
deutung kommt der konkreten Einforderung von Souveränität zu?
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3.1.4	Souveränität als paradoxes Konzept
Der Begriff der Souveränität, d. h. die Idee der legitimierten und unangefochtenen Auto-
rität, ist seit langer Zeit eines der wichtigsten und einflussreichsten Konzepte in der Poli-
tischen Theorie. Über die göttliche Legitimation eines absolutistischen Herrschers zur 
Volkssouveränität demokratischer Systeme war und ist der Begriff eng mit der staatlichen 
Ebene verknüpft (vgl. Skinner 2010). Diese Sichtweise wurde jedoch in der Vergangen-
heit vor allem von Politischen Geographen (vgl. u. a. Agnew 1994; Agnew 2005; Tay-
lor 1994) kritisiert und die Essentialisierung des Staates als alleiniger Träger und Ge-
währleister von Souveränität hinterfragt. In Anbetracht des Entstehens von sogenannten 
Neuen Sozialen Bewegungen, die sich netzwerkartig ausbreiten (vgl. Nicholls 2007) 
sowie der wachsenden Bedeutung von Globalisierungsprozessen und neoliberalen Insti-
tutionen (vgl. Agnew 2009; Ong 2006) kann daher die Frage gestellt werden, ob das 
Konzept der Souveränität überhaupt noch als Erklärungsansatz für gegenwärtige poli-
tische Phänomene dienen kann. Diverse Autoren (vgl. u. a. Kalmo und Skinner 2010; 
Krasner 2001) plädieren dafür, das Konzept der Souveränität nicht zurückzuweisen, 
jedoch heben sie dessen Fragmentierung und Anfechtbarkeit hervor, die vor allem im 
Lichte postmoderner Ansätze (vgl. Negri 2010) deutlich werden. Sie zeigen auf, dass 
Souveränität niemals absolut an eine bestimmte territoriale Ebene oder einen bestimmten 
Träger wie den Staat geknüpft sein kann, es sich bei Territorien jedoch um machtvolle 
und räumliche Ausdrucksformen von Souveränität handelt (vgl. Elden 2013). 

Einen vielzitierten theoretischen Bezugspunkt für Auseinandersetzung mit der Idee der 
Souveränität liefert wiederum Carl Schmitt (2004 [1922]). Im Gegensatz zu Hannah 
Arendt, die die die Ausübung von Souveränität als eine Zurückweisung des Pluralismus 
und damit als Ende des Politischen betrachtet (vgl. Gratton 2012, S. 65), nimmt das 
Konzept bei Schmitt eine zentrale Rolle ein und stellt im Rahmen seiner Staatstheorie 
den Kern des Politischen dar. Sein Ansatz ist, dass derjenige (d. h. der Staat) souverän sei, 
der über den „Ausnahmezustand“ entscheidet (vgl. Schmitt 2004 [1922], S. 13). Dem-
nach handelt es sich um eine Selbstautorisierung oder Selbstermächtigung den „norma-
len Lauf der Dinge“, also die bestehenden Regeln in Form des Gesetzes, auszusetzen, so 
dass die konstituierende Kraft (der Staat) sogar dann noch souverän ist, wenn die konsti-
tuierte Kraft (die Verfassung) ausgesetzt wird. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang v. a. die durch das Foucault´sche Konzept der 
Biopolitik beeinflusste Neuinterpretation des Schmitt´schen Ansatzes durch den Philo-
sophen Giorgio Agamben (2005): Agamben verweist auf die paradoxe Situation, die sich 
ergibt, wenn auf legale Weise die gegebenen Gesetze ausgehebelt werden und dieser 
Zustand zur dauerhaften oder zumindest langfristigen Regel erklärt wird. Agambens Ar-
gumentation folgend sei dieses Phänomen besonders deutlich im Totalitarismus des 
Zweiten Weltkriegs zu beobachten gewesen, als sich das Deutsche Reich in einem zwölf 
Jahre währenden „Ausnahmezustand“ befand. Auch die Post-9/11-Ära der Bush-Regie-
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rung in den USA, in der der Patriot-Act erlassen und dadurch die Möglichkeit geschaffen 
wurde, Nicht-US-Bürger bei einem geringen Anfangsverdacht auf Gefährdung der natio-
nalen Sicherheit, in Haft zu nehmen, lässt sich in diesen Inklusions-Exklusions-Mecha-
nismus einordnen (vgl. Agamben 2005, S. 2 f.). Agamben spricht dabei von einer „zone 
of indistinction in which fact and law coincide“ (ebd., S. 26 ff.), d. h. von einer „Schwelle 
der Unentscheidbarkeit“ zwischen Fakten, in diesem Fall einem extrajuristischen Not-
stand, und dem Gesetz. Fakten würden auf diese Weise zu Gesetzen „verschwimmen“, so 
dass das Gesetz auch für längere Zeit ausgesetzt werde. Sobald dies zur Regel werde, 
würde der „Ausnahmezustand“ zur Regel erklärt und zur Normalität werden. Der Souve-
räne ist bei Agamben demnach, wie auch bei Schmitt, dasjenige Organ, das die Macht 
besitzt, über das Pendeln zwischen der Norm, der Ausnahme und wiederum der Norm zu 
entscheiden. 

Vor allem für die Politische Geographie ist diese Theorie hilfreich, da sie es ermöglicht, 
„räumliche Ausnahmezustände“, wie z. B. Gefängnisse, Inseln, nichtregierte Territorien, 
Landnahmen und die Normalisierung derselben zu erklären (vgl. Korf und Schetter 
2012 für einen deutschsprachigen Beitrag sowie Mountz 2013 für einen allgemeineren 
Überblick). Auch sich überlappende und in Konflikt stehende „Souveränitäten“ (vgl. 
Schiavoni 2014) innerhalb und außerhalb des Staates sind dadurch denkbar: Z. B. be-
schreibt Ong (2006, S. 18 ff.) dieses Phänomen, indem sie neoliberale Praktiken als „Aus-
nahmezustände“ betrachtet. 

Passend zu dieser Argumentation führt auch Jacques Derrida (2009 [2001-2002], S. 
76 f.) an, dass keine „pure und bindungslose“ Souveränität existieren könne. Das bedeu-
tet, Souveränität ist immer teilbar und anfechtbar und es könne, so Derrida, auch keine 
Wahl zwischen Souveränität und „Nichtsouveränität“ existieren, sondern es handele sich 
bei Souveränitätsansprüchen immer um fragmentierte, miteinander in Konflikt stehende 
und antagonistische Forderungen. Damit erhalte Souveränität den Charakter eines per-
formativen Aktes, ausgedrückt durch ein Postulat oder durch einen „fiktionalen Glau-
ben“:

„There are different and sometimes antagonistic forms of sovereignty, and it is al-
ways in the name of one that one attacks another: […]. [E]ven in politics the choice 
is not between sovereignty and nonsovereignty, but among several forms of part-
ings, partitions, divisions, conditions that come along to broach a sovereignty that 
is always supposed to be indivisible and unconditional. […] A divisible sovereignty 
is no longer a sovereignty, a sovereignty worthy of the name, i.e. pure and uncon-
ditional. [S]overeignty is a posited law, a thesis or a prosthesis, and not a natural 
given, it is the sworn institution a faith sworn, and therefore structurally fictional, 
figural, invented, conventional.“ (ebd., S. 76 f.)
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Im Lichte dieser Betrachtung wird auch deutlich, inwiefern es sich bei dem Sprechakt der 
Deklarierung einer Verfassung (vgl. Derrida 2002 und Kap. 3.1.3), neben dem Akt der 
Selbstermächtigung eines Volkes als konstituierende und damit souveräne Kraft, gleich-
zeitig um einen Akt der Inklusion bzw. der Exklusion handelt. Das bedeutet, dass das 
Volk sich selbst an die Stelle des Souveränen setzt und alle anderen ausschließt, die nicht 
dazu gehören. Es handelt sich somit um ein Phänomen, das De Ville (2008, S. 21) „Sou-
veränität ohne Souveränität“ nennt, um damit wie auch Derrida den fiktionalen Charakter 
von Souveränität zu betonen. Einen ähnlichen Gedanken formuliert auch der Rechtswis-
senschaftler Martti Koskenniemi (2010, S. 232 f.), nämlich, dass Souveränität auch und 
gerade dann eingefordert werde, wenn Macht in großer Ferne sei. Genau dann, so Kos-
kenniemi weiter, werde Souveränität gleichbedeutend mit einem Verlangen, einer „Fikti-
on“ und einem „politischen Ethos“, das als „moralisches Prinzip“ und „polemische Waf-
fe“ dazu diene, politische Veränderungen herbeizuführen oder einen bestehenden status 
quo zu erhalten:

„Now ‘sovereignty’ becomes a mere notion or desire, a fiction […]. It may be that 
this is what sovereignty always meant: a manifestation of a political ethos […]. 
This highlights it as a moral principle, a polemical weapon with no necessary ju-
ridical or sociological core. […] It is neither a historical nor a sociological fact but 
part of a political vocabulary whose point is not to register aspects of the world but 
to achieve them: to preserve or change a status quo, to support or oppose particular 
contestants.“ (Koskenniemi 2010, S. 232)

Passend dazu beschreibt Peter Gratton (2012, S. 9) diesen fiktionalen Charakter von 
Souveränität als ein „Phantasma“, d. h. als ein Trugbild, das auf Mythen und Geschichten 
basiere, die der Souveräne über sich selbst erzähle – z. B. der Gründungsmythos eines 
Staates, die Idee der historisch gewachsenen und territorial wirksamen Nation (vgl. El-
den 2013) und einer imagined community (vgl. Anderson 2003 [1983]). Allerdings 
sollte diese Sichtweise nicht dazu verleiten, Souveränität als eine rein ideelle Einbildung 
ohne wahrnehmbare Effekte oder Kräfte wie z. B. einer staatlichen oder militärischen 
Machtausübung zu verstehen. Im Gegenteil: diese Formen der Macht werden gerade 
durch den fiktionalen Charakter von Souveränität gestärkt und reproduziert, bis hin zu 
einem Zustand scheinbar absoluter, unantastbarer und unhinterfragbarer Autorität, die 
sich innerhalb der wirtschaftlichen, ideellen und politischen Dimension verfestigt (vgl. 
Peet 2007). Sobald dieser Mythos gegen-hegemonial hinterfragt und angefochten wird, 
wird deutlich, dass es sich nicht um eine „pure und bindungslose“ Souveränität (vgl. 
Derrida 2009 [2001-2002], S. 76 f.) handelt, sondern um eine kontingente und um-
kämpfte soziale Konstruktion. Die Ausführungen Grattons und Derridas lassen sich also 
dahingehend zusammenfassen, dass Souveränität das Ergebnis seiner eigenen Geschichte 
ist, seiner eigenen „großen Erzählung“ und sich damit selbst in Kraft setzt:
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„Sovereignty always requires its mythoi, its histories; it could not exist such as it 
does without them […]. Sovereignty needs these stories, and yet it is these very 
stories that allows one to call sovereignty into question, to test its history of itself, 
and thus to share out sovereignty´s very force of reason. Such mythoi are a perfor-
mance of sovereignty, though again, sovereignty is always above and beyond any 
simple performance of it. This is not to say that there is no force to sovereignty, that 
it has no effect, but rather that sovereignty requires a spectacle, a virtualization of 
itself, in sum, a phantasm for what should require nothing beyond itself, since to be 
sovereign is to be unquestioned and unquestionable, that is, purely auto-affective.“ 
(Gratton 2012, S. 9)

Damit wird deutlich, dass Souveränität, so wie es das „politische Paradox“ postuliert, im 
Wesentlichen auf dem Widerspruch der Selbstermächtigung basiert und dass niemals eine 
absolute Manifestation souveräner Macht existieren kann, auch wenn diese den Anschein 
der Unantastbarkeit erweckt. Passend dazu bezeichnet Connolly (1995, S. 137 ff.) das 

„politische Paradox“ als das „Souveränitäts-Paradox“, das unweigerlich mit der demokra-
tischen Idee von Souveränität verknüpft ist. Dieses enthalte immer einen willkürlichen 
und temporären „Spalt“ zwischen der politischen Aktivität und der gesellschaftlichen 
Übereinstimmung, die diese erst ermöglicht. 

3.1.5	„Anders Denken und Handeln“: Politische Aktivität und die Forderung nach 
neuen Rechten

Beim „politischen Paradox“ handelt es sich jedoch nicht um ein Phänomen, das aus-
schließlich in seltenen Gründungsmomenten, wie etwa der Deklaration einer Verfassung, 
der einmaligen Deklaration eines neuen Rechtes oder der Gründung eines Staates zu Tage 
tritt. Neben anderen Vertretern der agonistischen Demokratietheorie (vgl. Connolly 
1995; Tully 2008) weist vor allem Bonnie Honig (2009, S. 3) auf die alltägliche Dimen-
sion politischer Praktiken hin, innerhalb derer sich der omnipräsente Widerspruch zwi-
schen der konstituierenden Kraft des Volkes und der konstituierten Kraft der Gesetze of-
fenbart. Politische Aktivität könne demnach niemals ein finales Ende im Sinne einer 
konsensualen Lösung haben, sondern es handele sich, im Sinne einer „Henne-und-Ei-
Problematik“ um einen andauernden und alltäglich stattfindenden Prozess der Gründung 
und Wiederbegründung von politischen Gemeinschaften, der nicht auf einzelne Gesetze 
und Institutionen reduziert werden könne. 

William Connolly beschreibt dieses Phänomen als in sich paradoxe politics of enactment 
(vgl. Connolly 1995, S. 180 f.) und politics of becoming (vgl. Connolly 1996, S. 20 ff.). 
Er bezeichnet damit einen Prozess des „politischen Werdens“ oder „Inkraftsetzens“ von 
neuen Identitäten, die auf Grundlage erfahrener Ungerechtigkeit politisch in Erscheinung 
treten und dazu antreten, ein bestehendes „Gerechtigkeitsregister“ (register of justice) zu 
stören oder zu verändern:
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„By the politics of becoming I mean that paradoxical politics by which new cultural 
identities are formed out of old energies, injuries, and differences. The politics of 
becoming emerges out of the energies, suffering and lines of flight available to 
culturally defined differences in a particular historical constellation. To the extent it 
succeeds in placing a new identity on the cultural field the politics of becoming 
changes the shape and contour of established identities as well. The politics of be-
coming thus shows disturbance and distress in the souls of those disrupted by its 
movement.“ (Connolly 1996, S. 20 f.)

Und weiter:
„The politics of becoming repositions selected modes of suffering so that they move 
from an obscure subsistence or marked identity below the register of justice to a 
visible, unmarked place on it.“ (Connolly 1996, S. 32)

Dabei sei entscheidend, dass die Frage, was tatsächlich gerecht oder ungerecht sei bzw. was 
für legitim empfunden werde, vor allem in diesen originären Momenten ihres Entstehens 
gestellt und politisch verhandelt werde: „Justice now trembles in its constitutive uncer-
tainty, dependence and ambiguity. And it is just that it so tremble“ (Connolly 1995, 
S. 187). Er beschreibt damit einen „politischen und agonistischen Ethos“ des gegenseitigen 
Respekts und der gegenseitigen Anerkennung in Form eines kulturellen Raumes, innerhalb 
dessen Fragen nach Recht und Gerechtigkeit ausgehandelt werden könnten und sich neue 
Formen des Seins in Szene setzten und etablieren könnten. Bei diesem ethos of critical re-
sponsiveness (ebd., S. 180) handele es sich laut Connolly um das fragilste aber auch not-
wendigste Element einer pluralisierenden Demokratie, da ein etabliertes „Gerechtig-
keitsregister“ nie abgeschlossen und gerecht in einem finalen Sinne sein dürfe und könne. 

Eine Weiterentwicklung dieses Ansatzes liefert Bonnie Honig (2009, S. 40 ff.), die Con-
nollys politics of becoming aufgreift, um zu untersuchen, wie sich das „politische Para-
dox“ im Lichte eines neuen Rechtes verhält. Sie schlägt vor, ein neues Recht nicht in 
Hinblick auf seine juristische Legitimität oder Unterordnung unter andere Rechte zu un-
tersuchen, sondern den Fokus auf die potenziellen neuen Beziehungen, Realitäten und 
Gerechtigkeitskonstellationen zu richten, die ein neues Recht hervorbringt: 

„I propose we look at rights not in terms of their past trajectories but rather in their 
fragile moments of emergence. This makes us alert to the ways in which new rights 
reactivate the paradox of politics: New rights presuppose the world they seek to 
bring into being. […] Liberal and deliberative democratic theorists tend to ap-
proach rights with a juridical focus: Are they legitimate? Can they be subsumed 
under old, established ones? What if instead we ask: What new relations and new 
realities might a new right inaugurate, or is the new right desirable? Is it just?“ 
(ebd., S. 44) 
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Nach dieser Sichtweise kommen neue Rechte also niemals nur additiv zu einem beste-
henden „Gerechtigkeitsregister“ hinzu, sondern fordern dieses in seiner Gesamtheit he-
raus. Honig (ebd. S. 53) verwendet entsprechend den Begriff der „Rechte-Ökonomie“ 
(economy of rights) und beschreibt damit auf einer theoretischen Ebene genau das Phäno-
men, das Ernährungssouveränität auf der empirischen darstellt: Nämlich ein neues Recht, 
das, obwohl es fragil und paradox ist, den Anspruch hat, von Grund auf eine bestehende 

„Ökonomie von Rechten“ zu hinterfragen, zu transformieren und eine „neue Welt, neue 
Beziehungen und Realitäten“ (ebd.) vorauszusetzen, die es noch nicht gibt: „Food sove-
reignty implies new social relations free of oppression and inequality“ (La Vía Campesi-
na 2007, o. S.). 

Demnach sei es, so Honig (2009, S. 44), wichtig, neue Rechte vor allem zum Zeitpunkt 
ihres Entstehens zu untersuchen, d. h. sich auf den „fragilen Zustand des Erscheinens“ zu 
fokussieren (der momentan bei Ernährungssouveränität auch zu beobachten ist). Nur so 
könne erkannt werden, auf welch vielfältige Art und Weise sich Forderungen nach neuen 
Rechten entwickeln und welche neuen Identitäten daraus entstehen. Sobald hingegen be-
stimmte Rechte, aus denen legitime Ideen und Werte (z. B. Frauenrechte) entstanden sind, 
zurückblickend betrachtet würden, erschienen sie in der Regel als gegeben und natürlich. 
Zum Zeitpunkt ihres Entstehens jedoch hätten diese möglicherweise den Status einer 
willkürlichen und sogar lächerlichen Idee gehabt (vgl. Honig 2009, S.  47; Wenman 
2013, S. 109). Auf diese Weise versteht Honig die Einforderung eines neuen Rechtes als 
ein Phänomen, dessen Resultat zum Zeitpunkt seines Entstehens selten feststeht. Diejeni-
gen, die es einfordern, versuchen eine Realität zu inszenieren, zu erschaffen und in Kraft 
zu setzen, die es noch nicht gibt. Zur Veranschaulichung beschreibt sie die Slow-Food-
Bewegung, die sich dadurch auszeichnet, dass sie das „Recht auf Genuss“ nicht nur ein-
fordert, sondern es auch konkret praktiziert (vgl. Honig 2009, S. 57 ff.). Durch dieses 
enactment zeigt sich, dass ein neues Recht, genau wie Patel (2007, S. 88) es anmerkt, 
und so wie es sich auch im „politischen Paradox“ widerspiegelt, nur durch diejenigen mit 
Leben gefüllt werden kann, die es einfordern.

Um dieses Argument weiter zu vertiefen, unterteilt Honig (2009, S. 55 f.) in Anlehnung 
an die späte Philosophie Wittgensteins (2003 [1953]) neue Rechte analytisch in ihre 
Funktion als ein „Symbol“ (right-as-a-symbol) und dem „tatsächlichen Verhalten“ (the 
actual behaviour). Das „Recht als ein Symbol“ erfüllt demnach die Funktion eines sta-
tischen, normativen und ideologischen Rahmens und als Garant, auf den sich die Befür-
worterinnen und Befürworter eines Rechtes stützen und berufen können. Das „tatsächli-
che Verhalten“ hingegen verweist auf die tatsächlichen Richtungen und Ausprägungen, 
die ein neues Recht einnehmen kann. So könne es einerseits dazu kommen, dass das 

„Recht als Symbol“ und das „tatsächliche Verhalten“ in ein und dieselbe Richtung ten-
dierten und genau das eintrete, was zuvor versprochen wurde. Anderseits könnten aber 
auch neue und unerwartete Dinge passieren und das jeweilige Recht könne sich in ganz 
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andere und vielfältige Richtungen entwickeln. Damit würde es von seiner ursprünglichen 
Funktion als normatives Symbol oder ideologischer Garant abweichen. Auf diese Weise 
könne sich ein jeweiliges Recht im Sinne der Unentscheidbarkeit des „politischen Para-
doxes“ unvorhersehbar entfalten.

James Tully (2008) leistet passend zu Honigs Ausführungen einen wesentlichen Beitrag 
dazu, auf welche Art und Weise sich diese Dynamik in der Praxis abspielt. Basierend auf 
den Gedanken Arendts (2006 [1961]) vergleicht Tully (1999, S. 162) politische Akti-
vität mit dem Spielen eines Spiels, bei dem es darum gehe, dass gleiche Bürgerinnen und 
Bürger mit unterschiedlichen Ansichten innerhalb eines fields of activity in einen agonis-
tischen Austausch geraten. Er wendet sich ebenfalls der Philosophie Wittgensteins 
(2003 [1953]) zu, insbesondere der Theorie der Sprachspiele, und entnimmt ihr den Be-
griff der Regeln. Nach Wittgenstein sind Subjekte immer an Regeln gebunden, die dieses 
Spiel bestimmen und organisieren. Regeln sind jedoch niemals fixiert und könnten in 
verschiedenen Situationen anders und auf kreative Weise angewendet werden (vgl. Wen-
man 2013, S. 21). Bezogen auf ein politisches Spiel bedeutet dies, dass es also möglich 
ist, die Regeln des Spiels entweder zu befolgen und dadurch zu legitimieren, was Tully 
(2008, S. 19 ff.) als „Praktiken des Regierens“ bezeichnet, oder aber sie zu verändern und 
nach anderen Regeln zu spielen. Diese Aktivitäten – ausgedrückt durch Sprechen und 
Handeln – stellen für Tully politische Freiheit dar, genauer gesagt „Praktiken der Frei-
heit“, die mit den routinierten Regeln des Spiels brechen und als eine Art der Erwiderung 
auf „Praktiken des Regierens“ zu sehen sind. „Praktiken der Freiheit“ bezeichnen für 
Tully allerdings nicht nur die Veränderung einer etablierten Praktik oder den Beginn einer 
neuen Praktik – er nennt dies agere (lat. tun, machen) – sondern auch das Bestreben, die-
se zu manifestieren und sie über längere Zeit zu erhalten, so dass sie selbst zur Routine 
werden, was er gerere (lat. ausführen, tragen) nennt. 

Tully (2008, S. 23 f.) zufolge existieren nun drei Formen oder Abstufungen der „Prak-
tiken der Freiheit“: Erstens nennt er die Art von Praktiken, die selbst innerhalb der routi-
niertesten Abläufe über einen bestimmten Spielraum, einem room for manoeuvre, verfü-
gen und die Regeln des Spiels auf unbemerkte aber dennoch auf deutliche Weise anders 
interpretieren und dadurch verändern:

„[T]here is always a certain ‘room for manoeuvre’ (Spielraum) or field of possible 
comportments in interpreting and acting in accord with a norm of mutual recogni-
tion. […] Even in the most routine activity of acting in accord with a norm of mu-
tual recognition, the members of an association subtly alter it in unpredictable ways 
through interpretation, application and negotiation. They can often appear to agree 
while thinking and acting differently. In other cases, overt agreement, or a manufac-
tured consensus, can mask the vast terrain of hidden scripts and arts of resistance 
by which subjects act out their reasonable disagreement to oppressive norms in 
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day-to-day life. This field of existential possibilities renders any ‘agreement’ on a 
norm subject to the ‘uncertainty, the suspense, the possibility of irreversible change, 
which surrounds all significant action, however “rule-guided“’.“ (Tully 2008, S. 
307)

Dieses „anders Denken und Handeln“ kann also dazu führen, dass sich die Regeln des 
Spiels durch eigene Auslegung und Anwendung implizit verändern. Hierfür lassen sich 
z. B. landwirtschaftliche Praktiken oder Konsumpraktiken nennen. Als zweite Form der 

„Praktiken der Freiheit“ nennt er eine Art von Praktiken, die in einer demokratischen Ge-
sellschaft dazu dienen, bestehende Regeln zu verändern. Diese haben das explizite Ziel, 
gesellschaftlichen Wandel herbeizuführen und finden innerhalb von etablierten Instituti-
onen demokratischer Gesellschaften statt, also innerhalb von Gerichten, Parteien und 
politischen Gremien. Beispiele dafür sind Petitionen, politische Diskussion oder Ver-
handlungen. Drittens nennt Tully (ebd.) eine Art von Praktiken, die dann zu Tage treten, 
wenn die zweite Form der „Praktiken der Freiheit“ versagt. Dabei handelt es sich um die 
Verweigerung regiert zu werden und um Praktiken des offenen politischen Widerstands, 
die in der Extremform zu einer Revolte führen können. Diese dritte Variante hat explizit 
das Ziel, die „Praktiken des Regierens“ umfassend zu transformieren oder abzulösen.

Interessant an den Überlegungen Tullys ist, dass sich starke Parallelen zu den Ausfüh-
rungen Connollys und Honigs ergeben: „Praktiken der Freiheit“, politics of becoming / 
enactment und das „tatsächliche Verhalten“ eines Rechtes ähneln sich dahingehend, dass 
ein starker Fokus auf die Alltäglichkeit routinierter aber dennoch politischer Praktiken 
gelegt wird (vgl. Wenman 2013, S. 232 ff.). Revolutionäre Momente oder die repräsen-
tative Ebene der Politik – die politics of representational assemblages wie Connolly 
(1995, S. xxi) es nennt – treten bei diesen Perspektiven eher in den Hintergrund. Doch 
inwiefern spielen diese Gedanken nun bei der konzeptionellen Auseinandersetzung mit 
Ernährungssouveränität eine Rolle?

Die Argumentation bei der Einforderung von Ernährungssouveränität basiert wesentlich 
darauf, dass die Produktion, die Vermarktung und der Konsum von Nahrungsmitteln von 
der neoliberalen Logik und den Regeln internationaler Freihandelsabkommen befreit oder 
ausgenommen werden sollten, da Nahrung, wie es die Fürsprecherinnen und Fürsprecher 
der Bewegung formulieren, „anders“ sei (siehe die Argumentation in Kapitel 1). Damit 
stützen sich diejenigen, die Ernährungssouveränität einfordern, auf eine Argumentation, 
die die Krisenhaftigkeit des Ernährungsregimes hervorhebt (vgl. Trauger 2013, S. 6). Es 
wird also ein Notstand ausgerufen und damit die Notwendigkeit eingeklagt, die bestehen-
den Regeln der Agrar- und Ernährungspolitik zu verändern. Dabei zeigt sich der Akt der 
Selbstermächtigung sehr deutlich: La Vía Campesina stellt gleichzeitig die Autorin und 
das Ergebnis des neuen Rechtes dar, indem die Organisation sich bereits im Vorhinein als 
eine souveräne Kraft betrachtet, die das Recht dazu habe, Souveränität einzufordern.
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„We, more than 500 representatives from more than 80 countries, of organizations 
of peasants / family farmers, artisanal fisherfolk, indigenous peoples, landless peo-
ples, rural workers, migrants, pastoralists, forest communities, women, youth, con-
sumers and environmental and urban movements have gathered together in the 
village of Nyéléni in Sélingué, Mali to strengthen a global movement for food 
sovereignty. We are doing this, brick by brick, as we live here in huts constructed 
by hand in the local tradition, and eat food that is produced and prepared by the 
Sélingué community. We give our collective endeavor the name “Nyéléni” as a 
tribute to and inspiration from a legendary Malian peasant woman who farmed and 
fed her peoples well. Most of us are food producers and are ready, able and willing 
to feed all the world’s peoples.“ (La Vía Campesina 2007, o. S.)

Genau wie auch in der Präambel der Verfassung der Vereinigten Staaten (vgl. Derrida 
2002), ernennen sich die genannten Vertreterinnen und Vertreter von Kleinproduzie-
rendenorganisationen und indigenen Völkern, etc. in dieser Deklaration als eine souve-
räne und vereinte Kraft. Sie weisen auf ihr legitimes und gemeinsames Projekt hin und 
verdeutlichen, dass sie keine partikulare Interessengruppe seien, sondern eine weltweite 
Bewegung. Auch die politics of enactment (vgl. Connolly 1995) werden dabei sehr 
deutlich: Die Deklaration wird von vornherein mit den Praktiken des Konsumierens der 
selbstproduzierten Nahrung und metaphorisch („brick by brick“) mit dem Aufbau der 
eigenen Hütten verbunden. Auch die Zeile: „Most of us are food producers and are ready, 
able and willing to feed all the world’s peoples“ zeigt die Bereitschaft, das neue Recht 
sofort mit den Praktiken in Kraft zu setzen, die es erst einfordert. 

Der Verweis auf eine legendäre malische Bäuerin unterstreicht dabei den mythischen 
Charakter dieses Unterfangens, den Gratton (2012, S. 9) als ein „Phantasma“ und 
Derrida (2009 [2001-2002], S. 76) als eine „Fiktion“ oder einen „Glauben“ bezeichnet. 
Dieses wird mit der Konstruktion eines gemeinsamen Erbes „heritage as food producers“ 
verbunden, das sich allerdings in einem kritischen Zustand befinde und durch den Neoli-
beralismus und den globalen Kapitalismus bedroht werde:

„Our heritage as food producers is critical to the future of humanity. This is spe-
cially so in the case of women and indigenous peoples who are historical creators 
of knowledge about food and agriculture and are devalued. But this heritage and 
our capacities to produce healthy, good and abundant food are being threatened and 
undermined by neo-liberalism and global capitalism. Food sovereignty gives us the 
hope and power to preserve, recover and build on our food producing knowledge 
and capacity.“ (La Vía Campesina 2007, o. S.)

Der Hinweis darauf, dass zahlreiche Debatten stattfänden, durch die das Wissen der Teil-
nehmenden über Ernährung und Ernährungssouveränität erweitert werde, zeigt, inwie-
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fern das thinking differently (vgl. Tully 2008, S. 307) als eine „Praktik der Freiheit“ 
langfristig dazu führen soll, Regeln „anders“ zu interpretieren und auszulegen, Spielräu-
me zu kreieren und dadurch Autonomie und Macht zurückzuerlangen:

„In Nyéléni, through numerous debates and interactions, we are deepening our col-
lective understanding of food sovereignty and learning about the realities of the 
struggles of our respective movements to retain autonomy and regain our powers. 
We now understand better the tools we need to build our movement and advance 
our collective vision.“ (La Vía Campesina 2007, o. S.)

Insgesamt wird anhand der Deklaration von Nyéléni also deutlich, wie sich das „poli-
tische Paradox“ in all seinen Facetten entfaltet und Connollys politics of becoming Wirk-
lichkeit werden: Eine sich selbstermächtigende, souveräne Kraft – bestehend aus Grup-
pen von Kleinbäuerinnen und Kleinbauern – proklamiert als Autorin und Ergebnis dieser 
Deklaration ein neues Recht und setzt damit eine Welt mit neuen sozialen Beziehungen 
voraus, die es noch nicht gibt. Oder wie Honig (2009, S. 44) es formuliert: „New rights 
presuppose the world they seek to bring into being“. Dabei ist völlig offen, welche Rich-
tung das neue Recht einschlagen wird; fest steht nur, dass es kein finales Ergebnis gibt. 
Ernährungssouveränität „segelt“, in den frei übersetzten Worten Michael Oakshots 
(1991, S. 60), auf einem „ufer- und bodenlosen Meer, ohne Hafen, ohne Ankerstelle, ohne 
Kurs und ohne festgelegtes Ziel“.

3.1.6	Zusammenfassung
Ein neues und universelles Recht auf Selbstbestimmung hinterfragt eine gesamte „Öko-
nomie von Rechten“ und fordert ein hegemoniales Regime in Form von wirtschaftlichen, 
ideologischen und politischen Machtverhältnissen heraus. Damit repräsentiert es einen 
gegen-hegemonialen „Knotenpunkt“, der heterogene Forderungen miteinander vereint 
und sich primär durch die Abgrenzung zu einem hegemonialen Regime konstituiert. So-
mit ergibt sich eine theoretische Analogie zum Arendt´schen „Recht auf Rechte“. Dabei 
handelt es sich um eine auf ethischen Maßstäben beruhende Grundnorm, die denjenigen, 
die bisher nicht in der Lage dazu waren, politische Rechte einzufordern, genau diese 
Möglichkeit bietet. Daraus ergibt sich jedoch ein grundsätzlicher Widerspruch, der in der 
Demokratietheorie als das „politische Paradox“ bezeichnet wird und der beinhaltet, dass 
das Volk zugleich Autor und Ergebnis seiner eigenen Gesetze ist, sich also selbst ermäch-
tigt. Politische Gemeinschaften sind somit immer kontingente Konstruktionen, die auf 
der Unentscheidbarkeit des Sozialen, d. h. auf der Unmöglichkeit basieren, endgültig aus-
definiert zu werden. Das bedeutet auch, dass es nicht möglich ist, gesellschaftliche Anta-
gonismen auszulöschen. Sie bilden vielmehr eine Grundbedingung von Sozialität.

Die Auseinandersetzung mit dem „politischen Paradox“ offenbart, dass die Idee der 
Souveränität als ein performativer Akt der Selbstermächtigung verstanden werden kann. 
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Dieser beruht zumeist auf der Proklamierung eines „Ausnahmezustandes“, also auf ei-
ner Notwendigkeit, den „normalen Lauf der Dinge“ auszusetzen. Sobald ein solcher 

„Ausnahmezustand“ wiederum zu Regel wird, beinhaltet dies die Ausübung souveräner 
Macht. Gleichzeitig, dem agonistischen Ansatz folgend, kann Souveränität niemals mit 
absoluter Machtausübung gleichgesetzt werden, sondern ist immer hegemonial um-
kämpft. Souveränität kann demnach als eine „Fiktion“ oder eine politische Forderung 
interpretiert werden, die besonders dann formuliert wird, wenn Macht in großer Ferne 
ist. 

Die agonistische Demokratietheorie weist darauf hin, dass sich das „politische Paradox“ 
nicht nur auf politische Gründungsmomente reduzieren lässt, sondern dass es immer ei-
nen bestimmten Spielraum für die Legitimierung oder die Veränderung gesellschaftlicher 
Regeln gibt. Diese „Praktiken der Freiheit“ und politics of enactment werden besonders 
dann sichtbar, wenn ein Recht eingefordert wird, das eine gesamte „Ökonomie von Rech-
ten“ herausfordert. Neue Rechte sollten demnach weniger auf ihre formale Adaption in 
ein bestehendes „Gerechtigkeitsregister“ hin überprüft werden. Vielmehr sollten bei der 
Analyse die „tatsächlichen Richtungen und Ausprägungen“, in Form alltäglicher aber 
dennoch politischer Praktiken in den Fokus genommen werden. Diese können jedoch 
widersprüchlich sein und sich unvorhersehbar entfalten.

3.2	 Drei Dimensionen der Gerechtigkeit

Sobald ein neues Recht in der politischen Landschaft erscheint, basiert es in der Regel auf 
einer Bewegung, die das Ziel hat, eine Form der Ungerechtigkeit zu überwinden. Das 
bedeutet, rechtebasierte Forderungen sind trotz der beschriebenen „Grundlosigkeit“ des 
Politischen keine Deklarationen, die einfach aus dem „Nichts“ heraus erklärt werden. 
Das Beispiel der Forderung nach Ernährungssouveränität zeigt sehr anschaulich, dass 
ungerechte Macht- und Unterdrückungsverhältnisse der wesentliche Antrieb einer sol-
chen Bewegung sind (Kap. 2.3). Forderungen nach neuen Rechten sind demnach keine 
vorpolitischen Ideen, sondern basieren wesentlich darauf, dass politisch gedacht und ge-
handelt wird und dass ein Ungerechtigkeitsempfinden politisch reflektiert wird. 

In diesem Kapitel wurde Gerechtigkeit bislang als homogen und eindimensional behan-
delt, vergleichbar mit einem Gradienten von „wenig zu viel“ Gerechtigkeit (oder umge-
kehrt). Eine Gerechtigkeitsforderung kann jedoch ganz unterschiedliche Gewichtungen 
haben und unter einer vereinenden Forderung, einem big tent (vgl. Patel 2009) wie Er-
nährungssouveränität, verschiedene Ausprägungen annehmen, die sich inhaltlich ergän-
zen aber auch widersprechen können. Um diese Komplexität und Heterogenität von Ge-
rechtigkeitsforderungen darstellen zu können, soll im Folgenden vor allem der 
Gerechtigkeitstheorie Nancy Frasers Beachtung geschenkt werden.
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3.2.1	Zur wechselseitigen Abhängigkeit von Anerkennung und Umverteilung
In der politischen Theorie gibt es seit mehreren Jahren eine Diskussion über den inhalt-
lichen Kern von Gerechtigkeit. Im Wesentlichen geht es dabei um das Verhältnis zwi-
schen den Dimensionen einer kulturellen Anerkennung von Identität und Differenz sowie 
einer ökonomischen Umverteilung materieller Ressourcen. Seit den 1980er Jahren ent-
standen – in Abgrenzung zum vorherrschenden Verständnis von Gerechtigkeit als egali-
tär-liberale Umverteilungsproblematik (vgl. v. a. Rawls 1971) – diverse, durch den 
Kommunitarismus, den Feminismus, die Kritische Theorie und den Poststrukturalismus 
beeinflusste Theorien, die vor allem die Relevanz kultureller Wertemuster bei der Analy-
se von Ungerechtigkeitsverhältnissen hervorhoben (vgl. u. a. Butler 1990; Honneth 
1992; Taylor 1992; Walzer 1983; Young 1990). Zwar sollte vermieden werden diese 
Ansätze aufgrund ihrer unterschiedlichen theoretischen Hintergründe und ihrer jewei-
ligen Schwerpunkte zu verallgemeinern, jedoch ist ihnen gemein, dass sie der Dimension 
der kulturellen Anerkennung besondere Beachtung schenken und sie als analytischen 
Ausgangspunkt verstehen, um auch ökonomische, d. h. materielle, Ungerechtigkeitsver-
hältnisse abbilden und untersuchen zu können. 

In den letzten Jahren wurde diese Debatte insbesondere von Nancy Fraser und Axel Hon-
neth weitergeführt (vgl. Fraser und Honneth 2003), die mit ihren Ansätzen jedoch 
durchaus unterschiedliche Zielsetzungen verfolgen: Honneth entwickelt in der Tradition 
der Moralphilosophie Hegels eine normative Gesellschaftstheorie der individuellen 
Selbstverwirklichung und spricht von einem „formalen Konzept des guten Lebens oder 
eben: von Sittlichkeit“ als „hypothetische[m] Endpunkt einer Erweiterung von Anerken-
nungsbeziehungen“ (Honneth 1992, S. 275). Fraser hingegen entwirft ein „Statusmo-
dell der Anerkennung“, mit dem es möglich wird, mangelnde Anerkennung als gesell-
schaftliche und institutionalisierte Unterordnung zu verstehen, durch die eine 
gleichberechtigte Teilnahme am gesellschaftlichen Leben erschwert oder verunmöglicht 
wird (Fraser 2003a, S. 45). Erst die Beseitigung institutionalisierter Hindernisse, die 
z. B. in politökonomischen Strukturen oder normativen Leitbildern zu finden sind, könne 
dazu führen, Ungerechtigkeiten ökonomischer oder kultureller Art zu überwinden.

Honneth verteidigt nun in der Kontroverse mit Fraser weitgehend seine Theorie (vgl. 
Honneth 2003a; Honneth 2003b). Diese geht auf seine Hauptwerk von 1992 zurück 
und beinhaltet ein „Stufenmodell der Anerkennung“: Erstens nennt er die Form der „Lie-
be“ als Primärbeziehungen zwischen wenigen Personen, z. B. Intimbeziehungen, Freund-
schaften und familiäre Bindungen; zweitens die Form des „Rechtes“, bei der sich Rechts-
subjekte innerhalb eines gemeinsam geteilten Rahmens rechtlicher Normen anerkennen 
oder auch nicht anerkennen; und drittens die Form der „Solidarität“ oder der sozialen 
Wertschätzung, als eine Form der Anerkennung oder Nichtanerkennung von menschli-
chen Eigenschaften (vgl. Honneth 1992, S. 148 ff.). Nur der zusammengenommene Er-
werb dieser drei Formen könne dazu führen, dass „eine Person sich uneingeschränkt als 
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ein sowohl autonomes wie auch individuiertes Wesen zu begreifen [vermag]“ (ebd., S. 
271). Die Dimension der materiellen Umverteilung wird bei Honneth dagegen nicht wei-
ter ausdifferenziert und der Dimension der Anerkennung untergeordnet. Verteilungs-
kämpfe sind diesem Verständnis nach also ebenfalls als eine Form von Anerkennungs-
kämpfen zu verstehen (vgl. Honneth 2003a, S. 177 ff.). 

Diesem „normativen Monismus“ steht der „perspektivische Dualismus“ von Nancy Fraser 
gegenüber (vgl. Fraser und Honneth 2003, S. 9). Fraser kritisiert im Wesentlichen – und 
dies ist auch ihre zentrale These – dass „heutzutage Gerechtigkeit sowohl nach Umvertei-
lung als auch nach Anerkennung verlangt“ (Fraser 2003a, S. 17). Sie weist jedoch bereits 
in früheren Arbeiten (vgl. Fraser 1995a, S. 70 f.) darauf hin, dass diese Dimensionen als 
rein analytische Kategorien zu behandeln seien, da in der Realität immer ein komplexes 
Zusammenwirken beider Ungerechtigkeitsdimensionen vorherrsche. Analytisch gesehen 
unterlägen beide jedoch jeweils unterschiedlichen Logiken: Die Forderung nach Umver-
teilung sei in politökonomischen Strukturen verwurzelt und erwachse z. B. aus Ausbeu-
tungsverhältnissen, ökonomischer Marginalisierung und materieller Entbehrung (Depri-
vation), wie es bereits von unterschiedlichen Theoretikern des Egalitarismus von Marx 
(2008 [1867]) bis hin zu Rawls (1971) analysiert wurde. Die Forderung nach Anerken-
nung sei hingegen als kulturelle oder symbolische Gerechtigkeitsdimension zu verstehen. 
Sie spiegele sich in Wertvorstellung und anderen Normierung wider und erwachse z. B. 
aus Situationen der Missachtung, der Ausgrenzung oder der Respektlosigkeit.

Damit wendet sich Fraser nicht nur gegen die Sichtweise einer „Politik der Differenz“, 
die materielle Ungerechtigkeitsverhältnisse ausschließlich einer nicht oder ungenügend 
gewährten Anerkennung unterordnet, sondern auch gegen eine Perspektive, die Gerech-
tigkeitskämpfe je nach Ausprägung entweder als rein identitätspolitische Anerkennungs-
kämpfe oder als rein ökonomische Umverteilungskämpfe kategorisiert. Sie warnt zum 
einen also davor, diese beiden als unabhängig voneinander zu betrachten, da sonst bei 
Gerechtigkeitsforderungen unterschiedlicher Art eine der beiden Dimensionen unberück-
sichtigt bliebe. Andererseits weist sie auch darauf hin, dass die Dimension der Umvertei-
lung analytisch nicht mit einer Anerkennungstheorie gefasst werden könne, da diese die 
ursächlichen politökonomischen Strukturen nicht angemessen berücksichtige (vgl. Fra-
ser 2003b, S. 242 ff.). 

Zur Untermauerung ihrer Argumentation nennt sie antirassistische und feministische For-
derungen. Auf den ersten Blick würden diese zwar identitätspolitisch gedeutet werden, 
jedoch enthielten sie immer auch eine ökonomische Dimension, zumeist in Form unge-
rechter Klassenverhältnisse. Die Kategorien race und Gender seien demnach Beispiele 
für bivalente Ausdrücke von einem sowohl politökonomischen Klassenunterschied als 
auch einer kulturell-wertenden Hierarchie von Statusgruppen und enthielten immer inter-
dependente Umverteilungs- als auch Anerkennungsdimensionen (vgl. Fraser 1995a, S. 
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78 ff.). Analog dazu verhalte es sich mit rein ökonomisch erscheinenden Umverteilungs-
forderungen, da jegliche materielle Verhältnisse immer auch Ausdruck wertender Nor-
mierungen und Symbole seien und damit ebenfalls unter anerkennungstheoretischen Ge-
sichtspunkten verstanden werden müssten (ebd. S. 72). Ähnlich wie auch Tully (2000, S. 
469) argumentiert, müssen Anerkennung und Umverteilung in Hinblick auf soziale Be-
wegungen demnach immer zusammen gedacht werden, da sie sich gegenseitig bedingen. 
Fraser formuliert dies wie folgt:

„Anstatt Umverteilung und Anerkennung jeweils mit klassenbezogener Politik und 
Identitätspolitik auf eine Linie zu bringen, werde ich jede populäre Auffassung da-
hingehend verstehen, daß beide einen eigenständigen Aspekt sozialer Gerechtigkeit 
zur Sprache bringen und somit prinzipiell für jede soziale Bewegung in Anschlag 
zu bringen sind“ (Fraser 2003a, S. 21 f.). 

Für diese Sichtweise wurde sie nicht nur von Axel Honneth kritisiert. Auch andere Den-
ker der Gerechtigkeitsdebatte, insbesondere Iris Marion Young (1997), beklagen bei 
Frasers Theorie, dass ein zweidimensionaler Blick der Komplexität von Gerechtigkeits-
forderungen nicht gerecht werde, da er zu einer Vereinfachung und Reduzierung von 
Ungerechtigkeits- und Unterdrückungsverhältnissen auf entweder einen ökonomischen 
Determinismus oder diskursive Symbole und Normen führe. 

Trotz dieser Kritik soll im Weiteren an Frasers Theorie festgehalten werden, da sie, wie 
im nächsten Unterkapitel gezeigt wird, nicht nur der Interdependenz von Anerkennungs- 
und Umverteilungsdimensionen, sondern auch der Widersprüchlichkeit von zunächst 
konsistent erscheinenden Gerechtigkeitsforderungen gerecht wird. 

3.2.2	Das „Umverteilungs-Anerkennungs-Dilemma“
Wie ersichtlich wurde, weist Fraser in aller Deutlichkeit darauf hin, dass es sich bei An-
erkennung und Umverteilung um rein analytische Kategorien handele, die jedoch bei der 
empirischen Forschung immer zusammengedacht werden müssten. Diese Perspektive sei 
nicht nur dazu in der Lage, die gegenseitige Abhängigkeit beider Dimensionen zu fassen, 
sondern auch eine generelle Widersprüchlichkeit zwischen Anerkennung und Umvertei-
lung abzubilden, die Fraser (1995a, S. 74) als das „Umverteilungs-Anerkennungs-Di-
lemma“ bezeichnet. Dabei handelt es sich um eine allgemeine Spannung zwischen dem 
Egalitarismus einer Politik der ökonomischen Umverteilung und dem Multikulturalismus 
einer Politik der Anerkennung, auf die ähnlich auch Charles Taylor (1992, S. 37 ff.) 
hinweist: Während eine „Politik der universellen Würde“ die Gleichheit der Menschen 
hervorhebe und Unterschiede negiere, betone eine „Politik der Differenz“ gerade die 
Unterschiedlichkeit bzw. Besonderheit der menschlichen Identität als eine Grundlage für 
Anerkennungsforderungen. 
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Sobald nun hybride oder bivalente Formen von Ungerechtigkeit z. B. in Hinblick auf die 
Kategorien Gender und race analysiert werden (vgl. Fraser 1995a, S. 78 ff.; Kap. 3.2.1), 
offenbaren sich auch die möglichen Widersprüchlichkeiten zwischen den beiden Gerech-
tigkeitsdimensionen: So basiert eine Anerkennungspolitik von Gender auf einer Heraus-
stellung und Aufwertung der Besonderheiten, z. B. als Frau, und eine Umverteilungspoli-
tik auf einer Abschaffung bzw. einer Überwindung dieser Spezifität. Das gleiche Dilemma 
ergibt sich bei rassistischer Ungerechtigkeit: Einerseits wohnt der Kategorie race eine 
politökonomische Dimension inne, die sich als Ungerechtigkeit in einem Klassenunter-
schied mit rassistischer Ausprägung ausdrückt. Diese zu überwinden ist jedoch nur mög-
lich, wenn race nicht als Besonderheit herausgestellt wird und es eine Gleichbehandlung 
zwischen Menschen unterschiedlicher Hautfarbe gibt. Andererseits jedoch hat race auch 
eine kulturell-wertende Dimension, die, sobald sie als Ungerechtigkeitsform auftritt, 
durch eine positiv wertende Hervorhebung der Besonderheit, in der Regel der Hautfarbe, 
gelindert werden kann.

Um dieses „Umverteilungs-Anerkennungs-Dilemma“ analytisch zu lösen, führt Fraser 
zwei verschiedene Formen der Überwindung von Ungerechtigkeit bzw. Abstufungen 
von Anerkennungs- und Umverteilungsforderungen ein, die sie als affirmative und trans-
formative Gegenmaßnahmen (remedies) bezeichnet (ebd., S. 82 ff.): Affirmative Maß-
nahmen versuchen Ungerechtigkeiten zu lindern, ohne dabei jedoch die grundlegenden 
Strukturen zu verändern. Als Beispiele nennt Fraser politische Strategien, die im Rah-
men eines liberalen Wohlfahrtsstaates oder einer Politik der sozialen Marktwirtschaft 
verfolgt werden, die also die oberflächliche Umverteilung von Einkommen, Gütern und 
Dienstleistungen zum Ziel haben. Die Klassenunterschiede selber werden dabei nicht 
verändert, sondern stärker hervorgehoben, damit benachteiligte Gruppen vermehrt am 
Gemeinwohl teilhaben können. Passend dazu ist eine affirmative Anerkennung gleichzu-
setzen mit einer Politik des Multikulturalismus. Diese erkennt Differenz zwar positiv 
wertend an und drückt sie durch Respekt und Toleranz, z. B. gegenüber homosexuellen 
Lebensentwürfen aus, die grundlegenden Strukturen werden dabei jedoch nicht verän-
dert.  

Transformative Maßnahmen der Umverteilung haben dagegen das Ziel, Klassenunter-
schiede als solche aufzuheben und damit Differenz zu überwinden, so wie es z. B. in 
sozialistischen Projekten der Fall ist. Auch transformative Maßnahmen der Anerken-
nung versuchen die grundlegenden Strukturen zu verändern und die Ursachen für jewei-
lige Ungerechtigkeiten zu beseitigen, wie z. B. im Rahmen der queer-theory politics, die 
homosexuelle Identität nicht hervorheben, sondern das Ziel haben, die Dichotomie zwi-
schen den Kategorien heterosexuell und homosexuell aufzuheben. Fixierte Gruppe-
nidentitäten werden dabei dekonstruiert, um sie nicht als Besonderheit hervorzuheben, 
sondern um sie zu destabilisieren und möglicherweise neu zu kategorisieren. 
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Affirmative Anerkennungs- und Umverteilungsmaßnahmen bergen jedoch ein generelles 
Problem: Wenn politische Maßnahmen unternommen werden, benachteiligten Gruppen 
Toleranz und materielle Zugeständnisse zu gewähren, kann sich der Effekt ins Gegenteil 
verkehren. Durch die affirmative Anerkennung des „Anders-“ und damit auch „Benach-
teiligt-Seins“, kann eine neue oder stärkere Stigmatisierung einzelner Gruppen und damit 
Ausgrenzung und Intoleranz erzeugt werden. Dieses Phänomen ist momentan (2016) z. B. 
in Form der PEGIDA-Bewegung in Deutschland zu beobachten, die sich gegen eine ver-
meintlich zu tolerante gesellschaftliche Haltung gegenüber dem Islam zu wehren ver-
sucht. Und auch in anderen liberalen und multikulturalistischen Wohlfahrtsstaaten Euro-
pas offenbart sich dieser Effekt in Form der relativen politischen Stärke von Parteien des 
rechten Spektrums – die sogenannten Neuen Rechten (vgl. Bathke und Hoffstadt 
2013) – deren Inhalte wesentlich auf der Abgrenzung und Ablehnung von anderen Iden-
titäten und Kollektiven beruhen. Bei transformativen Maßnahmen hingegen besteht diese 
Gefahr nicht, da sie Gruppendifferenzierungen von vornherein beseitigen wollen. 

Die Kompatibilität von affirmativen Anerkennungs- und Umverteilungsmaßnahmen zei-
ge sich nach Fraser (1995a, S. 86 ff.) vor allem in der Allianz von Multikulturalismus 
und Neoliberalismus (vgl. Kymlicka 2013), die gegenwärtig z. B. in Zentraleuropa zu 
beobachten ist. Auch in Lateinamerika, v. a. Honduras, Bolivien und Guatemala, wurden 
Phänomene des neoliberalen Multikulturalismus in Form des indio permitido („erlaubten 
Indianers“ vgl. Hale 2005; Hale 2006; McNeisch 2008) in den frühen 2000er Jahren 
beschrieben. Dabei handelt es sich um eine Politik, bei der neoliberal orientierte Regie-
rungen auf die Anerkennungsforderungen von indigenen Völkern eingingen, was in Ein-
zelfällen auch zu materiellen Umverteilungen in Form von Landrechtsreformen und Neu-
ausweisungen indigener Territorien führte (s.u.). Die Kategorie indígena wurde durch 
diese Form der affirmativen Anerkennung jedoch nicht im egalitären Sinne dekonstruiert 
und die allgemeine Kategorisierung hinterfragt bzw. neu geordnet, sondern affirmativ 
gestärkt und mit neoliberaler Politik verbunden. Damit einher geht dementsprechend 
auch die Hervorhebung der Dichotomie mestizo und indígena und damit die Reprodukti-
on derjenigen Strukturen, die ursächlich die Ungerechtigkeit gegenüber indigenen Völ-
kern hervorgebracht haben.

Die Widersprüchlichkeit des „Umverteilungs-Anerkennungs-Dilemmas“ zeige sich nach 
Fraser (1995a, S. 86 ff.) hingegen darin, dass affirmative Maßnahmen nicht konsistent 
mit transformativen Maßnahmen zusammenpassen. Eine affirmative Umverteilungsforde-
rung könne z. B. nicht mit einer transformativen Anerkennungsforderung kombiniert wer-
den, da die Betonung von ökonomischer Differenz, ausgedrückt durch Klassenunter-
schiede, dazu führe, dass bestimmte Gruppen in ihrer Besonderheit stärker hervorgehoben 
werden. Dies sei nur schwerlich mit einer gleichzeitigen Dekonstruktion und Neuordnung 
von Identitäten zu vereinbaren, wie es im Falle einer transformativen Anerkennungspolitik 
zu beobachten sei. Gleichermaßen könne eine affirmative Gewährung von Anerkennung 



55Eine politisch-geographische Perspektive auf neue Rechte

in einer liberalen und multikulturellen Gesellschaft, die Gruppenunterschieden positiv 
wertend gegenübersteht, kaum mit einer transformativen und egalitären Umverteilungs-
forderung vereint werden, die das Ziel habe, Gruppen- bzw. Klassendifferenzen zu über-
winden, wie z. B. im Rahmen eines sozialistischen Projektes. 

In der folgenden Abbildung 2 lässt sich dieses Schema nachvollziehen. Die unterschied-
lich markierten Linien deuten jeweils die Kompatibilität zwischen einerseits affirmativen 
Maßnahmen und andererseits transformativen Maßnahmen der Umverteilung und Aner-
kennung an. Unterschiedlich markierte Linien, also entweder affirmative Umverteilung 
zusammen mit transformativer Anerkennung (liberaler Wohlfahrtsstaat und Dekonstruk-
tion) oder transformative Umverteilung zusammen mit affirmativer Anerkennung (Sozi-
alismus und Multikulturalismus) sind hingegen nicht widerspruchsfrei miteinander ver-
einbar. Gleichermaßen sind auch affirmative und transformative Maßnahmen der 
Umverteilung sowie affirmative und transformative Maßnahmen der Anerkennung nur 
schwer realisierbar, da sie Gegenteiliges bewirken wollen. In anderen Worten ausge-
drückt: Bei affirmativen Maßnahmen wird Gruppendifferenzierung gefördert bzw. her-
vorgehoben und gestärkt. Bei transformativen Maßnahmen hingegen wird Gruppendiffe-
renzierung verschleiert oder beseitigt, was, theoretisch betrachtet, nicht kompatibel ist.

Aus diesem Dilemma ergibt sich nach Fraser (ebd., S. 92 f.), dass nur die Variante der 
transformativen Maßnahmen dazu dienen könne, Ungerechtigkeiten erfolgreich zu be-
kämpfen. Affirmative Maßnahmen könnten Ungerechtigkeiten zwar kurzfristig lindern, 
langfristig jedoch führten sie eher zu einer Reproduktion von Gruppendifferenzen und 
damit auch zu einer Reproduktion der strukturellen politökonomischen und / oder kultu-
rellen Ursachen. Transformative Maßnahmen der Anerkennung und Umverteilung hinge-

Abb. 2:	 Affirmative und transformative Formen der Anerkennung und Umverteilung 
Quelle:	Fraser (1995a, S. 87), übersetzt und verändert

Der liberale Wohlfahrtsstaat
Oberflächliche Umverteilung 
existierender Güter an bestehende 
Gruppen; fördert Gruppendifferen-
zierung; kann Nichtanerkennung 
hervorrufen.   

Sozialismus 
Tiefgreifende Restrukturierung der 
Produktionsverhältnisse; verschleiert 
Gruppendifferenzierung; kann dabei 
helfen, Formen der Nichtanerkennung 
zu überwinden.   

Mainstream Multikulturalismus
Oberflächliche Zuteilung von  
Respekt an bestehende Identitäten 
von existierenden Gruppen; fördert 
Gruppendifferenzierung.  

Dekonstruktion
Tiefgreifende Restrukturierung der 
Anerkennungsverhältnisse; 
verschleiert Gruppendifferenzierung.

Affirmativ Transformativ

Umverteilung

Anerkennung
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gen seien in der Lage, bivalente Formen der Ungerechtigkeit z. B. innerhalb der Katego-
rien race und gender langfristig zu beseitigen. Eine gleichzeitige Formulierung von 
affirmativen und transformativen Maßnahmen sei dagegen widersprüchlich und potenzi-
ell konfliktbehaftet.

Das bolivianische „Umverteilungs-Anerkennungs-Dilemma“
Der bolivianische Kontext eignet sich in hohem Maße dazu, dieses „Umverteilungs-An-
erkennungs-Dilemma“ zu illustrieren: Die gegenwärtigen politischen Bemühungen, ei-
nen gesellschaftlichen cambio (Veränderung, Wandel) hinsichtlich der Verteilung von 
Gütern und der Landbesitzverhältnisse zu erreichen, kann – Frasers Theorie folgend – als 
eine sozialistische und transformative Umverteilungspolitik begriffen werden. Diese 
steht vor allem in Zusammenhang mit der in der Verfassung verankerten und angekündi-
gten Verstaatlichung der natürlichen Ressourcen und entspricht weitgehend dem Phäno-
men des lateinamerikanischen Postneoliberalismus (vgl. Yates und Bakker 2014; 
Kap. 4.2.1). 

Inwiefern diese politische Strategie nun tatsächlich einen gesellschaftlichen Wandel be-
wirkt, soll an dieser Stelle nicht weiter diskutiert werden (vgl. dazu Kap. 5.1.6). Jedoch 
zeigt sich, wie diese Umverteilungspolitik mit der affirmativen Identitätspolitik der indi-
genen Völker aus der neoliberalen Ära der 1990er und der frühen 2000er Jahre kollidiert. 
Neben einer Reihe anderer Beispiele offenbarte vor allem der im Jahr 2012 geplante Stra-
ßenbau durch den TIPNIS-Nationalpark, der zugleich indigenes Territorium (TCO) dar-
stellt, diesen Widerspruch zwischen transformativen Forderungen nach Umverteilung auf 
der einen und affirmativen Anerkennungsforderungen auf der anderen Seite: Die bolivia-
nische Regierung versprach sich mit diesem Projekt einen verbesserten Warenaustausch 
mit Brasilien, insbesondere von Agrarerzeugnissen, der einer Vielzahl von Kleinproduzie-
renden zugutegekommen wäre. Außerdem erhofften sich die zivilgesellschaftlichen Be-
fürworterinnen und Befürworter des Projektes, zu denen auch indigene Gruppen gehörten, 
eine regionale Integration, Versorgung mit Wasser und Nahrungsmitteln und insgesamt 
eine verbesserte ökonomische Teilhabe. Jedoch hätte dies die Entwaldung eines Teils des 
indigenen Territoriums beinhaltet (vgl. Buttkereit 2012). Offensichtlich kollidierten da-
bei unterschiedliche Gerechtigkeitsforderungen und damit verbundene Souveränitätsan-
sprüche: die aus einer Anerkennungsforderung hervorgegangene Selbstbestimmung indi-
gener Völker gegen den staatlichen Souveränitätsanspruch in Form eines eher 
produktivistischen Denkens und einer transformativen und staatlich geleiteten Umvertei-
lungspolitik. 

Doch nicht nur zwischen dem Staat auf der einen und indigenen Völkern auf der anderen 
Seite zeigen sich Widersprüche zwischen Anerkennung und Umverteilung. Immer wieder 
treten Landkonflikte zwischen den Bewohnerinnen und Bewohnern indigener Territorien 
und deren Anrainern auf (vgl. von Stosch 2014). Bei Letzteren handelt es sich um Grup-
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pen von sogenannten interculturales, d. h. Kleinproduzierenden, denen deutlich weniger 
Landflächen zur Verfügung stehen als den indigenen Gruppen und die im Rahmen eines 
staatlich gelenkten Agrarkolonisationsprogrammes aus den westlichen Landesteilen in 
das östliche Tiefland migrierten (vgl. Winter 2006; Faust 2007; Kap. 4.2.3). Diese 
Auseinandersetzungen offenbaren, dass die durchaus erfolgreiche Anerkennungsforde-
rung der indigenen Völker und die damit verbundene Ausweisung ihrer Territorien seit 
den 1990er Jahren in einem widersprüchlichen Verhältnis zu der Umverteilungsforde-
rung nach verbessertem Landzugang der interculturales steht. Diese werden als nicht 
indigen anerkannt und identifizieren sich dementsprechend auch nicht mit dem Anerken-
nungsdiskurs der indigenen Völker. Im Gegensatz zu den indigenen Völkern der öst-
lichen Landesteile fühlen sie sich eher durch die transformative Umverteilungspolitik der 
Regierung repräsentiert und haben sich dem Projekt des cambio verschrieben. 

3.2.3	Von politischer Zugehörigkeit zu einer dreidimensionalen Gerechtigkeitsthe-
orie

 In ihren älteren Ausführungen (vgl. Fraser 1995a; Fraser 1995b) weist Fraser darauf 
hin, dass sich die analytischen Kategorien der Anerkennung und der Umverteilung sogar 
auf Ungerechtigkeitsverhältnisse übertragen ließen, die „primär politische Angelegenhei-
ten“ seien, also v. a. Fragen hinsichtlich der politische Partizipation: „‘Primary political 
concerns‘ could thus be treated as matters either of economic justice or cultural justice, 
depending on the context and perspective in play“ (Fraser 1995a, S. 72). Diese Sicht-
weise kritisiert erneut vor allem Young (1997, S. 151) und wirft Fraser einen analy-
tischen Reduktionismus vor, da sie diese rein politische Dimension der Dichotomie von 
Anerkennung und Umverteilung unterordne und dadurch Fragen nach politischer Teilha-
be nicht angemessen berücksichtige. Dieser Argumente nimmt Fraser sich jedoch in spä-
teren Arbeiten an, in denen sie ihre Gerechtigkeitstheorie weiter ausarbeitet. In ihrem 
Artikel „Reframing Justice in a Globalizing World“ (vgl. Fraser 2005) und wenig später 
erschienenem umfassenderen Werk „Scales of Justice“ (vgl. Fraser 2008) beschäftigt 
sie sich intensiv mit Fragen der politischen Zugehörigkeit unter dem Einfluss der fort-
schreitenden Globalisierung. Dabei führt sie an, dass weder Anerkennung noch Umver-
teilung ihre Bedeutung verloren hätten. In Zeiten globalisierter Warenströme und grenz-
überschreitender Arbeitsmigration sowie dem Wegfall des bipolaren Systems müsse 
jedoch über den Bezugsrahmen von Gerechtigkeit, das framing, neu nachgedacht werden, 
was eine neue analytische Kategorie für die Analyse von Ungerechtigkeitsverhältnissen 
erfordere.

Ihrer Argumentation zufolge galt der Nationalstaat lange Zeit als unhinterfragter Adressat 
von Gerechtigkeitsforderungen und gleichzeitig als einziger institutioneller Garant, Ge-
rechtigkeit zu gewährleisten. Dies trifft besonders für die jüngere Vergangenheit der 
Nachkriegsära bis zum Ende der 1970er Jahre zu. Basierend auf der egalitären Prämisse, 
dass den Bürgerinnen und Bürgern eines Staates gleiche Rechte und gleicher moralischer 
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Wert in Form von universeller Würde zukommen müsste, wurden Gerechtigkeitsfragen in 
Form von Anerkennungs- und Umverteilungsforderungen im Rahmen eines keynesia-
nisch geprägten Staates, dem Keynesian-Westphalian frame, ausgehandelt. Damit war 
auch jede Diskussion hinsichtlich der Subjekte von Gerechtigkeit hinfällig, da ausschließ-
lich Staatsbürgerinnen und Staatsbürger Gerechtigkeitsfragen in Form von politischen 
Institutionen aushandelten.

Diese Aufgabe und Funktion des Staates, Gerechtigkeit zu gewährleisten, sei nach wie 
vor gültig. Fraser (2005) weist jedoch darauf hin, dass der Staat nicht mehr als einziger 
und unangefochtener Bezugsrahmen von Gerechtigkeit gelten könne. Der Keynesian-
Westphalian frame werde zwar nicht vollständig abgelöst, aber von anderen Ebenen 
durchdrungen. Dementsprechend, so Fraser, müsse auch das Konzept des Staatsbürgers 
bzw. der Staatsbürgerin als alleiniges Subjekt von Gerechtigkeit hinterfragt werden:

„[D]isputes about justice are exploding the Keynesian-Westphalian frame. No lon-
ger addressed exclusively to national states or debated exclusively by national pub-
lics, claimants no longer focus solely on relations among fellow citizens. Thus, the 
grammar of argument has altered. Whether the issue is distribution or recognition, 
disputes that used to focus exclusively on the question of ‘what’ is owed as a matter 
of justice to community members now turn quickly into disputes about ‘who’ 
should count as a member and ‘which’ is the relevant community. Not just ‘the 
what’ but also ‘the who’ is up for grabs.“ (Fraser 2005, S. 4) 

Die inhaltliche Dimension von Gerechtigkeit, die Frage nach dem „was“ sei also nach 
wie vor wichtig, jedoch werde sie von der Frage nach dem „wer“, also der Frage, welche 
Subjekte Teil einer politischen Gemeinschaft sind und welche nicht, begleitet. Es handelt 
sich demnach um eine rein politische Dimension von Gerechtigkeit, die Fraser (2005, S. 
5) representation nennt. Ihr Anliegen ist damit nicht, den Gerechtigkeitsdimensionen der 
Anerkennung und der Umverteilung ihren politischen und machtbeladenen Charakter ab-
zusprechen. Vielmehr spricht sie von einer analytisch separaten Dimension der „konstitu-
tiven Zugehörigkeit“. Diese sei weder auf kulturelle Ungerechtigkeit in Form einer 
Nichtanerkennung (misrecognition) noch einer ökonomischen Ungerechtigkeit in Form 
einer ungleichen Verteilung von Ressourcen (maldistribution) reduzierbar und könne 
dementsprechend auch eigene Formen der Ungerechtigkeit (misrepresentation) hervor-
bringen. 

Die Ursachen für Formen der misrepresentation unterteilt Fraser (2008, S. 18 ff.) in zwei 
Kategorien: Die erstere Form, ordinary-political misrepresentation, trete dann ein, wenn 
institutionelle Hindernisse die politische Teilhabe von Bürgerinnen und Bürgern verhin-
dern bzw. sie einschränken und spiele sich vornehmlich innerhalb eines geschlossenen 
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politischen Systems ab. Als Beispiele lassen sich sämtliche politische Partizipationsme-
chanismen wie z. B. Wahlsysteme anführen. Die zweite Form der politischen Ungerech-
tigkeit, das misframing, repräsentiere dagegen Formen der politischen Exklusion, die 
durch Prozesse der Globalisierung verstärkt und neu hervorgebracht werden: Es handelt 
sich somit um eine Form einer „Meta-Ungerechtigkeit“, die sich z. B. bei Staatenlosen 
oder Flüchtlingen ergibt, denen jedwede politische Teilhabe entzogen wird und für die es 
keine Möglichkeit gibt, Rechte einzuklagen. Genau wie die Arendt´sche Konzeption des 

„Rechtes auf Rechte“ (Kap. 3.1.2) ist diese Form der politischen Teilhabe als Vorausset-
zung zu verstehen, überhaupt Gerechtigkeit in Form von Umverteilung und Anerkennung 
einklagen zu können (ebd., S. 19). Aus dieser Perspektive wird auch deutlich, wie der 
Keynesian-Westphalian frame zu einem Instrument der Ungerechtigkeit werden kann, in-
dem er nämlich bestimmten Subjekten Rechtssicherheit gewährt und anderen nicht (vgl. 
zu einer ähnliche Debatte Benhabib 2004). 

Fraser (2005, S. 16) ergänzt die Fragen, was Gerechtigkeit beinhaltet und wer als Sub-
jekt von Gerechtigkeit gilt, noch um eine dritte Frage: Nämlich wie politische Ungerech-
tigkeit in Form des misframing zu bekämpfen sei. Auch hier greift sie wieder auf die 
Begriffe der affirmativen und transformativen Maßnahmen zurück: Eine affirmative Po-
litik des framing akzeptiere im Wesentlichen die staatlich-territorialen Grenzen und ver-
suche Gerechtigkeit innerhalb dieser herzustellen. Damit basieren affirmative Maßnah-
men auf eine Wiederherstellung und Stärkung des Staates. Hingegen stütze sich eine 
transformative Politik des framing nicht mehr auf den Staat als Garant und Adressat von 
Gerechtigkeit. Sie versucht die tiefliegenden Strukturen des globalen framing zu verän-
dern. Mit einem „post-Westfälischen“ Denkansatz verweist Fraser darauf (s.u.), dass 
nicht geographische Nähe oder historische Verstrickungen entscheidend für eine poli-
tische Wertegemeinschaft seien, sondern die gemeinsame Betroffenheit durch grenzüber-
schreitende Strukturen und Institutionen wie z. B. internationale Finanzmärkte. Dieses 
sogenannte all-affected principle (vgl. u. a. Barnett 2012) beinhaltet, dass diejenigen, 
die grenzüberschreitende Ungerechtigkeit erfahren, auch das Recht und die Möglichkeit 
haben sollten, dagegen anzukämpfen:

„What might a post-Westphalian mode of frame-setting look like? Doubtless it is too 
early to have a clear view. Nevertheless, the most promising candidate so far is the 

‘all-affected principle’. This principle holds that all those affected by a given social 
structure or institution have moral standing as subjects of justice in relation to it. On 
this view, what turns a collection of people into fellow subjects of justice is not 
geographical proximity, but their co-imbrication in a common structural or institu-
tional framework, which sets the ground rules that govern their social interaction, 
thereby shaping their respective life possibilities, in patterns of advantage and dis-
advantage.“ (Fraser 2005, S. 13)
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Damit basiert dieses Prinzip ganz offensichtlich auf dem Widerspruch, dass Ungerechtig-
keiten verstärkt global produziert, jedoch fast ausschließlich innerhalb staatlich-territori-
aler Grenzen verhandelt werden. Genau diese größer werdende Kluft zwischen grenzü-
berschreitenden Globalisierungseffekten und den eingeschränkten Einflussmöglichkeiten 
des Staates ist auch der Grund dafür, weshalb sich seit dem Ende des 20. Jahrhunderts 
diverse soziale Bewegungen wie z. B. Umweltbewegungen, indigene Bewegungen oder 
Kleinproduzierendenbewegungen (vgl. Peet und Watts 1996) unter dem Banner eines 
alternativen Globalisierungsdiskurses („eine andere Welt ist möglich“) vereinen. Durch 
den gemeinsamen Appell, den globalen Neoliberalismus zu überwinden, diskutieren und 
formulieren sie ihre Gerechtigkeitsforderungen nach Anerkennung, Umverteilung und 
politischer Teilhabe auf der globalen Ebene z. B. innerhalb der „post-Westfälischen“ In-
stitution des Weltsozialforums (vgl. Schröder 2015). 

Dadurch wird nicht nur die Frage nach dem „wie“ neu diskutiert, sondern gleichzeitig 
auch die Frage nach dem „wer“, da diese „metapolitische Demokratisierung“, die Fra-
ser (2005, S. 17) als unabdingbar für den Erfolg von Gerechtigkeitskämpfen in einer 
globalisierten Welt erachtet, unabhängig von der staatlichen Ebene existiert und damit 
auch nicht mehr dem Konzept des Staatsbürgers unterliegt. Das bedeutet, dass gegenwär-
tige Gerechtigkeitskämpfe in hohem Maße aus der Ungerechtigkeitssituation eines mis-
framing heraus entstehen und angetrieben werden. Geht man jedoch zu der Frage über, 
welche weiteren Inhalte dabei eingefordert werden, befindet man sich schnell wieder in-
nerhalb des beschriebenen gegenseitigen Abhängigkeitsverhältnisses von kultureller An-
erkennung, ökonomischer Umverteilung und nun auch politischer Repräsentanz. Diese 
drei Dimensionen der Gerechtigkeit sind nach Fraser analytisch zwar trennbar, in einer 
globalisierten Welt jedoch eng miteinander verwoben:

„[S]truggles for justice in a globalizing world cannot succeed unless they go hand in 
hand with struggles for meta-political democracy. At this level, too, then, no redis-
tribution or recognition without representation.“ (Fraser 2005, S. 17)

Warum ist nun die Auseinandersetzung mit den Inhalten, dem Bezugsrahmen und der Art 
und Weise, wie Gerechtigkeit eingeklagt wird, bei der Untersuchung rechtebasierter For-
derung wie Ernährungssouveränität relevant?

Bei einem Blick auf den derzeitigen Stand der Forschung (Kap. 2) wird ersichtlich, dass 
die Forderung nach Ernährungssouveränität genau diese drei beschriebenen Gerechtig-
keitsdimensionen beinhaltet: Erstens wird ein „Recht auf Rechte“ eingefordert, nämlich 
das Recht, eine selbstbestimmte Ernährung gestalten zu können (Kap. 2.2 und 3.1.2). 
Diese Forderung erwächst aus einer Form der Ungerechtigkeit, die Fraser misframing 
nennt. Deutlich wird dies u. a. dadurch, dass nicht der Staat der erste Adressat der For-
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derung ist, sondern gemäß dem all-affected principle die globale Ebene. La Vía Campe-
sina versteht sich demnach als eine globale Repräsentanz von all jenen, die sich als 
Subjekte von Ernährungssouveränität einer durch grenzüberschreitende Ungerechtig-
keit entstandenen Wertegemeinschaft angehörig fühlen und die ein agrarian citizenship, 
also ein „bäuerliches Bürgerrecht“ einfordern (vgl. Borras und Franco 2009; Witt-
man 2009). Zweitens handelt es sich beim Recht auf Ernährungssouveränität um eine 
Forderung, die – so lässt sich vor allem die Argumentation van der Ploegs (2008) in-
terpretieren – wesentlich darauf basiert, dass ein bäuerliches Leben und eine bäuerliche 
Identität gesellschaftlich anerkannt werden und dass sich dieser Kampf in Form vielfäl-
tiger Widerstandspraktiken abspielt (Kap. 2.5). Drittens weist insbesondere McMicha-
el (2009b) darauf hin, dass der Ausgangspunkt für die Bewegung für Ernährungssouve-
ränität in ungerechten Klassenverhältnissen zu finden sei und dass es sich im 
Wesentlichen um eine Reformulierung der klassischen „Agrarfrage“ und damit um eine 
ökonomische Umverteilungsfrage handele (Kap. 2.5).

3.2.4	Gerechtigkeitsforderungen als agonistische Kämpfe um Souveränität
Wie ist es nun möglich, diese normative Gerechtigkeitstheorie, deren Ziel es ist, „partizi-
patorische Gleichberechtigung“ herzustellen (vgl. Fraser 2003a, S. 47), mit der Idee der 
Souveränität zu verbinden? Der wichtigste Theoretiker für diese Brücke ist abermals 
James Tully, der mit seinem Werk „Strange Multiplicity“ (vgl. Tully 1995) und dem da-
rauf aufbauenden Artikel „Struggles over Recognition and Distribution“ (vgl. Tully 
2000) wertvolle Einsichten liefert: Zunächst behandelt er ähnlich wie Fraser Kämpfe um 
Anerkennung oder Umverteilung nicht als getrennte Forderungen, sondern sieht sie als 
zwei Aspekte von politischen Kämpfen, die sich gegenseitig bedingen und auf komplexe 
Weise interagieren. Damit einher geht auch die Verteilung von politischer Macht in Form 
von Mitsprachemöglichkeit (ebd., S. 469 ff.). Konzeptionell ergibt sich also eine Parallele 
zu Frasers dreidimensionaler Perspektive auf Gerechtigkeit. In großen Teilen seiner Arbeit 
bleibt Tully jedoch bei dem Begriff der Anerkennung, da sein Ziel weniger die Analyse der 
Verflechtung von Anerkennungs- und Umverteilungsforderung ist und er auch nicht beab-
sichtigt, eine normative Gerechtigkeitstheorie zu entwerfen. Vielmehr entwirft Tully einen 
demokratietheoretischen Analyserahmen und interpretiert Anerkennungskämpfe als 
Kämpfe um die Freiheit, bestehende Normen der Anerkennung herauszufordern und in 
Frage zu stellen:

„One should not look for the just and definitive theory of recognition on which all 
citizens could reach agreement once and for all. As I will argue, in an open democ-
racy this is as unlikely as consensus on a theory of distribution. Rather the aim 
should be an account of democracy in which the freedom to question and challenge, 
as well as to reply to and defend, the prevailing norms of recognition is taken as one 
enduring aspect of democracy among many.“ (Tully 2000, S. 472)
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Damit handelt es sich in der Perspektive Tullys bei Anerkennungskämpfen um politische 
„Praktiken der Freiheit“ (Kap. 3.1.5). Diese zeichnen sich dadurch aus, dass es sich zum 
einen um ein Verlangen nach Selbstermächtigung handelt: „What they share is a longing 
for self rule: to rule themselves in accord with their customs and ways“ (Tully 1995, S. 
4). Zum anderen richten sich Anerkennungsforderungen immer gegen ungerechte Struk-
turen, die sie nicht nur hinterfragen, sondern auch verändern wollen. Weiterhin sind An-
erkennungskämpfe keine bilateralen Auseinandersetzungen zwischen zwei Akteuren 
oder Kollektiven. Sie müssen immer als Bestandteile eines komplexen und multilateralen 
Netzes verstanden werden (vgl. Tully 2000, S. 474). 

Wenn sich nun gleichberechtigte und sich gegenseitig anerkennende Kollektive oder Sub-
jekte in einem politischen System gegenüberstehen und das Recht haben, „die Regeln der 
intersubjektiven Anerkennung“ (Tully 1999, S. 172) mitzugestalten, dann ergibt sich für 
sie auch die Möglichkeit, eine Forderung nach Selbstermächtigung bzw. Souveränität zu 
erheben. Das bedeutet, dass die gegenseitige Anerkennung (als politisches Subjekt) die 
Grundvoraussetzung darstellt, Souveränität einklagen zu können. Dieser Zusammenhang 
offenbart sich nicht nur zwischen politischen Subjekten oder Kollektiven, sondern auch 
in internationalen Beziehungen, in denen die „Westfälische Souveränität“ eines Staates 
von der Anerkennung anderer souveräner Staaten sowie von der Anerkennung der eige-
nen Bevölkerung abhängt (vgl. Krasner 2001). Mit anderen Worten ausgedrückt, kön-
nen Kämpfe um Anerkennung als Gerechtigkeitskämpfe um Souveränität verstanden 
werden. Souveränitätsansprüche und Gerechtigkeitskämpfe bedingen sich somit gegen-
seitig und sind untrennbar in Form von „Praktiken der Freiheit“ miteinander verwoben.

Wie kann nun analytisch mit diesem Zusammenhang umgegangen werden? Tully schlägt 
vor (ähnlich wie auch Honig und Connolly), den Blick auf die konkreten Praktiken des 
Politischen zu richten, da sich politische Kämpfe um Anerkennung in einer Vielfalt an 
Praktiken der Legitimierung, Anfechtung und Aushandlung von Regeln entfalten würden:

„I wish to strengthen the argument for granting a certain priority to praxis by expli-
cating three further features of the activities of struggling over recognition. As I 
have suggested, this dimension of human action can be interpreted as a multiplicity 
of democratic processes or practices of challenging and negotiating the rules of 
mutual recognition under which citizens engage in political, economic, and social 
cooperation as their identities change. These activities have been relatively over-
looked because theorists and practitioners have tended to presume that there is an 
end state to which these activities are the means.“ (Tully 2000, S. 478)

Im folgenden Unterkapitel soll nun die Praktikentheorie Theodore Schatzkis vorgestellt 
werden, mit der es möglich ist, sich des Vorschlags Tullys anzunehmen und den Blick auf 
die Organisationsweise vielfältiger sozialer Praktiken richten zu können.
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3.2.5	Zusammenfassung
Gerechtigkeit ist inhaltlich nicht eindimensional, sondern facettenreich und mehrdimen-
sional. In der politischen Philosophie gibt es seit mehreren Jahren eine Diskussion über 
das Verhältnis zwischen einer zumeist auf Differenz basierenden Dimension der kulturel-
len Anerkennung und einer egalitären Dimension der ökonomischen Umverteilung. Die 
Mehrheit gegenwärtiger Theoretikerinnen und Theoretiker ordnen die letztere – also ma-
terielle Verteilungsverhältnisse – ihren unterschiedlich ausdifferenzierten Anerkennungs-
theorien unter. Für die Untersuchung einer Forderung wie Ernährungssouveränität, die – 
je nach Sichtweise – einen konvergenten „Knotenpunkt“ oder ein divergentes big tent 
darstellt und heterogene Forderungen und Identitäten vereint, bietet es sich jedoch an, 
den Ansatz Frasers zu wählen, da er sowohl Anerkennung als auch Umverteilung als un-
terschiedliche analytische Kategorien und Aspekte von Gerechtigkeit behandelt. Empi-
risch sind diese Dimensionen nur schwer voneinander zu trennen, jedoch bietet Fraser 
einen Analyserahmen, der es erlaubt, einerseits die Verflechtung von Anerkennungs- und 
Umverteilungsforderungen wiederzugeben und andererseits mögliche Widersprüchlich-
keiten herauszufiltern. Ein solches „Umverteilungs-Anerkennungs-Dilemma“ wird in 
Bolivien in aktuellen politischen Diskussionen um Landzugang und um die Anerkennung 
indigener Identität sehr deutlich.

Die dualistische Perspektive von Anerkennung und Umverteilung geht Fraser jedoch 
nicht weit genug. Um Ungerechtigkeitsformen erfassen zu können, die primär aus Situa-
tionen entstehen, bei denen Individuen oder Kollektiven systematisch Grundrechte entzo-
gen werden oder die niemals die Möglichkeiten hatten, Grundrechte einzuklagen, führt 
sie die Kategorie der politischen Teilhabe, der representation, ein. Diese rein politische 
Gerechtigkeitsdimension ähnelt letztlich der Arendt´schen Konzeption des „Rechtes auf 
Rechte“. Allerdings entwirft Fraser eine räumliche Perspektive auf Globalisierungspro-
zesse und stellt die These auf, dass der Nationalstaat als alleiniger Garant und Adressat 
von Gerechtigkeit nicht mehr bedingungslos akzeptiert werden könne und dass die ge-
meinsame Betroffenheit durch global wirksame Strukturen und Institutionen zu einer 

„post-Westfälischen“ Aushandlung von Gerechtigkeitsfragen führen sollte.

Damit handelt es sich bei Frasers Theorie um eine dreidimensionale Gerechtigkeitstheo-
rie, die sowohl Kämpfe um Anerkennung und Umverteilung als auch Forderungen nach 
politischer Teilhabe abbilden kann. Genau diese drei Dimensionen finden sich in der 
Forderung nach Ernährungssouveränität wieder. Die Verbindung zu agonistischer Theo-
rie lässt sich wiederum über Tullys Ansatz der „Praktiken der Freiheit“ herstellen, nach 
der nicht nach einem universellen, egalitären und gerechten Konsens gesucht werden 
sollte, sondern nach einem agonistischen Austausch zwischen gleichberechtigten, sich 
gegenseitig anerkennenden Teilnehmerinnen und Teilnehmer einer politischen Gemein-
schaft. Daraus ergibt sich, dass Gerechtigkeitskämpfe und Souveränität unmittelbar mit-
einander verknüpft sind.
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3.3	 Eine praktikentheoretische Sicht auf das Politische

Die Praktikentheorie Theodore Schatzkis (vgl. v. a. Schatzki 1996; Schatzki 2002) 
liefert einen wesentlichen Impuls für den sogenannten practice turn, der seit einigen 
Jahren die Sozialwissenschaften und auch die Humangeographie prägt (vgl. Everts et 
al. 2011; Hörning und Reuter 2004; Reckwitz 2003; Schäfer 2016; Schatzki et al. 
2001; Simonsen 2007). Dieser bezeichnet ein hohes Forschungsinteresse an der Kom-
plexität von routinierten, sozialen Praktiken des alltäglichen Lebens „in ihren materiel-
len und situativen Einbettungen, welche mit ethnographischen Methoden in den Blick 
genommen werden“ (Baumann et al. 2015, S. 225). Für die Humangeographie eröffnen 
sich dadurch nicht nur neue Forschungsmethoden oder theoretische Diskussionen über 

„flache Ontologien“ (vgl. Marston et al. 2005), sondern auch vielfältige empirische 
Betätigungsfelder. Zu nennen sind z. B. Untersuchungen zu Praktiken des Einkaufens 
und des Nahrungsmittelkonsums (vgl. Everts und Jackson 2009), zu Praktiken der 
Sprachförderung (vgl. Lahr-Kurten 2012), zu Praktiken des Sicherheits- bzw. Unsi-
cherheitsempfindens (vgl. Haubrich 2015) oder zu Praktiken des Erinnerns (vgl. Maus 
2015). 

Der practice turn in der Humangeographie ist nicht ausschließlich mit dem Namen 
Schatzki verbunden. Auch andere Ansätze, die sich z. B. auf Pierre Bourdieus (1977) 
Theorie der Praxis beziehen, sollten nicht unerwähnt bleiben. Dazu gehören u. a. Dirks-
meier (2009), Lippuner (2006) und Rothfuss (2006). Vor allem aber die Strukturati-
onstheorie Anthony Giddens (1984) gilt als Basis dessen, was Werlen (1997) als „So-
zialgeographie alltäglicher Regionalisierungen“ oder konkreter als „alltägliches 
Geographie-Machen“ bezeichnet und zu einer starken Rezeption von handlungs- bzw. 
akteursorientierten Ansätzen in der deutschsprachigen Humangeographie führte (vgl. 
Reuber 1999). Entgegen dieser handlungsorientierten Theoriefamilie basieren prakti-
kentheoretische Ansätze (ähnlich wie auch die Diskurstheorie) jedoch nicht auf der An-
nahme interessengeleiteter Akteure.

Für die englischsprachige Humangeographie ist vor allem Nigel Thrifts (2008) non-
representational-theory als ein bedeutendes theoretisches Werk zu nennen, das inkorpo-
rierte, unreflektierte und implizite Praktiken ins Blickfeld rücken lässt. Auch Judith 
Butlers (1990) Theorie der Performativität nimmt ähnlich wie die non-representatio-
nal-theory die Alltäglichkeit und Reproduktion inkorporierter Praktiken zum Gegen-
stand und wird von der Humangeographie intensiv rezipiert (vgl. Glass und Rose-
Redwood 2014; Gregson und Rose 2000; Schurr 2014 sowie Boeckler et al. 2014 
für einen Überblick). Butlers Ansatz bietet vor allem für die Feministische Geographie 
wertvolle Ansatzpunkte, um, z. B. mit der Methode der visuellen Ethnographie (vgl. 
Schurr 2009), vermeintlich banale Praktiken auf ihren politischen Gehalt hin zu unter-
suchen.
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Insgesamt existiert also eine relativ vielfältige humangeographische Literatur mit prakti-
kentheoretischer Prägung. Einige dieser Arbeiten haben einen hohen normativen Charak-
ter, mit dem impliziten oder expliziten Anspruch, Ungerechtigkeitsverhältnisse abzubil-
den und zu verändern. Dazu gehören vor allem die Ansätze, die auf Bourdieus und Butlers 
Theorien beruhen. Im Folgenden soll jedoch eine Praktikentheorie diskutiert werden, die 
so weit wie möglich (ich gehe davon aus, dass eine absolut wertfreie Theorie nicht exi-
stieren kann) von Normativität abrückt und nicht Erklärungen oder Vorhersagen zum Ziel 
hat, sondern einen deskriptiven Anspruch hat (vgl. Schatzki 2002, S. xii). Dafür bietet 
sich Schatzkis site ontology in hohem Maße an, da Machtverhältnisse und die gesamte 
Dimension des Politischen, die in Anlehnung an Mouffe (1993; 2007) als die Omniprä-
senz von gesellschaftlichen Antagonismen verstanden werden kann, bei Schatzki nicht 
weiter behandelt werden und einen „blinden Fleck“ darstellen (vgl. Dünckmann im Er-
scheinen). So verweist Schatzki bei der Auseinandersetzung mit Machtfragen auf die 
Gedanken Foucaults und ordnet Machtverhältnisse der Ausübung partikularer, sozialer 
Praktiken unter und beschreibt sie als vernetzte und machtvolle Beziehungen von Einze-
lelementen in der Vielfalt des Sozialen (vgl. Schatzki 2002, S. 66). 

Dieser ontologische und weitgehend unpolitische Charakter macht Schatzkis Theorie für 
diese Arbeit besonders interessant, da sie es – ohne eigene Aussagen darüber zu treffen, 
was genau politische Praktiken charakterisiert – ermöglicht, unterschiedlichste soziale 
Praktiken empirisch nachzuvollziehen. Darüber hinaus bietet sie die Möglichkeit, eine 
Verbindung zur agonistischen Theorie bzw. zur Hegemonietheorie und zur Gerechtig-
keitstheorie herzustellen und gesellschaftliche Antagonismen als eingebettet in organi-
sierte und soziale Praktiken zu verstehen. Der Theologe Marc L. Taylor (2011, S. 98) 
beschreibt dies wie folgt: „In short, [Schatzki] enable[s] us to identify a notion of the 
political as human organizing, through practices, of agonistic striving in society.“ Es er-
gibt sich also eine konzeptionelle Lücke, die sich mit den Ansätzen der agonistischen 
Demokratietheorie, der Hegemonietheorie und der Debatte zum substanziellen Gehalt 
von Gerechtigkeit und Souveränität füllen lässt. 

3.3.1	The site of the social: Praktikentheorie als Sozialontologie
„Ontologien sind ein integraler Bestandteil von Sozialtheorien. Unter »Ontolgien« 
verstehe ich Aussagen über die grundlegende Verfasstheit und Struktur, über die 
Dimensionen oder Elemente eines bestimmten Phänomens oder dazugehörigen Be-
reichs – oder einfacher: die expliziten oder impliziten Vorstellungen davon.“ 
(Schatzki 2016a, S. 29) 

Eine Sozialontologie hat den Anspruch, grundsätzliche Aussagen darüber zu treffen, aus 
welchen Entitäten das Soziale besteht, d. h. Kategorien zu entwickeln, mit denen das so-
ziale Zusammenleben in seiner Gesamtheit dargestellt werden kann. Basierend auf den 
späteren Philosophien Wittgensteins und Heideggers konzeptioniert Schatzki (2002) 
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Sozialität als einen kontextuellen social site, also als einen spezifischen „Ort des Sozia-
len“, innerhalb dessen sich menschliche Koexistenz abspielt und der aus einem Geflecht 
von zwei analytischen Kategorien besteht: soziale Praktiken (organisierte Aktivität) und 
soziale Ordnungen bzw. materielle Arrangements (z. B. Menschen, Artefakte, Dinge).

„The social site is a specific context of human coexistence: the place where and as a 
part of which, social life inherently occurs. To theorize sociality through the con-
cept of a social site is to hold that the character and transformation of social life are 
both intrinsically and decisively rooted in the site where it takes place. In turn, this 
site-context, I claim, is composed of a mesh of orders and practices. Orders are ar-
rangements of entities (e.g. people artifacts, things), whereas practices are orga-
nized activities.“ (Schatzki 2002, S. xi)

Diese analytische Trennung von sozialen Praktiken und Ordnungen bzw. Arrangements 
ermöglicht es, materielle Dinge als wesentliche Dimension des Sozialen in eine prakti-
kentheoretische Untersuchung einzubeziehen (vgl. Schatzki 2010). Soziale Praktiken 
sind somit nicht ungebunden und willkürlich im Raum verteilt, sondern müssen immer 
als sinnhaft miteinander verknüpfte Bündel von Praktiken und materiellen Arrangements 
verstanden werden, die sich räumlich manifestieren, dadurch empirisch wahrnehmbar 
werden und so einen spezifischen sozialen Kontext und damit einen site formen:

„[A] context is a site when at least some of the entities that occur in it are inherently 
components of it. That is to say, for something to be or to occur in a site context is 
for it to be or to occur as a constituent part of its context.“ (Schatzki 2002, S. 65)

Sozialität ist damit nicht homogen. Ein bestimmter Kontext in Form des site stellt den 
breiteren sinnhaften Zusammenhang dar, den die Praktiken selbst konstituieren, wie z. B. 
Praktiken, die in Zusammenhang mit Ernährung oder Landwirtschaft stehen (vgl. 
Schatzki 1996, S. 14). Die Summe aller Bündel von Praktiken und Arrangements nennt 
Schatzki das „Plenum“, innerhalb dessen soziale Phänomene (wie z. B. eine Forderung 
nach einem neuen Recht) als Ausschnitte oder Aspekte soziale Wirklichkeit werden:

„Die Orte des Sozialen bestehen aus Bündeln von Praktiken und materiellen Arran-
gements [..]. Damit meine ich, dass soziales Leben, d. h. menschliche Koexistenz 
(der Zusammen-Hang [sic!] menschlicher Leben) sich inhärent in solcherart Bün-
del ereignet. Die Gesamtheit dieser Bündel bildet dabei das Plenum, in dem sich 
alle sozialen Phänomene ereignen. Ich verwende den Begriff des Plenums für die 
Gesamtheit aller Bündel, um zu verdeutlichen, dass die elementaren Bestandteile 
aller sozialen Phänomene von derselben Art sind. Soziale Phänomene sind durch 
hochgradige ontologische Gleichheit gekennzeichnet, da jedes soziale Phänomen 
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aus Ausschnitten oder Aspekten des Plenums von Praxis-Arrangement-Bündeln 
besteht.“ (Schatzki 2016a, S. 33)

Ersichtlich wird nun auch, dass es mit dieser Perspektive keine Sozialität außerhalb sozi-
aler Praktiken geben kann. Das „Dasein“ im Sinne Heideggers (2006 [1927]) existiert 
nicht vor den sozialen Praktiken, sondern wird erst durch diese hergestellt. Soziale Prak-
tiken sind also kein Ausdruck des Seins, sondern das soziale Sein entsteht, wie es M. L. 
Taylor (2011, S. 99) in Bezug auf Schatzki ausdrückt, durch die Ausübung von sozialen 
Praktiken.

3.3.2	Die Bausteine der site ontology
Schatzki bietet mit der site ontology somit ein präzises Vokabular zur dichten Beschrei-
bung von Sozialität bzw. von sozialen Phänomenen, „mit dessen Hilfe Sozialwissen-
schaftler ihren Untersuchungsgegenstand begrifflich fassen können, das bestimmte For-
schungsfragen nahelegt und analytische Beziehungen zwischen Forschungsresultaten 
aufzeigt“ (Maus 2015, S. 49). Diese theoretischen „Bausteine“ eignen sich vor allem 
dazu, einzelne Parameter von bestimmten sites und sozialen Phänomenen zu kategorisie-
ren, zu beschreiben und herauszufiltern. Um dieses Vokabular im Einzelnen vorzustellen, 
lohnt es sich der Kategorisierung Schatzkis zu folgen und zunächst die analytische Tren-
nung von (a) sozialen Praktiken und (b) sozialen Ordnungen / materiellen Arrangements 
zu unternehmen um (c) daraufhin darzustellen, auf welche Weise diese beiden als Bündel 
miteinander verknüpft sind.

a) Soziale Praktiken
Soziale Praktiken sind für Schatzki (1996, S. 89) sich zeitlich entfaltende und räumlich 
disperse Verknüpfungen körperlichen Tuns und Sagens: „a temporally unfolding and spa-
tially dispersed nexus of doings and sayings.“ Das beinhaltet zunächst, dass eine Praktik 
aus verschiedenen grundsätzlichen Aktionen körperlichen Tuns und Sagens (basic ac-
tions) besteht, wie zum Beispiel die Hand heben, Worte formulieren, Laufen, Springen, 
jemandem etwas geben, etc. Diese basalen Aktionen können eine komplexere Praktik 
formen, wie z. B. einen Vortrag halten, jemanden grüßen oder jemanden herbeiwinken. In 
diesen Fällen sind sie also mit bestimmten Aufgaben (tasks) verbunden. Eine solche 
Praktik kann weiterhin Teil eines komplexeren Projektes (projects) sein (vgl. Schatzki 
2002, S. 70 ff.). Denkbar wäre z. B. einen Vortrag zu einem bestimmten Thema in einem 
bestimmten Rahmen zu halten oder ein vegetarisches Gericht zu kochen. Wichtig ist da-
bei, dass das Sagen genauso eine körperliche Praktik ist wie das Tun und demnach, wie 
auch Rothfuss und Dörfler (2013, S. 16 f.) argumentieren, dem Tun untergeordnet 
werden muss (vgl. Schatzki 2012, S. 15).

Wie diesen hierarchisch angeordneten Aktionskomponenten bereits zu entnehmen ist, 
handelt es sich bei sozialen Praktiken immer um organisierte doings and sayings, d. h. sie 
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unterliegen bestimmten Organisationskomponenten, die das Tun und Sagen sinnhaft und 
verständlich, in Form einer practical intelligibility (vgl. Schatzki 2002, S. 74 f.) mitei-
nander verbinden. Schatzki nennt vier dieser Organisationskomponenten: das (1) prak-
tische Verständnis (practical understanding), (2) Regeln (rules), (3) teleoaffektive Struk-
turen (teleoaffective structures) und (4) grundlegende Verständnisse (general 
understandings) (vgl. Schatzki 1996, S. 110 ff.; Schatzki 2002, S. 77 ff.). Wichtig ist 
bei diesen Komponenten, dass sie nicht außerhalb der jeweiligen Praktik existieren, son-
dern in der Praktik selbst enthalten sind. Das heißt, es handelt sich nicht um Absichten, 
Eigenschaften oder Interessen eines oder mehrerer Akteure, so wie es beispielsweise 
beim politisch-geographischen Ansatz Reubers (1999) der Fall ist, sondern immer um 
einen Teil der sozialen Praktik selbst:

(1)	 Das praktische Verständnis bezeichnet die Fähigkeit, zu wissen, wie man in Form 
von Tun und Sagen eine bestimmte Praktik ausübt, wie man sie als eine bestimmte 
Praktik erkennt und wie man auf eine bestimmte Praktik angemessen reagiert. Zu 
nennen wäre z. B. das Wissen, wie und zu welchem Zeitpunkt gesät oder geerntet 
werden muss. 

(2)	 Regeln sind dagegen klar formulierte Vorgaben oder Anweisungen, wie etwas ge-
tan werden sollte. Das können z. B. gesetzliche Regelungen sein, welche Pestizide 
eingesetzt werden dürfen oder in welchem Umfang gentechnisch modifiziertes 
Saatgut verwendet werden kann. Aber auch weniger formalisierte Anweisungen 
können Regeln sein wie z. B. das Befolgen einer Anleitung oder traditioneller Ge-
bräuche.

(3)	 Teleoaffektive Strukturen sind normative und hierarchisch geordnete Kombinati-
onen der Aufgaben und Projekte mit einem oder mehreren übergeordneten Zielen 
(ends), die jedoch von der ausführenden Person dieser Praktik nicht zwingend re-
flektiert werden müssen und auch unbewusst vorhanden sein können. Beispiels-
weise kann das Projekt eines vegetarischen Gerichtes mit dem Ziel der gesunden 
Ernährung und/oder mit dem Ziel, das Klima zu schützen, verbunden werden. Der 
Vortrag zu einem bestimmten Thema kann mit dem Ziel gehalten werden, einen 
wissenschaftlichen Beitrag zu liefern und/oder die eigenen Karrierechancen zu ver-
bessern. Dabei existieren innerhalb dieser Strukturen zwei miteinander verknüpfte 
Dimensionen: Eine teleologische Zweckhaftigkeit und eine affektiv-emotionale 
Motivation. Dabei muss das Verhältnis der emotionalen Komponente zur Zweck-
haftigkeit nicht unbedingt gleichverteilt sein. In Abhängigkeit der jeweiligen Prak-
tik kann es sich zum Beispiel eher um eine pragmatische Zweckgebundenheit (z. B. 
unternehmerische Entscheidungen) oder um eine emotionale und weniger pragma-
tische Zielsetzung handeln (z. B. freundschaftliche Verbindungen). Andersherum 
kann eine Freundschaft z. B. in politischen oder unternehmerischen Kontext auch 
primär zweckgebunden geschlossen werden und eine unternehmerische Entschei-
dung aus einer reinen Laune heraus gefällt werden.
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(4)	 Als grundlegende Verständnisse oder teleoaffektive Regime bezeichnet Schatzki 
ideologisierte, soziale Übereinkünfte mit größerer Reichweite, die übergreifend in 
einzelnen Praktiken und den jeweiligen Organisationskomponenten enthalten sind, 
wie z. B. religiöse Werte, ein bestimmter Gemeinsinn oder kulturelle Gepflogen-
heiten. 

Diese vier Organisationskomponenten sind nicht zu gleichen Teilen in einer Praktik vor-
handen. So gibt es Praktiken, die wesentlich durch praktische Verständnisse organisiert 
sind. Diese Art basaler Praktiken nennt Schatzki (1996, S. 91 ff.) disperse Praktiken, die 
in einer Vielzahl von Projekten und Aufgaben vorkommen können, wie z. B. etwas be-
schreiben, Regeln befolgen, etwas ordnen. Teleoaffektive Strukturen und Regeln sind 
dagegen für disperse Praktiken kaum von Bedeutung und spielen eine zentrale Rolle bei 
der Ausübung integrativer Praktiken (vgl. Schatzki 1996, S. 98 ff.), die weitaus komple-
xer als disperse Praktiken sind, da sie einen konkreten sozialen Kontext, also einen site 
konstituieren wie z. B. landwirtschaftliche Praktiken, Koch-Praktiken oder Lehr-Prak-
tiken. Sie geben normativ vor, wie etwas gemacht werden sollte, also welche doings and 
sayings als akzeptiert gelten und welches Ziel dabei erreicht werden sollte. Eine Summe 
von dispersen Praktiken bringt allerdings nicht automatisch eine integrative Praktik her-
vor; integrative Praktiken müssen vielmehr als komplexere und normativierte Praktiken 
verstanden werden, in denen zwar auch eine Reihe von dispersen Praktiken enthalten sein 
können, die jedoch weniger durch praktische Verständnisse als vielmehr durch Regeln, 
teleoaffektive Strukturen und durch die praktikenübergreifenden grundlegenden Ver-
ständnisse organisiert sind. 

b) Soziale Ordnungen / Materielle Arrangements 
Die zweite Analysekategorie von Schatzkis site ontology sind soziale Ordnungen bzw. 
materielle Arrangements. Dabei handelt es sich um ein Ensemble von Entitäten, durch 
die sich soziales Leben entfaltet. Das können Menschen, Artefakte, Organismen und alle 
nicht lebenden Dinge in Form von physischer Materialität aber auch immaterielle Dinge 
wie soziale Beziehungen sein: 

„Social orders are the ensembles of entities, through and amid which social life 
transpires – the arrangements of people, artifacts, organisms, and things that char-
acterize human coexistence. All social life is marked by social orders. In such or-
ders, moreover, entities relate, enjoy meaning (and identity), and are positioned 
with respect to one another. All social life exhibits, as a result, relatedness, meaning, 
and mutual positioning.“ (Schatzki 2002, S. 38)

In seinen früheren Ausführungen (vgl. Schatzki 1996; Schatzki 2002) verwendet 
Schatzki weitgehend den Begriff der sozialen Ordnungen (social orders), in späteren 
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Aufsätzen jedoch (vgl. Schatzki 2010, Schatzki 2012) konzentriert er sich zunehmend 
auf den Begriff der materiellen Arrangements (material arrangements) (im Weiteren 
wird verkürzt der Begriff Arrangement verwendet) und behandelt sie als „eine Art Hilfs-
konstruktion, welche die transienten Beziehungsgeflechte und Bedeutungen für be-
stimmte raumzeitliche Momente greifbar macht“ (Maus 2015, S. 55).  

c) Bündel von Praktiken und Arrangements
Da empirisch betrachtet weder Praktiken noch Arrangements unabhängig voneinander 
existieren können, formen sie Bündel. Diese Bündel konstituieren durch ihre netzartigen 
und horizontalen Zusammenhänge soziales Zusammenleben. Das bedeutet, dass Prak-
tiken und Arrangements sich nicht zufällig miteinander verbinden, sondern sinnhaft mit-
einander verknüpft sind. Für diesen Mechanismus nennt Schatzki (2012) fünf1 prinzi-
pielle Formen: Kausalität, Präfiguration, Konstitution, Intentionalität, Verständlichkeit:

„To say that practices and arrangements bundle is to say (1) that practices effect, use, 
give meaning to, and are inseparable from arrangements while (2) arrangements 
channel, prefigure, facilitate, and are essential to practices. More specifically, prac-
tices and arrangements form bundles through five types of relation: causality, pre-
figuration, constitution, intentionality, and intelligibility.“ (Schatzki 2012, S. 16)

Anhand landwirtschaftlicher Anbaupraxis lassen sich diese fünf Formen anschaulich dar-
stellen:

(1)	 Kausalität oder Hervorbringung bezeichnet Änderungen des Arrangements, die sich 
ergeben, wenn sich dazugehörige Praktiken verändern. Beispielsweise impliziert 
eine Änderung von Anbaumethoden auch eine Änderung der Anbaufläche oder Be-
schaffenheit des Bodens. Gleichermaßen können auch äußere Gegebenheiten und 
Ereignisse das Arrangement und damit auch die dazugehörige Praktik verändern. 
So können z. B. Ernteeinbrüche durch Starkregen zu Anpassungsstrategien an den 
Klimawandel führen. 

(2)	 Mit Präfiguration ist die zeitliche Komponente gemeint, also inwiefern der gegen-
wärtige Zustand eines Bündels von Praktiken und Arrangements bestimmte Verän-
derungen desselben in der Zukunft ermöglichend und einschränkend (enablement 
and constraint) nahelegt. Beispielsweise kann eine schlechte Bodenqualität dazu 
führen, dass sich das Praktiken-Arrangement-Bündel verändert, also z. B. ein neues 
Feld bestellt oder die Praktik des Düngens verändert wird. Gleichermaßen können 
eine gute Bodenqualität und gute Erträge auch zu einer unveränderten Fortführung 
oder zu einer Ausweitung der jeweiligen Anbaupraxis führen. 

1	 In späteren Veröffentlichungen (vgl. Schatzki 2016a) erweitert Schatzki diese Kategorisierung auf sechs Formen und 
nimmt noch die Kategorie des „Gebrauchs“ (use) dazu. Allerdings deckt sie sich m. E. mit den anderen Kategorien und 
ich werde sie daher nicht weiter berücksichtigen.
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(3)	 Konstitution bedeutet, dass Praktiken die Voraussetzung für bestimmte Arrange-
ments darstellen und wiederum Arrangements das Vorhandensein bestimmter Prak-
tiken bedingen. So kann das Feld nicht ohne Bearbeitung z. B. durch die Praktik des 
Pflügens existieren und ohne das Vorhandensein des Bodens würde auch des Feld 
nicht existieren. 

(4)	 Intentionalität bezeichnet die Absicht, die eine bestimmte Praktik mit einem be-
stimmten Arrangement verbindet. So dienen Säen und Ernten in erster Linie dazu, 
landwirtschaftlichen Ertrag zu erzielen, das Bestellen neuer Anbauflächen dazu, 
den Ertrag zu vergrößern.

(5)	 Verständlichkeit bezeichnet das intersubjektive Nachvollziehen, warum eine Prak-
tik vollzogen wird und welches Arrangement mit welcher Praktik in Verbindung 
steht. Die Sinnhaftigkeit und Bedeutung steht hier also im Vordergrund. So ist es 
allgemein nachvollziehbar, dass ein landwirtschaftlich genutztes Feld, dazu dient, 
landwirtschaftlichen Ertrag zu erbringen und das landwirtschaftliches Gerät dazu 
dient, das Feld zu bestellen oder die Produkte zu ernten.

Bündel von Praktiken und Arrangements können weiterhin völlig unterschiedliche Kom-
plexitätsstufen und Größenordnungen erlangen, die Schatzki in Zweierbeziehungen, Ver-
bindungen und Konstellationen unterteilt:

„Die Komplexität der Bündel reicht von Zweierbeziehungen zwischen Praktiken 
und Arrangements (z. B. dem Vorkommen eines bestimmten Rituals in einem be-
stimmten Büro) über Verbindungen multipler Praktiken und Arrangements (z. B. 
eine Firma) bis hin zu zusammengesetzten Verbindungen von Praktiken und Arran-
gements, die ich als Konstellationen bezeichne (z. B. eine Wirtschaft). Eine Kon-
stellation ist lediglich ein großes und möglicherweise komplexes Bündel, ein groß-
er und meist komplexer Zusammenhang von Praktiken und Arrangements.“ 
(Schatzki 2016a, S. 33)

Trotz dieser „groß – klein“ und „simpel – komplex“ Unterscheidung existiert keine ande-
re analytische Ebene als die des „Plenums“, also der Gesamtheit aller Bündel von Prak-
tiken und Arrangements. Soziale Phänomene müssen demnach als Ausschnitte oder As-
pekte dieses „Plenums“ betrachtet werden (ebd.). Das gilt auch für geographische 
Maßstabsebenen, die mit einer solchen „flachen Ontologie“ nicht als vorgegeben, son-
dern als bestimmte, unterschiedlich weitreichende Bündel von Praktiken und Arrange-
ments mit wiederum unterschiedlichen Komplexitätsstufen verstanden und behandelt 
werden müssen.

Dabei basiert die Unterscheidung von kleiner zu größer letztlich auf der Relation des ei-
nen Bündels zum anderen, d. h. es handelt sich immer um eine vergleichende, relationale 
Größe und nicht um eine absolute. Die größten dieser Phänomene nennt Schatzki 
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(2011, S. 2) large phenomena, z. B. Militärbündnisse, Regierungen, internationale Ver-
bände, Sportligen, Wirtschaftssysteme, etc. (vgl. Schatzki 2015, S. 4; Schatzki 2016b, 
S. 17), die analytisch aber aus genau denselben Elementen bestehen wie kleinere Phäno-
mene, nämlich aus Bündeln von Praktiken und Arrangements:

„So large social phenomena (like macro and global ones) have the same composi-
tion as do small, local, and micro phenomena: they consist of practice-arrangement 
bundles or of features or slices thereof. Large social phenomena might contrast 
with small, local, or micro ones, but what constitutes them is not inherently an in-
stance of the latter. Whether, moreover, a given bundle counts as large (or macro or 
global) versus small / micro / local depends on the relevant universe of comparison.“ 
(Schatzki 2011, S. 2)

Im Weiteren soll nun eine konzeptionelle Verbindung von Schatzkis Praktikentheorie 
mit agonistischer Theorie bzw. der Gerechtigkeitstheorie diskutiert werden. Das Ziel 
dabei ist, festzuhalten, wie sozialer Wandel aus praktikentheoretisches Sicht verstanden 
werden kann und was sich daraus über den politischen Gehalt sozialer Praktiken ableiten 
lässt.

3.3.3	Site ontology, sozialer Wandel und Agonismus
Die bisherigen Ausführungen zu Schatzkis Praktikentheorie zeichnen ein sehr mecha-
nisches, fast schon statisches Bild von Sozialität und verleiten zu der Annahme, dass die 
Theorie lediglich zur Analyse von letztlich gleichbleibenden oder geringfügig veränder-
baren sozialen Phänomenen geeignet ist. Dies ist jedoch nicht der Fall. Im Gegenteil: Die 
site ontology hat den Anspruch sozialen Wandel abzeichnen, beschreiben und nachvoll-
ziehen, jedoch nicht erklären zu können (vgl. Schatzki 2002, S. xv). Das bedeutet, dass 
die zuvor dargestellten Analysekategorien nicht als statische Determinanten zu verstehen 
sind, sondern ein site vielmehr als eine jederzeit veränderbare, sich raumzeitlich entfal-
tende Konstruktion verstanden werden muss, die aus dynamisch organisierten Bündeln 
von Praktiken und Arrangements besteht:

„All orders, to varying degrees, are reordered through actions performed by their 
components. The very physical movement of humans as they act, for instance, al-
ters the spatial dimensions of the orders of which they are part.“ (Schatzki 2002, 
S. 237)

„Practice organizations are not static. The understandings, rules, and teleoaffective 
structures that organize integrative practices frequently change. So, too, the doings 
and sayings that constitute these practices. These two processes can be called reor-
ganization and recomposition.“ (Schatzki 2002, S. 240)
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Bündel von Praktiken und Arrangements können also jederzeit reorganisiert und neu zu-
sammengesetzt werden. Materielle Arrangements können durch neue oder veränderte 
Praktiken einen neuen oder veränderten site herstellen und dadurch andere Bedeutung 
erlangen. Gleichermaßen können soziale Praktiken durch veränderte materielle Arrange-
ments verändert oder sogar ausgelöscht werden. 

Diese Dynamik führt jedoch zu der Frage, was die antreibende Kraft ist, die Verände-
rungen in den Arrangements und Praktiken, also sozialen Wandel, hervorbringt und bei 
der es sich nach M. L. Taylor (2011, S. 98) um eine rein politische Dimension handeln 
müsse: „The political, we might say, is that which has a force that generates and animates 
society“. Schatzkis Ontologie folgend, kann dieser politische „Motor“ nicht von außer-
halb kommen, sondern ist als agency in den Bündeln von Praktiken und Arrangements 
selbst enthalten: „Agency makes the future within an extant mesh of practices and orders 
that prefigures what it does.“ (Schatzki 2002, S. 210). Dabei kommen, wie in dieser 
Aussage zu erkennen ist, der Präfiguration und der Kontextualität von Praktiken entschei-
dende Rollen zu: Ein bestimmter Kontext in Form eines site legt bestimmte veränderte 
oder gleichbleibende Praktiken in der Zukunft nahe. Existierende sites, also bestimmte 
Bündel integrativer Praktiken und Arrangements, wirken gleichzeitig ermöglichend und 
einschränkend für die Ausübung zukünftiger integrativer Praktiken. Sites haben durch 
ihre Kontextualität somit eine bestimmende und kanalisierende Macht über zukünftige 
Praktiken (vgl. Schatzki 2002, S. 62; Taylor 2011, S. 54). Ähnlich wie auch der 
Giddens`sche (1984) interdependente Dualismus von „Struktur und Handlung“ ist diese 
Form der Abhängigkeit jedoch nicht im deterministischen Sinne zu verstehen. Sie bedin-
gen und verändern sich vielmehr gegenseitig. Schatzki (2002, S. 211 f.) formuliert es 
derart, dass es eine Dichotomie zwischen möglichen und unmöglichen Pfaden in die 
Zukunft gebe:

„The intuition behind the notions of possibility and fields of possibility qua aspects 
of prefiguration is that what people can do is limited. Not everything is possible. 
The dichotomy possible – not possible thereby marks a fundamental feature of the 
landscape of paths: the distinction between those actions that might be carried out 
and those that cannot. The idea that some actions are open and others are not, that 
is to say, the idea that not every path is passable, in turn undergirds the notion of a 
field of possibility that includes all, and only, the navigable paths. Every possible 
course of action is an element of this field, while every impossible one falls outside 
it. Agency, accordingly, is limited to the first set.“ (Schatzki 2002, S. 211 f.)

Dieses „Feld der Möglichkeiten“, in dem sich agency bewegt, ist der zentrale Ansatz-
punkt für einen Prozess, den Schatzki endless becoming nennt (ebd., S. 233). Gemeint ist 
damit ein Zustand der permanenten Modulation und Reorganisation von Praktiken und 
Arrangements:
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„The social site, like any slice of reality, is home to continuous occurrences. Agency 
is the central motor of that steady current. Through the doings of humans and non-
human, practices are carried out and engage with orders, arrangements that take 
form and channel practices, and the mesh they compose incessantly modulates.“ 
(ebd., S. 233 f.)

Bei einem Rückblick auf Connollys politics of becoming wird die Analogie zu agonist-
ischer politischer Theorie nun sehr deutlich: „By the politics of becoming I mean that 
paradoxical politics by which new cultural identities are formed out of old energies, inju-
ries, and differences“ (Connolly 1996, S. 20). Das bedeutet, dass durch Präfiguration, 
also durch die Kategorien Ermöglichung und Beschränkung, die Bildung neuer oder ver-
änderter sozialer Ordnungen möglich wird. Es handelt sich, ähnlich wie auch die Vertre-
terinnen und Vertreter der agonistischen Theorie argumentieren, demnach bei der Konsti-
tution von social sites um einen andauernden Prozess der Wiederbegründung.

Doch was bringt agency als politische Kraft hervor, was genau führt zu sozialem Wandel? 
Auch darauf gibt die agonistische Theorie Aufschlüsse: Es sind die Antagonismen, die 
Teil einer jeden Gesellschaft sind (vgl. Mouffe 2007 und Kap. 3.1.3) und die letztlich 
dazu führen, dass es politische Aktivität und damit sozialen Wandel gibt. Konstitutiv für 
Sozialität sind jedoch nicht nur Antagonismen, sondern auch Differenzen zwischen hete-
rogenen sites, also zwischen unterschiedlichen Kontexten, so dass sich auch eine Analo-
gie zur Sichtweise Bourdieus (1977) ergibt, der darauf hinweist, dass soziale Praktiken 
durch Pluralität und durch ungleiche Verteilung von Macht strukturiert sind. Diese Hete-
rogenität erschafft, reproduziert oder verändert soziale Ungleichheit und Ungerechtigkeit. 
M. L. Taylor formuliert diese Zusammenhänge wie folgt: 

„The agonistic political, then, is a constitutive animating power of the social, of the 
assymetrical powerful social. But it is never a homogenous organic whole that im-
pinges on individuals; instead, it is a social phenomenon that comes in clusters, in 
groups, and differentiated as economic, sexual, or national. It is differences within 
and between these that generate agonistic strive and tension.“ (Taylor 2011, 
S. 103)

Schatzkis Praktikentheorie weist damit auch eine starke Analogie zur politischen Theorie 
von Laclau und Mouffe (2001 [1985]) auf: Schatzkis Anliegen ist es, Sozialität in ihrer 
Gesamtheit zu erfassen. Dies schließt, Mouffe (1993, S. 3) folgend, auch unweigerlich 
die politische Dimension mit ein, da das Politische als ein untrennbarer Teil von Soziali-
tät nicht auf bestimmte Institutionen oder Teilbereiche des Sozialen zu reduzieren sei. 
Wenn man nun wie Laclau und Mouffe (2001 [1985]) davon ausgeht, dass die Herstel-
lung von Äquivalenz und Differenz und damit von Antagonismen konstitutiv für das 
Politische ist, dann wird auch deutlich, dass ein diskursives Feld, also die Totalität aller 
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Differenz- und Äquivalenzrelationen, letztlich ein Resultat sozialer Praktiken ist. Soziale 
Praktiken sind in diesem Sinne die Entitäten, aus denen die Fixierung von Diskursen re-
sultiert:

„Whereas discourses for Laclau and Mouffe are structured totalities of meaningful 
entities, practice – if I understand them right – is movement and change. Discourse, 
in other words, is being, while practice is the becoming from which discourses re-
sult and to which they eventually succumb. Conversely, discourses are the precari-
ous fixities that precipitate from human practice and from which further practice 
arises.“ (Schatzki 2001, S. 53)

Somit handelt es sich bei diesen grundsätzlichen Annahmen der Philosophie Wittgen-
steins, dass Sozialität aus niemals abgeschlossenen, temporären Fixierungen bestehe und 
dass diese Fixierungen jederzeit verändert werden könnten, um eine Art „gemeinsamen 
Nenner“ beider Theorien. Passend dazu sprechen Baumann et al. (2015, S. 232) von 
einem „familienähnlichen Sensibilisierungsangebot“, das ein Zusammendenken von La-
claus und Mouffes Diskurs- sowie Schatzkis Praxistheorie für die Humangeographie 
biete. 

Allerdings existieren dabei unterschiedliche Schwerpunkte und Analysekategorien: Was 
Laclau und Mouffe als Diskurse beschreiben, ist bei Schatzki der social site, also tempo-
räre, kontingente und kontextuelle Fixierungen von sozialen Praktiken (z. B. ein hege-
moniales Regime oder ein food regime), mit anderen Worten das „Sein“ (s. o.). Und das, 
was bei Laclau und Mouffe „artikulatorische Praxis“ ist, nämlich das „Werden“ und 
Herstellen von Sinn durch Äquivalenz und Differenz, ist bei Schatzki ebenfalls soziale 
Praxis. Allerdings ist sie bei ihm in einem permanenten Prozess des Entstehens und 

„Werdens“ begriffen, den er endless becoming nennt und der sich empirisch in Form so-
zialer Phänomene zeigt. Damit bestehen auch Unterschiede hinsichtlich des Erkenntnis-
interesses: Während Laclau und Mouffe eine Diskurs- bzw. Hegemonietheorie entwi-
ckelt haben, mit dem Anspruch, politische Konstellationen und Bewegungen 
komplexitätsreduzierend erklären zu können, bietet Schatzki eine Sozialontologie mit 
einem ausdifferenzierten Vokabular zur Beschreibung der Vielfältigkeit und Komplexi-
tät von Sozialität und der Organisations- und Funktionsweise der sozialen Praktiken 
selbst. Wie Baumann et al. (2015, S. 232) argumentieren, könnten sich jedoch beide 
Interessen durchaus ergänzen.

3.3.4	Zum politischen Gehalt sozialer Praktiken
Soweit lässt sich nachvollziehen, dass die Reproduktion, Reorganisation oder Neuord-
nung von Bündeln sozialer Praktiken und materieller Arrangements auf Differenz basie-
ren und gleichzeitig durch die Prozesse der Präfiguration und des endless becoming (vgl. 
Schatzki 2002, S. 233) immer neue Differenzen agentiell hervorgebracht werden. Bei 
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dieser ontologischen Grundbedingung handelt es sich damit um die Basis der politischen 
Dimension. 

Doch welche Charakteristika weisen nun politische Praktiken aus? Macht oder das Poli-
tische haben bei Schatzki, wie kurz beschrieben wurde, keine große Bedeutung. Insge-
samt überwiegt das Bild einer recht „harmonischen“ Theorie, die zwar sozialen Wandel 
beschreiben kann, jedoch abrupte Brüche oder fundamentalen Dissens nicht angemessen 
berücksichtigt (vgl. Isin 2008 zit. in Dünckmann im Erscheinen). Es drängt sich eher 
das Bild einer Theorie auf, in der sich Sozialität in Form einer Art „Praktiken-Ökologie“ 
selbstrepliziert (vgl. Stengers 2013 für eine andere Verwendung dieses Begriffs; 
Dünckmann und Fladvad 2016). Macht existiert dabei vor allem in den Kategorien der 
Ermächtigung und Beschränkung, genauer gesagt handelt es sich also um die präfigurie-
rende und kanalisierende Macht, die temporär fixierte Bündel von Praktiken und Arran-
gements auf die Handlungsvielfalt zukünftiger Praktiken ausüben (vgl. Schatzki 2002, 
S. 62). 

Einen Vorschlag zur Weiterentwicklung der Praktikentheorie Schatzkis liefert Dünck-
mann (im Erscheinen), indem er die site ontology mit der politischen Ontologie Hannah 
Arendts in Verbindung setzt: Nach Arendt (1998 [1958]) findet politisches Handeln aus-
schließlich im öffentlichen Raum statt, also in einer Sphäre, die von Differenz und Plura-
lität bestimmt ist und die damit ontologisch vom privaten Raum zu trennen ist. Dieser 
private Raum ist dagegen absolut unpolitisch und charakterisiert durch private Bezie-
hungen wie Liebe, Freundschaft oder auch Zwang. Da Arendt jedoch niemals klar defi-
niert habe, was genau die jeweiligen Sphären konstituiert, welche Prozesse sie also fixie-
ren, könnten diese Räume oder Sphären unter Zuhilfenahme von Schatzkis Theorie als 
eingebettet in das Netz von Praktiken und Arrangements verstanden werden. Dadurch 
werde es möglich, die Grenzen zwischen öffentlich (politisch) und privat (unpolitisch) als 
relationale Bündel von Praktiken und Arrangements zu verstehen, die veränderbar und 
anfechtbar seien:

„Practice theory makes it possible to take the public/private distinction as a funda-
mental but also relational topological metaphor for a mesh of practice-arrangement 
bundles that, in a self-referential move, can itself become contested in the context 
of political practices.“ (Dünckmann im Erscheinen)

Es ergibt sich so die Möglichkeit, den Kontext für politische Praktiken, in Anlehnung an 
den Arendt´schen Gedanken des space of appearance (vgl. Arendt (1998 [1958]), also 
die Sphäre, innerhalb der ein agonistischer politischer Austausch denkbar ist, als einen site 
of the political (Dünckmann im Erscheinen) zu konzeptionieren. Dieser ist nicht außer-
politisch vorgegeben und es handelt sich auch nicht um konventionelle politische Institu-
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tionen wie z. B. politische Parteien. Der site of the political konstituiert sich ausschließlich 
durch vernetzte Bündel von politischen Praktiken und dazugehörigen Arrangements. 

Nach Dünckmann existieren nun drei Charakteristika, die diese politischen Praktiken 
auszeichnen: (1) Erstens handele es sich um Tun und Sagen, das in Pluralität stattfindet 
und auf die Öffentlichkeit abzielt (auch wenn dies möglicherweise erst auf den zweiten 
Blick zu erkennen ist), vergleichbar mit Arendts Kategorie des politischen Handelns. 
(2) Zweitens würden politische Praktiken durch ihre Einbettung in bestimmte, differente 
Kontexte ermöglichend oder beschränkend vorgeprägt (in Schatzkis Worten präfiguriert). 
Soziale Phänomene wie Gerechtigkeitsforderungen basieren demnach im Wesentlichen 
auf bestehenden, für ungerecht empfundenen sites, in Form kontextueller Bündel von 
Praktiken und Arrangements. (3) Drittens muss es jedoch ein Charakteristikum geben, 
das noch spezifischer politische Praktiken von unpolitischen trennt, da die beiden oben 
genannten Charakteristika im Prinzip für sämtliche soziale Praktiken gelten könnten. Pas-
send zu der Argumentation Foucaults (1978, S. 94 f.), dass Macht nicht ohne Intentio-
nalität existieren kann – „there is no power that is exercised without a series of aims and 
objectives“ – besteht dieses darin, dass politische Praktiken reflektiert darauf abzielen, 
die bestehenden Organisationskomponenten von bestimmten, integrativen Praktiken ent-
weder zu verändern, um gesellschaftlichen Wandel herbeizuführen (vgl. Dünckmann 
und Fladvad 2016) oder sie zu bestätigen, um einen hegemonialen status quo aufrecht 
zu erhalten (vgl. Koskenniemis 2010, S. 232).

Das „Praktiken-Verändern“ gleicht damit Tullys (2008) Konzeption der „Praktiken der 
Freiheit“ (Kap. 3.1.5), nach der ein sozialer Wandel sowohl mit abrupten Brüchen, wie 
z. B. einer Revolution, herbeigeführt werden kann als auch mit alltäglichen politischen 
Praktiken, die sozialen Wandel subtil, implizit und allmählich anstreben. Analog dazu ist 
das „Praktiken-Legitimieren“ gleichzusetzen mit den „Praktiken des Regierens“ (ebd.), 
die nicht auf einen sozialen Wandel abzielen, sondern die ein hegemoniales Regime in-
tentional und reflektiert bestätigen und im Sinne Wittgensteins (2003 [1953]) eine 
Praktik des „Regeln-Befolgens“ darstellen (in Kap. 3.4.2 soll auf diese Unterscheidung 
zurückgekommen und zur Veranschaulichung entsprechende Beispiele genannt werden). 
Wichtig ist dabei, dass reflektierte Intentionalität nicht von außen kommt, also als Eigen-
schaft eines Akteurs verstanden wird, sondern, so wie es auch Foucault (1978, S. 95) 
beschreibt, in den gesellschaftlichen Machtverhältnissen selbst enthalten ist. 

3.3.5	Zusammenfassung
Im Gegensatz zu Ansätzen aus der politischen Theorie handelt es sich bei Schatzkis Prak-
tikentheorie nicht um eine erklärende, normative Theorie, sondern um eine deskriptive 
Sozialontologie, d. h. sie hat den Anspruch, die grundsätzlichen Entitäten des sozialen 
Seins in ihrer Gesamtheit darzustellen und beschreiben zu können. Sozialität, verstanden 
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als der Zusammenhang menschlichen Lebens, besteht nach Schatzki aus einem Netz so-
zialer Praktiken und materieller Arrangements. Soziale Praktiken sind organisiert durch 
(1) praktische Verständnisse, wie etwas gemacht oder ausgeführt wird; (2) Regeln, die 
Praktiken anleiten und delegieren; (3) teleoaffektive Strukturen, die eine bestimmte nor-
mativierte Hierarchie vorgeben, mit welchen Aufgaben und Projekten bestimmte Ziele 
(teleo-) erreicht werden sollen und welche Emotionen (-affektiv) dabei eine Rolle spie-
len; sowie (4) grundlegende Verständnisse, unter denen bestimmte praktikenübergreifen-
de Wertvorstellungen verstanden werden können. 

Erst durch die sinnhafte Verknüpfung mit Arrangements, z. B. Körper oder materiellen 
Dingen, formen soziale Praktiken empirisch wahrnehmbare Bündel von Praktiken und 
Arrangements. Diese Bündel konstituieren spezifische Kontexte in Form von sites (z. B. 
landwirtschaftliche Praktiken, ein bestimmtes „Gerechtigkeitsregister“ oder ein Ernäh-
rungsregime). Diese sind jedoch nicht statisch, sondern es handelt sich um temporäre 
und kontingente Fixierungen, die einem Prozess der permanenten Modulation und Reor-
ganisation (endless becoming) unterliegen und ermöglichende oder beschränkende 
Macht auf zukünftige Praktiken ausüben. Soziale Phänomene (wie z. B. die Forderung 
nach einem neuen Recht) sind als bestimmte Ausschnitte oder Aspekte des „Plenums“, 
das die Gesamtheit aller Bündel von Praktiken und Arrangements darstellt, zu verstehen. 
Ausgedrückt in sozialen Praktiken können soziale Phänomene zu sozialem Wandel bei-
tragen. 

Die omnipräsenten Antagonismen einer jeden Gesellschaft, die Ungleichheit und Unge-
rechtigkeit (re)produzieren, animieren sozialen Wandel. Allerdings sind nicht sämtliche 
der Praktiken, die zu sozialem Wandel beitragen, tatsächlich auch politische Praktiken. 
Letztere zeichnen sich im Wesentlichen dadurch aus, dass sie in der Öffentlichkeit statt-
finden und sich an dieselbige richten. Außerdem haben sie das Ziel, bestimmte Organisa-
tionskomponenten bestehender Praktiken entweder reflektiert zu verändern und damit 
gezielt Veränderungen hinsichtlich der jeweiligen Praktiken und Arrangements herbeizu-
führen oder bestimmte soziale Praktiken intentional und reflektiert zu legitimieren, um 
damit sozialen Wandel zu verhindern und einen status quo aufrecht zu erhalten. 

In der folgenden Abbildung sind die Begriffe und Zusammenhänge dieses Kapitels sche-
matisch dargestellt. In Fenster (a) lässt sich die allgemeine Konstitution von Praktiken-
Arrangement-Bündeln (B-P-A) nachvollziehen. Fenster (b) zeigt den Zusammenhang 
dieser Bündel in Form eines temporären und räumlich fixierten sites. Durch Präfiguration, 
also Ermöglichung und Beschränkung bzw. Modulation und Reorganisation, kann sich 
dieser raumzeitlich verändern oder verfestigen. Fenster (c) stellt die Konstitution des 
ständigen sozialen Wandels, in Form des endless becoming, dar. Dabei animieren tempo-
rär und räumlich fixierte sites (z. B. Gerechtigkeitsregister A) in Form von Antagonismen 
sozialen Wandel. Dieser wird durch soziale Phänomene, Modulation und Reorganisation 
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sowie politische Praktiken animiert und herbeigeführt, so dass sich daraus ein raumzeit-
lich veränderter oder legitimierter, d. h. verfestigter site entwickeln kann (z. B. Gerechtig-
keitsregister A´). Dieser offenbart entweder neue oder bestehende Differenzen. In der 
Folge beginnt das endless becoming von Neuem.

3.4	 Vorschlag eines politisch-geographischen Analyserahmens zur Un-
tersuchung rechtebasierter Forderungen

In diesem Unterkapitel sollen die vorgestellten Theoriestränge nun verknüpft und ein 
Vorschlag erarbeitet werden, wie sich emergente rechtebasierte Forderungen und damit 

Abb. 3:	 Konstitution sozialen Wandels aus praktikentheoretischer Perspektive 
Quelle:	Eigener Entwurf, Fenster (a) verändert nach Maus (2015, S. 59)
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auch die Forderung nach Ernährungssouveränität aus einer politisch-geographischen Per-
spektive untersuchen lassen. Dazu sollen zunächst die Kerninhalte der jeweiligen Per-
spektiven zusammengefasst werden:

•	 Hegemonietheorien bieten wertvolle metatheoretische Ansatzpunkte. Sie erklären 
aus politökonomischer bzw. poststrukturalistischer Perspektive die Beständigkeit 
und Manifestation eines hegemonialen Regimes sowie das Zustandekommen einer 
gegen-hegemonialen Forderung wie das Recht auf Ernährungssouveränität. 

•	 Das „Recht auf Rechte“ und die Metapher eines big tent zeigen, dass es sich bei 
solchen Forderungen nicht um ausdefinierte Programme handelt, sondern um uni-
verselle Rechte, die als Basis für regionale Adaptionen bzw. konkretere Ausgestal-
tungen gelten können.

•	 Die agonistische Demokratietheorie zeigt auf, dass im Rahmen politischer Aus-
handlungsprozesse zwar ein gesellschaftlicher Konsens erreicht werden kann. Die-
ser bleibt jedoch immer umkämpft und ist das Resultat der Aushandlung von Anta-
gonismen. 

•	 Die Idee der Souveränität basiert auf dem paradoxen Prinzip der Selbstermächti-
gung: entweder durch die Proklamierung eines souveränen „Ausnahmezustandes“ 
oder durch alltägliche politische Praktiken innerhalb eines agonistischen Spiel-
raumes.

•	 Gerechtigkeitsfragen spielen dabei eine große Rolle. Gerechtigkeit ist mehrdimen-
sional, so dass einzelne Forderungen sich inhaltlich widersprechen oder ergänzen 
können. Gleichermaßen können durch Gerechtigkeitsforderungen neue Ungerech-
tigkeiten hervorgebracht werden.

•	 Praktikentheorie eröffnet einen geeigneten Ansatz, soziale Praktiken beschreiben 
und in Bezug auf ihre Organisation ausdifferenziert nachvollziehen zu können.

•	 Die analytische Ebene von Praktiken ist „flach“. D. h. Maßstäbe sind keine vorge-
gebenen Kategorien, sondern das Resultat von unterschiedlich miteinander ver-
netzten Praktiken. Allerdings beeinflusst die Konstruktion von Maßstäben wiede-
rum die Ausübung sozialer Praktiken.

•	 Politische Praktiken zeichnen sich im Wesentlichen durch das Charakteristikum 
aus, Regeln und normative Zielvorgaben von Praktiken gezielt und reflektiert zu 
ändern oder zu legitimieren. Außerdem zielen sie auf die öffentliche Sphäre der 
Gesellschaft ab und basieren auf Differenz, d. h. zumeist auf erfahrener Ungerech-
tigkeit.

Diese Argumente zeigen einen grundsätzlichen Bruch: In einem ersten Schritt wurde eine 
erklärende Perspektive auf die hegemoniale, durch Antagonismen geprägte Konstitution 
von Gesellschaft geworfen. Es wurde dargestellt, wie ein neues Recht betrachtet werden 
kann und welche Rolle dabei Souveränität, politische Praxis und Gerechtigkeit spielen. 
Zweitens wurde eine Sozialontologie vorgestellt, die sozialen Wandel nicht erklären kann, 
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dafür aber den Anspruch hat, menschliche Sozialität – und damit auch die politische Di-
mension des Sozialen – in ihrer Gesamtheit beschreiben zu können. Trotz dieser unter-
schiedlichen Ansprüche und Voraussetzungen lassen sich beide Perspektiven jedoch mit-
einander vereinen, da die vorgestellte Praktikentheorie genau die theoretische Lücke 
schließt, die die Politischen Theorien offenlassen: Sie bietet einen ausdifferenzierten 
Analyserahmen, um soziale bzw. politische Praktiken rekonstruieren zu können. Die Po-
litischen Theorien dagegen bieten das, was die Praktikentheorie nicht leisten kann: Sie 
erklären sozialen Wandel aus der grundsätzlichen Annahme, dass Sozialität nicht kon-
form und homogen, sondern ständig von Ungleichheit, Ungerechtigkeit, Antagonismen 
und hegemonialen Ordnungen durchdrungen ist. Wie dieser Zusammenschluss funktio-
nieren kann, wird in den nun folgenden Unterkapiteln aufgezeigt, indem die Begriffe 

„Gerechtigkeitstopologien“ und „Souveränitätspraktiken“ einführt werden. 

3.4.1	Gerechtigkeitstopologien
„[W]hen power is understood topologically we lose much of the reassurance that 
comes with knowing where think we can find it and what it may do. What we gain, 
I would argue, is a better grasp of how power is practiced; that is, the manner in 
which it is excercised when space is folded or stretched through time to gain advan-
tage. “ (Allen 2016, S. 37)

Dieses Zitat des Humangeographens John Allen liefert eine passende Ausgangsthese für 
den nun folgenden perspektivischen Vorschlag, Gerechtigkeitsforderungen aus einem to-
pologischen Raumverständnis heraus zu untersuchen. Ein solches Verständnis bietet die 
Möglichkeit, die räumlichen Logiken und Charakteristika politischer Praktiken in den 
Blick zu nehmen, ohne jedoch die Existenz räumlicher Arrangements und Konstellati-
onen wie Maßstabsebenen essentialisieren zu müssen. 

Doch was bedeutet es nun eine solche Perspektive einzunehmen? Wie lassen sich die 
bisher beschriebenen theoretischen Ansätze zu einer topologischen Perspektive verbin-
den?

Die Hegemonietheorien Laclaus und Mouffes (2001 [1985]) sowie Peets (2007) ver-
deutlichen, dass gesellschaftliche Differenz immer ein machtvolles Verhältnis von hege-
monialen Ordnungen ist. Inhaltlich stellt Peet (2007) drei analytische Arenen oder Di-
mensionen fest: wirtschaftliche Macht als Kontrolle über Kapital, ideologische Macht in 
Form einer Kontrolle über grundsätzliche Denkweisen und politische Macht als Kontrol-
le über politische Institutionen. Diese Kategorisierung weist eine auffällige Analogie zur 
Gerechtigkeitstheorie Frasers (2008) auf, nach der ebenfalls drei analytische Katego-
rien von Gerechtigkeit festzustellen sind: ökonomische Umverteilung, kulturelle 
Anerkennung und politische Repräsentation. Die dazugehörigen Ungerechtigkeitsformen 
sind: maldistribtion, misrecognition und misrepresentation.
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Wenn nun ein neues, universelles Recht auf Selbstbestimmung in Form eines gegenhege-
monialen „Knotenpunktes“ eingefordert wird, dann handelt es sich immer um die Einfor-
derung von Gerechtigkeit innerhalb dieser drei Arenen, die sich inhaltlich ergänzen aber 
auch widersprechen können (Kap. 3.2.3). Weiterhin sind Anerkennung, Umverteilung 
und Repräsentation empirisch zwar nie wirklich voneinander zu trennen, d. h. sie bedin-
gen sich gegenseitig und sind inhaltlich eng miteinander verbunden, jedoch müssen sie 
nicht in gleichem Maße in einzelnen Gerechtigkeitsforderungen enthalten sein. Bei-
spielsweise kann die Einforderung von kultureller Differenz bzw. Identität im Vorder-
grund stehen und die damit verbundenen Forderungen nach Umverteilung bzw. poli-
tischer Teilhabe können in den Hintergrund rücken ohne jedoch gänzlich davon getrennt 
zu sein. Die obige Abbildung 4 zeigt schematisch die theoretische Gleichverteilung der 
drei Gerechtigkeitsdimensionen sowie mögliche empirische Beispiele, die in ihrer Ge-
wichtung von der Gleichverteilung abweichen können.

Darüber hinaus handelt es sich bei rechtebasierten Forderungen um soziale Phänomene, 
bei denen die räumliche Dimension eine große Rolle spielt: Durch die soziale Organisa-
tion in Maßstabsebenen und dazugehörigen Institutionen (z. B. Nationalstaat, Europä-
ische Union, Vereinte Nationen) fungiert Räumlichkeit zum einen als Garant für die Be-
ständigkeit und Stabilität eines bestimmten „Gerechtigkeitsregisters“ sowie als Adressat 
von Gerechtigkeitsforderungen. Zum anderen jedoch eröffnen, reproduzieren und bean-
spruchen Gerechtigkeitsforderungen ihre eigenen Maßstabsebenen, indem Räume und 
Orte normativ-moralisierend „aufgeladen“ (vgl. Ermann und Redepenning 2010; 

Abb. 4:	 Theoretische Gleichverteilung unterschiedlicher Gerechtigkeitsdimensionen und 
Beispiele empirischer Abweichungen

Quelle:	Eigener Entwurf
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Smith 1997) und politisch-strategisch in Form von politics of scale (vgl. Swyngedouw 
1997) eingesetzt werden. 

So argumentiert auch Doreen Massey (2005, S. 181 ff.), dass es sich bei den Kategorien 
„Raum“ (space) und „Ort“ (place) um relationale Konstruktionen handele, die unter-
schiedlich eingesetzt werden und dadurch spezifische normative Eigenschaften aufwei-
sen: So werde „das Globale“ häufig in Verbindung mit abstraktem Raum gebracht, der 
stellvertretend für das „Außen“, Surrealismus und „Nichtauthentizität“ stehe. Im Gegen-
satz dazu repräsentiere „das Lokale“ den Ort (place) und symbolisiere, häufig verstärkt 
durch eine strategische Romantisierung, gleichermaßen Authentizität, Emotionalität so-
wie andere konkrete Bedeutungen und helfe dabei, Identitäten zu erschaffen und sie 
räumlich zu binden, wobei die tatsächliche, absolute Ausdehnung dabei unerheblich sei 
(vgl. auch Tuan 1979). Auch die im Rahmen der Forderung nach Ernährungssouveräni-
tät häufig zu vernehmende Dichotomie food from nowhere, produziert durch ein global 
wirksames corporate food regime und food from somewhere, produziert durch lokal „ver-
wurzelte“ agrarökologische Hersteller (vgl. McMichael 2009a, S. 147; Campbell 
2009; Schermer 2015) bedient sich dieses Schemas von „fremdem space“ und „be-
kanntem place“ und stellt die polarisierende Wirkung her, dass das Globale als „feindlich“ 
und das Lokale als „freundlich“ und als Lösungsstrategie moralisiert und instrumentali-
siert wird (vgl. Ermann 2015, S. 80). 

Doreen Massey beschreibt dies auf einer abstrakteren Ebene ganz ähnlich:

„The differential placing of local struggles within the complex power-geometry of 
spatial relations is a key element in the formation of their political identities and 
politics. In turn, political activity reshapes both identities and spatial relations. 
Space, as relational and as the sphere of multiplicity, is both an essential part of the 
character of, and perpetually reconfigured through political engagement. And the 
way in which the spatiality is imagined by the participants is also crucial.“ (Mas-
sey 2005, S. 183)

Weiterhin betont Massey (ebd. S. 189), dass diese Produktion von Räumlichkeit in Be-
zug auf zukünftige, politische Entwicklungen in radikaler Weise offen sei und dadurch 
immer ein andauernder Prozess des „Werdens“ stattfinde (ähnlich wie es auch Schatzki 
mit dem endless becoming beschreibt). Trauger interpretiert diesen von Massey be-
schriebenen Prozess wie folgt: 

„As such, space is held together through the process of being made and unmade; it 
is temporary, transformative and subversive in multiple dimensions. […] This view 
lends itself to understanding how space and territory are mobilized for political 
purposes.“ (Trauger 2013, S. 10) 
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Bei Gerechtigkeitsforderungen im Rahmen des Antiglobalisierungsdiskurses wird diese 
politische Dimension von Räumlichkeit sehr deutlich, indem die lokale oder regionale 
Ebene häufig als universelle Antworten auf global hervorgerufene Ungerechtigkeits-
formen gelten. Gleichermaßen jedoch richten Globalisierungsgegner, im Sinne des all-
affected principle, ihre Forderungen an die globale Ebene, mit einem Verweis darauf, 
dass Lösungen nicht nur mit lokaler oder regionaler Einhegung und Romantisierung zu 
erreichen seien, sondern dass es insgesamt einer „anderen Welt“ bedürfe. Auch bei ande-
ren Gerechtigkeitsforderungen werden unterschiedliche Maßstabsebenen eingeklagt: 
Z. B. politisieren Befürworterinnen und Befürworter der Anerkennung von alternativen 
genderspezifischen Lebensentwürfen eine Maßstabsebene, die hauptsächlich von der fe-
ministischen Geographie berücksichtigt wird und bei der es sich sozusagen um eine „sub-
lokale“ Ebene handelt. Sie heben die Bedeutung und Selbstbestimmung des eigenen Kör-
pers hervor und politisieren das Private, etwa die Institution der Familie, in hohem Maße. 
Parallel dazu richten sie ihre Forderung an nationale Institutionen, die inhaltlich immer 
durch ein unterschiedliches Verhältnis von Anerkennung, Umverteilung und Repräsen-
tanz geprägt sind. 

In Kapitel 3.1.4 wurde deutlich, dass Forderungen nach neuen Rechten unweigerlich mit 
Souveränitätsansprüchen in Form des Bestrebens nach Selbstermächtigung verknüpft 
sind: So schreibt Koskenniemi (2010, S. 232 f.), dass Souveränität gerade dann große 
Bedeutung erlange, wenn Macht in großer Ferne sei und wenn es darum gehe, den status 
quo, also hegemoniale Strukturen und bestehende „Gerechtigkeitsregister“, anzufechten 
und Machtverhältnisse zu verschieben. Souveränität erhalte dabei den Charakter eines 
strategischen Arguments oder einer „Fiktion“, wie Gratton (2012) es ausdrückt, was 
jedoch nicht bedeutet, dass Forderungen nach Souveränität rein immateriell und ideell 
sind. Ein Blick zurück auf Frasers Gerechtigkeitstheorie und Peets Hegemonietheorie 
erinnert daran, dass Gerechtigkeitsforderungen immer die Dimensionen der Anerken-
nung (ideelle Macht), Umverteilung (wirtschaftliche Macht) und Repräsentanz (poli-
tische Macht) enthalten. 

So greifen auch Rosset und Martínez-Torres (2012, S. 3) in Bezug auf die Forderung 
nach Ernährungssouveränität auf das Konzept der material und immaterial territories 
(vgl. Fernandes 2009) zurück. Sie zeigen auf, dass es bei Ernährungssouveränität um 
einen Kampf um materiell verfügbares Land gehe, es sich jedoch genauso um einen 
Kampf um immaterielle, ideologische Territorien handele. Damit ist ein „Raum der Ideen“ 
gemeint, der sich lokal z. B. in Form von agrarökologischen Praktiken manifestiert, aber 
global als normativer Diskurs transportiert wird. Passend dazu bezeichnet Elden (2013, 
S. 322) Territorialität als eine „politische Technologie“. Er beschreibt damit keine abso-
lute Manifestation von Macht, sondern betrachtet Territorialität als eine relationale und 
anfechtbare Konstruktion. Es handelt sich also um spezifische historisch-geographisch 
Kontexte, in denen sich souveräne Macht räumlich manifestiert: 
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„Understanding territory as a political technology is not to define territory once and 
for all; rather, it is to indicate the issues at stake in grasping how it was understood 
in different historical and geographical contexts.“ (Elden 2013, S. 323)

Insgesamt wird also deutlich, wie sich Souveränitätsansprüche in relationalen Maßstab-
sebenen und konkreten Territorien als „alltägliche Ausnahmezustände“ (Kap. 3.1.4 und 
3.1.5) manifestieren, in dem Sinne, dass bestehende Regeln in einem Akt der Selbster-
mächtigung für bestimmte raumzeitliche Momente ausgesetzt werden. Diese können sich 

– genau wie die drei Dimensionen von Gerechtigkeit (Anerkennung, Umverteilung, Re-
präsentanz) – überschneiden, miteinander in Konflikt geraten oder ergänzen. Aus der 
Perspektive von Schatzkis Praktikentheorie handelt es sich dabei um soziale Phänomene, 
die als Ausschnitte (slices) aus bestimmten Kontexten kausale und präfigurierende Wir-
kung im Sinne von Ermöglichung und Beschränkung haben und damit zukünftige Prak-
tiken kanalisieren. 

Zusätzlich ist Räumlichkeit in Form von Maßstabsebenen selbst in den jeweiligen Prak-
tiken als teleoaffektive Struktur enthalten. Die normativ-moralische Instrumentalisierung 
der Ebenen global und lokal verdeutlicht dies anschaulich und es wird ersichtlich, dass, 
ähnlich wie auch Werlen (1997) die „alltägliche Regionalisierungen“ beschreibt, Maß-
stabsebenen nicht vor den Praktiken existieren, sondern soziale Praktiken Maßstabsebe-
nen erst in Form von Arrangements erschaffen, ständig verändern und reproduzieren. Sie 
folgen damit einer ganz eigenen räumlichen Logik, d. h. sie weisen bestimmte topolo-
gische Charakteristika auf, indem sie sich entweder mit bestimmten Praktiken und Arran-
gements verbinden oder sich von ihnen abgrenzen. Empirisch sind diese wahrnehmbar 
durch spezifische Bündel von Praktiken und Arrangements mit unterschiedlicher Reich-
weite und Komplexitätsstufen, beispielhaft vertreten durch: 

•	 Körper und Familien als sublokale Ebene, in Verbindung mit u. a. Praktiken des sich 
Ernährens, des Eingehens von Intimbeziehungen oder des Erziehens,

•	 Gemeinden oder Dörfer als lokale Ebene, in Verbindung mit u. a. Praktiken der 
Nachbarschaftshilfe, der Gemeinderatsversammlungen oder des Feierns traditio-
neller Feste,

•	 verschiedene Formen der Regionalisierung wie z. B. spezifische kleinräumige Ge-
biete aber auch Bundesländer, Nationalstaaten, Staatenverbünde als regionale oder 
supraregionale Ebenen in Verbindung mit u. a. Praktiken des Sprechens von Dia-
lekten oder der Landessprache, des Steuerzahlens, des Grenzen Kontrollierens oder 
des Konsumierens bestimmter landestypischer Lebensmittel oder Gerichte,

•	 Finanzmärkte oder soziale Bewegungen als globale Ebene in Verbindung mit u. a. 
Praktiken der multilateralen Verhandlungen, des Wertpapierhandels, des grenzü-
berschreitenden Vernetzens oder des Demonstrierens gegen internationale Abkom-
men.
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Was bedeutet diese räumliche Perspektive nun für Gerechtigkeitsforderungen? Durch die 
Einforderung eines neuen Rechtes entstehen komplexe „Gerechtigkeitstopologien“. In 
Form von spezifischen sites, also sozialen Kontexten, stehen sie räumlich in Beziehung 
zueinander und sind eng miteinander verflochten. Sie reproduzieren und verändern Maß-
stabsebenen und sind immer dadurch geprägt, dass sie unterschiedlich gewichtete Forde-
rungen nach Anerkennung, Umverteilung und Repräsentanz enthalten. Damit handelt es 
sich um ein topologisches Verständnis des politischen Raumes der, wie Barnett (2012, 
S. 684) es ausdrückt, sich in Form von kontextuellen, situierten und „weltlichen“ politi-
schen Praktiken manifestiere, die nicht an territoriale Grenzen gebunden seien und dem-
nach ihrer eigenen räumlichen Logik folgten. Auch die Argumentation Frasers (2005), 
dass die Aushandlung von Gerechtigkeitsfragen im Rahmen eines keynesianisch ge-
prägten Nationalstaates als einzige Maßstabs- und Bezugsebene von Gerechtigkeit nicht 
mehr aufrechterhalten werden könne, passt in hohem Maße zu dieser Perspektive: So 
werde der nationalstaatliche Rahmen zwar nicht vollständig abgelöst aber von anderen 
Ebenen mit kleinerer oder größerer Reichweite durchdrungen. 

In der folgenden, als Erweiterung zur Abbildung 4 gedachten Darstellung, können diese 
„Gerechtigkeitstopologien“ schematisch nachvollzogen werden. Dabei symbolisieren die 
Dreiecke jeweils bestimmte Gerechtigkeitsforderungen und die Kreise unterschiedliche 
Maßstabsebenen, die durch diese Forderungen produziert und durchdrungen werden. Die 
Unübersichtlichkeit dieser Abbildung ist durchaus „gewollt“, da es hier nicht darum geht, 
einzelne Forderungen darzustellen, sondern die komplexe Verflechtung und räumliche 
Wirkmacht dieser Dynamik andeuten zu können.

Bei dieser Darstellung ist es wichtig, noch einmal darauf hinzuweisen, dass Maßstabse-
benen, analytisch nicht vertikal oder hierarchisch angeordnet sind, sondern nur die Ebe-
ne der Praktiken und Arrangements existiert (vgl. Marston et al. 2005; Schatzki 
2016a). Maßstabsebenen müssen also als horizontale und „flache“ Verknüpfungen von 
Praktiken-Arrangement-Bündeln mit unterschiedlicher Reichweite und Komplexitäts-
stufen verstanden werden, die Schatzki (2011; 2016a, S. 33) in Zweierbeziehungen, 
Verbindungen und Konstellationen unterteilt (Kap. 3.3.2). Die Kategorien, sublokal, lo-
kal, regional, supraregional und global existieren bei diesem topologischen Raumver-
ständnis also nur im Vergleich zueinander. Sie sind nicht klar voneinander abzugrenzen 
oder als autark zu betrachten, ähnlich wie es auch der Kulturwissenschaftler Stephan 
Günzel beschreibt:

„Raum wird im Zuge [eines topologischen Raumverständnisses] nicht mehr als eine 
dreifach dimensionierte Entität oder formale Einheit gefasst, sondern anhand von 
Elementen beschrieben, die relational zueinander bestimmt werden. – Mit anderen 
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Worten: An die Stelle des Ausdehnungsaprioris tritt eine Strukturdarstellung von 
Raum.“ (Günzel 2007, S. 17)

Das bedeutet, dass der absolute, physikalische und messbare Raum eine nur untergeord-
nete Rolle bei dieser ursprünglich aus der Mathematik bzw. der Geometrie stammenden 
Sichtweise2 einnimmt. Vielmehr geht es darum, horizontale Lagebeziehungen von Einze-
lelementen durch topologische Grundformen wie Knoten, Kanten und Maschen in Form 
eines Beziehungsgeflechtes darzustellen oder, wie Günzel (ebd., S. 21) es ausdrückt, 

„die Entsprechungen im Verschiedenen [zu identifizieren und] zu beschreiben“. 

2	 Eine weitere Lesart des topologischen Ansatzes, die sich m. E. nicht grundlegend mit der mathematischen Konzeption 
widerspricht, geht zurück auf die Philosophie Heideggers. Im Sinne seiner Fundamentalontologie (vgl. Heidegger 
(2006 [1927]) lässt sich der Begriff „Topologie“ derart interpretieren, dass er nicht nur der Darstellung des struk-
turellen Beziehungsgeflechtes von Räumlichkeit dient, sondern auch die Herstellungsweise von Räumen und Orten 
bezeichnet. Orte (altgr. topos) sind diesem Verständnis nach keine gegebenen, natürlichen Entitäten, vielmehr werden 
sie sinnhaft in die „Welt“ gebracht bzw. „ins Dasein geredet“ (altgr. logos = Rede oder Sinn; vgl. zu einer Diskussion 
des Begriffes „Topologie“ bei Heidegger Malpas 2006). Räumlichkeit bzw. die Vorstellungen räumlich wirksamer 
Arrangements und Strukturen (wie z. B. Maßstabsebenen) können somit als ein „Effekt exemplarischer ›Ortschaften‹ 
bestimmt“ werden (Günzel 2007, S. 21).

Abb. 5:	 Gerechtigkeitstopologien
Quelle:	Eigener Entwurf
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Wie es auch Woodward et al. (2010, S. 274) hervorheben, soll mit diesem Raumver-
ständnis das empirische Vorhandensein und die gesellschaftliche Relevanz von Maßstab-
sebenen jedoch nicht relativiert werden. Vielmehr soll verdeutlicht werden, dass eine 
Gerechtigkeitsforderung nicht innerhalb einer Maßstabsebene untersucht werden kann, 
wie z. B. „nationale oder lokale Ernährungssouveränität“, sondern dass mit einer Gerech-
tigkeitsforderung abstrakte Räumlichkeit strategisch und politisch eingesetzt wird. Da-
durch können Maßstabsebenen gestärkt, instrumentalisiert aber auch infrage gestellt wer-
den. „Gerechtigkeitstopologien“ sind also eine abstrakte Bezeichnung für bestimmte 
sites, die, wie in Kapitel 3.3.3 deutlich wurde, die Ausübung zukünftiger, neuer Praktiken 
entweder ermöglichen oder beschränken. Dementsprechend handelt es sich bei der Ein-
forderung eines neuen Rechtes um ein soziales Phänomen, in dessen Rahmen spezifische 
politische Praktiken Gerechtigkeit und damit Souveränität einklagen. 

Auf diese „Souveränitätspraktiken“ soll im folgenden Unterkapitel eingegangen werden.

3.4.2	Souveränitätspraktiken
Wie bereits anhand der Ausführungen Connollys und Tullys deutlich wurde (Kap. 3.1.5), 
handelt es sich bei politischer Aktivität nicht nur um große „politische Narrative“ (vgl. 
Gadinger et al. 2014) also Gründungsmythen, Nationenbildung oder Revolutionen, die 
Connolly (1995, S. xxi) als politics of representational assamblages bezeichnet. Im 
Rahmen dieser Arbeit sollen gerade die micropolitics, die sich in Form von politics of 
enactment (ebd.) bzw. „Praktiken der Freiheit“ (vgl. Tully 2008, S. 23 f.) abspielen, in 
den Fokus gerückt werden. Von dieser agonistischen Perspektive aus betrachtet ist auch 
die Idee der Souveränität fest eingebunden in alltägliche politische Praktiken derjenigen, 
die die konstituierende Kraft einer politischen Gemeinschaft, also das souveräne Volk, 
darstellen. Interpretiert man Connollys politics of enactment nun als eine Form von Tul-
lys „Praktiken der Freiheit“, handelt es sich um alltägliche souveräne Entscheidungen 
oder „Ausnahmezustände“, die entweder innerhalb oder außerhalb der bestehenden Re-
geln gefällt werden können. 

Diese Form „alltäglicher Souveränitäten“ tritt noch deutlicher zutage, wenn wiederum 
das „politische Paradox“ als theoretische Grundlage gilt: Das Volk, als Basis einer demo-
kratischen Gesellschaft, kann nach Honig (2009) niemals absolut der souveränen Kraft 
seiner Gesetze unterliegen, da es gleichzeitig Autor und Ergebnis dieser Gesetze ist und 
zusätzlich in seiner Gestalt als multitude (vgl. Hardt und Negri 2004) nicht einem ein-
heitlichen Willen unterliegt, sondern heterogene Interessen verfolgt:

„The insoluble paradox of politics, which thematizes the concern that good citizens 
presuppose good law (to shape them) but good law presupposes good citizens (to 
make good law), teaches an important truth of democratic theory and practice: The 
people, the socalled center of democratic theory and practice, are always inhabited 
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by the multitude, their unruly ungovernable double. And the law, to which liberal 
and democratic theorists look as a resource in their efforts to privilege the people 
over the multitude, is itself undecidable as well.“ (Honig 2009, S. 3)

In Kapitel 3.3.4 wurde außerdem deutlich, was politische Praktiken von unpolitischen 
trennt. Darauf soll an dieser Stelle noch einmal zurückgegriffen werden: Soziale Prak-
tiken, die Maßstabsebenen konstruieren oder reproduzieren, müssen nicht in jedem Fall 
politische Praktiken sein. Zu nennen sind z. B. unreflektierte Praktiken wie regionale Fes-
te zu feiern, regionale Lebensmittel zu konsumieren, ein Fan der Fußball-Nationalmann-
schaft zu sein oder einen Dialekt zu sprechen. Sobald sie jedoch mit der ideologisch-re-
flektierten Zielvorgabe ausgeübt werden, diese Praktiken zu legitimieren, um sie damit 
aktiv zu stärken und einen sozialen Wandel zu verhindern, handelt es sich um politische 
Praktiken oder mit anderen Worten um die von Tully (2008) beschriebenen politischen 

„Praktiken des Regierens“. Das bedeutet also, dass die oben genannten Praktiken einen 
politischen Charakter erhalten, wenn diejenigen, die sie ausüben, dies mit der Zielvorga-
be tun, ein bestimmtes Territorium zu repräsentieren und dessen Identität zu stärken. 
Durch die Ausübung dieser „Souveränitätspraktiken des Regierens“ wird dazu beigetra-
gen, einen bestimmten, räumlich gebundenen status quo, in Form einer souveränen 
Macht zu stärken und aufrechtzuerhalten.

Wenn nun allerdings versucht wird, bestimmte Praktiken ideologisch-reflektiert zu verän-
dern, um explizit oder implizit einen sozialen Wandel herbeizuführen, dann erhalten so-
ziale Praktiken in Anlehnung an Tully (2008) den Charakter von „Souveränitätsprak-
tiken der Freiheit“, die dazu dienen, Souveränität nicht zu legitimieren, sondern sie 
einzufordern. Wichtig ist dabei, dass diese Praktiken nur dann politischen oder sogar ge-
gen-hegemonialen Charakter haben können, wenn diese Praktiken im Kontext eines poli-
tical sites stehen. Das bedeutet, es ist immer entscheidend, wann, wie und wo sie ausge-
übt werden und dass sie abhängig vom jeweiligen Kontext eine gewisse Auffälligkeit 
oder eine provozierende „Unangemessenheit“ zeigen, die in Anlehnung an Cresswell 
(1996) als out of place bezeichnet werden kann. So sind etwa öffentlich demonstrierte 
Praktiken des Veganismus oder der Homosexualität in bestimmten sozialen Kontexten 
gesellschaftlich nicht akzeptiert und erlangen so erst in einem space of appearance poli-
tischen oder sogar gegen-hegemonialen Charakter. 

Wenn z. B. bei offiziellen Anlässen eine bestimmte Sprache gesprochen wird, um damit 
gezielt politisch marginalisierte Gruppen zu repräsentieren oder auf sie aufmerksam zu 
machen, handelt es sich beim Sprechen dieser Sprache um eine politische Praktik (z. B. 
Französisch sprechen in Kanada, Katalanisch in Spanien oder Aymara in Bolivien). Ähn-
lich verhält es sich mit dem sogenannten „politischen Konsum“ (vgl. u. a. Micheletti et 
al. 2004), bei dem, wie z. B. im Rahmen der Slow-Food-Bewegung (vgl. Honig 2009, 
S. 57 ff.), ausgewählte regionale oder ökologisch hergestellte Lebensmittel ideologisch-
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reflektiert gekauft, zubereitet und konsumiert werden oder bewusst auf bestimmte Le-
bensmittel verzichtet wird, um zu einem gesellschaftlichen Wandel beizutragen. Genauso 
kann bei landwirtschaftlicher Produktion bewusst und aus politischen Gründen auf che-
mische Düngemittel verzichtet werden, um damit ebenfalls eine Veränderung landwirt-
schaftlicher Praktiken zu bewirken. Durch die Ausübung dieser „Souveränitätspraktiken 
der Freiheit“ werden somit relationale Souveränitätsansprüche eingefordert, die in Form 
von „Gerechtigkeitstopologien“ (Kap. 3.4.1) räumlich wirksam werden.

Die teleoaffektive Struktur von „Souveränitätspraktiken der Freiheit“ ist dabei nicht nur 
darauf begrenzt, dass es sich um eine ideologisch-reflektierte Praktik des „Praktiken-
Veränderns“ (vgl. Dünckmann und Fladvad 2016) handelt, sondern dass – wenn auch 
in unterschiedlicher Gewichtung – alle drei Gerechtigkeitsdimensionen nach Fraser 
(2008), also Anerkennung, Umverteilung und Repräsentanz in ihnen enthalten sind. So 
vernetzen sich z. B. Kleinbäuerinnen und Kleinbauern, um eine verbesserte politische 
Partizipation zu erreichen. Sie legen hohen Wert auf regionale und ökologisch produ-
zierte Lebensmittel, um einerseits ihre Marktposition zu verbessern und um anderseits 
um Anerkennung für ihren bäuerlichen Lebensstil, bzw. für ihre Produkte und ihre Iden-
tität zu kämpfen. Gerechtigkeitsforderungen sind also immer in der teleoaffektiven 
Struktur von „Souveränitätspraktiken der Freiheit“ enthalten. Sie geben normativ vor, 
was durch die Ausübung einer bestimmten Praktik erreicht werden soll und begleiten 
diese Zielvorgabe mit bestimmten Emotionen, nämlich dem Gefühl, gegen eine für unge-
recht empfundene Situation ankämpfen zu müssen. 

Die aufgezählten Praktiken können jedoch auch völlig unpolitisch ausgeführt werden. 
Dies ist z. B. der Fall, wenn in der teleoaffektiven Struktur keine politisch-ideologische 
Reflektion bzw. Gerechtigkeitsforderungen enthalten sind (Kap. 3.3.4): Die Sprache der 
politisch marginalisierten Gruppe kann etwa aus Gewohnheit oder Notwendigkeit ge-
sprochen werden, ein regionales Produkt kann wegen des Geschmacks oder des Preises 
gekauft werden und auf chemische Düngemittel kann verzichtet werden, weil es gün-
stiger ist, eigene Düngemittel herzustellen. Nicht einfach zu bewerten ist dagegen das 
Phänomen von Modeerscheinungen: Bei alternativen Ernährungsweisen oder dem Tra-
gen extrovertierter Kleidung lässt sich beispielsweise sehr gut beobachten, wie sich eine 
ursprünglich politische Motivation mit einer Mode vermischt. In diesen Fällen würde die 
teleoaffektive Struktur eher darin bestehen, die individuelle Identität zu stärken und zu 
formen als zu gesellschaftlichen Veränderungen beizutragen. Da aber eine Modeerschei-
nung immer eine gewisse gesellschaftliche Adaption einer bestimmten Praktik beinhaltet, 
lässt sich davon ausgehen, dass die Ausübung ehemals politisch motivierter „Souveräni-
tätspraktiken der Freiheit“, wie z. B. der Verzicht auf tierische Produkte oder Piercing-
Praktiken der Punk-Subkultur, durchaus gesellschaftlichen Wandel animiert haben. So 
richtete sich das Tragen von Piercings in den 1970er und 1980er Jahren symbolisch ge-
gen den damaligen, für konservativ empfundenen gesellschaftlichen Mainstream und galt 
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dementsprechend aus hegemonialer Sicht als nicht akzeptabel, während es heute allge-
mein als Mode gilt. Ähnlich verhält es sich mit Veganismus, der vor wenigen Jahren noch 
stärker politisch motiviert war und sich gegenwärtig zunehmend zu einer Modeerschei-
nung entwickelt.

Daraus folgt, dass „Souveränitätspraktiken der Freiheit“ nicht immer den Anspruch ha-
ben müssen, umfassenden, radikalen und sofortigen gesellschaftlichen Wandel herbeizu-
führen. Sie zielen, ausgedrückt mit dem Vokabular Schatzkis, nicht von vornherein da-
rauf ab, das grundlegende Verständnis von sozialen Praktiken abzulösen (z. B. die 
grundsätzliche Beseitigung normativer Leitbilder wie Leistung oder Wettbewerb), son-
dern eher eine alternative Regelauslegung der jeweiligen Praktiken zu bewirken. Hilf-
reich ist dabei auch ein Blick zurück (Kap. 3.2.2) auf den von Fraser (2008) beschrie-
benen Unterschied zwischen transformativen Maßnahmen (Differenzen werden 
überwunden und grundlegende Strukturen werden verändert) und affirmativen Maßnah-
men (Differenzen werden hervorgehoben und grundlegende Strukturen werden nicht ver-
ändert). 

Entgegen der Argumentation Frasers, dass bei affirmativen Maßnahmen kein sozialer 
Wandel eintreten kann und Ungerechtigkeiten reproduziert werden, soll hier jedoch argu-
mentiert werden, dass eine affirmative Anerkennung einer bestimmten, öffentlich de-
monstrierten „Souveränitätspraktik“ durchaus eine langfristige gesellschaftliche Adapti-
on und eine Routinierung der jeweiligen Praktik hervorrufen und somit auch zu einem 
gesellschaftlichen Wandel beitragen kann. Daraus folgt, dass – im Sinne des von Schatz-
ki beschriebenen endless becoming – durch die affirmative, über einen langen Zeitraum 
erkämpfte Anerkennung eines „anderen“ Regelverständnisses, eine zwar nicht unmittel-
bare, aber dennoch sukzessiv fortschreitende Veränderung der grundlegenden Verständ-
nisse ermöglicht wird. So gab es z. B. in den letzten 30 Jahren einen langsamen aber stetig 
fortschreitenden Wandel hinsichtlich der Einstellung gegenüber homosexuellen Lebens-
entwürfen. Ein anderes Beispiel ist, dass die sogenannte Grüne Politik nicht mehr, wie 
noch in den 1980er Jahren, als gegenhegemoniales Projekt gilt, sondern mittlerweile ein 
inhaltlicher Schwerpunkt der politischen Mitte geworden ist und durch den inklusiven 
Diskurs der Nachhaltigkeit repräsentiert wird. Jedoch bedeutet dieser Wandel nicht, dass 
die Spannungen bzw. die Antagonismen zwischen transformativen und affirmativen For-
derungen aufgehoben werden. Im Gegenteil: im Zuge agonistischer Debatten treten sie 
nun besonders deutlich hervor. Zum Beispiel existieren innerhalb der LGBT-Bewegung 
Spannungsfelder zwischen einer transformativen queer-politics und einer affirmativen 
Anerkennungspolitik, in der Grünen Bewegung zwischen transformativen Forderungen 
nach einem Ökologischen Sozialismus und einer affirmativen green economy (vertreten 
durch die Fraktion der sog. „Realos und Fundis“) und innerhalb des linken Parteienspek-
trums zwischen demokratischen Sozialisten und Sozialdemokraten (z. B. vertreten durch 
die Linkspartei und die SPD im Deutschen Bundestag).
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Anhand dieser Spannungen lässt sich gut erkennen, dass es bei der Einforderung eines 
neuen Rechtes nicht zu einer automatischen Umsetzung einer jeweiligen Forderung 
kommt und die Institutionalisierung, also die Eingliederung eines neuen Rechtes in ein 
bestehendes „Gerechtigkeitsregister“ häufig schwierig und bisweilen unmöglich ist. Viel-
mehr erinnert Honig (2009) daran, dass ein neues Recht eher durch ungewöhnliche, viel-
fältige, widersprüchliche und oft nicht vorhersehbare Wege charakterisiert ist und es da-
her in Hinblick auf sein „tatsächliches Verhalten“ untersucht werden sollte. 

3.4.3	Zusammenfassung
Räumlichkeit kommt bei Gerechtigkeitsforderungen eine entscheidende Rolle zu. Durch 
die Praktizierung und Formulierung von Souveränitätsansprüchen, ausgedrückt durch 
Forderungen nach Anerkennung, Umverteilung und Repräsentanz, werden Maßstabsebe-
nen gleichermaßen reproduziert, durchdrungen und angefochten. Zugleich sind sie als 
normative Organisationskomponenten in den Praktiken selbst enthalten. Das bedeutet, 
dass Maßstabsebenen nicht vor den Praktiken existieren, sondern erst durch diese herge-
stellt, verfestigt und verändert werden. Sie sind topologisch nicht übereinander, sondern 
nebeneinander als mehr oder weniger komplexe und unterschiedlich weitreichende Bün-
del von Praktiken und Arrangements angeordnet und bilden spezifische soziale Kontexte 
in Form von sites, die als „Gerechtigkeitstopologien“ konzeptioniert werden können. So-
bald diese intentional und reflektiert legitimiert werden, handelt es sich um „Souveräni-
tätspraktiken des Regierens“. Sobald sie jedoch mit dem intentionalen und reflektierten 
Anspruch ausgeführt werden, gesellschaftlichen Wandel herbeizuführen, handelt es sich 
um „Souveränitätspraktiken der Freiheit“. Dabei können die Praktiken der zweiten Form 
wie folgt variieren: Entweder zielen sie darauf ab, Differenzen transformativ zu überwin-
den und die grundlegenden Verständnisse der jeweiligen Praktik abzulösen, um damit 
unmittelbar gesellschaftlichen Wandel herbeizuführen. Oder aber sie heben innerhalb des 
agonistischen Spielraumes Differenzen affirmativ hervor und zielen auf eine alternative 
Interpretation der Regeln der jeweiligen Praktik ab, wodurch langfristig ein verändertes 
grundlegendes Verständnis eintreten kann. In der folgenden Tabelle werden diese Zusam-
menhänge verdeutlicht.
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Tab. 2:	 Souveränitätspraktiken und dazugehörige Organisationskomponenten

Souveräni-
tätspraktik Regeln Teleoaffektive Struktur Grundlegende  

Verständnisse
Souveränitäts-
praktiken des 
Regierens

Bleiben 
unverändert

Legitimation hegemonialer 
Gerechtigkeitstopologien; 
Verteidigung von Souverä-
nität

Werden gestärkt und 
verfestigt 

Affirmative 
Souveränitäts-
praktiken der 
Freiheit

Werden 
verändert 
oder anders 
interpretiert 

Veränderung hegemonialer 
Gerechtigkeitstopologien; 
Unterschiedlich gewichtete 
affirmative Einforderung 
von Anerkennung, Umver-
teilung und Repräsentanz

Werden nicht unmittelbar 
abgelöst; langfristige 
Veränderungen sind möglich 
aber nicht zwingend

Transfomative 
Souveränitäts-
praktiken der 
Freiheit

Werden 
unmittelbar 
verändert

Ablösung hegemonialer 
Gerechtigkeitstopologien; 
Unterschiedlich gewichtete 
transformative Einforderung 
von Anerkennung, Umver-
teilung und Repräsentanz

Werden abgelöst; bestimmen 
wiederum die Regeln

Quelle:	Eigener Entwurf
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Zwischenfazit II: 
„Vom Hunger zum Brot“

„My provocation […] is to suggest that if, today rights are important at all, they are 
so as means to mobilizing, as getting from hunger to bread. If rights are important, 
they are so for the way they change society, not law, and are best understood as a 
means to end want, as possibly playing a part in the fight from hunger to bread.“ 
(Patel 2007, S. 88)

Bei der Einforderung eines neuen Rechtes und konkreter bei der Einforderung von Sou-
veränität handelt es sich nicht um ein singuläres Ereignis, sondern um eine politische 
Strategie (vgl. Trauger 2013) oder um einen „politischen Ethos“, ein bestehendes „Ge-
rechtigkeitsregister“ herauszufordern. Der dadurch entstehende politische Spielraum des 
agonistischen Austausches, der room for manoeuvre (vgl. Tully 2008), den ähnlich auch 
Long (1984) und van der Ploeg (2008) beschreiben (vgl. Abschnitt 2.5), bietet die 
Möglichkeit, mit Inhalten und „Leben“ im Sinne der politics of becoming (vgl. Connol-
ly 1995) und der „Praktiken der Freiheit“ (vgl. Tully 2008) gefüllt zu werden. Das be-
deutet, es ergeben sich Spielräume für alltägliche Formen der Einforderung von Souverä-
nität im Sinne einer Selbstbestimmung. Das Beispiel der Ernährungssouveränität macht 
deutlich, dass eine solche Forderung einen universellen Charakter hat und nicht darauf 
abzielt, so wie es auch Patel (s. o.) ausdrückt, partikulare Gesetze, also die Regeln zu 
verändern, sondern größere gesellschaftliche Übereinkommen bzw. die grundlegenden 
Verständnisse, in einem bestimmten Ausmaß abzulösen. 

Im Rahmen dieser Arbeit stehen jedoch nicht große „politische Narrative“ (vgl. Gadin-
ger et al. 2014) im Vordergrund, sondern die vermeintliche Banalität des Sozialen. Dem-
nach bietet sich an – ähnlich wie es auch Baumann et al. (2015, S. 232) vorschlagen – zu 
fragen, auf welche Weise, ein überdefinierter „leerer Signifikant“ wie Ernährungssouve-
ränität sich praktisch und materiell entfaltet und wie er dadurch politische Relevanz er-
hält:

„How do empty signifiers matter? Diese Frage betont die praktische Dimension der 
durch leere Signifikanten strukturierten symbolischen Ordnungen. Es geht darum, 
zu fragen, wie sie praktisch Bedeutung erlangen, insofern sie sich materialisieren 
[…]. Durch welche Praktiken und aus welchen praktischen Kontexten heraus 
drückt sich eine bestimmte Materialität leerer Signifikanten aus?“ (Baumann et al. 
2015, S. 232)

Mit den in diesem Kapitel vorgestellten Ansätzen aus der Politischen Theorie bzw. Poli-
tischen Philosophie, der Sozialtheorie und der Politischen Geographie ist es nun möglich, 
einer solch abstrakten Fragestellung nachzugehen. Ein neues Recht auf Selbstbestim-
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mung wie das „Recht auf Ernährungssouveränität“ kann auf diese Weise in seinem kon-
kreten empirischen Kontext in Hinblick auf sein praktisches, d.h. „tatsächliches Verhal-
ten“ (Honig 2009, S. 55) und auf die „fragilen Momente seines Erscheinens“ (ebd., S. 
44) untersucht werden. Die Konzepte der „Gerechtigkeitstopologien“ und der „Souverä-
nitätspraktiken“ eröffnen für eine solche Analyse vielversprechende Wege, um einerseits 
der Bedeutung von Räumlichkeit sowie den inhaltlichen Dimensionen dieser Forderung 
gerecht zu werden und um andererseits die Vielfalt sozialer Praktiken, die im Rahmen 
eines neuen Rechtes Bedeutung erlangen, hinsichtlich ihres politischen Gehalts analysie-
ren zu können. Im folgenden Kapitel soll nun ein geeignetes Forschungsdesign für dieses 
Vorhaben vorgestellt werden. 





4	 Vom Analyserahmen zum Forschungsdesign

Innerhalb dieses Kapitels wird gezeigt, wie sich der Analyserahmen in ein passendes 
Forschungsdesign für die empirische Arbeit übertragen lässt. Dazu sollen zunächst die 
Fragestellungen konkretisiert und die Auswahl des Untersuchungsraumes begründet wer-
den. Im Weiteren soll darauf eingegangen werden, in welchem erkenntnistheoretischen 
Paradigma die Forschungsarbeit steht, wie der von Schatzki beschriebene site of the so-
cial methodologisch verstanden werden kann und inwiefern soziale Praktiken wahrnehm-
bar sind bzw. erkennbar gemacht werden können. Abschließend sollen der Forschungs-
prozess, die Feldforschung, die konkreten Untersuchungsmethoden sowie der Prozess 
der Datenauswertung vorgestellt werden. 

4.1	 Konkretisierung der Fragestellungen

„Each new right inaugurates a new world. It transforms the entire economy of rights 
and identities, and establishes new relations and new realities, new promises and 
potentially new cruelties.“ (Honig 2009, S. 53)

Wie Bonnie Honig schreibt, eröffnet ein neues Recht eine „neue Welt“: Es erschafft „neue 
Beziehungen, Realitäten und Versprechungen“ und es transformiert eine gesamte „Öko-
nomie von Rechten“. Doch auf welche Weise und mit welcher räumlichen Wirkung ent-
faltet sich eine solche Dynamik nun in der bolivianischen Realität? Die folgenden er-
kenntnisleitenden Fragestellungen sollen dabei helfen, sich dieser Problematik 
anzunähern.

Fragestellung (a): Welche „Souveränitätspraktiken“ und materiellen Arrangements 
konstituieren das Recht auf Ernährungssouveränität in Bolivien?
Das Ziel dieser ersten Forschungsfrage ist nachvollziehen zu können, wie sich das „tat-
sächliche Verhalten“ (Honig 2009, S. 55 f.) des Rechtes auf Ernährungssouveränität dar-
stellt. Im Fokus der Untersuchung stehen vor allem kleinbäuerliche Praktiken, die sich 
im Kontext der Forderung nach Ernährungssouveränität entfalten und somit das neue 
Recht in Kraft setzen. Wie sind diese Praktiken organisiert und was treibt sie in ihrer 
Ausführung an? Inwiefern handelt es sich um bewusst-reflektierte „Souveränitätsprak-
tiken“? Welches transformative Potenzial weisen sie auf? Welche Rolle spielt Materiali-
tät dabei z. B. in Form der landwirtschaftlichen Produkte? Und wie verhält sich dabei 
das Spannungsfeld zwischen Selbstbestimmung und normativen Handlungsvorgaben? 
Diese kleinbäuerlichen Praktiken sind in ihrer Entfaltung allerdings nicht von der staat-
lichen Politik der Ernährungssouveränität zu trennen. Daher sollen auch diese Regie-
rungspraktiken in die Analyse miteinbezogen werden und es ermöglichen, den engeren 
inhaltlichen und politischen Kontext des Rechtes auf Ernährungssouveränität verstehen 
zu können.
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Fragestellung (b): Welche „Gerechtigkeitstopologien“ erschafft das Recht auf Er-
nährungssouveränität in Bolivien?
Ein neues Recht auf Selbstbestimmung kann nicht als additiv betrachtet werden, in dem 
Sinne, dass es einen Zuwachs oder ein „Mehr“ an Gerechtigkeit bringt. Vielmehr enthält 
es unterschiedliche Gerechtigkeitsforderungen, die zu neuen Ungerechtigkeiten oder 
Konflikten (new cruelties) (s.o.) aber auch zu neuen Hoffnungen und Verheißungen (new 
promises) (s.o.) führen können. Darüber hinaus zeigt das Beispiel der Forderung nach 
Ernährungssouveränität, dass sich ein solches Recht nicht explizit an bestimmte Maß-
stabsebenen richtet, jedoch implizit normative Annahmen über Räumlichkeit enthält und 
ohne eine räumliche oder territoriale Fundierung nicht existieren kann. Inwiefern lassen 
sich diese Implikationen beim Recht auf Ernährungssouveränität, insbesondere in Hin-
blick auf die in den Kapiteln 2.6.2 und 2.6.3 beschriebenen Spanungsfelder, beobachten? 
Wie wird Räumlichkeit zur Durchsetzung bestimmter, inhaltlich divergenter Gerechtig-
keitsforderungen eingesetzt und territorial angeeignet? Welche strategischen und raum-
gebundenen Identitätskonstruktionen treten dabei zutage? Und welche topologischen 
Charakteristika, d. h. welche Geographien, enthalten die in diesem Kontext ausgeführten 
kleinbäuerlichen Praktiken? Diese komplexen „Gerechtigkeitstopologien“ sollen Gegen-
stand der zweiten Fragestellung sein.

4.2	 Bolivien als Kontext und Untersuchungsraum 

Weltweit ist Bolivien neben Ecuador und Venezuela eines der ersten Länder, in denen das 
Recht auf Ernährungssouveränität als politisches Leitbild für die nationale Agrar- und 
Ernährungspolitik erklärt wurde (vgl. Araújo 2010; Beauregard 2009; Cockburn 
2013; Escobar 2010; McKay und Nehring 2013; Ormachea 2009). Somit stellt der 
bolivianische Kontext, der häufig auch als ein „Laboratorium“ für gesellschaftliche Alter-
nativen betrachtet wird (vgl. Brand et al. 2012, S. 11), einen geeigneten Untersuchungs-
raum für die empirischen Fragestellungen dieser Arbeit dar. Er soll jedoch nicht aus-
schließlich dazu dienen, die politische Implementierung von Ernährungssouveränität auf 
der staatlichen Ebene, im Sinne einer „nationalen Ernährungssouveränität“, zu untersu-
chen (vgl. zu entsprechenden Diskussionen v. a. Dáravos Saravia 2013; McKay und 
Nehring 2013; Ormachea 2009). Vielmehr erfüllt er die Funktion eines empirischen 

„Suchraumes“ (vgl. Maus 2015, S. 75 ff.), der geeignete inhaltliche Charakteristika für 
diese Untersuchung aufweist und innerhalb dessen es möglich ist, den vorgestellten Ana-
lyserahmen anzuwenden. Nach einer kurzen länderkundlichen Einführung sollen diese 
Charakteristika im Einzelnen vorgestellt werden.

Stark vereinfacht ist Bolivien in drei ökologische Großräume bzw. Großzonen unterteilt 
(Abb. 6): (1.) das westliche, im Mittel auf ca. 3800 m ü. NN gelegene, semiaride Hoch-
land des Altiplano, auf dem v. a. verschiedene Gemüse- und Getreidesorten sowie Knol-
lenfrüchte angebaut werden; (2.) die steilen und niederschlagsreichen Andenostabhänge, 
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die Valles, auf denen v. a. Früchte, Mais, Kaffee und Coca angebaut werden und (3.) das 
östliche und tropische Tiefland, auch Llanos oder Oriente genannt, in dem u. a. Viehzucht 
betrieben wird, Früchte angebaut und in großen agroindustriellen Komplexen v. a. Zu-
ckerrohr und Soja produziert werden. Politisch ist das Land (Bevölkerung ca. 11 Mio.) in 
neun departamentos aufgeteilt, die wiederum in untergeordnete provincias und munici-
pios gegliedert sind. Der Regierungssitz und Hauptstadt des gleichnamigen departamen-
tos ist die Stadt La Paz. Zusammen mit der benachbarten Stadt El Alto stellt sie die 
größte urbane Agglomeration des Landes dar. Aus historischen Gründen ist die deutlich 
kleinere Stadt Sucre im departamento Chuquisaca die nominelle Hauptstadt des Landes. 

Abb. 6:	 Untersuchungsraum Bolivien: Politische Gliederung, Untersuchungsorte und verein-
fachte ökozonale Gliederung

Quelle:	 Entwurf und Kartographie P. Sinuraya
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Santa Cruz bildet als größte eigenständige Stadt das wirtschaftliche Zentrum Boliviens, 
da im gleichnamigen departamento die meisten der agroindustriellen Komplexe angesie-
delt sind. Zusammen mit den departamentos Pando, Beni und Tarija verfügt es außerdem 
über reichhaltige Erdgas- und Erdölvorkommen. Diese vier departamentos bilden die 
sogenannte Media Luna (Kap. 4.2.2), deren Regierungen in politischer Opposition zu den 
fünf westlich gelegenen departamentos stehen.

4.2.1	 Ernährungssouveränität und das vivir bien als postneoliberale Leitbilder
In seiner jüngeren Geschichte hatte die bolivianische Bevölkerung infolge diverser Mili-
tärdiktaturen der 1960er und 1970er Jahre und der Einführung einer neoliberalen Wirt-
schaftspolitik im Jahr 1985 mit extremen Armutsraten, sehr hohen Staatsschulden und 
damit einhergehenden Abhängigkeiten zu kämpfen. Vor allem die marktliberalen Struk-
turanpassungsprogramme in den 1990er und den frühen 2000er Jahren führten bei einem 
gleichzeitigen Ausbau des agroindustriellen und exportorientierten Sektors und dem mas-
senhaften Import von Grundnahrungsmitteln zu einer strukturellen Unterminierung der 
kleinbäuerlichen Landwirtschaft gegenüber den internationalen Wettbewerbsbedin-
gungen. In der Folge wies Bolivien die größten wirtschaftlichen Ungleichheiten und 
höchsten Armutsraten in Lateinamerika auf und geriet im Zuge weiterer Privatisierungs-
maßnahmen (u. a. von Wasser und Gas) in einen bürgerkriegsähnlichen Zustand (vgl. 
Buxton 2008; McKay und Nehring 2013; Pérez Luna 2003; Schorr 2009; Webber 
2011a).

Mit dem Regierungsantritt der Partei Movimiento Al Socialismo (MAS) im Jahr 2006 
erfolgte jedoch ein grundlegender politischer Wandel. Das Kernanliegen der neuen Re-
gierung war es, die Souveränität des bolivianischen Volkes zu verteidigen bzw. wieder-
herzustellen und die Abhängigkeiten von neoliberalen Strukturen und Prozessen zu über-
winden (vgl. u. a. Webber 2011a; Webber und Carr 2013). Es sollte, ähnlich wie in 
Ecuador, eine Form der „alternativen Modernität“ (vgl. Escobar 2010) realisiert werden, 
die auf einer andin-indigenen Tradition sowie auf einem kommunitaristischen und deko-
lonialen Gerechtigkeitsdiskurs basiert. Das Leitbild vivir bien (bzw. buen vivir in Ecua-
dor – z. dt. „gut Leben“ oder das „gute Leben“) nimmt dabei eine besondere Rolle ein: In 
beiden Ländern wurde es als eine Grundnorm und Alternative zum westlichen Wachs-
tums- bzw. Entwicklungsparadigma (vgl. Acosta 2009; Gudynas 2011) juristisch ver-
ankert. Zusammen mit dem Recht der madre tierra bezeichnet es eine aus der indigenen 
Tradition stammende Weltanschauung, die im Wesentlichen auf der Aufhebung einer an-
thropozentrischen Sichtweise auf Natur basiert. Die Natur wird damit zum Rechtssubjekt 
erklärt und das menschliche und nicht menschliche Dasein in wechselseitiger Beziehung 
zueinander gesetzt. Darüber hinaus basiert das vivir bien auf einem kommunitaristischen 
und solidarischen gesellschaftlichen Idealbild und ist nicht mit dem liberalen Gedanken 
des Individualismus vereinbar (vgl. Escobar 2010, S. 39; Fatheuer 2011, S. 20 ff.).
Im Jahr 2009 wurde dieser politische Umbruch, den die Regierung als cambio bezeichnet 
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(Kap. 3.2.2 und Abb. 7), mit einer neuen Verfassung juristisch verankert und der Staat 
offiziell als Plurinationaler Staat Bolivien bezeichnet (vgl. CPE 2009). Zu den Kerninhal-
ten dieses, von einigen deutschsprachigen Lateinamerikaforschern als „neuer Konstituti-
onalismus“ (vgl. Schilling-Vacaflor und Barrera 2011) oder eher kritisch als „Ver-
fassungspopulismus“ (vgl. Nolte 2009) bezeichneten Prozesses zählen:

● 	 die Deklaration als „freier, unabhängiger und souveräner Einheits- und Sozialstaat 
plurinationalen und kommunitären Rechtes“ (Artikel 1),

● 	 die politische und soziale Anerkennung der indigenen Völker Boliviens 
(Artikel 2),

● 	 das Leitbild vivir bien (Artikel 8),
● 	 das Verbot ausbeuterischer Arbeitsbedingungen und die Beschränkung von Groß-

grundbesitz auf 5000 Hektar (Artikel 398), 
● 	 die Errichtung einer pluralen Ökonomie, bestehend aus privaten, staatlichen und 

gemeinschaftlich verwalteten Körperschaften (Artikel 306),
● 	 die Verstaatlichung der natürlichen Ressourcen (Artikel 349) sowie
● 	 die Verwirklichung von Ernährungssicherheit mit Ernährungssouveränität für das 

bolivianische Volk (seguridad alimentaria con soberanía) (Artikel 255, 309, 405 
und 407).

Diese politische Strömung ist jedoch nicht auf Bolivien beschränkt. Vielmehr kann sie als 
eine regionale Variante eines umfassenderen antineoliberalen Projektes betrachtet wer-
den, das der ehemalige venezolanische Präsident Hugo Chávez, in Anlehnung an die 

Abb. 7:	 Graffiti: „Prozess des cambio MAS“
Quelle:	 Eigene Aufnahme 2015, Achocalla
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zentrale Figur der südamerikanischen Unabhängigkeitsbewegung, als Bolivarische Re-
volution bezeichnete (vgl. Marmon 2009). Von wissenschaftlicher Seite wird dieser Pro-
zess zumeist als lateinamerikanischer Postneoliberalismus beschrieben (vgl. für Lateina-
merika Escobar 2010; Grugel und Riggirozzi 2012; Yates und Bakker 2014; für 
Bolivien Gray Molina 2012; Kennemore und Weeks 2011; allgemeiner Brenner et 
al. 2010). Die Ansätze in den jeweiligen Ländern – v. a. Bolivien, Brasilien, Chile, Ecua-
dor, Nicaragua, Peru und Venezuela1 – sind innenpolitisch zum Teil stark umstritten und 
reichen von eher gemäßigter sozialdemokratischer Politik zu sozialistischen Ansätzen 
(vgl. Webber und Carr 2013). Im Allgemeinen sind sie durch eine Restrukturierung 
staatlicher Institutionen, umverteilende Wirtschaftsmodelle sowie durch einen staatlich 
kontrollierten Abbau natürlicher Ressourcen charakterisiert, der häufig als Neuer Extrak-
tivismus bezeichnet wird (vgl. Bebbington 2009). Auch eine politisierte Zivilgesell-
schaft gilt als wesentlicher Bestandteil des lateinamerikanischen Postneoliberalismus 
(vgl. Mittag und Ismar 2009). 

Dieses spezielle politische Klima bildet eine geeignete Voraussetzung für die Analyse 
eines neuen Rechtes wie Ernährungssouveränität: Vor allem die kleinbäuerliche Bewe-
gung, die beim Regierungswechsel im Jahr 2006 als wichtigster Teil der MAS-Basis galt 
und einen wesentlichen gestalterischen Einfluss auf die Inhalte der Verfassung von 2009 
hatte (vgl. Brand et al. 2012), nimmt dabei eine besondere Rolle ein: Auch wenn es sich 
um vielschichtige Gruppen handelt – bestehend aus kleinbäuerlichen Organisationen, in-
digenen Völkern, Landlosen und comunidades interculturales (ehemals sog. colonizado-
res, Kap. 3.2.2) – die jeweils unterschiedliche Ziele verfolgen, vereinen sie sich hinter der 
Forderung nach Ernährungssouveränität als gemeinsame Vision für ihre ernährungspoli-
tische und landwirtschaftliche Praxis.

4.2.2	 Tierra, territorio y dignidad: die bolivianische Land-Thematik in historischer 
Perspektive

Mit einem Blick auf die ausbeuterische Kolonialgeschichte Boliviens und den daraus 
hervorgegangenen sozialen Ungleichheiten (vgl. Galeano 2004 [1971]) verwundert es 
nicht, dass die sogenannte Land-Thematik (el tema de la tierra) eine der emotionalsten 
und konfliktbehaftetsten politischen Fragen des Landes darstellt (vgl. Urioste und Kay 
2005, S. 5). Auch lange nach dem Ende der kolonialen Epoche waren die Besitzverhält-

1	 Gegenwärtig (Stand 02/2017) scheinen die postneoliberalen Projekte in Venezuela, Peru und Brasilien jedoch durch 
oppositionelle Kräfte abgelöst zu werden. In Venezuela kommt es seit dem Jahr 2014 immer wieder zu gewaltsamen 
Protesten gegen die sozialistische Politik des (noch) amtierenden Präsidenten Maduro und das oppositionelle Partei-
enbündnis ging als klarer Sieger aus den Parlamentswahlen im Dezember 2015 hervor. In Peru wurde im Juli 2016 der 
linksnationale Präsident Humala vom wirtschaftsliberalen und neuen Präsidenten Kuczynski abgelöst. In Brasilien gab 
es im Laufe des Jahres 2016 ein umstrittenes Amtsenthebungsverfahren gegen die sozialdemokratische Präsidentin 
Roussef, das schließlich in ihrer Absetzung mündete. Seitdem leitet der neue Präsident Temer eine liberal-konservative 
Regierung. Hingegen scheint die Regierung Morales in Bolivien eine relative Stabilität erlangt zu haben und sich nach 
den innenpolitischen Spannungen im Jahr 2008 (Kap. 4.2.2) durch politische Zugeständnisse (Kap. 5.1) mit den oppo-
sitionellen Kräften arrangiert zu haben (vgl. zu einer Diskussion hinsichtlich eines möglichen Endes der linken Epoche 
in Lateinamerika Brand 2016).
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nisse vor allem zugunsten der wirtschaftlichen und politischen Eliten Boliviens verteilt. 
Der Ressource „Land“ kam somit nicht nur aus ökonomischer Sicht eine existentielle 
Funktion zu, sondern sie wurde auch zu einem zentralen Symbol der bäuerlichen bzw. 
indigenen Selbstbestimmung und der Dekolonialisierung.  

Deutlich wird somit, dass die mit Ernährungssouveränität verbundenen Forderungen in 
Bolivien bereits eine spannungsgeladene und konfliktbehaftete Vorgeschichte haben und 
nicht erst mit der Gründung von La Vía Campesina entstanden sind (vgl. Beauregard 
2009, S. 54 ff.; Mittag und Ismar 2009). Um diese Zusammenhänge genauer nachvoll-
ziehen zu können, bietet es sich an, die wichtigsten historischen Entwicklungen nach der 
Unabhängigkeit von Spanien im Jahr 1825 zusammenfassen:

Vom régimen de la hacienda zur Regierung Morales
Im Verlauf des 19. Jahrhunderts installierten die damaligen, von oligarchischen Struk-
turen geprägten, republikanischen Regierungen ein auf Großgrundbesitz und rassisti-
scher Ideologie basierendes Regime, mit dem die mehrheitlich indigene Bevölkerung 
systematisch enteignet, in Form von Leibeigenschaft ausgebeutet und politisch, sozial 
und wirtschaftlich ausgegrenzt wurde (vgl. Urioste und Kay 2005, S. 7 f.). Trotz zahl-
reicher außen- und innenpolitischer Spannungen sowie einer Reihe von Staatskrisen, 
Militärputschen und wechselnden Regierungen bestand dieses durch die sogenannten 
criollos – eine Bezeichnung für die Nachfahren der spanischen Kolonialherren – domi-
nierte Hacienda-Regime bis weit in das 20. Jahrhundert hinein. Es finanzierte sich vor 
allem durch die Ausbeutung der ertragreichen Zinnminen und weitete sich u. a. infolge 
des Kautschukbooms (1880-1915) auch auf die östlichen Teile Boliviens aus (vgl. Soru-
co et al. 2008).

In den 1930er und 1940er Jahren geriet diese Hegemonie jedoch ins Wanken: Infolge 
einer schweren Wirtschaftskrise und des blutigen Chacokrieges mit Paraguay (1932-
1935), der eine heftige Empörungswelle der unterdrückten Gesellschaftsschichten ge-
genüber den herrschenden Eliten auslöste, betraten trotzkistisch und marxistisch beein-
flusste Bergarbeiterbewegungen die „politische Bühne“ und institutionalisierten sich in 
Form von Gewerkschaften (vgl. Schorr 2009, S. 187). Aus diesem Gefüge heraus kam 
es nach einer Zeit erneuter, sehr intensiver innenpolitischer Spannungen im Jahr 1952 
durch das linksnationale Bündnis Movimiento Nacionalista Revolucionario (MNR) und 
ihrem Führer Víctor Paz Estenssoro zu einem Putsch des damaligen regierenden Gene-
rals Hugo Ballivián und zur sogenannten Nationalen Revolution, die neben der Verstaat-
lichung der Zinnbergwerke und der Einführung des allgemeinen Wahlrechtes vor allem 
die umfassende Agrarreform des Jahres 1953 beinhaltete (vgl. Decreto Ley 3464).

Diese Reform ist insofern eines der wichtigsten historischen Ereignisse in Bolivien, da 
sie in vielen Teilen des Landes die Voraussetzung für die Entstehung kleinbäuerlicher 
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Strukturen schuf. Die Kerninhalte waren, den solar campesino und die pequeña propie-
dad, d. h. den „angestammten Bauern“ und dessen Länderei, juristisch und faktisch anzu-
erkennen, das Hacienda-Regime und die damit verbundene Leibeigenschaft zu beenden 
und ein korporativistisches, auf gewerkschaftlichen Strukturen basierendes Wirtschafts-
system zu etablieren (vgl. Kaltmeier 2009, S. 347). Insbesondere im Altiplano wurde so 
der Großgrundbesitz zugunsten der comunidades originarias aufgelöst (vgl. Urioste 
und Kay 2005, S. 8) und von der damals gebräuchlichen, aber kolonial konnotierten 
Begrifflichkeit indio abgerückt. Hingegen wurde ganz bewusst der Begriff campesino 
(Bauer) verwendet, um der indigenen Bevölkerungsmehrheit das Gefühl zu vermitteln, 
sich als landwirtschaftliche Produzentinnen und Produzenten mit den revolutionären Zie-
len der Regierungspartei identifizieren zu können (vgl. Schorr 2009, S. 188). Im wei-
testen Sinne funktionierte diese Strategie, so dass seit ihrer Gründung 1979 die Gewerk-
schaft der ländlich Produzierenden bzw. Arbeitenden, die CSUTCB (Confederación 
Sindical Única de Trabajadores Campesinos de Bolivia), zum führenden Akteur der länd-
lichen Bewegung wurde. Eine wirtschaftliche Entwicklung blieb jedoch aus und viele der 
revolutionären Errungenschaften verblassten in den nachfolgenden Militärdiktaturen der 
1960er und 1970er Jahre (ebd.).

Im Osten des Landes, im tropisch geprägten Tiefland, entwickelte sich die Agrarstruktur 
hingegen grundsätzlich anders: Begleitet von einem staatlich gelenkten Agrarkolonisati-
onsprogramm, in dessen Rahmen quechua- und aymarastämmige Bevölkerung aus dem 
Altiplano in das östliche Tiefland migrierte, investierten die bolivianischen Regierungen 
der 1960er und 1970er Jahre massiv in den Ausbau von Produktionsstätten für Zucker-
rohr und Petroleum, in die Forst- und Viehwirtschaft sowie in den Straßenbau. Diese 
staatlichen Programme wurden in den 1980er Jahren von einer wirtschaftsliberalen Poli-
tik abgelöst, so dass die „Eroberung des bolivianischen Ostens“ (vgl. Urioste und Kay 
2005, S. 9) zunehmend durch private Unternehmen vorangetrieben wurde. Vor allem der 
rapide internationale Preisanstieg für Soja in den 1990er Jahren bewirkte schließlich eine 
sich exponentiell entwickelnde landwirtschaftliche Industrialisierung.

Die hohe Nachfrage nach bebaubarem Land trug allerdings zu einem Erstarken der indi-
genen Bewegung bei, die im Jahr 1990 mit dem legendären Protestmarsch für Territorium 
und Würde (Marcha por el Territorio y la Dignidad) aus dem östliche Tiefland von Trini-
dad bis nach La Paz eindrucksvoll in Erscheinung trat (vgl. Balza Alarcón 2001, S. 
42 ff.; Chávez León und Mokrani Chávez 2012, S. 44). Die indigenen Völker des 
Tieflandes formulierten in dieser Zeit, vertreten durch die CIDOB (Confederación de In-
dígenas del Oriente de Bolivia), eine identitätspolitische Anerkennungsforderung, die mit 
Forderungen nach Territorien sowie nach einer Beendigung jahrhundertelanger Unterdrü-
ckung und Entwürdigung verbunden wurde. Aus dieser Epoche stammt auch der diskur-
sive Wandel des Konzeptes der tierra, hinter dem sich der Begriff „Boden“ als wirtschaft-
licher Faktor und Bestandteil des revolutionären Projektes verbirgt (hervorgegangen aus 
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dem legendären Leitspruch der mexikanischen Zapatistas la tierra es de quien la trabaja), 
zum Konzept des territorio, das deutlich weiter gefasst ist und die indigene Identität bzw. 
Tradition hervorhebt (vgl. Urioste et al. 2007, S. I). 

Das Erstarken der indigenen Bewegung führte jedoch nicht zu einer Überwindung der 
neoliberalen Politik, sondern mündete eher in einer politischen Allianz von Neolibera-
lismus und Multikulturalismus (Kap. 3.2.2). Im Form eines „erlaubten Indianers“ (indio 
permitido – vgl. Hale 2005; Hale 2006; McNeisch 2008) wurden die Identität und die 
Rechte der indigenen Völker affirmativ anerkannt, was dazu beitrug, dass der politische 
Druck der indigenen Bewegungen auf den Staat reduziert wurde (vgl. Kaltmeier 2009, 
S. 356). Symptomatisch für diese Allianz ist neben Beschlüssen wie der Ley de Partici-
pación Popular von 1994 (Gesetz der öffentlichen Beteiligung – Ley 1551) vor allem die 
Bodengesetzgebung von 1996, die Ley INRA (Ley 1715), mit der es den indigenen 
Völkern in einem aufwändigen Prozess der Flurbereinigung und Landvergabe – dem 
sogenannten saneamiento – ermöglicht wurde, ihre ursprünglichen Territorien (TCO) 
zurückzuerlangen (vgl. Urioste und Kay 2005, S. 32). In der Folge führte diese Gesetz-
gebung im Osten Boliviens zu einem langsamen aber sukzessiv fortschreitenden Prozess 
der Zuweisung von Landrechten, der jedoch wiederum neue Landkonflikte mit den be-
reits seit mehreren Jahrzehnten ansässigen Kleinproduzierenden erwirkte. 

Zu Beginn der 2000er Jahre entstand in Bolivien eine neuerliche Protestwelle: Zunächst 
entwickelten sich ausgehend von der Stadt Cochabamba gewaltsame Proteste infolge der 
Privatisierung der Wasserversorgung. Anschließend setzten sich die Auseinanderset-
zungen im sogenannten Gaskrieg fort, der auf den von der Regierung geplanten Gasex-
port in die USA zurückzuführen war (vgl. Schorr 2009, S. 207 ff.). Im Jahr 2003 eska-
lierte dieser bürgerkriegsartige Zustand in den sogenannten Schwarzen Oktober, als der 
damalige Präsident, Gonzalo Sánchez de Lozada, die Proteste in der Stadt El Alto militä-
risch mit über 80 Todesopfern niederschlagen ließ und damit letztlich auch seine eigene 
Präsidentschaft vorzeitig beendete. Die nachfolgende Regierung von Carlos Mesa konnte 
lediglich eine vorübergehende Beruhigung herbeiführen (ebd.). 

Erst die Wahl des aymarastämmigen Kokabauern und Gewerkschaftlers Evo Morales 
zum amtierenden Präsidenten und die Machtübernahme des linken Parteienbündnisses 
Movimiento Al Socialismo (MAS) im Jahr 2005 bzw. 2006 beendeten diese Konflikte 
und leiteten einen umfassenden politischen Transformationsprozess ein. Dieser basierte 
im Wesentlichen auf der politischen Geschlossenheit der zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen – dem sogenannten Pacto de Unidad2 (vgl. Chávez León und Mokrani 
Chávez 2012, S. 54) – und ermöglichte eine Reihe an neuen politischen Spielräumen 

2	  Der Pacto de Unidad hat mittlerweile aufgrund des gespaltenen Verhältnisses zwischen den regierungskritischen indi-
genen Organisationen und den eher regierungstreuen Organisationen der Kleinproduzierenden an Stabilität eingebüßt. 
Spätestens seit dem sog. TIPNIS-Konflikt (Kap. 3.2.2) gilt er als nicht mehr so geschlossen wie noch zur Zeit des 
Regierungsantrittes des MAS.
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(vgl. Radhuber und Schilling-Vacaflor 2012). Der entscheidende Akteur bei diesem 
politischen Wandel war die aymarastämmige Bevölkerung des ländlichen Altiplano, die 
zusammen mit der Bewegung der Stadt El Alto durch ihren hohen Organisationsgrad und 
ihre politische Nähe zu marxistischen und trotzkistischen Ideologien die Proteste über 
mehrere Jahre hinweg trugen und antrieben (vgl. Webber 2011a, S. 48). 

Gleichzeitig entwickelte sich durch die veränderte politische Konstellation ein neuer 
Konflikt. Dieser war vor allem auf die von der MAS-Regierung angekündigte Verstaatli-
chung der zum überwiegenden Teil in den östlichen Landesteilen vorhandenen natür-
lichen Ressourcen (v. a. Erdöl und Erdgas) zurückzuführen und führte in den von wirt-
schaftsliberalen und konservativen Kräften dominierten departamentos Pando, Beni, 
Santa Cruz, Tarija (die sogenannte Media Luna) zu gewaltsamen Protesten und zu einer 
politischen Kluft zwischen den östlichen und den westlichen departamentos. Diese Aus-
einandersetzungen erreichten ihren Höhepunkt damit, dass das departamento Santa Cruz 
ernsthafte Schritte für ein Autonomiestatut unternahm, das jedoch letztlich scheiterte (vgl. 
Gray Molina 2010, S. 60). 

4.2.3	 Zwischen kleinbäuerlicher Landwirtschaft und der Agrarindustrie
Die mit der sogenannten Land-Thematik verbundenen Konflikte sind also keine politi-
schen Fragen, die mit dem Regierungswechsel und dem antiimperialistischen Diskurs 
des MAS einfach beseitigt oder gelöst wurden; auch gegenwärtig sorgen sie für politische 
Spannungen. Im Wesentlichen werden sie dadurch aufrechterhalten, dass Bolivien durch 
zwei unterschiedliche Modelle der landwirtschaftlichen Produktion charakterisiert ist 
(vgl. Urioste und Kay 2005, S. 9). Zum einen handelt es sich um unterschiedliche For-
men der kleinbäuerlichen Landwirtschaft und zum anderen um große kapitalintensive 
und agroindustrielle Komplexe, die fast ausschließlich im departamento Santa Cruz an-
gesiedelt sind (vgl. Castañón Ballivián 2014, S. 6 f.). Zwar gibt es zwischen diesen 
Extremen eine Reihe von mittelständischen und eher marktwirtschaftlich orientierten 
Betrieben (vgl. Ormachea 2009), die sich nicht ohne Weiteres in die Dichotomie der 
verarmten kleinbäuerlichen Landwirtschaft und der kapitalintensiven Agrarindustrie ein-
sortieren lassen (Kap. 2.6.2). Dennoch soll dieses Schema im Folgenden gedanklich wei-
terverfolgt werden, da es für die weitere Argumentation von Bedeutung sein wird.

Allgemeine Charakteristika der kleinbäuerlichen Landwirtschaft
Im ländlichen Raum des westlich gelegenen Altiplano und in den Valles leben zumeist in 
gemeinschaftlich verwalteten comunidades oder ayllus eine große Anzahl gewerkschaft-
lich und in Verbänden organisierter Kleinproduzierender (vgl. Barragán 2007). Je nach 
Region bauen diese vor allem Grundnahrungsmittel für regionale Märkte und für den 
Eigenbedarf an wie Knollenfrüchte, Getreide, Gemüse und Früchte. Vermehrt werden 
aber auch Exportprodukte wie Kakao, Kaffee, Coca und Quinoa hergestellt (vgl. Casta-
ñón Ballivián 2014, S. 6f; Kap. 5.1.4). Diese Gruppen identifizierten sich im Rahmen 
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einer Volkszählung von 2012 zu großen Teilen als indigen, vor allem als quechua- und 
aymarastämmig (INE 2012, S. 31). 

Auch in den östlichen, tiefer gelegenen und tropisch geprägten Landesteilen Boliviens, 
den Llanos, existieren verschiedene Formen der kleinbäuerlichen Landwirtschaft. Es 
handelt sich dabei zu großen Teilen ebenfalls um quechua- und aymarastämmige Produ-
zentinnen und Produzenten, die im Rahmen eines staatlich gelenkten Agrarkolonisations-
programms seit den 1950er Jahren aus den westlichen Landesteilen (v. a. Oruro und Po-
tosí) in das departamento Santa Cruz migrierten und über relativ kleine Parzellen 
verfügen (vgl. Winter 2006; Faust 2007). Im Gegensatz zu den bäuerlichen Gemein-
schaften des Altiplano handelt es sich dabei allerdings um eine deutlich marktorientierte-
re Landwirtschaft. Darüber hinaus sind im Osten Boliviens weitere indigene Gruppen 
beheimatet (ca. 35 Gruppen, u. a. Guaraní, Mojeño, Chuiquitano), die insgesamt zwar nur 
einen sehr kleinen Teil der Gesamtbevölkerung ausmachen (ca. 4,5 % der über 15-jäh-
rigen Bolivianerinnen und Bolivianer – INE 2012, S. 31), aber seit der Bodengesetzge-
bung von 1996 über sehr großflächige Territorien verfügen (vgl. Urioste und Kay 2005, 
S. 32; Kap. 4.2.2). 

Allgemeine Charakteristika der agroindustriellen Landwirtschaft
Im Osten des Landes, mit einer starken Konzentration im departamento Santa Cruz, ist 
seit den 1990er Jahren hingegen eine Oligarchie von agroindustriellen Unternehmen ent-
standen, die unter hohem Kapital-, Chemikalien- und Technologieeinsatz und unter Zu-
hilfenahme gentechnisch modifizierten Saatgutes vor allem Soja, Sonnenblumen, Zu-
ckerrohr und andere, vornehmlich für den Export orientierte Produkte herstellen (vgl. 
Castañón Ballivián 2014, S. 17). Damit stellen diese Unternehmen idealtypische Re-
präsentationsformen des food regimes bzw. des food empires (Kap. 2.4) dar. Die Domi-
nanz dieses industriellen Modells der landwirtschaftlichen Produktion ist auch ein we-
sentlicher Grund für die relative Stärke wirtschaftsliberaler Parteien in den östlichen 
departamentos (Kap. 4.2.2). 

Als wichtigste Akteure gelten dabei die Unternehmen ADM und Cargill (als Produzenten 
von Soja und Sonnenblumenöl), der Weltmarktführer für Landtechnik John Deere sowie 
die Unternehmen Monsanto und Calgene als Lieferanten für das meist gentechnisch ver-
änderte Saatgut und die dazugehörigen Agrochemikalien (vgl. Burbach 2008). In vielen 
Fällen sind die Landbesitzverhältnisse jedoch nicht geklärt, so dass zwischen den ver-
schiedenen Bevölkerungsgruppen immer wieder Konflikte über Zugangs- und Nutzungs-
rechte auftreten (vgl. Urioste und Kay 2005, S. 54). Bemerkenswert ist außerdem, dass 
sich die von agroindustriellen Betrieben eingenommene Produktionsfläche aufgrund der 
wirtschaftsliberalen Reformen der 1990er Jahre und der rapide gestiegenen Weltmarkt-
preise für Soja in den letzten 20 Jahren in etwa verfünffachte, während die kleinbäuer-
liche Produktion, gemessen an ihrer Produktivität, stark an Bedeutung verlor (vgl. Bur-
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bach 2008; Castañón Ballivián 2014, S. 6 f.; Ormachea 2009; Soruco et al. 2008; 
Urioste 2011).

4.3	 Erkenntnistheoretische und methodologische Grundannahmen

Bolivien bildet somit einen geeigneten „Suchraum“ und einen inhaltlichen Kontext für 
die empirische Untersuchung. Doch wie kann nun der in Kapitel 3 ausgearbeitete Analy-
serahmen auf die praktische Feldforschung übertragen werden? Und welche erkenntnis-
theoretischen und methodologischen Grundannahmen gelten dabei?

4.3.1	Erkenntnistheoretische Positionierung, reflexive Forschungspraxis und zur 
Bedeutung theoriegeleiteten Arbeitens 

Da das Erkenntnisinteresse dieser Arbeit darin besteht, die Sinnhaftigkeit von spezi-
fischen sozialen Praktiken nachzuvollziehen, ist es naheliegend, eine hermeneutische, 
d. h. interpretativ-verstehende Vorgehensweise in der Tradition Gadamers (2010 [1960]) 
und Webers (1980 [1921]) zu wählen. Diese erkenntnistheoretische Grundannahme bil-
det die Basis für eine Form des qualitativen sozialwissenschaftlichen Arbeitens, die im 
anglophonen Sprachraum weitgehend als ethnographies bezeichnet wird (vgl. Crang 
und Cook 2007). Sie zeichnet sich durch den Anspruch aus, den Sinn von sozial konstru-
ierten Zusammenhängen intersubjektiv nachzuvollziehen, ihn zu deuten und „die sozial-
räumliche Welt aus dem Blickwinkel der beteiligten Menschen zu rekonstruieren“ (Mat-
tissek et al. 2013, S. 137). Es geht demnach nicht darum, hypothetische Vorannahmen 
über objektiv vorhandene Wahrheiten zu validieren oder sie im Sinne des kritischen Ra-
tionalismus zu falsifizieren, sondern zu verstehen, wie Sozialität zwischen den Indivi-
duen (je nach theoretischer Perspektive) ausgehandelt oder praktiziert wird. Im Fol-
genden wird also nicht von einer essentialistischen sozialen Wirklichkeit ausgegangen, 
sondern immer, z. B. bei der Verwendung des Begriffes Realität, das konstruktivistische 
Paradigma vorausgesetzt.

Prägend für dieses Paradigma sind vor allem die Einflüsse der Cultural Studies, der Kri-
tischen Theorie und des Poststrukturalismus. Im Zuge des sogenannten Cultural Turn 
führten diese Strömungen seit den späten 1990er Jahren zu einer Vielfalt an theoretischen 
Denkrichtungen und empirischen Betätigungsfeldern in der Humangeographie. Insbe-
sondere die Disziplinen der Neuen Kulturgeographie (vgl. u. a. Gebhardt et al. 2003) 
und der Politischen Geographie (vgl. u. a. Massey 2005) wurden auf diese Weise stark 
beeinflusst, z. B. durch eine vermehrte Rezeption diskurstheoretischer Ansätze (vgl. Glas-
ze und Mattissek 2009a). Allerdings wird gegenwärtig, v. a. innerhalb der Kulturgeogra-
phie, gefordert, (wieder) die materielle und praktische Dimension von gesellschaftlichen 
Verhältnissen in den Blick zu nehmen, was in der jüngeren Vergangenheit durch starke 
Fokussierung auf Diskurstheorien zum Teil vernachlässigt wurde (vgl. Lossau et al. 
2014, S. 22; Rothfuss und Dörfler 2013, S. 26 f.). 
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Von diesem erkenntnistheoretischen Standpunkt aus betrachtet ist die Sicht auf die zu 
beforschenden sozialen Phänomene jedoch begrenzt und produziert immer ein partielles, 
in soziale Strukturen eingebettetes Wissen, so dass keine Ansprüche auf Vollständigkeit 
und Objektivität erhoben werden können. Demnach handelt es sich bei sozialwissen-
schaftlicher Forschung auch nie um eine wertfreie Praxis, da die Forschenden immer in 
bestimmte soziale und machtbeladene Kontexte eingebunden sind (vgl. Kitchin und 
Tate 2013 [2000], S. 24; May 2011, S. 105 ff.). Diese soziale Positionierung (u. a. Her-
kunft, Nationalität, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Identität, Einkommen, finanzielle 
Ressourcen, politische Position, wissenschaftliche Trends) spiegelt sich unweigerlich in 
bewussten oder unbewussten Vorannahmen wider und beeinflusst während des For-
schungsprozesses z. B. die Bewertung von Problemstellungen und wissenschaftlichen 
Erkenntnissen sowie das Fällen relevanter Entscheidungen. 

Jedoch handelt es sich bei der unüberwindbaren Subjektivität und der sozialen Einbettung 
der Forschenden nicht um grundsätzliche Probleme oder qualitative Schwächen gegen-
über anderen erkenntnistheoretischen Positionen. Für ethnographisches Arbeiten ergebe 
sich, wie Crang und Cook (2007, S. 13 f.) argumentieren, dadurch eher ein großes Po-
tenzial, um ein tieferes Verständnis von komplexen, widersprüchlichen und ungeordneten 
sozialen Zusammenhängen zu erlangen. Die Voraussetzung dafür sei allerdings, dass die 
eigene soziale Position im Forschungsprozess anerkannt und reflektiert werde:

„We might therefore say that the task for all researchers is to recognize and come to 
terms with their/our partial and situated ‘subjectivity’ rather than to aspire to an 
impossibly distanced ‘objectivity’. Once this is done, ‘subjectivity’ is much less a 
problem and much more a resource for deeper understanding.“ (Crang und Cook 
2007, S. 13)

Diese Selbstreflexion bedeutet jedoch nicht, dass nun die Möglichkeit besteht, sich rein 
intuitiv dazu verleiten zu lassen, nur nach den Dingen zu fragen, die „aus einer naiven 
Alltagsdeutung heraus“ (Mattisek et al. 2013, S. 139) interessant erscheinen, sondern 
offenbart umso mehr die Notwendigkeit des theoriegeleiteten Arbeitens; das bedeutet, 
sich bestimmter theoretischer „Sehhilfen“ zu bedienen, durch die der Forschungsprozess 
angeleitet, für andere Personen plausibel, intersubjektiv nachvollziehbar und kontrollier-
bar wird und so wissenschaftliche Güte erlangt (vgl. Crang und Cook 2007, S. 14 f.). Es 
wird, wie Schmidt und Volbers (2011, S. 36) es formulieren, z. B. bei der Herstellung 
von Beobachtbarkeit „nicht einfach das Sichtbare registriert, sondern mit verschiedenen 
Distanzen, Perspektiven und Kontrasten gearbeitet […], um das, was transparent und 
ständig vor Augen ist, erkennbar zu machen, also zur Kenntlichkeit zu verfremden“. 
Dazu nutzen hermeneutisch arbeitende Forscherinnen und Forscher theoriegeleitete Ver-
fahren, die es ermöglichen, bestimmte soziale Phänomene klarer und deutlicher zu sehen, 
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um sie entlang eines gedanklichen Konzeptes oder einer theoretischen Linie interpretie-
ren zu können, so wie es auch Mattisek et al. verstehen:

„Ein im Vorfeld der Arbeiten ausgeführtes Theoriekonzept bildet sozusagen die „Ge-
schäftsgrundlage“ des Verstehens, genauer gesagt die „Interpretationsanleitung“ für 
das Nachvollziehen der notwendigerweise subjektiven Rekonstruktionen der For-
scher. Es zeigt an, nach welchem gedanklichen Konzept sie die von ihnen geführten 
Interviews und die Transkription interpretieren und die ihnen zur Verfügung stehen-
den Quellen rekonstruiert haben, entlang welcher theoretischen Leitlinie ihr Sinn-
verstehen erfolgt. Erst auf diese Weise wird aus einer naiven Hermeneutik eine kri-
tische Hermeneutik, denn erst dann erfolgt die Rekonstruktion nicht aus einer naiven 
Alltagsdeutung heraus, sondern wird für Dritte nachvollziehbar von einem konzep-
tionellen Rahmen geleitet.“ (Mattisek et al. 2013, S. 139)

Passend dazu spricht Cresswell (2013, S. 6) metaphorisch von einer „Linse“, die dabei 
helfe, Wahrnehmung und Erfahrung in Interpretationen umzuwandeln und bestimmte 
Dinge klarer sehen zu können. Dabei nennt er vier Aspekte, um die Notwendigkeit theo-
riegeleiteten Arbeitens in der Humangeographie zu unterstreichen (ebd., S. 4 f.): 

(1.) Erstens helfe Theorie zu entscheiden, was genau ein Problem darstellt und was der 
Rahmen einer wissenschaftlichen Untersuchung sein kann. So ist es durchaus eine theore-
tische Vorentscheidung, ob man, wie es z. B. in der feministischen Theorie gebräuchlich 
ist, eher das Private untersucht und dadurch politisiert (vgl. z. B. Schurr und Wintzer 
2011) oder von vornherein einen Fokus auf die öffentliche Sphäre legt, wie es in der Mehr-
heit humangeographischer Studien der Fall ist. (2.) Zweitens zeige Theorie, auf welche 
Aspekte und Fragen es sich in der empirischen Arbeit zu konzentrieren gilt: Stehen z. B. 
Akteure und deren rationale Entscheidungen im Fokus oder sprachliche bzw. körperliche 
Repräsentationen? Oder aber sollte der Schwerpunkt auf gesellschaftliche Strukturen z. B. 
auf Institutionen oder Produktionsverhältnisse gelenkt werden? Und welche Rolle spielt 
dabei Materialität? Handelt es sich bei materiellen Dingen um externe und letztlich un-
wichtige Gegebenheiten oder sind sie von größerer Bedeutung für die empirische Arbeit? 
So können mit unterschiedlichen Theorien bei derselben Problemstellung nicht nur diver-
gierende Ergebnisse erzielt werden, sondern auch einzelne Probleme durchaus unter-
schiedlich interpretiert werden. (3.) Drittens gebe Theorie vor, auf welche Weise Informa-
tionen gesammelt werden. Sie bestimmt also die Forschungsmethodik. Werden z. B. 
Fragen gestellt oder Beobachtungen durchgeführt? (4.) Viertens beeinflusse Theorie, wie 
wissenschaftliche Ergebnisse weitergegeben und veröffentlicht werden und ob sie gegebe-
nenfalls in die Praxis zurückfließen. Handelt es sich um wissenschaftliche Veröffentli-
chungen in Fachzeitschriften? Können wissenschaftliche Ergebnisse in Planungsprozesse 
und politische Entscheidungen einfließen oder werden sie auf andere Weise, z. B. im Sinne 
einer kritisch orientierten Public Geography (vgl. Fuller 2008), veröffentlicht? 
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Der in Kapitel 3 vorgestellte Analyseansatz hat den Anspruch, diesen Aspekten gerecht 
zu werden: Durch die systematische Verschneidung von unterschiedlichen aber dennoch 
kompatiblen sozialwissenschaftlichen Theorien soll er es ermöglichen, die Untersuchung 
eines komplexen sozialen Phänomens (die Forderungen nach einem neuen, emergenten 
Recht) anzuleiten und es in seiner empirischen Entfaltung analytisch zu rekonstruieren. 
Er soll also den Leitfaden für den gesamten Forschungsprozess darstellen und zusätzlich 
als theoretische Kontrolle dienen, so dass die Interpretation und Deutung der Ergebnisse 
nachvollziehbar und plausibel wird. 

In der praktischen Umsetzung (Kap. 4.4.2 und 4.4.3) bedeutet dies jedoch nicht, dass die 
empirischen Erkenntnisse aus einer unantastbaren äußeren Perspektive auf das For-
schungsfeld gewonnen werden sollen. Im Sinne der Autoethnographie (vgl. Chang 
2008) verstehe ich meine Forschungspraxis, als eine reflexive „Praktik unter Praktiken, 
[die sich] mitten im Geschehen [situiert]“ (Schmidt und Volbers 2011, S. 36) und die 
den site of the social nicht unberührt betrachtet, sondern ihn in Form einer mehr oder 
minder großen Intervention stört und verändert. Das beinhaltet auch, dass ich als for-
schende Person einen direkten Kontakt zu den Personen herstelle, deren Praktiken ich 
untersuche. Durch meine nicht zu verhindernde körperliche Präsenz verbinde ich mich – 
mit dem Vokabular Schatzkis gesprochen – mit dem existierenden Netz von Praktik-Ar-
rangement-Bündeln und forme, passend zu den Ausführungen Crangs und Cooks, durch 
das Befragen oder das Beobachten eigenständige Bündel und damit vielfältige For-
schungsorte:

„In reality, research is an embodied activity that draws in our whole physical person, 
along with all its inescapable identities. What we bring to the research affects what 
we get […]. In sum, whether it is acknowledged or not, it is important to understand 
that research on social relations is made out of social relations which develop with-
in and between the multiple sites of researchers’ ‘expanded fields’.“ (Crang und 
Cook 2007, S. 9)

Das gilt insbesondere für Interviewsituationen, die ohne meine Anfrage nicht zustande 
gekommen wären. Durch die Praktik des Befragens und des Hervorhebens bestimmter 
Aspekte verändert sich möglicherweise auch die Perspektive der Beforschten auf das je-
weilige Thema. Dadurch kann eine neue Diskussion angeregt, über einzelne Aspekte neu 
nachgedacht und diese in ein neues Licht gerückt werden. Auch bei Beobachtungen wird 
ein eigenständiger Forschungsort geschaffen. Das gilt vor allem für partizipative Verfah-
ren (vgl. McIntyre 2008) und – wie auch in meinem Fall – für Feldforschung in inter-
kulturellen Kontexten (vgl. Liamputtong 2008; Rothfuss 2009), die immer eine ge-
wisse Auffälligkeit meinerseits (Sprache, Äußeres, etc.) und eine soziale Distanz, ein 

„Anderssein“, zu den Beforschten mit sich bringen. 
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Diese Formen der Intervention können auch programmatisch erfolgen, wenn die For-
schung vom expliziten normativen Ziel begleitet wird, sozial manifestierte Strukturen 
(z. B. empfundene Ungerechtigkeitsverhältnisse) nicht nur zu untersuchen, sondern auch 
zu verändern (vgl. Kitchin und Tate 2013 [2000], S. 23), z. B. im Rahmen der kritisch 
orientierten Radical Geographies (vgl. Belina und Michel 2011 [2007]) oder der Femi-
nistischen Geographie (vgl. Schurr und Wintzer 2011). Umso mehr ist dies der Fall, 
sobald die akademische Wissensproduktion ein Teil von sozialen Bewegungen ist, wie es 
auch bei der Bewegung für das Recht auf Ernährungssouveränität zu beobachten ist (Kap. 
2). Demnach muss sozialwissenschaftliche Forschung – und dies gilt vor allem für empi-
risch orientiertes Arbeiten – immer als eine Form von sozialen Beziehungen verstanden 
werden, die sich mit den zu untersuchenden sozialen Beziehungen verbindet, sie mögli-
cherweise beeinflusst und sogar verändert. Sie ist also niemals vom Forschungskontext 
losgelöst und ist je nach Zielsetzung und Vorgehensweise mehr oder minder stark mit 
dem zu untersuchenden Forschungsgegenstand verwoben.

4.3.2	 Event spaces als methodologische Ausgangspunkte
Bei der Einforderung von Ernährungssouveränität handelt es sich zwar um ein abstraktes 
Phänomen, jedoch kann es sich, wie in Kapitel 3.4.1 deutlich wurde, durch die Ausübung 
verschiedener sozialer bzw. politischer Praktiken räumlich konkretisieren und manife-
stieren. Das bedeutet, Ernährungssouveränität kann unterschiedliche Komplexitätsstufen 
und räumliche Reichweiten erlangen und damit selber Maßstabsebenen herstellen, sie 
aber auch anfechten. Im Rahmen empirischer Feldforschung muss ich als forschende 
Person jedoch immer an konkreten, stationären Orten und in bestimmten Situationen 
(z. B. ein Marktplatz, eine Straße, ein Büro, ein Versammlungsraum) Daten erheben, un-
abhängig davon, welche Maßstabsebene dabei im Fokus steht. Der Grund dafür ist, dass 
nach Schatzki (2015, S. 12) körperliche Aktionen im Sinne von doings und sayings nur 
lokal, also an konkreten Orten, ausgeführt werden können. 

Um nun beim empirischen Arbeiten die Essentialisierung der lokalen Ebene zu vermei-
den und die site ontology Schatzkis anwendbar zu machen, bietet es sich an, den konzep-
tionellen Vorschlägen Woodwards et al. (2010) zu folgen. Diese basieren im Wesent-
lichen auf einer programmatischen Kritik an der unhinterfragten erkenntnistheoretischen 
Verwendung von Maßstabsebenen und auf einem Plädoyer für ein „flaches“ oder „hori-
zontales“ Denken in der Humangeographie (vgl. Marston et al. 2005; eine ähnliche 
Diskussion führt auch Moore 2008). Da diese Überlegungen ebenfalls zu großen Teilen 
auf der Theorie Schatzkis beruhen, lassen sie sich mit dem topologischen Raumverständ-
nis dieser Arbeit widerspruchsfrei vereinbaren: So plädieren Woodward et al. für eine 
Sichtweise, nach der Räumlichkeit als eine sich ständig verändernde, relational angeord-
nete und selbstorganisierende Gesamtheit von differenten, aber dennoch gleichberech-
tigten Entitäten, also von sozialen Praktiken und materiellen Arrangements, verstanden 
werden kann. Demnach handele es sich bei einem site um einen dichten und situativ 
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wahrnehmbaren event space, der sich aus genau diesen Elementen und aus einer sich 
selbst organisierenden Logik konstituiert (vgl. Woodward et al. 2010, S. 272).  

Der Fokus bei der empirischen Betrachtung eines sites liegt demnach auf der situativen 
Beschaffenheit der jeweiligen ausgeübten Praktik und ihrer zugehörigen materiell-räum-
lichen Dimension (Körper, Dinge, Symbole sowie deren räumliche Anordnung), die je-
weils in einem bestimmten Kontext stehen (z. B. Landwirtschaft, agrarökologische Pro-
duktion, Ernährung, bolivianisch, deutsch) und dadurch sozialen Sinn erzeugen. Dabei 
sind diese Praktiken nicht autark, im Sinne von isolierten „Inseln“. Sie stehen wiederum 
in Verbindung (z. B. durch Praktiken des Kommunizierens) mit anderen, möglicherweise 
räumlich weit entfernten event spaces, so dass diese in der Menge ein größeres soziales 
Phänomen – in Schatzkis Worten constellations – darstellen können, wie z. B. hegemoni-
ale Ernährungsregime, Wirtschaftssysteme oder soziale Bewegungen (vgl. Schatzki 
2016b; Everts 2016). 

Daraus folgt, dass nicht nur enge Kontexte, also kleine soziale Phänomene mit begrenzter 
und geringer Reichweite Gegenstand einer praktikentheoretischen Analyse werden kön-
nen, wie es z. B. Nassehi (2006, S. 459; zit. in Schmidt und Volbers 2011, S. 26) kri-
tisch anmerkt, sondern auch abstraktere Kontexte als große soziale Phänomene (z. B. de-
mokratische Systeme, Ökonomien, Ideologien, Umweltsysteme, Nationalstaaten) (vgl. 
Schatzki 2016b). Erkenntnistheoretisch handelt es sich jedoch immer um die situative 
und kontextuelle Analyse von Bündeln sozialer Praktiken und materieller Arrangements, 
deren entscheidende Charakteristika darin bestehen, dass sie von anderen Individuen 
wahrgenommen werden können und dass sie intersubjektiv nachvollziehbar sind. 

4.3.3	 Wahrnehmbarkeit sozialer Praktiken
Wie lässt sich dieser Ort oder besser diese Orte des Sozialen nun empirisch wahrnehmen? 
Schmidt und Volbers (2011) sprechen von „öffentlichen Erscheinungen“ (ebd., S. 25) 
sowie von „Schauplätzen und Arenen des Sozialen“ (ebd., S. 33), dessen Protagonisten 
die Praktiken selbst sind. Sie argumentieren, dass die Wahrnehmbarkeit sozialer Prak-
tiken im Wesentlichen auf der Öffentlichkeit des Tuns und Sagens basiere, die sie als eine 
plurale Perspektive auf allgemein verfügbare materielle Arrangements verstehen: 

„Öffentlichkeit ist demnach als eine gemeinsam geteilte, in sich plurale Aufmerk-
samkeit zu verstehen, die nicht auf die unmittelbare Begegnung beschränkt bleibt, 
sondern sich über Symbole, Artefakte und Medien auch über Raum und Zeit hin-
weg konstituiert.“ (Schmidt und Volbers 2011, S. 29)

Zur Untermauerung dieser Argumentation greifen die Autoren sowohl auf Arendts 
(2003, S. 62; zit. in Schmidt und Volbers 2011, S. 29) Konzeption der Öffentlichkeit 
als eine Pluralität an Perspektiven als auch auf das aus der Entwicklungspsychologie 
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stammende Konzept der joint attention zurück (vgl. Moore und Dunham 2014 [1995]; 
zit. in Schmidt und Volbers 2011, S. 29 sowie Tomasello und Farrar 1986). Als 
Träger fungiert dabei konkrete Materialität, z. B. Gebrauchsgegenstände des täglichen 
Lebens, die über eine ihnen zugeschriebene soziale Bedeutung verfügen und damit in 
ihrer Verwendung auch von anderen Teilnehmenden einer Praktik nachvollzogen werden 
können. Diese Träger dienen dazu, entsprechende Praktiken für einen bestimmten Zeit-
raum räumlich zu binden. Sie sichern also ihre zeitliche Stabilisierung und die räumliche 
Ausbreitung und konstituieren somit einen gemeinsam geteilten, materiellen Raum. Die 
Art und Weise, wie diese „vergegenständlichte Öffentlichkeit“ wahrgenommen und inter-
pretiert wird, kann jedoch auch durchaus verschieden sein und andere Schlüsse und Per-
spektiven zulassen. Es handelt sich damit immer um einen öffentlichen aber perspekti-
visch pluralen Raum. 

Für die Wahrnehmbarkeit sozialer Praktiken bedeutet dies, dass es sich um Phänomene 
handelt, die unmittelbar von den jeweiligen Forschenden als eine situative und kontextu-
elle Erscheinung in Form eines event space (z. B. einer Marktsituation, einer Versamm-
lung, einer Situation der landwirtschaftlichen Produktion) beobachtet und erfahren wer-
den können. Allerdings handele es sich nach Schmidt und Volbers (2011, S. 27) nicht 
einfach um eine reine Form der Sinneswahrnehmung wie Sehen, Hören oder Tasten, d. h. 
um die Perzeption eines äußeren Reizes, sondern es bedeute, dass der oder die Forschende 
das zu beobachtende Phänomen in „übergeordnete Sinn- und Bedeutungszusammenhän-
ge“ einsortiere und gemäß seiner oder ihrer eigenen Position im Sozialen (Kap. 4.3.1) 
und der daraus resultierenden Perspektive interpretiere. Es handele sich demnach immer 
um Prozesse des „sozialen und analytischen Verstehens“ (ebd., S. 35). 

Obwohl ich an der von Schmidt und Volbers verteidigten „Öffentlichkeitsthese“ und dem 
daraus abgeleiteten Plädoyer für die Beobachtbarkeit von sozialen Praktiken im Fol-
genden festhalten werde – nicht zuletzt da sie mit der These vereinbar ist, dass politische 
Praktiken wesentlich auf der öffentlichen Sphäre beruhen (Kap. 3.3.4) – sollte bedacht 
werden, dass die oftmals verdeckten, bewussten oder auch unbewussten Zielvorgaben 
eine besondere Rolle bei der Ausführung sozialer Praktiken spielen. Diese teleoaffek-
tiven Strukturen (Kap. 3.3.2) sind demnach nicht in jedem Fall von außen beobachtbar. 
Es ist z. B. möglich, dass Praktiken, die nach außen hin identisch erscheinen, mit unter-
schiedlichen Zielvorgaben durchgeführt werden. Demnach können Erkenntnisse hin-
sichtlich einer analytischen Unterscheidung, ob es sich um politische Praktiken handelt 
oder nicht (vgl. zu dieser Unterscheidung Kap. 3.3.4), in einzelnen Fällen nur durch in-
trospektive Perspektiven und Verfahren gewonnen werden wie etwa durch das metho-
dische Spektrum des Befragens.  

Im Gegensatz zu der Argumentation Schmidts und Volbers (2011, S. 35) sollte also 
davon ausgegangen werden, dass das Befragen nicht in Konkurrenz zum Beobachten 
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stehen sollte, sondern komplementär dazu dienen kann, ein tieferes Verständnis über 
sämtliche Organisationskomponenten von sozialen Praktiken, also über die praktischen 
Verständnisse, Regeln, teleoaffektive Strukturen und grundlegenden Verständnisse (Kap. 
3.3.2) zu erlangen. Als Grundlage dafür dienen auch die Erfahrungen Hitchings (2012), 
der sich gegen die verbreitete Zurückhaltung gegenüber Interviewmethoden zur Untersu-
chung sozialer Praktiken wendet, mit dem Argument, dass diese – wenn auch nicht als 
alleinige Erhebungsmethoden – durchaus dazu geeignet seien, den Sinn, die Intention 
und Motivation und somit auch die Logik hinter vermeintlich unbewusst ablaufenden 
alltäglichen Praktiken zu erkennen. Demzufolge sei es offensichtlich, wie Hitchings 
(2012, S. 61) anmerkt, dass Menschen reflektiert und ausführlich über die Ausführung 
ihrer alltäglichen Praktiken reden könnten, auch wenn es oftmals in der empirischen For-
schung nicht leicht sei, sie dazu zu bringen. 

4.4	 Forschungsprozess, methodische Verfahren und Auswertung der 
Ergebnisse

In diesem Abschnitt werde ich nun auf den zeitlichen Ablauf des Gesamtvorhabens und 
auf die konkreten Forschungsmethoden eingehen. Außerdem wird die Auswahl der Un-
tersuchungsorte begründet und der Prozess der Datenauswertung dargestellt.

4.4.1	 Ablauf des gesamten Forschungsprozesses 
Mit Beginn des Jahres 2012 entwickelte sich an der Universität Kiel der thematische 
Schwerpunkt dieser Arbeit (Phase 1) (Tab. 3). Konkret beschäftigte ich mich mit der po-
litischen Situation in Bolivien und mit der wissenschaftlichen Literatur zu Ernährungs-
souveränität sowie allgemeiner mit Hegemonie- und Gerechtigkeitstheorien (Kap. 3.1 
und 3.2). Außerdem bereitete ich mich inhaltlich und organisatorisch auf einen Feldauf-
enthalt in Bolivien vor. 

Dieser erste Feldaufenthalt (Phase 2) von April bis Juli 2013 in La Paz und Santa Cruz 
hatte einen überwiegend explorativen Charakter und diente dazu, induktiv einen Über-
blick über das zu untersuchende Phänomen zu erlangen und nachzuvollziehen, wie es im 
konkreten empirischen Kontext aus Sicht der einzelnen Organisationen verstanden wird. 
Ich verfügte zwar bereits über entsprechende theoretische Vorannahmen, die durchaus 
Einfluss auf meine Vorgehensweise hatten, es existierte jedoch noch kein ausdifferen-
zierter Analyserahmen. Die auf diese Weise gewonnenen Erkenntnisse dienten im An-
schluss des ersten Feldaufenthaltes dazu, den in Kapitel 3.4 vorgestellten Analyserahmen 
und die in Kapitel 4.1 konkretisierten Fragestellungen zu entwickeln (Phase 3). Der in-
haltliche Schwerpunkt bestand darin, die Ansätze aus der Politischen Theorie empirisch 
anwendbar zu machen. Das beinhaltete vor allem die theoretische Verknüpfung der ago-
nistischen Demokratietheorie mit der Praktikentheorie Schatzkis und den humangeogra-
phischen Ansätzen. 
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Tab. 3:	 Ablauf des gesamten Forschungsprozesses

Quelle:	Eigener Entwurf

Forschungs-
phase Zielsetzung Inhaltliche Schwer-

punkte
Methodisches / Prak-
tisches Vorgehen

Phase 1 von 
Oktober 2011 – 
März 2013 in 
Kiel

Einarbeitung in 
die Thematik, 
Erarbeitung 
erster Fragestel-
lungen

Auseinandersetzung mit 
der wissenschaftlichen 
Literatur zu Ernährungs-
souveränität sowie mit 
Theorien zu Hegemonie, 
Souveränität und Gerech-
tigkeit

Literaturrecherche; Re-
flektion des Vorhabens 
auf wissenschaftlichen 
Konferenzen; Vorbe-
reitung des Feldaufent-
haltes

Phase 2 von 
April –Juli 2013 
in La Paz und 
Santa Cruz, 
Bolivien

Erste Explora-
tive Datenerhe-
bung; Erlangen 
eines Über-
blicks über die 
Thematik

Inhaltliche Auseinander-
setzung mit der Forderung 
nach Ernährungssouverä-
nität in Bolivien

Befragungen und Beo-
bachtungen

Phase 3 von 
August 2013 – 
Dezember 2014 
in Kiel

Auswertung 
der Ergebnisse; 
Konkretisierung 
der Fragestel-
lung; Entwick-
lung des Analy-
serahmens

Verschneidung von 
Agonistischer Theorie, 
Gerechtigkeitstheorie 
und Praktikentheorie; 
Fokussierung auf theore-
tische Forschungslücken; 
inhaltlicher Abgleich mit 
den eigenen empirischen 
Ergebnissen

Literaturrecherche; 
Transkription und 
Protokollierung der 
Interviews; Reflektion 
des Analyserahmens auf 
wissenschaftl. Konfe-
renzen

Phase 4 von 
Januar – April 
2015 in La 
Paz und Tarija, 
Bolivien

Erweiterte 
Datenerhebung; 
Anwendung des 
Analyserahmens 
im Feld

Annährung an die konkre-
tisierten Fragestellungen 
(Kapitel 4.1)

Befragungen und Beo-
bachtungen

Phase 5 von 
Mai – August 
2015 in Kiel

Auswertung der 
Ergebnisse des 
zweiten Feld-
aufenthaltes

Inhaltliche Kategorisie-
rung und Typisierung 
entsprechend der Frage-
stellungen und des Analy-
serahmens

Transkription und 
Protokollierung der In-
terviews; Reflektion des 
Analyserahmens und der 
Ergebnisse auf wissen-
schaftl. Konferenzen

Phase 6 von 
September 2015 

– Februar 2017 
in Kiel und 
Hamburg

Fertigstellung 
Dissertation 
und Veröffent-
lichung der 
Ergebnisse

Inhaltliche Aufbereitung 
des Gesamtprozesses; 
Beantwortung der For-
schungsfragen

Verfassen der Disser-
tation; Reflektion des 
Analyserahmens und der 
Ergebnisse auf wissen-
schaftl. Konferenzen; 
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Auf dieser Grundlage führte ich einen zweiten Feldaufenthalt von Januar bis April 2015 
in La Paz und Tarija durch (Phase 4). Dieser war enger strukturiert und orientierte sich in 
seiner Durchführung an dem ausgearbeiteten Analyserahmen und an der Annäherung an 
die konkretisierten Fragestellungen. Der Fokus war demzufolge darauf gerichtet, klein-
bäuerliche Praktiken zu erheben und sie hinsichtlich ihres politischen Charakters zu un-
tersuchen. Im Anschluss (Phase 5) konzentrierte ich mich auf die Auswertung der erho-
benen Daten (Kap. 4.4.4), um im Weiteren (Phase 6) diese Dissertation zu erstellen. 
Begleitet wurde dieser Gesamtprozess von der Rückkopplung und Reflektion des For-
schungsprozesses auf fachspezifischen Konferenzen und Workshops im nationalen und 
internationalen Kontext. 

4.4.2	 Ablauf der Feldforschung
Im Verlauf des ersten Feldaufenthaltes hielt ich mich primär in der Stadt La Paz auf, da 
die meisten der für meine Arbeit relevanten kleinbäuerlichen Organisationen (Gewerk-
schaften, Verbände, indigene Organisationen), relevante Nichtregierungsorganisationen 
sowie staatliche Institutionen dort vertreten sind. Darüber hinaus reiste ich nach Santa 
Cruz, um mit der bolivianischen Landlosenbewegung (MST-B) und der Vertretung der 
indigenen Völker des Tieflandes (CIDOB) in Kontakt treten zu können. 

Während des zweiten Feldaufenthaltes führte ich die Befragungen mit kleinbäuerlichen 
Organisationen und den Nichtregierungsorganisationen in La Paz fort. Das Hauptanlie-
gen bestand bei diesem Aufenthalt darin, die Untersuchung auf den ländlichen Raum 
auszuweiten, um konkrete kleinbäuerliche Praktiken beobachten und verschiedene Pro-
duzierende befragen zu können. Auf Grundlage der Erkenntnisse des ersten Forschungs-
aufenthaltes wählte ich dafür die municipios Achocalla (departamento La Paz) in unmit-
telbarer Nähe der Städte La Paz und El Alto im Westen Boliviens und das municipio 
Padcaya (departamento Tarija) in der Nähe der Stadt Tarija im Südosten des Landes 
(Abb. 6). Ich betrachtete diese municipios jedoch nicht als repräsentative Einzelfallstu-
dien im Sinne Lamneks (2010 [1988], S. 286 ff.), sondern als einzelne Forschungs- und 
Beobachtungsorte innerhalb meines „Suchraumes“, die mir im Sinne einer multi-sited 
ethnography (vgl. Marcus 1995) dazu dienten, meine Fragestellungen zu beantworten. 
Die Gründe für diese Auswahl sind wie folgt:

● 	 Sowohl das municipio Achocalla (ca. 22.000 Einwohnerinnen und Einwohner) 
als auch das municipio Padcaya (ca. 18.000 Einwohnerinnen und Einwohner) 
sind durch kleinbäuerliche und ländliche Strukturen geprägt. Klimatisch bedingt 
werden in Achocalla (im Mittel auf ca. 3800 m ü. NN) hauptsächlich Gemüse 
sowie Knollen- und Hülsenfrüchte angebaut. Außerdem wird Milch produziert. 
In Padcaya (auf ca. 2000 m ü. NN) werden ebenfalls verschiedene Gemüsesorten 
aber auch Früchte (v. a. Weintrauben) angebaut.
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● 	 Ausgehend von Teilen der ansässigen Kleinproduzierenden existiert in beiden 
municipios das erklärte Ziel, Ernährungssouveränität v. a. durch agrarökologische 
Anbaumethoden und direkte Vermarktungswege zu erreichen. 

● 	 Die jeweiligen kommunalen Regierungen, die gobiernos municipales, fördern 
dieses Ziel in unterschiedlichem Ausmaß. Beide haben ihr Einflussgebiet zu soge-
nannten municipios ecológicos erklärt und es existieren Bestrebungen, selbstver-
waltete Zertifizierungssysteme für ökologisch produzierte Produkte aufzubauen, 
sogenannte sistemas participativos de garantía (SPG).

● 	 Beide municipios sind direkt an Großstädte angebunden (Achocalla an La Paz 
und El Alto; Padcaya an Tarija), d. h. sie sind jeweils innerhalb von ca. ein bis 
zwei Stunden mit dem Nahverkehr von den jeweiligen Stadtzentren zu errei-
chen. 

4.4.3	 Auswahl der Untersuchungsmethoden
Während der Feldaufenthalte führte ich sowohl Beobachtungen als Befragungen durch. 
Wie in Kapitel 4.3.3 begründet, ermöglichen es diese komplementären Methoden, sowohl 
introspektive Einblicke in die Organisationskomponenten sozialer Praktiken zu erlangen 
als auch die konkrete Ausübung, d. h. die Aktionskomponenten, wahrnehmen zu können 
(eine Übersicht der zitierten Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner befindet sich 
im Anhang). Die Datensicherung erfolgte bei den Befragungen bis auf wenige Ausnah-
men durch Audioaufzeichnungen, bei den Beobachtungen durch das Führen eines For-
schungstagebuches und durch Fotografien. Insgesamt verwendete ich bei beiden Feldauf-
enthalten vier Untersuchungsmethoden des qualitativen Spektrums, die situationsbedingt 
Anwendung fanden: 

Narrative Interviews
Im Rahmen beider Feldaufenthalte führte ich insgesamt 21 offen gestaltete, d. h. gering 
strukturierte, narrative Interviews (vgl. Schütze 1977) durch. Bei den befragten Per-
sonen handelte es sich um repräsentative Vertreterinnen und Vertreter kleinbäuerlicher 
Organisationen aus verschiedenen Teilen des Landes, sog. dirigentes, die neben ihrer 
politischen und repräsentativen Funktion meist auch selbst als Kleinproduzierende in der 
Landwirtschaft tätig waren. Der offene und narrative Charakter dieser Interviews gab mir 
die Möglichkeit, Erkenntnisse zu erlangen, ohne meine theoretischen Vorannahmen zu 
sehr in den Vordergrund zu stellen. Ich versuchte es zu vermeiden, selbst auf bestimmte 
Problematiken aufmerksam zu machen. Vielmehr sollten die Befragten innerhalb der von 
mir vorgegeben Thematik die Möglichkeit erhalten, eigene Schwerpunkte zu setzen. Da-
bei liefen die Interviews in der Regel nach dem von Lamnek (2010 [1988], S. 327 f.) 
beschriebenen vierphasigen Schema ab: 

Nach einer (1.) Einleitungsphase, in der ich mein Anliegen vorstellte und eine eröffnende 
Frage stellte, ließ ich mir in der (2.) Erzählphase berichten, wie die Forderung nach Er-
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nährungssouveränität aus Sicht der jeweiligen Befragten verstanden und interpretiert 
wird. Darüber hinaus versuchte ich einen Einblick in die Praxis der alltäglichen landwirt-
schaftlichen Abläufe zu erhalten: welche Produkte hergestellt werden, inwiefern es sich 
um ökologischen Anbau handelt und mit welcher räumlichen Reichweite sie vermarktet 
und verkauft werden. Auf diese Weise erfuhr ich, in welche marktwirtschaftlichen Struk-
turen die Produzierenden eingebunden sind, in welche Abhängigkeiten sie sich begeben 
bzw. ob diese Strukturen überhaupt als Abhängigkeiten verstanden werden oder eher als 
Potenziale, einen verbesserten Marktzugang zu erreichen. In der (3.) Nachfragephase 
wurde ich spezifischer: Wird z. B. versucht, sich eher von äußeren Einflüssen zu befreien 
oder sich stärker in sie einzubinden? Welche Rolle spielen dabei traditionelle Formen der 
Nachbarschaftshilfe und die Einbindung in Gewerkschaften oder Genossenschaften? Au-
ßerdem fragte ich, welche Nahrungsmittel tagtäglich konsumiert werden, welche Kon-
flikte sich durch die Umstellung auf ökologische Anbauweisen ergeben, wie viel dazu 
gekauft und wie viel selbst produziert wird, und vor allem, wie die Befragten diese Art 
des Nahrungsmittelkonsums qualitativ bewerten: Gelten z. B. industriell gefertigte Pro-
dukte als etwas Wertvolles oder eher als notwendiges Übel? In der (4.) Bilanzierungspha-
se stellte ich vor allem Fragen hinsichtlich der Motivation und der Intention dieser Prak-
tiken.

Gruppendiskussionen und Gruppeninterviews
Während beider Aufenthalte führte ich vier Gruppendiskussionen bzw. Gruppeninter-
views (vgl. Dreher und Dreher 1991) mit Vertreterinnen und Vertretern kleinbäuer-
licher Organisationen durch, die sich situationsbedingt ergaben. Das bedeutet, die Initia-
tive in der Gruppe oder alleine interviewt zu werden, ging meist von den befragten 
Personen aus, die somit auch die Zusammensetzung der Teilnehmenden und die Grup-
pengröße festlegten. 

Diese Methode zeichnet sich dadurch aus, dass es sich nicht einfach um eine Form des 
qualitativen Interviews handelt, das anstelle mit einem oder einer Befragten mit mehreren 
Teilnehmenden durchgeführt wird, sondern um den Versuch, sich einem bestimmten The-
ma im Rahmen einer Diskussion anzunähern und dabei die Eigendynamik der Gruppe 
zuzulassen und zu nutzen (vgl. Mattissek et al. 2013, S. 183 ff.; Lamnek 2010 [1988], S. 
372 ff.). Der Unterschied zwischen einem Gruppeninterview und einer Gruppendiskussi-
on ist daher im Vorfeld nicht klar auszumachen und entwickelt sich erst im Verlauf des 
Gesprächs. Im Falle einer höheren Diskussionsbereitschaft der Teilnehmenden hält sich 
die befragende Person möglichst weit zurück und übernimmt eher eine moderierende 
Funktion. Die Angaben zur Gruppengröße sind dabei in der Literatur unterschiedlich (vgl. 
Lamnek 2010 [1988], S. 396 für einen Überblick); es wird jedoch von einer Mindestgrö-
ße von drei Personen ausgegangen. In meinen Fällen waren es kleine Gruppen von drei 
bis vier Personen.
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Von dieser Methode erwartete ich – so wie es vor allem Lamnek (2010 [1988], S. 389 ff.) 
beschreibt – dass die Gruppendynamik dazu beiträgt, kollektive Phänomene, d. h. in 
meinem Fall soziale Praktiken (z. B. der ökologischen Landwirtschaft oder des Nah-
rungsmittelkonsums), besser ermitteln und wahrnehmen zu können. Durch die gemein-
same Einbettung in einen sozialen Kontext sowie durch die wechselseitige Interaktion 
der Teilnehmenden während der Diskussion können kollektiv empfundene Realitätskon-
struktionen wie Meinungen, Werturteile oder auch kontrovers diskutierte Probleme 
schneller und direkter geäußert und unmittelbar sinnhaft nachvollzogen werden. Auch 
das in der Literatur häufig beschriebene Problem, dass die Befragten sich politisch „kor-
rekter“ ausdrücken möchten und letztlich das erzählen, was die befragende Person hören 
möchte, wird durch die Gruppendynamik zumindest zum Teil umgangen (vgl. Mattissek 
et al. 2013, S. 184). 

Diese offensichtlichen Vorteile bergen jedoch den Nachteil, dass individuelle oder abwei-
chende Meinungen aufgrund eines empfundenen sozialen Drucks möglicherweise nicht 
geäußert und dementsprechend vernachlässigt werden. Auch introspektive Einblicke in 
die Intentionalität und Emotionalität sozialer Praktiken sind bei Gruppenverfahren häufig 
schwerer in Erfahrung zu bringen als bei Einzelinterviews. 

Problemzentrierte Interviews
Als dritte Methode führte ich während beider Feldaufenthalte 40 problemzentrierte Inter-
views (vgl. Witzel 1985) in La Paz, Santa Cruz und Tarija aber auch in den municipios 
Achocalla und Padcaya durch. Diese konnten zum Teil auch als Expertinnen- bzw. Ex-
perteninterviews oder als informatorische Interviews (vgl. Lamnek 2010 [1988], S. 
304 f.) bezeichnet werden, da mein Erkenntnisinteresse in der Ermittlung des spezi-
fischen Fachwissens der Befragten bestand. Die Zielgruppe bei diesem Interviewtyp 
waren vor allem Vertreterinnen und Vertreter verschiedener Nichtregierungsorganisati-
onen, Forschungseinrichtungen, staatlicher Behörden und Ministerien. Aber auch mit 
unabhängigen Einzelpersonen, die keiner bestimmten Organisation angehörten, jedoch 
über bestimmte, für meine Fragestellung relevante Kenntnisse verfügten, führte ich ent-
sprechende Gespräche.

Problemzentrierte Interviews sind stärker an einer bestimmten gesellschaftlichen Pro-
blemstellung orientiert. Sie werden ähnlich wie narrative Interviews weitestgehend offen 
durchgeführt; es werden also keine Antwortvorgaben gegeben und es ergibt sich für die 
Gesprächsführenden die Möglichkeit, flexibel auf den Gesprächsverlauf zu reagieren und 
einzuwirken. Im Unterschied zum narrativen Interview richten sich die Forschenden 
nach einem Gesprächsleitfaden (vgl. Mattissek et al. 2013, S. 166 f.). Es geht demnach 
nicht darum zu erkennen, was generell das Problem ist, sondern eher, wie ein bestimmtes, 
durch eigene Vorüberlegungen festgelegtes Problem aus verschiedenen Perspektiven dar-
gestellt wird. 
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Die inhaltlichen Schwerpunkte meiner Interviews bestanden vor allem darin, die ernäh-
rungspolitische Haltung der bolivianischen Regierung nachzuvollziehen zu können. 
Konkret ging es dabei um die gesetzlichen Deklarationen, mit denen das Recht auf Ernäh-
rungssouveränität umgesetzt werden soll. Außerdem war für mich von Interesse, wie sich 
die Preispolitik für Grundnahrungsmittel darstellt, inwiefern die ökologische und klein-
bäuerliche Landwirtschaft unterstützt wird und vor allem welche Konsequenzen sich aus 
dem derzeit in Bolivien zu beobachtenden Quinoaboom ergeben.

Beobachtungen
Als vierte Methode ergaben sich während beider Feldaufenthalte diverse situative Beo-
bachtungsorte bzw. event spaces (Kap. 4.3.2). Dazu gehörten:

● 	 sämtliche Einzel- und Gruppeninterviewsituationen (das Umfeld des Inter-
views),

● 	 Märkte und andere Verkaufsorte für ökologische hergestellte Produkte (in Tarija 
und La Paz) sowie eine Messe mit dem Namen BioBolivia, bei der ökologisch 
Produzierende aus ganz Bolivien vertreten waren,

● 	 Versammlungen und Workshops für ökologisch Produzierende, die vor allem der 
Zertifizierung ihrer Produkte dienen sollten,

● 	 Orte landwirtschaftlicher Produktion und Weiterverarbeitung.

Die Art der Beobachtung war dabei immer nichtstandardisiert und abhängig von der je-
weiligen Forschungssituation. In Anlehnung an Golds (1958, S. 221) Typisierung han-
delte es sich bei einer Vielzahl der Beobachtungen um Situationen, die in Zusammenhang 
mit Befragungen zustande kamen, in denen ich also als teilnehmender Beobachter (ob-
server-as-participant) in Erscheinung trat. Das bedeutet, dass meine Rolle als Beobachter 
klar zu erkennen war und ich mit den beteiligten Personen durch die Befragungen intera-
gierte. In Interviews und Gruppendiskussionen erfüllte ich somit eine Doppelfunktion: 
die des Befragers bzw. Moderators und die des Beobachters. Ich stellte also nicht nur 
Fragen, sondern versuchte auch immer, die Umgebung des Interviews wahrzunehmen: 
mit welcher Art und Weise geantwortet wurde, wie das Interview arrangiert wurde, in 
welchen Räumlichkeiten es stattfand und mit welcher Emotionalität die befragten Per-
sonen auf bestimmte Fragen reagierten. Das galt besonders für die Gruppendiskussionen, 
bei denen ich mich in der Befragung etwas zurücknehmen konnte. 

In anderen Situationen, z. B. im Rahmen von Versammlungen und Workshops, bei der 
Beobachtung landwirtschaftlicher Produktionsabläufe oder dem Verkauf agrarökolo-
gischer Produkte beschränkte ich mich zumeist auf die Rolle des Zuhörers bzw. Beobach-
ters im Sinne des complete observer (vgl. Gold 1958, S. 221 f.) und beteiligte mich in 
diesen Fällen nicht direkt an den ausgeübten Praktiken. Bei den Versammlungen ver-
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suchte ich spezifische Argumentationsmuster zu erkennen aber auch sonstige Details 
wahrzunehmen: wer wo sitzt, welche Personen sich zu Wort melden, welche Geschlech-
terverhältnisse vorherrschen, in welcher Sprache gesprochen wird, wie die Diskussions-
abläufe sind, wie sich begrüßt und verabschiedet wird und welche Emotionen bei den 
Versammlungen zu Tage treten. Auch mir gegenüber geäußerte Emotionen der Befragten 
und Beobachteten versuchte ich dabei zu dokumentieren. Auf den Märkten und den Orten 
der landwirtschaftlichen Produktion hingegen konzentrierte ich mich u. a. darauf, wie die 
Produkte inszeniert und welche Anbaumethoden verwendet werden. 

Auch wenn es sich bei dieser Methodik um nichtteilnehmende Beobachtungen handelte, 
war ich kein vom Forschungskontext losgelöster und unsichtbarer Beobachter (Kap. 
4.3.1). Meine Interaktion mit dem Feld war insofern stark ausgeprägt, als dass ich die 
beobachteten Personen teilweise während (oder unmittelbar nach) der Ausübung ihrer 
Praktiken befragte, ihre Produkte kaufte und dabei fotografierte. Die Fotografien dienten 
mir dabei vor allem als Gedächtnisstützen und waren zur späteren Illustration und Rekon-
struktion meiner schriftlichen Notizen gedacht. Darüber hinaus machte ich, ähnlich wie 
es auch Schurr (2012, S. 198) mit der Methodik der visuellen Ethnographie beschreibt, 
in Einzelfällen die Erfahrung, dass die Präsenz der Kamera und meine offensichtliche 
Absicht, zu fotografieren, bestimmte Praktiken, wie z. B. das Präsentieren von Saatgut, 
erst hervorrief. 

Ich suchte insgesamt also nicht die Distanz, sondern eher die Nähe und Interaktion mit 
dem Feld. Ich ordnete mich den Regeln und der Dynamik des Feldes unter, ohne mich zu 

„verstecken“, was durch mein offensichtlich europäisches Äußeres auch nur schwer mög-
lich gewesen wäre. In Abhängigkeit der jeweiligen Situationen fiel ich mal mehr und mal 
weniger stark auf und verband mich allein schon durch die bloße körperliche Anwesen-
heit mit den sozialen Praktiken der jeweiligen Untersuchungsorte (Kap. 4.3.1). 

4.4.4	 Aufbereitung und Auswertung der Daten
Die narrativen Interviews und die Gruppendiskussionen bzw. Gruppeninterviews tran-
skribierte ich bis auf wenige Ausnahmen vollständig. Dabei verblieb ich – bis auf die 
zum Verständnis übersetzten Zitate in Kapitel 5 – im Sinne einer literarischen Umschrift 
(vgl. Mattissek et al. 2013, S. 192 ff.) grundsätzlich im Spanischen und unternahm 
kaum grammatikalische Korrekturen. Ich wollte möglichst nah am Gesprochenen blei-
ben und es erreichen, den genauen Wortlaut und sprachliche Nuancen erkennen zu kön-
nen. Für die hermeneutische Interpretation des Transkriptionstextes (vgl. Kleining 
1995), also für das Verstehen von Deutungsmustern und Realitätskonstruktionen, erwies 
sich dieses Verfahren als sinnvoll. Das bedeutete allerdings nicht, dass ich mir dadurch 
eine möglichst realitätsnahe Wiedergabe meiner Daten versprach, sondern dass ich die 
Transkription vielmehr als eine Interpretation (das Verfassen des Transkriptionstextes) 
von Interpretationen (die Erzählungen der Befragten) verstand (vgl. Mattissek et al. 
2013, S. 195). 
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Die auf diese Weise erstellten Texte dienten als Grundlage für einen weiteren herme-
neutischen Interpretationsschritt. Dieser bestand in einer offenen Kodierung (vgl. Flick 
2007 [2002], 392 ff.) mittels des Textanalyseprogrammes MAXQDA. Es diente dazu, die 
Transkriptionstexte strukturiert „aufzubrechen“, in den jeweiligen Erzählungen nach in-
haltlichen Mustern und Sinnzusammenhängen zu suchen und diese in Kategorien (Kodier-
ungen) zu übertragen. Wie es auch in Kapitel 4.3.1 deutlich wurde, fungierte der in Kapitel 
3 ausgearbeitete theoretische Ansatz dabei als eine „Interpretationsanleitung“, so dass die 
Bildung der Kategorien zwar offen aber nicht intuitiv, sondern theoriegebunden erfolgte. 

Für die problemzentrierten Interviews erstellte ich dagegen inhaltlich strukturierte Ge-
sprächsprotokolle, da ich weniger am genauen Wortlaut der Erzählungen interessiert war, 
sondern eher an spezifischen Inhalten. Zudem handelte es sich um eine zeitlich sehr effi-
ziente Variante der Datenauswertung. Nur in Einzelfällen transkribierte ich bestimmte 
Passagen, bei denen mir die genaue Formulierung für die spätere Interpretation von Be-
deutung erschien. 

Die Feldnotizen, Postscripts und Fotografien dienten als schriftliche Fixierung und Visu-
alisierung für die Nachvollziehbarkeit der in Kapitel 5 wiedergegebenen Beobachtungen. 
Zur Illustration boten sich außerdem zahlreiche, in Bolivien häufig zu sehende, politische 
Graffitis an, die einen illustrativen Einblick in die politische Stimmung des Landes er-
möglichen. 

Tabelle 4 gibt einen Überblick über die angewendeten Methoden, die jeweiligen Auswer-
tungsverfahren und Untersuchungsorte.

Tab. 4:	 Methodenspektrum der empirischen Forschung

Quelle:	Eigener Entwurf

Methode Zielpersonen Auswertungs-
verfahren

Unter- 
suchungsorte

Narrative Inter-
views / 
Gruppeninterviews

Vertreter(innen) kleinbäu-
erlicher Organisationen 
und kleinbäuerliche 
Produzent(innen)

Audio-Aufzeich-
nung, Transkrip-
tion, Kodierung, 
Textinterpretation

La Paz, Santa 
Cruz, Achocalla, 
Padcaya

Problemzentrierte 
Interviews / 
Experteninterviews

Vertreter(innen) von NROs, 
Forschungsinstitutionen 
und staatlichen Einrich-
tungen

Audio-Aufzeich-
nung Gespräch-
sprotokolle 
Kodierung, Textin-
terpretation

La Paz, Santa 
Cruz, Tarija, 
Achocalla, 
Padcaya

Teilnehmende / 
Nicht-Teilnehmende 
Beobachtungen

Vertreter(innen) kleinbäu-
erlicher Organisationen 
und kleinbäuerliche 
Produzent(inn)en

Feldnotizen, Post-
scripts, Fotografien

La Paz, Santa 
Cruz, Achocalla, 
Padcaya
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4.5	 Zusammenfassung

Das Ziel des empirischen Teils dieser Arbeit ist es, das Recht auf Ernährungssouveränität 
in seinem konkreten empirischen Wirkungsgefüge zu untersuchen. Die beiden erkennt-
nisleitenden Fragestellungen richten sich (a) an die konkreten kleinbäuerlichen „Souve-
ränitätspraktiken“ und (b) an die „Gerechtigkeitstopologien“ bzw. an die die „Geogra-
phien der Ernährungssouveränität“. Bolivien stellt als Untersuchungsraum für diese 
Arbeit einen geeigneten Kontext dar: Zum einen bestehen sowohl von zivilgesellschaft-
licher als auch von staatlicher Seite Bemühungen, das Recht auf Ernährungssouveränität 
als Leitbild zu verfolgen. Zum anderen sind die inhaltlichen Forderungen, die sich hinter 
der Forderung nach Ernährungssouveränität verbergen, den historisch bedingten Un-
gleichheiten in der Landverteilung geschuldet und entsprechend emotional und politisch 
vorbelastet. Das bolivianische Beispiel zeigt daher in aller Deutlichkeit, wie die Forde-
rung nach Ernährungssouveränität ihre vereinende Kraft entfaltet, indem bestehende und 
nicht notwendigerweise zusammengehörige Gerechtigkeitsforderungen gebündelt, mora-
lisch „aufgeladen“ und politisch neu eingefordert werden.

Das Erkenntnisinteresse dieser Arbeit richtet sich demnach auf spezifische soziale Prak-
tiken, die Ernährungssouveränität als eine Gerechtigkeitsforderung konstituieren und die 
in Form von event spaces wahrnehmbar werden. Dazu bieten sich, aufbauend auf einem 
konstruktivistischen Paradigma und einer interpretativ-verstehenden Vorgehensweise, 
sowohl Beobachtungsverfahren als auch Befragungen an, um die Ausübung bzw. die 
Organisation sozialer Praktiken sinnhaft nachzuvollziehen und intersubjektiv rekonstru-
ieren zu können. Wichtig ist dabei, dass ein solcher Forschungsprozess theoretisch fun-
diert und reflektiert abläuft, um einerseits nicht ausschließlich der eigenen und unüber-
windbaren sozialen Positionierung zu unterliegen und um andererseits den 
Forschungsprozess für andere Personen plausibel und nachvollziehbar zu gestalten und 
ihm so wissenschaftliche Güte zu verleihen. 

Für den empirischen Teil dieser Arbeit, der auf zwei ca. dreimonatigen Feldaufenthalten 
in Bolivien basiert, bedeutet dies, dass ich die eigene Forschung als eine Praktik verstehe, 
die sich mit den zu untersuchenden Praktiken verbindet und einen Untersuchungsort nie 
unangetastet hinterlässt. Dabei führte ich narrative und problemzentrierte Interviews, 
Gruppeninterviews bzw. Gruppendiskussionen sowie teilnehmende und nichtteilneh-
mende Beobachtungen durch, um sowohl unbewusstes und inkorporiertes Tun und Sagen 
als auch bewusste jedoch ausschließlich introspektiv zugängliche Organisationskompo-
nenten von sozialen Praktiken rekonstruieren zu können. Anschließend wertete ich die 
Ergebnisse mittels Audioaufzeichnungen, Transkriptionen, Protokollen und Fotografien 
interpretativ-verstehend aus.
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Zwischenfazit III: 
Vom Forschungsdesign zur Forschungspraxis

„[H]ow things unfold depends very much on how a new right is received, defended, 
and practiced even after its entrenchment, politically engaged and contested after 
that. In short, the right opens some possible doors but all by itself […] it means very 
little. The practice of the right […] means everything.“ (Honig 2009, S. 52 f.)

Mit diesem Forschungsdesign ist es nun möglich, die empirischen Ergebnisse dieser Ar-
beit aufzuzeigen. Unter Berücksichtigung der in diesem Kapitel dargestellten Fragestel-
lungen und der erkenntnistheoretischen Grundannahmen soll im folgenden Kapitel dar-
gestellt werden, wie sich das „tatsächliche Verhalten“ von Ernährungssouveränität, d. h. 
die konkrete und empirisch wahrnehmbare Praxis dieses Rechtes, entfaltet; denn wie 
Honig (s.o.) es treffend anmerkt, bedeutet ein Recht an sich nur sehr wenig. Die prak-
tische Ausgestaltung, die Inkraftsetzung und Anfechtung eines Rechtes hingegen bedeu-
ten alles.

Dabei ist es selbsterklärend – aber dennoch sollte darauf hingewiesen werden – dass ich 
aufgrund meiner subjektiven Sichtweise nicht die Gesamtheit an Praktiken und Arrange-
ments wahrnehmen kann, die die Forderung nach Ernährungssouveränität in Bolivien 
konstituieren, sondern immer (nur) bestimmte kontextuelle Ausschnitte. Folglich geht es 
auch nicht um die Wiedergabe von Fakten oder um eine Annäherung an objektive Wahr-
heiten. Dies würde der konstruktivistischen Sichtweise des interpretativ-verstehenden 
Paradigmas von Grund auf widersprechen. Jedoch ermöglicht es diese Perspektive, sozi-
ale Deutungsmuster und Realitätskonstruktionen nachvollziehen und theoretisch ange-
leitet wiedergeben zu können. Daher verstehe ich den in diesem Kapitel dargestellten 
Forschungsprozess und die nun folgenden Ergebnisse, ähnlich wie es auch Swynge-
douw (2015, S. 226) formuliert, als eine „persönliche Geschichte“, die ich autoethnogra-
phisch, d. h. aus meiner eigenen, unüberwindbar subjektiven, aber dennoch nicht unwis-
senschaftlichen Perspektive heraus erzähle, um auf diese Weise theoretische Konzepte 

„zum Leben“ zu erwecken. 

Der Fokus bei dieser Betrachtung liegt immer auf den sozialen Praktiken selbst, die ana-
lytisch zwar trennbar, empirisch jedoch auf komplexe Art und Weise miteinander verwo-
ben sind. Sie formen eine Art des sozialen Zusammenlebens, das nicht – wie ich in Hin-
blick auf meinen Analyserahmen und die erkenntnistheoretischen Grundannahmen 
behaupte – rationalen Entscheidungen, Kausalitäten und Gesetzmäßigkeiten im Sinne 
eines in sich geschlossenen und kohärenten Systems folgt, sondern eher durch Paradoxien, 
Antagonismen, ungleiche Machtverhältnisse und Emotionen charakterisiert ist. Dennoch 
zeichnet es sich durch einen gewissen Organisationsgrad aus und läuft nicht rein willkür-
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lich oder chaotisch ab. Mein Anspruch ist es, diese Komplexität in Bezug auf die Forde-
rung nach Ernährungssouveränität im folgenden Kapitel nachvollziehbar darzustellen, sie 
jedoch nicht zu vereinfachen oder unlogisch erscheinende Widersprüche aufzulösen. 



5	 Ein neues Recht und seine Realität: Ernährungssouveränität in 
Bolivien

Wie entfaltet sich die Forderung nach Ernährungssouveränität nun in der Realität? Das 
Ziel dieses Kapitel ist es, der Beantwortung dieser Frage gerecht zu werden und eine 
theoriegeleitete Darstellung der Bestrebungen nach selbstbestimmter und gerechter Er-
nährung in Bolivien anzufertigen. Im ersten Teil des Kapitels werde ich zunächst den 
engeren inhaltlichen und politischen Rahmen, in Form der staatlichen Politik der so-
beranía y seguridad alimentaria (Ernährungssouveränität und Ernährungssicherheit), 
aufzeigen. Dabei handelt es sich zwar nicht unmittelbar um den inhaltlichen Kern meiner 
Untersuchung aber um einen nicht weniger wichtigen und bedeutungsverleihenden 

„Saum mehr oder minder deutlich assoziierter Vorstellungen“ (Hannah 2015, S. 137), der 
den Fokus meiner Aufmerksamkeit umgibt. Methodisch werde ich dabei mit den pro-
blemzentrierten Interviews und der verfügbaren wissenschaftlichen Literatur arbeiten 
und die Inhalte anschließend mit Rückgriff auf die in Kapitel 3 beschriebenen hegemo-
nietheoretischen Ansätze zusammenfassen und interpretieren.

Die daraus gewonnenen Erkenntnisse dienen als inhaltliche Basis für den zweiten Teil 
des Kapitels und zwar für die Illustration einzelner Ausschnitte aus den kleinbäuerlichen 
Praktiken der Ernährungssouveränität. Diese bilden als zentrale Untersuchungsgegen-
stände den Fokus dieser Arbeit. Dabei werde ich zu großen Teilen auf narrative Inter-
views sowie auf eigene Beobachtungen und Fotografien zurückgreifen und anschließend 

– ohne die diskurstheoretischen Gedanken Laclaus und Mouffes aus dem Blick zu verlie-
ren – mit den praktikentheoretischen Begriffen Schatzkis interpretative Schlussfolge-
rungen hinsichtlich der Aktions- und Organisationskomponenten dieser Praktiken ziehen.

Abschließend soll im dritten Teil des Kapitels eine theoriegeleitete Synthese erstellt wer-
den, um die im vorigen Kapitel aufgestellten Forschungsfragen zu beantworten. 

5.1	 Die Politik der soberanía y seguridad alimentaria und ihre Wider-
sprüche

Spätestens seit Inkraftsetzung der neuen Verfassung im Jahr 2009 gelten die Konzepte der 
Ernährungssouveränität und der Ernährungssicherheit als Leitbilder für die bolivianische 
Landwirtschafts- und Ernährungspolitik. Sie sollen dazu beitragen, eine souveräne und 
unabhängige bolivianische Ernährung zu gewährleisten und damit das übergeordnete, ei-
ner andin-indigenen Tradition entstammende Leitbild des vivir bien, des „guten Lebens“, 
zu erfüllen (Kap. 4.2.1). Bereits einige Jahre zuvor wurde dieses Ziel im Nationalen 
Entwicklungsplan für die Jahre 2006 – 2011 verankert (vgl. PND 2007, S. 103; Araújo 
2010, S. 503 ff.). Aus beiden Deklarationen geht hervor, dass der Staat in seiner Funktion 
als souveräne Kraft verschiedene politische Maßnahmen für eine selbstbestimmte, hei-
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mische und qualitativ hochwertige und ausreichende Ernährung verwirklichen soll. Zu-
sammengefasst gehören dazu: 

● 	 die Stärkung des Binnenmarktes und der nationalen Produktion, 
● 	 die Beschränkung des Exportes,
● 	 das Verbot der Herstellung, Verbreitung und Einfuhr gentechnisch veränderter Or-

ganismen und giftiger Substanzen, die schädlich für Mensch und Umwelt sein 
könnten,

● 	 die Förderung klein- bis mittelständischer landwirtschaftlicher Produzentinnen und 
Produzenten im Rahmen einer diversifizierten, solidarischen und pluralen Wirt-
schaft,

● 	 die Entwicklung einer gerechten Preispolitik für Grundnahrungsmittel,
● 	 die Unterstützung von Subsistenzwirtschaft sowie agrarökologischer und diversifi-

zierter Produktion im Einklang mit den Bedürfnissen der Bevölkerung und der öko-
logischen Tragfähigkeit und

● 	 die Entwicklung von Bildungs-, Informations- und Kommunikationsprogrammen 
für einen verantwortungsvollen und bewussten Konsum von Nahrungsmitteln. 
(PND 2007, S. 103; CPE 2009, Artikel 255, 306, 307, 311, 405 und 407).

Hervorzuheben ist, dass diese Maßnahmen nicht als Top-Down-Ansätze betrachtet wer-
den können; vielmehr handelt es sich – so wie es auch bei der Erarbeitung der gesamten 
Verfassung der Fall war (vgl. Schilling-Vacaflor und Barrera 2011) – um einen 
partizipativen Prozess, in den diverse kleinbäuerliche Organisationen involviert waren. 
Bereits im Jahr 2002, also noch deutlich vor dem Amtsantritt der MAS-Regierung, erar-
beiteten diverse kleinbäuerliche Verbände in Zusammenarbeit mit einem Netzwerk von 
Nichtregierungsorganisationen (dem Netzwerk AIPE) einen von der damaligen bolivia-
nischen Regierung zunächst noch wenig beachteten Vorschlag für eine Reihe von ernäh-
rungspolitischen Forderungen. Diese wurden zu großen Teilen bei den gesetzlichen Be-
schlüssen zu Ernährungssouveränität berücksichtigt (vgl. Dáravos Saravia 2013, S. 3), 
was jedoch nicht dazu führte, dass die gegenwärtige Agrar- und Ernährungspolitik des 
MAS vorbehaltlos von den kleinbäuerlichen Organisationen getragen wird. Es offenba-
ren sich eher eine Reihe an Widersprüchen, die den paradoxen Charakter von Ernäh-
rungssouveränität in aller Deutlichkeit zutage treten lassen. Wie im Folgenden deutlich 
wird, zeigen sie, dass die Bemühungen, Ernährungssouveränität politisch umzusetzen 
und in ein bestehendes „Gerechtigkeitsregister“ zu integrieren, mit großen Hindernissen 
verbunden sind und eher zu neuen Konflikten und Antagonismen führen.

5.1.1	Von Definitionen und Hintertüren: Die Deklarationen 
Als legislative Säulen für die staatliche Politik der Ernährungssouveränität und Ernäh-
rungssicherheit gelten im Wesentlichen zwei Gesetze: die Ley 144, der „gemeinschaft-
lichen und produktiven Agrarrevolution“ aus dem Jahr 2011 und die Ley 338, „der indi-
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genen, originären und bäuerlichen Wirtschaftsorganisationen für die Integration der 
familiären Landwirtschaft und der Ernährungssouveränität“ aus dem Jahr 2013. Das er-
stere und ältere Gesetz nennt als zentrale Zielsetzung: „Ernährungssouveränität für das 
gute Leben der Bolivianerinnen und Bolivianer unter den Bedingungen der Lebensmittel-
sicherheit und Qualität durch die gemeinschaftliche und produktive Agrarrevolution im 
Rahmen einer pluralen Wirtschaft herzustellen.“ (übersetzt nach Ley 144, Artikel 3) und 
richtet sich dabei an:

„die zentralen Einheiten des Staates, an die Autonomiegebiete, der indigenen, origi-
nären und bäuerlichen Gemeinschaften sowie Gemeinschaften von Interkulturellen 
und Afrobolivianern als auch an andere öffentliche, private und gemischte Körper-
schaften sowie an die unabhängigen und gemeinschaftlichen Produzenten, die auf 
direkte oder indirekte Weise die produktive Entwicklung und die Ernährungssicher-
heit und Ernährungssouveränität sicherstellen oder damit in Verbindung stehen.“ 
(übersetzt nach Ley 144, Artikel 4)

Wie aus dieser Formulierung hervorgeht, werden damit alle landwirtschaftlichen Produ-
zentinnen und Produzenten sowie sämtliche politischen Ebenen, die sich dem Ziel der 
Ernährungssicherheit und Ernährungssouveränität verschreiben, juristisch vereinheitlicht. 
Es werde, wie es Germán Gallardo, ein hochrangiger Vertreter des Ministeriums für 
Ländliche Entwicklung und Land, erläutert, kein Unterschied zwischen dem Staat oder 
untergeordneten Verwaltungsebenen, Autonomiegebieten, Kleinbauerinnen und Klein-
bauern, familiärer Landwirtschaft, klein- und mittelständisch oder großen Betrieben ge-
macht. Alle würden „unter einen Regenschirm“ treten und die gleichen Rechte, Zuge-
ständnisse und Befugnisse als landwirtschaftliche Produzentinnen und Produzenten 
erhalten (PZI 1, 07.05.2013)1. 

Passend zu den theoretischen Argumenten in Kapitel 2.6 wird damit deutlich, wie in Bo-
livien eine große Offenheit hinsichtlich der Subjekte bzw. der Zielgruppe von Ernäh-
rungssouveränität und damit auch der räumlichen Maßstabsebene hergestellt wird: Die 
Forderung beinhaltet die Selbstbestimmung in Bezug auf die Produktion, den Konsum 
und die Verteilung von Nahrungsmitteln und kann damit definitionsgemäß auch keine 
bestimmten Produktionsformen ausschließen. Jedoch beinhaltet sie auch – und hier zeigt 
sich ihr paradoxer Charakter – dass Kleinproduzentinnen und Kleinproduzenten bevor-
zugt werden sollen und die Nahrungsmittelproduktion bestimmten normativen Leitlinien 
unterliegen sollte. Es verwundert daher nicht, dass die Ley 144 vor allem seitens des 
Produzierendenverbandes CIOEC und der CONAMAQ, der Vertretung der indigenen 

1	 Interviewzitate werden im Folgenden nummeriert und mit den folgenden Kodierungen angegeben: PZI = problem-
zentriertes Interview; NI = narratives Interview; GI = Gruppeninterview bzw. -diskussion; BKI = Beobachtungen und 
Kurzinterviews. Zusätzlich wird das Datum des Interviews genannt. Eine Übersicht aller Gesprächspartnerinnen und 
Gesprächspartner befindet sich im Anhang. 
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Völker des Hochlandes, vehement kritisiert wird. Es fehle, wie Vertreter dieser Organisa-
tionen erläutern, die notwendige Priorisierung von familiärer und kleinbäuerlicher Land-
wirtschaft und eine klare Haltung hinsichtlich der Verwendung bzw. des Verbotes von 
Agrochemikalien und gentechnisch veränderten Organismen sowie konkrete politische 
Maßnahmen für die Umsetzung der Richtlinien (PZI 2, 07.05.2013; PZI 3, 29.05.2013; 
NI 1, 09.05.2013).

Auch die als Zusatz zur Ley 144 gedachte Ley 338, die sogenannte Ley OECAS2, aus 
dem Jahr 2013, mit dem Ziel, „im öffentlichen und nationalen Interesse die familiäre und 
nachhaltige Landwirtschaft als Basis der Ernährungssouveränität des bolivianischen 
Volkes zu erklären“ (übersetzt nach Ley 338, Artikel 6), konnte diese Kritik nicht abmil-
dern. Insgesamt werde bei beiden Richtlinien nicht oder nur kaum differenziert dargelegt, 
wie sie umgesetzt werden sollen. Sie würden eher aus einer Reihe von redundanten Prin-
zipien und Leitbildern bestehen und es handele sich – ganz im Sinne eines überdefi-
nierten „leeren Signifikanten“ (Kap. 3.1.1) – um Definitionen, die keine konkrete Bedeu-
tung beinhalteten. Enrique Ormachea, ein zu diesem Thema arbeitender Wissenschaftler 
der gewerkschaftsnahen Forschungsinstitution CEDLA (vgl. Ormachea 2009) formu-
liert diese Kritik wie folgt:

„Vor einer Weile hat man das Gesetz OECAS erlassen. Aber das hat keinen Sinn. Es 
besagt nichts. Es ist ein rein diskursives Gesetz. Es ist ein Gesetz voller Definiti-
onen. Es definiert Dinge. Die OECAS sind dies und das, aber man gibt ihnen keine 
Bestimmung. Es ist kein Gesetz, das wirklich Dinge stärken wird. Es bewirkt 
nichts.“ (PZI 4, 25.04.2013)

„Sie töten, sie ernähren dich nicht“
Ein gesellschaftlich stark kontrovers diskutiertes Thema sind in diesem Zusammenhang 
die gesetzlichen Regelungen zu gentechnisch veränderten Organismen. Laut dem Artikel 
408 der Verfassung Boliviens (vgl. CPE 2009) sind die Produktion, der Import, die Ver-
wendung und die Vermarktung von gentechnisch veränderten Organismen und entspre-
chenden Technologien verboten. Allerdings wurde dieses Verbot wenig später relativiert 
und es wurde darauf verwiesen, dass die genaue Verwendung durch ein entsprechendes 
Gesetz geregelt werden soll. Dieser Richtlinie, der Ley 144, ist wiederum zu entnehmen, 
dass gentechnische Veränderungen nur bei Organismen verboten werden, die ursprüng-
lich aus Bolivien stammen und mit denen das „genetische Erbe des Landes“ angegriffen 
werden könnte (Artikel 15, Abs. 2; Giavarini 2013, S. 7 f.). Damit werden jedoch de 
facto sämtliche gentechnische Veränderungen bei Organismen, die nicht aus Bolivien 
stammen, geduldet und automatisch legalisiert wie z. B. im Rahmen der Produktion von 
Soja und diversen Reissorten (vgl. Molina 2011).

2	  Die Abkürzung OECAS bezeichnet die Organisaciones Económicas Campesinas, Indígenas Originarias.
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Ein Repräsentant der CONAMAQ verdeutlicht in einem Interview seinen Unmut mit der 
Ley 144 und das Gefühl des „Übergangen-Werdens“: Die CONAMAQ sei als Vertretung 
der indigenen Völker des Altiplano selbst wesentlich an der Ausarbeitung des neuen Ge-
setzes und auch der neuen Verfassung beteiligt gewesen, die Regierung habe sie jedoch 
hintergangen und es bestehe nun, entgegen ihrem ursprünglichen Vorschlag, die uneinge-
schränkte Möglichkeit, transgenes Saatgut und Agrochemikalien einzusetzen:

„Der Präsident Evo Morales hat ein Gesetz der gemeinschaftlichen Agrarrevolution 
verabschiedet. […] Auch wir haben das Gesetz mit ausgearbeitet, um die landwirt-
schaftliche Produktion im Osten und Westen, ganz gleich ob Soja, Mais, Weizen, 
Bohne, Erbse, Quinoa, kurz gesagt alles, zu verbessern. Aber sie, die Regierung, 
hat uns eine Falle gestellt und uns angelogen! […] Ja, sie lassen uns [die Herstel-
lung] der Produkte, gleich ob Mais, Weizen, Bohne, Erbse oder Quinoa, verbessern, 
aber mit dem Begriff der Ernährungssouveränität muss man natürlich produzieren, 
mit natürlichen Düngemitteln, mit allem außer Chemie. Und deswegen lehnt die 
CONAMAQ dieses Gesetz ab [...] und den gesamten Artikel 15 über Ernährungssi-
cherheit, Ernährungssouveränität und die Verwendung von transgenen Organismen 
und Agrochemikalien. Sie wollen, dass wir nur noch Chemikalien verwenden und 
dann können wir [Produkte] mit diesen Ausmaßen produzieren, Mais mit solchen 
Kolben und dann auch Quinoa. […] Aber das bringt nichts. Es wird unsere Körper 
töten und unsere Gesundheit und es wird uns vernichten! […] Aus diesem Grund 
lehnt die CONAMAQ diesen Vorschlag der Regierung ab.“ (PZI 2, 07.05.2013)

Abb. 8:	 Politisches Graffiti gegen gentechnisch veränderte Organismen „Sie töten, sie ernäh-
ren Dich nicht“

Quelle:	Eigene Aufnahme 2013, La Paz
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Auch in der Ley 300 der madre tierra aus dem Jahr 2012 (Artikel 24, Abs. 7) wird die-
ses Verbot ähnlich relativierend oder – je nach Sichtweise – strategisch formuliert. Es 
wird somit eine Art politische „Hintertür“ für die Verwendung, den Verkauf und die 
Einfuhr von sämtlichen gentechnisch veränderten Organismen geschaffen, die nicht aus 
Bolivien stammen, um das Projekt der „produktiven und gemeinschaftlichen Agrarre-
volution“ (s.o.) insbesondere mit Blick auf die agroindustrielle Entwicklung im Osten 
des Landes (Kap. 4.2.2) sowie auf die nationale Ernährungssicherheit nicht zu behin-
dern.

Staatliche Kontrollen oder wissenschaftliche Studien zum Anteil der transgenen Organis-
men in der Landwirtschaft sind kaum vorhanden, so dass nur Schätzungen existieren, in 
welchem Ausmaß sie tatsächlich in Bolivien verwendet werden: So wird z. B. im Rahmen 
der Sojaproduktion von einem Anteil von mindestens 90 % ausgegangen (vgl. Castañón 
Ballivián 2014, S. 17) und auch bei der Reis- und Maisproduktion wird geschätzt, dass 
der Anteil insgesamt sehr hoch ist und weiter steigen wird. Alcides Vadillo Pinto, Direk-
tor der Regionalvertretung der Fundación Tierra in Santa Cruz (eine regierungsunabhän-
gige Forschungseinrichtung, die sich v. a. mit der Thematik um die Verteilung von Land 
auseinandersetzt), beschreibt die Situation wie folgt: 

„Zu einem gewissen Zeitpunkt hat man hier die Verwendung von transgenem Saat-
gut verboten. Jedoch gab es niemals die Kapazitäten, die Einfuhr von gentechnisch 
veränderten Produkten im Lebensmittelbereich zu kontrollieren. Wir haben hier 
z. B. den transgenen Mais verboten, aber wir kaufen verpackte und umgewandelte 
Produkte aus Argentinien. Das war schon immer ein Problem. […] Diese Regie-
rung konzentriert sich bei der Agrarrevolution auf eine Umverteilung von Land. 
Das war von 2006 bis 2010. Im Jahr 2011 hat man ein neues Gesetz mit dem Na-
men revolución productiva erlassen: Auf Wiedersehen Agrarrevolution, jetzt ist nur 
noch die Produktion von Bedeutung. Und für die Produktion heißt es: willkommen 
transgene Organismen! Willkommen Agrochemikalien! Willkommen Produktion, 
die die Agrarfront ausweitet! Und wenn es in Hinblick auf das Gesetz der madre 
tierra, mit dem man die transgenen Organismen wiederholt verboten hat, irgend-
welche Proteste gab, dann protestierte wiederum die Agroindustrie dagegen, so 
dass man eine Richtlinie erließ, mit der das Verbot nur für die aus Bolivien stam-
menden Produkte gilt. Und das, was in diesem Sinne aus Bolivien stammt, ist viel-
leicht die Kartoffel und ich weiß nicht was… Es bedeutete die Liberalisierung von 
genetisch verändertem Soja, Reis, Mais. Und das, was man heute an Soja anbaut, 
ist zu hundert Prozent gentechnisch verändert. Man verwendet auch viel bei Reis 
und Mais. Ich weiß nicht in welchem Anteil, da haben wir keine Informationen, 
aber man verwendet mehr und mehr.“ (PZI 5, 22.05.2013)



133Ein neues Recht und seine Realität: Ernährungssouveränität in Bolivien

Von Gerüchten und Gelegenheiten
Interessant ist in diesem Zusammenhang vor allem eine Aussage von Germán Gallardo, 
Vertreter des Ministeriums für Ländliche Entwicklung und Land, mit der die politische 
Tolerierung der oben beschriebenen Praktiken aus Perspektive der Regierung nachvollzo-
gen werden kann: Er verdeutlicht, dass es sich bei den Diskussionen um gentechnisch 
veränderte Organismen einerseits um ein politisch kontroverses und emotional aufgela-
denes Thema handele, das voll sei von Gerüchten, Mythen und übertriebenen Wertvor-
stellungen. Andererseits gebe es keinen berechtigten Grund, auf technologische Lö-
sungen zu verzichten, nicht zuletzt da ein Ausstieg aus den entsprechenden 
Produktionsweisen erhebliche ökonomische und politische Schwierigkeiten mit sich 
bringen würde und bisher in den Ländern, die mit transgenen Organismen experimentiert 
hätten, auch keine negativen Auswirkungen zu beobachten seien:

„Das hier ist das Ministerium für Ländliche Entwicklung. Ich denke so, wie jemand, 
der produziert. Ich sehe also in diesem gesetzlichen Rahmen in keiner Weise einen 
Widerspruch zwischen der Nachhaltigkeit und den transgenen Organismen. Das ist 
ein Mythos. Es gibt keinen wirklichen Beweis, der uns zeigt, dass transgene Orga-
nismen untauglich sind. Die Politik spricht von Gelegenheiten, wenn du sie neh-
men willst, dann nimm sie! Wenn man sich den transgenen Organismen verschließt, 
dann verwehrt man sich auch der Möglichkeiten. Jemand der schon investiert hat, 
der eine Perspektive und eine Ausbildung hat und Entscheidungen für die Zukunft 
gefällt hat, dem würden wir einen wichtigen Bestandteil seiner Variabilität nehmen, 
die in einem Moment sehr gelegen kommen kann. Und dann kommt immer das 
Märchen, dass wir die transgenen Organismen in der Welt vernichten können. Das 
ist nicht realistisch, denn das Saatgut, mit dem weltweit produziert wird, ist gen-
technisch modifiziert. Es gibt praktisch auf der ganzen Welt kein Saatgut, das nicht 
gentechnisch modifiziert ist – in vielen Sektoren. Wenn man also sagt: ‚In diesem 
Land verwende ich keine transgenen Organismen‘, dann heißt das, ‚ich werde auch 
nicht säen.‘ Und das ist eine Verantwortung, der wir uns nicht stellen können.“

[B.F.]: „Ich verstehe. Aber ich frage auch, weil es ja die Sichtweise vieler zivilge-
sellschaftlicher Organisationen ist, dass Ernährungssouveränität nur ohne trans-
gene Organismen zu realisieren ist.“

„Hier gibt es zwei Visionen. Es gibt Produzenten, die tatsächlich nicht wollen. […] 
Und die CIOEC [Produzierendenverband] hat ihre Meinungen, die haben sich stark 
entwickelt, das hat keiner kommen sehen. Aber sie sind weder der Staat noch eine 
Vertretung des Landes. Es ist eine zivilgesellschaftliche Organisation, die ihren 
Platz hat […] und von der wir die Meinungen respektieren und die wir zum Dialog 
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einladen. Aber es gibt Positionen, die wir nicht teilen. Das ist auch klar. […] Wenn 
es so einfach wäre, transgene Organismen zu vernichten, was vernichten wir dann? 
Aber letztlich hängen gegenwärtig 500 Millionen Dollar des Landeseinkommens 
von den transgenen Organismen ab. Mit all diesen Familien, die davon leben, die 
diese Körner transportieren. Es ist also einfach das zu sagen. Aber so funktioniert 
das nicht.“ (PZI 1, 07.05.2013)

Ersichtlich wird hier nun, dass die Regierung, in diesem Fall vertreten durch das Ministe-
rium für Ländliche Entwicklung und Land, transgene Organismen tatsächlich nicht ab-
lehnt, sondern sie vielmehr als opportun und essentiell für die ökonomische Entwicklung 
des Landes erachtet – eine Sichtweise, die ganz offensichtlich nicht den Paradigmen der 
madre tierra und des vivir bien entspricht, sondern eher einem produktivistischen Wirt-
schaftsmodell zuzuordnen ist. Deutlich wird dabei auch, wie unterschiedliche Souveräni-
tätsansprüche und Gerechtigkeitsforderungen miteinander kollidieren: zum einen die auf 
einem Umverteilungsdiskurs basierende Politik der bolivianischen Regierung und zum 
anderen die Forderungen nach politischer Teilhabe von Kleinproduzierenden, die einen 
Verbot von Gentechnik und ein konsequentes Vorgehen gegen entsprechende Praktiken 
einklagen. Wie Gallardo hervorhebt, respektiere die Regierung zwar die Forderungen der 
CIOEC und es finde auch ein Dialog statt, jedoch scheint es das vorrangige politische Ziel 
der Regierung zu sein, die ökonomische Entwicklung des Landes voranzutreiben und sie 
zu stabilisieren, was eine Nutzung entsprechender effizienzoptimierender Technologien 
grundsätzlich rechtfertige. In Anbetracht der enormen Bedeutung und des möglichen Po-
tenzials für die nationale Wirtschaft, so lässt es sich aus diesem Interviewausschnitt he-
rauslesen, sei es genauso wenig vertretbar, auf Gentechnik zu verzichten als diese Tech-
nologie bzw. entsprechende Organismen auf Grundlage von kursierenden Gerüchten und 
Mythen zu verbieten. 

So wird nun auch nachvollziehbar, dass in Bolivien letztlich jene Praktiken politisch to-
leriert bzw. gefördert werden, die van der Ploeg (2008) und McMichael (u. a. 2009a) 
mit den Ansätzen der food empires bzw. food regimes (Kap. 2.4) beschreiben. Wenn je-
doch – und damit offenbart sich erneut der paradoxe Charakter von Ernährungssouverä-
nität – zugrunde gelegt wird, dass einem Staat grundsätzlich das Recht zusteht, seine ei-
gene Ernährungspolitik selbst zu definieren, handelt es sich bei der von Gallardo 
beschriebenen Politik zwangsläufig um eine Form der staatlich garantierten Ernährungs-
souveränität. Problematisch ist dabei jedoch, dass im Rahmen dieses produktivistischen 
Paradigmas die Bedingungen und Praktiken der Nahrungsmittelproduktion nicht zu 
Gunsten einer kleinbäuerlichen und agrarökologischen Landwirtschaft verändert, son-
dern eher in Hinblick auf eine industrielle Landwirtschaft und einer Stabilisierung des 
food regime belassen werden. 

Auch im folgenden Abschnitt wird dieser Widerspruch deutlich werden.
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5.1.2	Zwischen internationaler Marktintegration und nationaler Preisstabilität
Die staatliche Agrar- und Ernährungspolitik Boliviens basiert in ihrem Sagen auf einer 
protektionistischen Stärkung des Binnenmarktes, einer Unterstützung der landwirtschaft-
lichen Kleinproduzierenden und einer Verringerung des Außenhandels (vgl. Dáravos 
Saravia 2013, S. 10). Dennoch zeigen verschiedene quantitative Indikatoren (vgl. Or-
machea 2009; Ormachea und Ramirez 2013) eine hohe Weltmarktintegration sowie 
eine internationale Abhängigkeit in Bezug auf die Versorgung mit Grundnahrungsmitteln 
und damit eher einen entgegengesetzten Trend. Vor allem der hohe Anteil importierten 
Weizenmehls für die Herstellung von Brot ist in den entsprechenden Studien deutlich zu 
erkennen und beläuft sich mit steigender Tendenz auf etwa 60 % (vgl. Castañón Balli-
vián 2014; Dáravos Saravia 2013). Gleichzeitig ist eine starke Expansion des Anbaus 
exportorientierter Produkte, insbesondere von Soja mit einer Verfünffachung zwischen 
1991 und 2012, zu beobachten (vgl. Castañón Ballivián 2014, S. 27). 

Bei einer reinen Betrachtung der Außenhandelsströme von Agrarprodukten kann momen-
tan also nicht von einer Annäherung an Ernährungssouveränität im Sinne einer Selbstbe-
stimmung der bolivianischen Kleinproduzierenden und einer Bevorzugung der nationalen 
Produktion gesprochen werden. Widersprüchlich ist dabei vor allem die Rolle der EMAPA 
(das seit 2007 bestehende nationale Unternehmen zur Unterstützung der inländischen 
Nahrungsmittelproduktion), das den Import sowie die agroindustrielle Produktion von 
Grundnahrungsmitteln im Inland eher zu fördern scheint, anstatt seiner eigentlichen Be-
stimmung gerecht zu werden und die Produktion von mittel- und kleinständischen Unter-
nehmen für den Binnenmarkt zu unterstützen (vgl. Castañón Ballivián 2014, S. 13).

Ein Mitarbeiter des Wirtschaftsministeriums, des Ministerio de Desarollo Productivo, be-
gründet dieses Vorgehen mit der ernährungspolitischen Zielsetzung des Staates, durch 
eine staatliche Preiskontrolle der inländischen und zumeist agroindustriellen Produktion 
sowie durch die Festlegung von Importquoten für Grundnahrungsmittel (er nennt u. a. 
Weizen, Speiseöl, Reis, Geflügel) für stabile inländische Nahrungsmittelpreise zu sorgen. 
Damit soll das Primärziel der Politik der soberanía y seguridad alimentaria erreicht wer-
den: nämlich eine Form der staatlich-souveränen Ernährungssicherheit herzustellen (PZI 
6, 19.06.2013). Allerdings führt dieser staatliche Kontrollmechanismus und die damit 
verbundene Bevorzugung agroindustrieller Produktion aus dem In- und Ausland nicht 
nur zu stabilen Preisen, sondern auch zu einem andauernden Niveau niedriger Preise, zu 
dem Klein- und Kleinstproduzierende nicht ökonomisch effizient wirtschaften können. 
Dadurch wird zwar die Ernährungssicherheit insbesondere für die nicht selbst produzie-
rende und vor allem städtische Bevölkerung mit einem sehr geringen Haushaltseinkom-
men gewährleistet, jedoch die kleinbäuerliche Produktion strukturell unterminiert. 

Das Phänomen, nach dem die Aneignung und Ausübung von Souveränität auf einer be-
stimmten Ebene (in diesem Fall der nationalstaatlichen) zu einer Verringerung der Selbst-
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bestimmung anderer Ebenen führen kann und damit andere Souveränitätsansprüche hie-
rarchisch unterordnet (in diesem Fall die kleinbäuerliche Selbstbestimmung), wird somit 
deutlich (Kap. 2.6.3). Enrique Ormachea von der Forschungsorganisation CEDLA be-
schreibt dieses Dilemma wie folgt:

„Es ist eine Regierung, die eine Preisstabilität bevorzugt […]. Diese Politik funkti-
oniert in etwa so: Mangelt es an der Produktion eines bestimmten Produktes? Dann 
importieren wir [es]. […] Und das passt auch dazu, dass die Löhne der städtischen 
Arbeiter weiter niedrig bleiben sollen. Denn diejenigen, die die Nahrungsmittel 
kaufen, sind die Lohnarbeiter. Ich habe jetzt zwar nicht die letzten Zahlen der Im-
porte aber zumindest in den Jahren 2010 und 2011 hat man gesehen, wie sie stetig 
stiegen. Den meisten Import gibt es gerade bei den Produkten, die man sehr leicht 
hier produzieren kann, z. B. Kartoffeln. Bolivien begann damit Kartoffeln zu im-
portieren, verschiedene Gemüsesorten zu importieren und auch Tomaten, Zwiebeln, 
usw. Und das alles sind Produkte, bei denen es grundsätzlich zu Lasten der campe-
sinos geht. Das ist also die Situation.“ (PZI 4, 25.04.2013)

Es deutet also vieles darauf hin, dass es nicht die oberste Priorität des MAS zu sein 
scheint, der Ley 338 gerecht zu werden und die familiäre Landwirtschaft als Basis der 
bolivianischen Ernährungssouveränität zu unterstützen, sondern eher eine Form der staat-
lich-souveränen Ernährungssicherheit zu festigen. Dabei sei jedoch, so hebt mein Ge-
sprächspartner hervor, nicht nur von Bedeutung, die Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln 
zu gewährleisten, sondern auch eine politische Konsolidierung mit den agrarindustriellen 
Interessengruppen im Osten des Landes herzustellen. Passend dazu beschreibt eine in La 
Paz lebende Wissenschaftlerin und regierungskritische Aktivistin, dass zwar zum Regie-
rungsantritt von Evo Morales argumentativ das Paradigma der Ernährungssouveränität 
vertreten worden sei, es in den letzten Jahren jedoch einen Wandel in der nationalen Er-
nährungspolitik gegeben habe: weg von Ernährungssouveränität und hin bzw. zurück 
zum produktivistischen Paradigma der Ernährungssicherheit:

„Das zentrale Argument der Unternehmen und auch der Regierung ist, dass wir Er-
nährungssicherheit gewährleisten müssen. Das Konzept der Ernährungssouveräni-
tät ist also mit der Zeit hier in Bolivien verschwunden und es wurde damit begon-
nen, es durch das der Ernährungssicherheit zu ersetzen. Zu Beginn war es eher 
Souveränität jetzt ist es mehr Sicherheit.“ (PZI 7, 20.02.2015)

Doch inwiefern existieren in Bolivien überhaupt politische Maßnahmen, die zumindest 
im Ansatz den gesetzlichen Vorgaben entsprechen und mit denen eine kleinbäuerliche 
und / oder agrarökologische Landwirtschaft unterstützt und gefördert wird? Wie sehen 
diese aus? Und wie gestaltet sich die Situation der ländlichen Bevölkerung, bezogen auf 
ihre Rolle als Nahrungsmittelproduzierende und als zentrale Zielgruppe bzw. Träge-
rinnen und Träger der Forderung nach Ernährungssouveränität? 
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5.1.3	Zur politischen Unterstützung der kleinbäuerlichen Landwirtschaft 
„Tatsächlich ist es so, dass die bäuerliche Landwirtschaft in Bolivien an Bedeutung 
verliert. In der Vergangenheit war sie die wichtigste Quelle für Nahrungsmittel im 
Land aber nach und nach hat sie an Stärke gegenüber der Agrarindustrie eingebüßt. 
Und das sieht man auch ganz einfach an der Wettbewerbsfähigkeit auf dem Markt. 
Die Agroindustrie kann [die Produkte] deutlich günstiger herstellen. Natürlich 
nicht mit den gleichen positiven, sozialen und ökologischen Auswirkungen, die die 
bäuerliche Landwirtschaft hat. Große Teile des Gemüses, das wir in La Paz essen, 
kommt aus Comarapa [eine Kleinstadt im departamento Santa Cruz] und anderen 
Tälern in Santa Cruz, die weitaus mehr Technik zu Verfügung haben, das haben wir 
in unseren Fallstudien gesehen. Und die bäuerliche Landwirtschaft, vor allem im 
Altiplano und in den Valles, verliert an Kraft.“ (PZI 8, 25.04.2013)

Dieser Interviewausschnitt mit Enrique Castañón Ballivián, ein zu diesem Thema arbei-
tender Wissenschaftler (vgl. Castañón Ballivián 2014) der Fundación Tierra in La 
Paz, beschreibt die gegenwärtige Situation der kleinbäuerlichen Landwirtschaft sehr an-
schaulich: Insgesamt habe der kleinbäuerliche Sektor (v. a. von Kartoffeln, Gemüse, 
Früchten) im Wettbewerb gegenüber industriell hergestellten Produkten aus dem In- und 
Ausland das Nachsehen. Damit zeigt sich auf den ersten Blick auch das vielfach beobach-
tete und beschriebene Phänomen, dass sich die kleinbäuerliche Landwirtschaft den Re-
geln des internationalen Marktes unterordnen muss (vgl. auch Ormachea und Ramirez 
2013 sowie Kap. 2.5). Diese Tendenz gilt besonders für verschiedene Grundnahrungsmit-
tel (Gemüse, Getreide, Früchte), die im Rahmen kleinbäuerlicher Landwirtschaft in den 
Valles und im Altiplano angebaut werden. 

Um dem allgemeinen Trend des Bedeutungsverlustes sowie der damit einhergehenden 
wirtschaftlichen Verarmung entgegenzuwirken und die kleinbäuerliche und familiäre 
Landwirtschaft zu stärken, existieren von Seiten des Ministeriums für Ländliche Ent-
wicklung und Land zwar einige konkrete Maßnahmen. Dazu gehören vor allem die Pro-
gramme EMPODERAR, CRIAR und PASA, mit denen verarmte und vulnerable Ge-
meinden bei der Finanzierung verschiedener Projekte wie z. B. Bewässerungssysteme 
unterstützt werden sollen. In entsprechenden Studien wird jedoch gezeigt, dass diese 
Programme aufgrund unzureichender finanzieller Ressourcen weitestgehend wirkungs-
los sind (vgl. Castañón Ballivián 2014, S. 11 f.; Dáravos Saravia 2013, S. 15). Hin-
gegen wird die Initiative des desayuno escolar (Schulfrühstück), die gesetzlich im Jahr 
2014 (mit der Ley 622) verankert wurde und auf kommunaler Ebene umgesetzt werden 
soll, von verschiedenen Vertreterinnen und Vertretern der im ernährungspolitischen Be-
reich arbeitenden Nichtregierungsorganisationen AVSF (PZI 9, 11.06.2013) AOPEB 
(PZI 10, 26.01.2015), AIPE (PZI 11, 03.06.2013) und VSF (PZI 12, 26.06.2013) als 
grundsätzlich positiv bewertet. Dabei handelt es sich um eine Maßnahme, mit der öffent-
liche Schulen mit Produkten aus kleinbäuerlicher und regionaler Produktion versorgt und 
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dadurch ein geregelter Absatz sowie eine dauerhafte, mit öffentlichen Mitteln gewährlei-
stete Nachfrage für diese Produkte geschaffen werden soll.

Eine weitere Maßnahme, die noch für den zweiten Teil dieses Kapitels von Bedeutung 
sein wird (v. a. Kap. 5.2.5), ist darüber hinaus die staatliche Initiative zur Unterstützung 
agrarökologischer Produktion aus kleinbäuerlicher Herstellung: Bereits im Jahr 2007, 
d. h. noch vor der Inkraftsetzung der neuen Verfassung, wurde mit der Ley 3525 eine 
Richtlinie erlassen, die beinhaltet, einen dem Landwirtschaftsministerium unterstellten 
aber dennoch unabhängig arbeitenden Nationalen Rat für Ökologische Produktion, kurz 
CNAPE, zu gründen (Artikel 9 und 10). Dieser hat das Ziel, verschiedene Programme in 
diesem Bereich zu koordinieren und wird aus Vertreterinnen und Vertretern der beteili-
gten Ministerien und zivilgesellschaftlicher Organisationen gebildet. Das zentrale Pro-
jekt dieses Rates ist es, ein von den Produzierenden selbstentwickeltes Zertifizierungssy-
stem für ökologische Produkte, das sistema participativo de garantía (SPG), zu 
installieren. Dadurch soll eine verlässliche und transparente Abgrenzung zu konventio-
nell hergestellten Produkten sowie eine verbesserte Vermarktung und höhere gesell-
schaftliche Wertschätzung dieser Produkte gewährleistet werden (PZI 13, 19.06.2013; 
PZI 14, 26.01.2015). 

Die Verantwortung bei der Umsetzung dieses Programmes soll jedoch nicht beim Staat 
liegen, sondern bei den jeweiligen municipios und den Produzierenden selbst: Zum einen 
sollen sogenannte Kommunale Räte für Ökologische Produktion (CMUPE) gegründet 
werden, die aus Vertreterinnen und Vertretern der kommunalen Verwaltung, lokal Produ-
zierenden, Vertreterinnen und Vertretern des CNAPE sowie des Dachverbandes der öko-
logisch Produzierenden (AOPEB) zusammengesetzt werden. Zum anderen erhalten die 
jeweiligen kommunalen Regierungen die Möglichkeit, ihren Verwaltungsbereich zu so-
genannten municipios ecológicos zu erklären, um damit den ökologischen Gedanken zum 
politischen Leitbild zu erklären (PZI 15, 02.02.2015). Wie jedoch eine Mitarbeiterin der 
AOPEB berichtet, bestehe dabei häufig das Problem, dass die finanziellen Mittel nicht in 
ausreichendem Maße vorhanden seien und trotz der Absichtserklärungen der kommu-
nalen Regierungen oftmals auch der politische Wille für entsprechende Maßnahmen 
fehle (PZI 10, 26.01.2015).

Der Eindruck einer wirtschaftlich schwachen und nur sehr begrenzt politisch unterstütz-
ten bäuerlichen und ökologischen Landwirtschaft ist jedoch nur ein Teil des Gesamt-
bildes. Es existieren in Bolivien durchaus kleinbäuerliche Sektoren, die in den letzten 
Jahren stark an Bedeutung gewonnen haben und eine neue Form der landwirtschaftlichen 
Industrialisierung und Internationalisierung bewirkt haben (vgl. Ormachea und Rami-
rez 2013, S. 51). Im Folgenden werde ich mich mit einem dieser Sektoren beschäftigen 
und zeigen, wie sich der paradoxe Charakter der Forderung nach Ernährungssouveränität 
erneut in aller Deutlichkeit entfaltet. 
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5.1.4	Der Quinoaboom und seine Folgen
Quinoa (spanisch meist quinua) ist ein glutenfreies sogenanntes Pseudogetreide, das vor 
allem im bolivianischen Altiplano (sowie in Peru und Ecuador) in Höhen bis über 4200m 
ü. NN. angebaut werden kann. Aufgrund seines hohen Nährstoffgehalts ist es in Europa 
und den USA aber auch bei der städtischen Oberschicht in Bolivien in den letzten Jahren 
sehr beliebt geworden und wird im Rahmen von entsprechenden Marketingkampagnen 
und Ernährungstrends (z. B. clean eating) auch als ein sogenanntes superfood beworben. 
Seit ca. sieben Jahren stellt die Produktion dieser Pflanze daher eine vielversprechende 
Einkommensquelle für landwirtschaftliche Kleinproduzentinnen und -produzenten im 
Altiplano dar (vgl. Kerssen 2013). 

Dieser sektorale Boom ist jedoch nicht unproblematisch: Im Gegensatz zu ebenfalls pri-
mär exportierten Produkten wie Kakao oder Kaffee handelt es sich bei Quinoa um ein 
traditionelles Grundnahrungsmittel, das jahrhundertelang in der Region des Altiplano 
eine wichtige Rolle bei der Ernährungssicherheit einnahm (vgl. Kerssen 2013, S. 4). Die 
hohe internationale Marktintegration und der damit verbundene extreme Preisanstieg 
(leichte Erhöhung seit 1985 und extremer Anstieg seit 2007) wirkte sich in der Vergan-
genheit auch auf den nationalen Markt aus und führte dazu, dass der Quinoapreis im Jahr 
2010 etwa vier- bis fünfmal (1300 USD/t) über dem Niveau anderer im Altiplano ange-
bauter Grundnahrungsmittel lag (z. B. Knollenfrüchte 200-400 USD/t – vgl. Kerssen 
2013, S. 12). Daher besteht die Tendenz, dass es nur noch sehr selten von der einkom-
mensschwächeren Bevölkerung und den Quinoaproduzierenden selbst konsumiert wird 
(PZI 16, 10.02.2015; PZI 4, 25.04.2013). Aufgrund der hohen Preise und der gestiegenen 
Wertschätzung bei der einkommensstarken Bevölkerung hat es sich mittlerweile zu einem 
hochpreisigen Luxusgut entwickelt. Wie die ehemalige Leiterin der AOPEB berichtet, 
werde es paradoxerweise zum Teil sogar aus dem Ausland (v. a. aus Peru) importiert, um 
zu günstigeren Preisen den nationalen Bedarf zu decken (PZI 17, 31.05.2013). Insgesamt, 
so zeigt die Analyse von Castañón Ballivián (2014, S. 15), entspricht diese Entwick-
lung auch dem allgemeinen Trend, dass traditionelle Grundnahrungsmittel (u. a. Mais, 
Kartoffeln oder Lamafleisch) in Bolivien zunehmend durch günstigere, häufig impor-
tierte und industriell hergestellte Nahrungsmittel wie Reis und Weizen in Form von Nu-
deln und Brot, Hühnerfleisch und pflanzliche Öle ersetzt werden. 

In Interviews mit Führungspersonen der beiden wichtigsten Verbände der Quinoaprodu-
zierenden (PZI 16, 10.02.2015; PZI 18, 21.01.2015) sowie mit einem Quinoaproduzenten 
und ehemaligen Vertreter der CIOEC (NI 1, 09.05.2013) wird jedoch deutlich, dass es 
sich bei der rasanten Entwicklung nicht unbedingt um einen Prozess handelt, der aus-
schließlich auf die internationale Nachfrage und die damit verbundene Preisentwicklung 
der letzten Jahre zurückzuführen ist. Vielmehr hätten die Initiative und die Selbstorgani-
sation der Produzierenden innerhalb der letzten 35 Jahre diesen Boom erwirkt. Begünsti-
gt durch die marktliberalen Reformen der 1980er Jahre (Kap. 4.2.2) werde seit dieser Zeit 
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versucht, einen Wandel von der Subsistenzwirtschaft zur Marktwirtschaft zu vollziehen 
und diese ehemals ausschließlich kleinbäuerliche und vornehmlich für den Eigenbedarf 
orientierte Landwirtschaft (ca. ein bis zwei ha je Produzentin oder Produzent vor ca. 30 
Jahren) zu einem mechanisierten aber dennoch ökologischen Sektor umzugestalten.

Als Resultate dieser Entwicklung nehmen die für die Quinoaproduktion bestimmten land-
wirtschaftlichen Flächen gegenwärtig durchschnittlich ca. 17-20 ha je Produzentin oder 
Produzent ein und werden in der Regel unter Zuhilfenahme landwirtschaftlicher Maschi-
nen (Sämaschinen, Traktoren, Dreschmaschinen) bearbeitet. Jedoch würden, wie Enrique 
Castañón Ballivián von der Fundación Tierra berichtet, die expandierende, häufig unor-
ganisierte Anbauweise sowie der Einsatz von Traktoren die empfindlichen ariden und 
semiariden Böden des Altiplano schädigen. In der Folge sei eine fortschreitende Boden-
degradation zu beobachten, die durch die klimawandelbedingten Veränderungen der Nie-
derschlagsmuster noch verstärkt werde (PZI 8, 25.04.2013). Deshalb ergebe sich mittler-
weile für viele Produzierende ein Anreiz, sich in Verbindung mit den verbesserten 
internationalen Zertifizierungsmöglichkeiten den entsprechenden sektoralen Genossen-
schaften (v. a. der ANAPQUI und CECAOT) anzuschließen und auf ökologischen Anbau 
umzustellen (PZI 16, 10.02.2015).

Offensichtlich verfolgt die bolivianische Regierung in diesem Zusammenhang eine Poli-
tik, die die Mechanisierung und Exportorientierung dieses Sektors aktiv unterstützt (vgl. 
Ormachea und Ramirez 2013, S. 60 ff.). 
Zugleich wird von staatlicher Seite ver-
sucht, die gesellschaftliche Wertschätzung 
für dieses Produkt im In- und Ausland so-
wie die Akzeptanz für den Export inner-
halb der bolivianischen Bevölkerung zu 
steigern (Abb. 9). Hervorzuheben sind da-
bei v. a. die im Jahr 2013 von Bolivien ini-
tiierte internationale Werbekampagne des 
Internationalen UN-Jahres der Quinoa 
(Abb. 10) sowie öffentlich inszenierten 
Übergaben von staatlich finanzierten Trak-
toren (vgl. Kerssen 2013, S. 12). Ein 
deutlicher Widerspruch zu den Deklarati-
onen der Ernährungssouveränität und Er-
nährungssicherheit ist dabei jedoch, dass 
mittlerweile der Großteil der Quinoapro-
duktion exportiert wird und es keine regu-
lierende Preispolitik für den Binnenmarkt 
zu geben scheint, die sich positiv für die 

Abb. 9:	 Werbeplakat für den Quinoa-Export: 
„Ein Lebensmittel, das von nun an 
der ganzen Welt zugutekommt“

Quelle:	Eigene Aufnahme 2013, La Paz
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einkommensschwache Bevölkerung auswirken würde. Enrique Ormachea von der For-
schungsorganisation CEDLA merkt dazu an:

„90 Prozent der Quinoaproduktion verlässt das Land. Und die Bolivianer, wir essen 
kein Quinoa mehr. Und es gibt auch keine Politik mit der man sagt: Der Quinoa-
preis in Bolivien soll tief bleiben, so dass man den internationalen Preis nicht zahlt. 
Hier zahlt man den deutschen Preis für Quinoa. Und frag mal, wer hier Quinoa isst. 
Niemand! Auch nicht die Produzenten selbst, denn die bevorzugen, alles zu expor-
tieren bis zum letzten Gramm. Das ist also ein Thema, das mit politischen Entschei-
dungen zu tun hat. Und so wie wir es sehen, wird sich diese Situation mit dieser 
Regierung nicht ändern.“ (PZI 4, 25.04.2013)

Von Seiten des zuständigen Ministeriums für Ländliche Entwicklung und Land wird die-
se Situation im Quinoasektor jedoch anders interpretiert: Germán Gallardo beurteilt den 
internationalen Preisanstieg für Quinoa eher als eine Form der internationalen Anerken-
nung, mit dem Argument, dass Quinoa in früheren Zeiten ein Nahrungsmittel der indios 
gewesen sei und heute aufgrund seiner hervorragenden Nährwerte als Luxusprodukt an-
gesehen werde. Diese Form der Anerkennung sei als eine Art der Repräsentation des 
Landes zu betrachten und komme letztlich auch dem nationalen Konsum zugute, da der 
höhere Preis und die internationale Nachfrage auch eine höhere Wertschätzung im Inland 
hervorrufe und diese einen erhöhten inländischen Konsum fördere:

Abb. 10:	 Werbeplakat für das Internationale Jahr der Quinoa
Quelle:	 Eigene Aufnahme 2013, La Paz
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„Auf dem nationalen Markt hat es einen Preisanstieg für Quinoa gegeben. Er hat 
sich verdreifacht, vervierfacht. Frage: Konsumieren sie [die Bolivianer] weniger? 
Nein! Sie konsumieren mehr. Denn [früher] konsumierte man kein Quinoa, es war 
ein Nahrungsmittel der indios und deswegen war es auch sehr günstig. Ein Beispiel: 
Der Export von Quinoa erreichte im Jahr 2008 sieben Millionen Dollar. In 2012 
erreichten wir ungefähr 90 Millionen Dollar. Zehnmal mehr. Und für dieses Jahr 
erwarten wir, dass wir 100 Millionen Dollar übertreffen werden. Der Wert ist ge-
stiegen. Aber der nationale Konsum ist von 300 Gramm pro Person, im Jahr 2008, 
auf heute 1 kg und 100 Gramm gestiegen. Wir sprechen also von Quinoa als eine 
Repräsentation. Das heißt, es war [früher] gesellschaftlich so sehr verankert, dass 
[der Konsum] auf die Regionen reduziert war, wo es produziert wurde. Niemand 
sonst wollte Quinoa essen. Das heißt, es ist ein soziologisches Problem. Heute ko-
stet es mehr und die Menschen konsumieren es mehr. Heutzutage ist es ein Luxus.“ 
(PZI 1, 07.05.2013)

Interessant an diesen Aussagen ist, dass die gesellschaftliche Anerkennung von Quinoa 
über einen Marktmechanismus bzw. über eine entsprechende Zahlungsbereitschaft her-
gestellt wird. Die Wertigkeit des Produktes wird somit ausschließlich über seinen 
Tauschwert bemessen. Gleichzeitig offenbart sich in diesem Interviewausschnitt eine 
Sichtweise, nach der es in früheren Zeiten keine Wertschätzung für Quinoa geben konn-
te, da es ja ein Nahrungsmittel der indios war, kein nennenswerter überregionaler Markt-
zugang bestand und es dementsprechend günstig war. Damit wird implizit die Möglich-
keit ausgeschlossen, dass es auch dann schon ein Produkt war, das durch seinen hohen 
Gebrauchswert eine hohe Wertschätzung derjenigen genoss, die es in traditioneller Wei-
se anbauten und konsumierten. Da die indios früher nicht als gleichwertige Subjekte 
anerkannt waren und nicht, wie Fraser argumentieren würde, gleichberechtigt am gesell-
schaftlichen Leben partizipierten (Kap. 3.2.3), war es auch selbstverständlich, dass ihre 
Nahrung nicht gleichwertig sein konnte. Dementsprechend aß sie auch niemand außer 
den indios selbst. 

Auch die Auslegung der Zahlen hinsichtlich des nationalen Konsums von Quinoa ist in 
diesem Interview interessant: Zwar hebt mein Gesprächspartner hervor, dass in Bolivien 
der Konsum von Quinoa in den letzten Jahren gestiegen sei – und dies entspricht auch in 
etwa den Zahlen bzw. Trends, auf die in Studien der FAO zurückgegriffen wird (jähr-
licher Gesamtkonsum in Bolivien von 4000 t in 2008 gestiegen auf 12.000 t in 2012; vgl. 
Carimentrand et al. 2015, S. 332). Jedoch handelt es sich im Vergleich zu anderen 
Grundnahrungsmitteln (v. a. Reis, Weizen) nach wie vor um einen extrem niedrigen jähr-
lichen Konsum von ca. 1 kg pro Kopf (ebd.), bei dem nicht nach Einkommensschichten 
differenziert wird. In Anbetracht der gegenwärtigen Preise ist es jedoch durchaus zu be-
zweifeln, dass der Konsum bei den weniger zahlungskräftigen Bevölkerungsschichten 
und bei den Quinoaproduzierenden selbst zunimmt. 
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Ungeachtet dieser Konsequenzen, stellt der expandierende Quinoasektor eine vielver-
sprechende Einkommensquelle für die beteiligten Produzentinnen und Produzenten dar, 
durch den sich in den letzten Jahren ein deutlich zu vernehmender ökonomischer Wohl-
stand in den entsprechenden Regionen ergeben hat (PZI 16, 10.02.2015; PZI 18, 
21.01.2015). Doch genau auf diese Weise zeigt sich der paradoxe Charakter von Ernäh-
rungssouveränität: Sobald einer landwirtschaftlichen Produzentin oder einem Produ-
zenten das Recht eingestanden wird, ihre oder seine Produktion und die Vermarktung 
selbst zu bestimmen und dadurch eine gesellschaftliche Anerkennung für das jeweilige 
Produkt zu erlangen, entspricht dies auch dem Ideal der bäuerlichen Selbstbestimmung, 
das La Vía Campesina verfolgt und das auch gegenwärtig im Quinoasektor zu beobach-
ten ist. So berichtet der in der Einleitung dieser Arbeit bereits zitierte Quinoaproduzent 
und ehemaliger Funktionär der CIOEC, dass er und die anderen Produzierenden es nun 
endlich nach 35 Jahren Arbeit geschafft hätten, dieses Produkt dort zu positionieren, wo 
es gemessen an seiner Qualität hingehöre und sich dadurch für sie eine Form der Souve-
ränität ergeben hätte:

„Quinoa hatte keinen Wert. Es war das Essen der Tiere, der indios oder der ärmsten 
Menschen. Dieses Nahrungsmittel war für die gegenseitige Hilfe. […] Und jetzt, 
seit kurzem, gibt es eine Anerkennung auch weltweit. Nach so vielen Jahren. Wir 
haben seit 35 Jahren mit Quinoa gearbeitet, um es dort zu positionieren, wo ein 
Produkt sein kann. Und um über Souveränität sprechen zu können, braucht man 
einen längeren Zeitraum.“ (NI 1, 09.05.2013)

Auf der anderen Seite hebt er jedoch auch kritisch hervor, dass es im Land keine Ernäh-
rungssicherheit und eine entsprechende Politik der Regierung gebe. Hingegen würden 
die besten Produkte Boliviens, wie Quinoa, Kakao, Amaranth und andere Produkte, we-
gen ihrer hohen Qualität und der daraus resultierenden internationalen Anerkennung ex-
portiert werden:

„Bolivien hat keine Ernährungssicherheit. Einige Produkte importieren oder expor-
tieren wir. Und es gibt [dafür] auch immer noch keine Politik der Regierung. Das 
Beste aus Bolivien verlässt das Land. So wie Quinoa, so wie Kakao, Amaranth und 
andere [Produkte]. Es ist der wilde Kakao der gute Nährwerte hat, die werden auf 
der internationalen Ebene anerkannt. Und Quinoa momentan durch die NASA [als 
Astronautennahrung], die Biologen erkennen das an.“ (NI 1, 09.05.2013)

In ihrer Konsequenz entspricht die boomende Quinoaproduktion daher nicht den norma-
tiven Leitbildern von Ernährungssouveränität, sondern eher dem Gegenteil: Der hohe 
Exportanteil, der Wandel von kleinbäuerlicher Subsistenzwirtschaft zu einer kapital- und 
technologieintensiven Marktwirtschaft, die – trotz der agrarökologischen Initiativen und 
Absichtsbekundungen – auftretenden ökologischen Schäden sowie der Verlust eines tra-
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ditionellen und günstigen Grundnahrungsmittels in ländlichen Gebieten deuten allesamt 
auf Tendenzen hin, die La Vía Campesina mit der Forderung nach Ernährungssouveräni-
tät bekämpft. Seitens der Regierung scheint dies nicht als bedenklich angesehen zu wer-
den, sondern in hohem Maße als unterstützenswert. Allerdings wird bei einer Betrachtung 
der ausbeuterischen und auf Fremdbestimmung basierenden Geschichte Boliviens die 
produktivistische Haltung der Regierung nur zu verständlich: Die nun vorhandene Mög-
lichkeit, aus eigener Kraft mit einem originär andinen Produkt eine Form der internatio-
nalen Anerkennung zu erreichen und einen lukrativen landwirtschaftlichen Sektor mit 
möglicherweise weiterverarbeitender Industrie aufzubauen, würde tatsächlich einen hi-
storischen Bruch darstellen und den postneoliberalen Deklarationen der Regierung ent-
sprechen (Kap. 4.2.1).

5.1.5	Normen für die Industrie: Lebensmittel(un)sicherheit
Ein weiterer und wichtiger ernährungspolitischer Aspekt umfasst die Kontrolle und die 
Gewährleistung von Lebensmittelsicherheit. Gemeint sind damit die politischen und 
technischen Maßnahmen, die in Hinblick auf mögliche Kontaminationen zu einer unge-
fährlichen, unbelasteten und verträglichen Ernährung beitragen sollen. Offensichtlich 
existiert dabei ein Widerspruch zwischen einerseits sehr hohen Hygienevorschriften und 
der strengen Kontrolle von Lebensmitteln auf bestimmte Keime sowie andererseits dem 
Fehlen von Regularien und Kontrollen hinsichtlich der Verwendung und der Einfuhr von 
Pestiziden und Agrochemikalien. Ein Besitzer einer Käserei in Achocalla berichtet über 
entsprechende Beobachtungen. Dieser Widerspruch, so sein Argument, wirke sich beson-
ders negativ auf die allgemeine Gesundheit und auf die kleinbäuerliche Landwirtschaft 
aus:

„Hier in Bolivien sind die Toleranzbereiche für Lebensmittel sehr streng. Sie erfor-
dern, dass die Firmen immer keimfreiere Lebensmittel produzieren, die weniger 
mikrobiologisches Leben enthalten. Sie haben Angst vor coliformen Bakterien und 
vor vielen anderen Dingen […] Und auf der anderen Seite gibt es bei den Pestiziden 
hier in Bolivien keine Kontrollen. Die Mehrheit des Gemüses, der Tomaten und 
anderer [Produkte] werden mit Pestiziden produziert, die man nicht in Europa ver-
kaufen kann, die man aber herschickt und die man hier ohne Richtlinien verwenden 
kann. Richtlinien sind hier bei der Verwendung von Pestiziden nicht vorhanden. Es 
ist zwar schwierig das zu kontrollieren aber möglich, es hat eben seine Kosten. […] 
Aber im mikrobiologischen Bereich, da nimmt man die Proben, schickt sie in Labor, 
und wenn es dann einen Toleranzbereich gibt… bis [sagen wir] Hundert, dann wird 
das Produkt abgelehnt. […] Und parallel dazu können die großen Industriellen im-
mer keimfreier produzieren, da ihnen die strengen Richtlinien nichts anhaben kön-
nen. Die können die Luft filtern, und auch Filter in verschiedenen Produktionsab-
läufen verwenden und die Produkte in einer streng kontrollierten Umgebung 
produzieren. Für mich ist das eine heftige Ausbremsung der familiären Landwirt-
schaft und der ökologischen und gesunden Ernährung. Denn gesunde Ernährung ist 
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für mich eine vielfältige Ernährung, voll mit Leben, die deinen Körper anspricht, 
auf die dein System reagieren muss und die es dir erlaubt, ohne viele Medikamente 
leben zu können und ohne viele Allergien. […] Zu dem Zeitpunkt, an dem die Ver-
bände alle Richtlinien befolgen müssen, müssen sie alle schließen. Und diejenigen, 
die dann übrigbleiben, sind die großen Firmen, die die Normen erfüllen und die 
Lebensmittel produzieren können.“ (PZI 19, 02.02.2015)

Diese Ausführungen verdeutlichen, inwiefern die durchaus vorhandenen politischen Be-
mühungen, eine kleinbäuerliche und auf ökologischen Anbaumethoden beruhende Land-
wirtschaft zu stärken (Kap. 5.1.3), offensichtlich durch die von der nationalen Behörde 
für Lebensmittelsicherheit (SENASAG) festgelegten Grenzwerte konterkariert werden. 
Zudem wird ersichtlich, wie diese Vorschriften ad absurdum geführt werden, da die Ver-
wendung von Pestiziden und chemischen Düngemitteln, bei denen die gesundheitlichen 
Auswirkungen weitestgehend unbekannt sind, nicht kontrolliert wird und auch keine ent-
sprechenden und wirkungsvollen gesetzlichen Regularien existieren.

Passend dazu berichtet eine Bewohnerin Achocallas und kritische Beobachterin der nati-
onalen Ernährungspolitik (PZI 20, 30.01.2015), dass durch die strengen Hygienevor-
schriften die Produkte von Kleinproduzierenden fast ausschließlich auf Märkte verdrängt 
würden, auf denen der Verkauf ohne jegliche Kontrollen erfolge (z. B. in El Alto und in 
den periphereren Gebieten von La Paz). Hingegen würden die zumeist agroindustriell 
hergestellten und nährstoffärmeren Produkte, die den Lebensmittelkontrollen unterliegen, 
auf zentraler gelegene Märkte (Abb. 11) gelangen und an die Ober- und Mittelschichten 
verkauft werden. Sie spricht von einer sich dadurch verstärkenden Zweiklassengesell-

Abb. 11:	 Märkte in La Paz: in peripheren (links) und zentralen (rechts) Stadtteilen
Quelle:	 Eigene Aufnahmen 2013, La Paz
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schaft und vermutet, dass diese Situation nicht rein zufällig herbeigeführt werde, sondern 
dass die Grenzwerte bewusst zum Vorteil der Agrarindustrie festgelegt wurden. Die Be-
dienung dieser Interessen sei zudem nicht nur ein wirtschaftliches Thema, sondern vor 
allem ein politisches, da es nur durch solche Zugeständnisse an die oppositionellen Kräf-
te im Osten des Landes möglich sei, die nationale Hegemonie des MAS aufrecht zu er-
halten und zu festigen (siehe Kap. 4.2.2 zu den innenpolitischen Spannungen in Bolivien). 

5.1.6	Zusammenfassung und hegemonietheoretische Interpretation 
Was bedeutet es nun für einen Staat wie Bolivien in Hinblick auf seine Ernährungspolitik 
souverän zu sein bzw. diese Souveränität einzufordern, zu festigen oder zu verteidigen? 

Germán Gallardo liefert dazu ein interessantes Argument: 

„Ernährungssouveränität in Bolivien bedeutet, dass die Bevölkerung angemessen 
ernährt werden kann und zweitens, dass die Regierung und der Staat die Produktion 
garantieren und festlegen, wohin die Produkte kommen sollen. Das ist Souveränität, 
selbst zurechtkommen in Bezug auf die Lebensmittel. Aber warum ist man über-
haupt in dieser Situation? In der Vergangenheit wurde unsere Ernährungssouverä-
nität angegriffen. Die Vereinigten Staaten hatten ein Programm installiert, das PL 
480 hieß [der Food for Peace Act] […]. Das hat USAID gesteuert […] und es bein-
haltete, dass [unserer] Weizenproduktion der Anreiz genommen wurde. Denn wer 
kann schon mit einem Geschenk konkurrieren? Und damit hat man unsere Souve-
ränität angegriffen. Bis wir uns zu einem Zeitpunkt sagten: ‚Sorg selbst für dich, 
sonst wird dir das Brot für die Menschen fehlen.‘ Und deswegen hat man das Pro-
gramm PL 480 bzw. diese Fortschritts-Allianz beendet, denn sie fand letztlich in 
einem Rahmen statt, der von außen gesteuert wurde und der sich nicht nach den 
Zielen [unseres] Landes richtete, sondern der vielmehr unsere produktiven Struk-
turen angriff. Daher ist die Landesverweisung von USAID wahrscheinlich eine der 
besten politischen Maßnahmen, die das Land gegenwärtig getroffen hat. Nun ha-
ben unsere Produzenten wieder die Möglichkeit konkurrenzfähig zu sein und eine 
neue Produktion zu generieren. Das ist also unsere Vision von Ernährungssouverä-
nität.“ (PZI 1, 07.05.2013)

Zunächst wird mit diesem Zitat deutlich, wie Ernährungssouveränität unmittelbar mit der 
staatlichen Ebene verknüpft wird: Mein Gesprächspartner beschreibt, wie die von der 
US-Entwicklungsbehörde USAID jahrelang geförderte Einfuhr von Weizenmehl aus den 
USA für die Brotherstellung dazu geführt habe, dass sich die bolivianische Regierung in 
Bezug auf den produktiven Sektor des Landes in ihrer Souveränität bedroht fühlte. Da-
raufhin wurde das Programm beendet und USAID in einem symbolischen Akt – mit dem 
Argument, dass die Behörde die souveränen Interessen Boliviens unterwandere3 – durch 

3	 Vgl. die Meldung der spanischen Tageszeitung El País vom 01.05.2013
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eine Ansprache des Präsidenten am Tag der Arbeit 2013 des Landes verwiesen. Das be-
deutet, dass die staatliche Ebene als territoriales Fundament für die Verteidigung bzw. die 
Erlangung von Ernährungssouveränität dient. Ganz offensichtlich wird dabei ein räum-
liches „Innen-Außen-Schema“ konstruiert, mit dem sämtliche Störfaktoren der Ernäh-
rungssouveränität Boliviens als von „außen“ kommend betrachtet werden, insbesondere 
aus den USA.

Diese Sichtweise ist fest in den postneoliberalen Diskurs des cambio eingebettet (Kap. 
4.2.1), mit dem die Überwindung des Neoliberalismus, die Anerkennung und verbesserte 
politische Partizipation der indigenen Völker sowie die Umverteilung von Gemeingütern 
erreicht werden sollen. Verbal schlagen sich diese Forderungen vor allem in unterschied-
lichen Gesetzen sowie wörtlich formulierten und inhaltlich konsistent erscheinenden, po-
litischen Absichtserklärungen nieder. Im Sinne Laclaus und Mouffes (2001 [1985], 
S. 113) handelt es sich somit beim cambio um einen repräsentativen „Knotenpunkt“, der 
eine Äquivalenzrelation zu den Diskursen der Ernährungssouveränität, der madre tierra 
und dem vivir bien herstellt. Je nach Betrachtungsweise können diese beiden, ebenfalls 
sehr weit gefassten Begriffe jedoch wiederum eigenständige „Knotenpunkte“ innerhalb 
des diskursiven Feldes bilden (Kap. 3.1.1). Verbunden mit unterschiedlichen Praktiken 
der räumlichen Einhegung innerhalb des nationalstaatlichen Territoriums konstituiert 
sich diese Äquivalenz insbesondere durch ihre radikale Differenz zum globalen Neolibe-
ralismus bzw. Neoimperialismus und zieht daraus ihre politische Stärke.

In Hinblick auf ihr grundlegendes Verständnis (wie Schatzki es sagen würde) sind die 
meisten der agrar- und ernährungspolitischen Maßnahmen jedoch Ausdrucksformen 
eines produktivistischen und extraktivistischen Paradigmas (vgl. Ormachea und Rami-
rez 2013). Konkret beinhaltet dies die Bevorzugung und Unterstützung von agroindus-
trieller und exportorientierter Produktion, eine ernährungssichernde Niedrigpreispolitik 
in Hinblick auf die Verfügbarkeit von (zu großen Teilen) importierten Grundnahrungs-
mitteln, die Duldung gentechnisch veränderten Organismen und die Verwendung ent-
sprechender Technologien sowie die fehlende Kontrolle hinsichtlich der Verwendung 
von Agrochemikalien. Diese Politik schränkt die kleinbäuerliche und ökologische Land-
wirtschaft offensichtlich in ihrer Souveränität ein und gewährt ihr nur unzureichende 
Unterstützung. So sind bislang weder eine substanzielle und effektive Förderung klein-
bäuerlicher Produktion (mit Ausnahme der exportorientierten Sektoren), noch ein ent-
scheidendes Vorgehen gegen die Verwendung von Agrochemikalien oder gentechnisch 
veränderten Produkten zu beobachten. Entgegen den Deklarationen, einen transforma-
tiven gesellschaftlichen Wandel im Sinne des vivir bien herbeizuführen, handelt es sich 
bei den gegenwärtig zu beobachtenden agrar- und ernährungspolitischen Maßnahmen 
vielmehr um wesentliche Bestandteile des hegemonialen food regimes, da sie die notwen-
digen strukturellen Voraussetzungen für den Prozess der uneingeschränkten Kapitalakku-
mulation schaffen und aufrechterhalten (Kap. 2.4).



Ein neues Recht und seine Realität: Ernährungssouveränität in Bolivien148

Diese Politik wird im Kern von der Zielsetzung geleitet, die Souveränität der Regierungs-
partei, des Movimiento Al Socialismo, zu legitimieren und sie gegenüber externen Ein-
flüssen zu behaupten und zu verteidigen. Es handelt sich damit um hegemoniale „Souve-
ränitätspraktiken des Regierens“ (Kap. 3.4.2), die sich durch genau diese bewusste und 
ideologisch-reflektierte Zielvorgabe auszeichnen; und zwar einen bestimmten status quo 
in Form einer souveränen Macht innerhalb eines bestimmten Territoriums zu legitimieren 
und keinen transformativen sozialen Wandel zuzulassen. Wie es der Politikwissenschaft-
ler Jeffrey Webber (2010; 2011b) aufzeigt, war in der Vergangenheit in Bolivien eher 
eine Tendenz zu einem „rekonstituierten Neoliberalismus“ bzw. zu einem staatlich kon-
trollierten Kapitalismus zu beobachten. Dieser grenzt sich zwar in einigen Bereichen von 
der neoliberalen Orthodoxie ab, beruht aber grundsätzlich auf einem dominanten kapita-
listischen Wachstumsmodell. Wesentliche Charakteristika sind dabei: ein flexibler Ar-
beitsmarkt, geringe Sozialausgaben, exportorientierte Produktion (v. a. von mineralischen 
und landwirtschaftlichen Primärgütern), eine fortschreitende Industrialisierung sowie 
diverse strategische Allianzen mit transnationalen Unternehmen (vgl. entsprechend Or-
machea und Ramirez 2013). 

Alcides Vadillo Pinto, Direktor der Regionalvertretung der Fundación Tierra in St. Cruz, 
illustriert dieses Paradigma wie folgt: 

„Es ist ein extraktivistischer Staat, dem wir das Blut nehmen, wie das Gas und das 
Petroleum. Die Knochen durch den Bergbau, die madre tierra. Und wir essen seine 
eigenen Muskeln durch die landwirtschaftliche Ausbeutung. Wie nehmen ihm den 
Wald, wir säen, wir nutzen Agrochemikalien, hybrides Saatgut und Saatgut, das 
technologisch bearbeitet ist und all das ist nicht wichtig. Das heißt also, die madre 
tierra zerstören und ruinieren wir. Was hier zählt, ist, dass Geld eingenommen wird. 
Die Regierung arbeitet nicht gegen einen bestimmten Sektor, die Logik ist viel-
mehr: mehr Produktion, mehr Ressourcen und mehr Ertrag.“ (PZI 5, 22.05.2013)

Es kann somit festgehalten werden, dass die Praktiken des politischen Sagens in vielerlei 
Hinsicht nicht dem politischen Tun entsprechen. Es werden eher Strukturen verfestigt 
und legitimiert, gegen die sich das Sagen richtet. Diese Widersprüchlichkeit wird jedoch 
bei einem Blick auf die Interessen- und Machtkonstellationen innerhalb der Regierung 
nachvollziehbar: Wie Enrique Castañón Ballivián von der Fundación Tierra erläutert, be-
stehe in der Regierung zwar durchaus eine gewisse politische Bereitschaft, die landwirt-
schaftlichen Strukturen des Landes zu verändern. Seines Erachtens stoße dieser Wille 
jedoch auf große Hindernisse: 

„Die Regierung des MAS ist die erste Regierung, die ausdrücklich von Ernährungs-
souveränität und der madre tierra redet. Das sind ziemlich progressive Themen, die 
auf einer Linie mit der Souveränität liegen. Ich glaube, dass es auch einen Willen in 
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der Regierung gibt, diese Strömung voranzutreiben aber gleichzeitig stoßen sie auf 
klare Grenzen. Vor allem ist durch die neoliberalen Tendenzen in den Vorgängerre-
gierungen all das zerstört worden, was Ernährungssouveränität war. Wenn nun je-
mand in den ländlichen Raum fährt [und sich dort umhört] dann gibt es auch das 
gemeinsame politische Verständnis über [die Idee der] Ernährungssouveränität. 
Aber wenn man sich die landwirtschaftlichen Praktiken ansieht, dann sieht man 
viele Agrochemikalien und Saatgut aus dem Ausland. Die Regierung hat zwar die 
Initiative ergriffen, dass sie diesen politischen Willen diskursiv vertritt aber in der 
Praxis muss man die landwirtschaftliche Struktur des Landes ändern. Und das ist 
sehr schwierig. […] Und auf der anderen Seite gibt es innerhalb der Regierung 
zwei Visionen, die um die Macht kämpfen. Die eine ist die indigenistische Vision 
der Ernährungssouveränität und die andere […] das sind marxistisch-leninistische 
Leute und die sehen alles ein wenig pragmatischer. Für die ist vieles dieser Dinge, 
[d. h.] bei bestimmten Fragen an die madre tierra zu denken, Romantik und sie 
betrachten sie als einen nützlichen politischen Diskurs, aber in der Praxis denken 
sie, dass es romantische Dinge sind. Und kurzfristig kann man auch nicht den Ex-
traktivismus beenden, denn das Land lebt davon.“ (PZI 8, 25.04.2013) 

Damit wird deutlich, wie durch diese „Souveränitätspraktiken des Regierens“, das food 
regime legitimiert, aufrechterhalten und reproduziert wird. Wie aus dem obigen Zitat 
hervorgeht, scheinen die postneoliberalen Diskurse des cambio, der madre tierra und der 
Ernährungssouveränität dabei instrumentalisiert zu werden, um die produktivistische und 
extraktivistische Politik ideologisch zu legitimieren. Nach Peet (2007) handelt es sich 
damit um eine Naturalisierung und Legitimierung der Hegemonie des MAS innerhalb der 
ideologischen Sphäre (Konstruktion einer postneoliberalen Ideologie), der politischen 
Sphäre (Installation einer neuen Verfassung und diverser gesetzlicher Beschlüsse, mit der 
die postneoliberale Ideologie juristisch verankert wird) und der ökonomischen Sphäre 
(Extraktivismus, Produktivismus, staatlich kontrollierter Kapitalismus bzw. „rekonstitu-
ierter Neoliberalismus“).

Jedoch ist diese Souveränitätsausübung nicht unumstritten: zum einen durch die wirt-
schaftsliberalen und agrarindustriellen Kräfte im Osten des Landes, die sogenannte me-
dia luna (auf die ich in dieser Arbeit nicht weiter eingehen werde) und zum anderen durch 
eine emanzipatorische und zivilgesellschaftliche Bewegung, die vor allem von den länd-
lichen und indigenen Organisationen des Landes getragen wird. Ursprünglich trugen die-
se, in Form des pacto de unidad, zwar maßgeblich dazu bei, dass der MAS gegenwärtig 
die Regierung stellt. Aufgrund wachsender Differenzen müssen sie jedoch als ein eigen-
ständiges und regierungsunabhängiges Projekt betrachtet werden (vgl. Escobar 2010, 
S. 30; Kap. 4.2.2). So prognostiziert Webber (2011b, o. S.), dass nicht der MAS in Boli-
vien einen transformativen und gegen-hegemonialen Wandel bewirken werde, sondern 
dass dafür ausschließlich die ländlichen sozialen Bewegungen infrage kämen.
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Im nun folgenden zweiten Abschnitt dieses Kapitels werde ich mich einem Teil dieser 
Bewegung widmen. Dabei handelt es sich nicht um die offensichtlichen, in Bolivien sehr 
etablierten und häufig zu beobachtenden Formen des zivilgesellschaftlichen Protests wie 
Streiks, Demonstrationen oder Straßenblockaden, sondern um die Praktiken einer traditi-
onell-ökologischen Landwirtschaft, die als kleinbäuerliche Praktiken der Ernährungssou-
veränität interpretiert werden können. 

5.2	 Kleinbäuerliche Praktiken der Ernährungssouveränität 

„Ernährungssouveränität. Das was wir darunter verstehen ist vor allem: eine ökolo-
gische Produktion zu erhalten und anzuwenden. Ohne Chemikalien wollen wir pro-
duzieren. Warum sagen wir Ernährungssouveränität? Weil wir in unseren eigenen 
Territorien produzieren wollen. Wenn das Produkt gesund und ohne Chemikalien 
ist, dann ist es auch ein Wohl für die Gesundheit. Aber wenn es mit irgendwelchen 
Chemikalien [produziert wird], dann bringt es Krankheiten mit sich. Denn unsere 
Großeltern haben uns gezeigt, haben uns Wissen hinterlassen, unsere eigenen und 
ökologischen Düngemittel zu verwenden, ohne Chemie und natürlich. Und das 
wollen wir verbessern. Damit wir gesund sind.“ (NI 2, 06.02.2015)

So wie es stellvertretend aus diesem Zitat eines Vertreters der CONAMAQ herausgelesen 
werden kann, wird das Recht auf Ernährungssouveränität von den kleinbäuerlichen Orga-
nisationen Boliviens in der Regel mit einer traditionell-ökologischen Landwirtschaft 
gleichgesetzt und auf diese Weise vom hegemonialen food regime abgegrenzt. Offensicht-
lich wird diese Gleichsetzung bzw. Abgrenzung zunächst durch eine verbale Praktik der 
Fremd- und Selbstzuschreibung hergestellt. Doch inwiefern spielen darüber hinaus Prak-
tiken des landwirtschaftlichen Tuns eine Rolle? Und welche Bedeutung kommen dem 
Konsum und der Vermarktung der Produkte sowie der Vernetzung der Produzierenden zu?

In der nun folgenden Darstellung dieser facettenreichen und kausal eng miteinander ver-
zahnten Praktiken werde ich sowohl auf die Diskurstheorie Laclaus und Mouffes zurück-
greifen (v. a. in Kap. 5.2.1) als auch (v. a. im interpretativen Kap. 5.2.7) die Sozialontolo-
gie Schatzkis verwenden. Erstere dient dazu, aufzuzeigen, wie durch die Ausübung dieses 
Tuns und Sagens spezifische Äquivalenzrelationen hergestellt werden und damit macht-
beladene Bedeutungen produziert werden. Komplementär dazu bietet letztere die Mög-
lichkeit, einen introspektiven Blick in die einzelnen Komponenten zu erlangen, die diese 
Praktiken in ihrer Ausübung anleiten, dirigieren und steuern. Ähnlich wie es auch Bau-
mann et al. (2015, S. 232) vorschlagen, soll damit der Versuch unternommen werden, die 
komplexitätsreduzierende Perspektive Laclaus und Mouffes mit der komplexitätsaffir-
mierenden Perspektive Schatzkis zu vereinen. Dadurch kann aufgezeigt werden, wie und 
mit welchem Wissen diese Praktiken ausgeführt werden, wie sie kausal und sinnhaft 
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miteinander verbunden werden, wie sie sich materiell verfestigen, mit welcher Motivati-
on bzw. Zielsetzung sie ausgeführt werden und vor allem, wie damit Bedeutung und 
Antagonismen hergestellt und angefochten werden.

Im Einzelnen handelt es sich um: (1.) Praktiken der Einhegung, der Fremd- und Selbstzu-
schreibung sowie der physisch-materiellen Abgrenzung; (2.) Praktiken des landwirt-
schaftlichen Produzierens z. B. die Verwendung von natürlichen und selbstproduzierten 
Dünge- und Schädlingsbekämpfungsmitteln sowie die Anwendung traditioneller Sitten 
und Gebräuche; (3.) Praktiken des Umstellens von konventioneller auf ökologische Pro-
duktion und des damit verbundenen Erlernens, Wiederentdeckens und des Zurückbesin-
nens; (4.) Praktiken des Lagerns und des Konsumierens der selbst hergestellten Produkte; 
(5.) Praktiken des sich Vernetzens sowie (6.) des Inszenierens einer bäuerlichen Identität 
und Landwirtschaft. 

5.2.1	„Das Unsere“: Praktiken des sich Einhegens und Abgrenzens
Interessanterweise werden bei der Einforderung von Ernährungssouveränität nicht nur 
eine Differenz zur hegemonialen Agrarindustrie und eine Äquivalenz zur traditionell-
ökologischen Landwirtschaft hergestellt. Das neue Recht dient im bolivianischen Kon-
text vielmehr als ein Mittel, zur Stärkung und Hervorhebung der „eigenen“ materiellen 
und immateriellen Dinge (wie Identität, Kultur, Land, Produkte, Saatgut, etc.) und bein-
haltet damit eine Abgrenzung von allem, was als fremd und anders empfunden wird. 
Diese Praktik des othering, wie es die Soziologin Julia Reuter (2002) nennt, lässt sich 
mit dem folgenden Zitat von Silvestre Saisari, dem ehemaligen Führer und Mitbegründer 
der bolivianischen Landlosenbewegung (MST-B), anschaulich zeigen: 

„Für uns basiert Ernährungssouveränität auf der Produktion der eigenen Lebensmit-
tel mit unserem eigenen heimischen Saatgut. Aber vor allem nicht abhängig zu sein 
von anderen internationalen Organisationen wie der FAO oder internationalen Fir-
men, die transgenes Saatgut fördern. Ernährungssouveränität ist für uns, das zu 
produzieren, was wir haben. Und nicht dem transgenen Saatgut oder Agrochemika-
lien zu unterstehen. Ernährungssouveränität ist für uns also die natürliche Produk-
tion von unseren Lebensmitteln und der Konsum derselben in unserer Region, in 
unserem Land und in unseren Gemeinden.“ (PZI 21, 07.06.2013)

Ganz ähnlich beschreibt es auch Justino Loayza, Präsident des Kleinproduzierendenver-
bandes CIOEC, indem er die Bedeutung der Produkte seiner Organisation hervorhebt und 
in diesem Zusammenhang die Abhängigkeit von Importen kritisiert, die die Produktivität 
und damit auch die Selbstbestimmung der Produzierenden einschränke: Eine souveräne 
Form der Ernährungssicherheit, so sein Argument, könne dagegen nur mit den eigenen 
und selbst produzierten Produkten im eigenen Land erreicht werden:
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„Wir verstehen Ernährungssouveränität als das Unsere. Das ist Souveränität. Das 
Unsere. Wir verstehen es als unsere Produktion und als das Unsere und offensicht-
lich kommt dann der Import und das ist auch das, was wir beklagen, das betrifft uns. 
[...] Das heißt, mit dem, was wir haben, mit dem, was wir produzieren, mit all der 
Vielfalt an Produkten, die wir im Land haben, wollen wir die Ernährung für das 
Volk sicherstellen. Das ist Ernährungssouveränität und Ernährungssicherheit.“ (PZI 
3, 29.05.2013)

Ernährungssouveränität wird jedoch nicht immer als eine homogene zivilgesellschaft-
liche Forderung eingeklagt, sondern kann auch als Instrument eingesetzt werden, be-
stimmte raum- und identitätsgebundene Interessen und Vorstellungen (z. B. von campesi-
nas/campesinos und indígenas) durchzusetzen. Damit einher geht notwendigerweise 
auch die Herstellung einer Differenz zu einer jeweils „anderen“ Identität, z. B. die Aneig-
nung von Ernährungssouveränität als eine indigene oder als eine bäuerliche Forderung. 
Im folgenden Ausschnitt aus einem Gruppeninterview mit Vertretern der CIDOB, dem 
Dachverband der indigenen Völker des bolivianischen Tieflandes, werden diese Praktik 
und die damit verbundene Identitätskonstruktion sehr deutlich. So handele es sich bei 
Ernährungssouveränität um eine originär indigene Idee, die nicht im Einklang mit der 
Vision der Regierung und der campesinos stehe. Nur mit der Verfügbarkeit und der Aus-
weisung des territorio indígena, das sie als eine materielle Grundvoraussetzung für ihre 
Existenz und das vivir bien ansehen, könne Ernährungssouveränität verwirklicht werden:

„Ernährungssouveränität wurde als indigene Bewegung entworfen. Denn, mit allem 
Respekt, die Regierung arbeitet mit einer Vision der Ernährungssouveränität, sagen 
wir, um zu produzieren. Zum Beispiel hat die Regierung eine Vision der campesi-
nos, des Säens. Während die indigene Bewegung, das hat man gesehen, daran ar-
beitet, eine Ernährungssouveränität für das vivir bien zu erreichen. Wir arbeiten 
also mit einer Vision, sagen wir, des Respekts. Deswegen auch die Selbstbestim-
mung der Ernährungssouveränität der indigenen Bewegung. […] Für dieses Ziel 
kämpft man. Und wir sehen auch, dass die Regierung jetzt sagt: ‚Jetzt haben sie 
[die Indigenen] sehr viel Land, wir müssen für die Ernährungssouveränität sehen, 
dass wir produktive Projekte machen, die auf den campesinos basieren.‘ Aber mit 
welcher Vision? Mit einer Zerstörung des Waldes? Denn den zerstören sie […] für 
die Kommerzialisierung.“ (GI 1a, 16.05.2013)

„Ohne das Territorium existiert das [indigene] Volk nicht. Die Kultur, die Tradition, 
die Sprache. Das Zusammenleben würde, sagen wir, verschwinden. [...] Um Ernäh-
rungssouveränität zu erlangen, müssen wir das Territorium ganz klar und deutlich 
ausgewiesen bekommen und dann auch respektiert werden. Deswegen kämpft man 
für die territoriale Autonomie der Indigenen. [...] Sie müssen zuallererst in ihren 
Territorien sein und dort werden wir alles haben: Gesundheit und Bildung, Kultur 
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und alles… und von dort aus wird man an Stärke gewinnen. Denn ein Volk ohne 
Territorium hat keine Kultur. Es hat nichts.“ (GI 1b, 16.05.2013)

Deutlich wird hier auch das Dilemma zwischen Anerkennung und Umverteilung (Kap. 
3.2.2). Die auf einer affirmativen Anerkennungsforderung basierende Vision von Ernäh-
rungssouveränität der indigenen Völker scheint mit dem produktivistischen und transfor-
mativen Umverteilungsdiskurs der Regierung und – wie es hier artikuliert wird – auch 
der campesinos zu kollidieren. Diese staatliche und auf Umverteilung basierende Vision 
von Ernährungssouveränität ist aus Sicht der indigenen Völker offensichtlich nicht mit 
ihrem Verständnis des vivir bien und des gegenseitigen Respekts zu vereinbaren. 

Bei der Artikulation der bäuerlichen Forderung nach Ernährungssouveränität wird hinge-
gen weniger eine spezifische Identität hervorgehoben als vielmehr ein stärkerer Fokus auf 
das eigentliche Produzieren von Nahrungsmitteln gelegt und dadurch wiederum eine Dif-
ferenz zu den indigenen Völkern, den indígenas oder originarios, hergestellt. Im fol-
genden Ausschnitt aus einer Gruppendiskussion4 mit Vertretern der Produzierendenge-
werkschaft CSUTCB in Santa Cruz geht dieser Aspekt deutlich hervor, indem argumentiert 
wird, dass es sich bei den indigenen Völkern nicht um landwirtschaftliche Produzen-
tinnen und Produzenten handele, sondern vielmehr um Personen, die ihre riesigen Terri-
torien ausbeuteten und die darin enthaltenen Rohstoffe an landwirtschaftliche Unterneh-
men verkaufen würden. Die campesinos hingegen seien diejenigen, die zwar nur sehr 
wenig Land zur Verfügung hätten, die aber als Nahrungsmittelproduzierende die eigent-
liche und genuine Zielgruppe der Forderung nach Ernährungssouveränität sei:

„Die CIDOB, das sind originarios. Sie sind ganz anders als die campesinos. Der 
campesino ist derjenige der produziert. Die originarios sind die, die essen und 
chau… Sie jagen die Vögel, verkaufen das Land, fällen das Holz und man gibt ih-
nen ein Land, ein Gebiet größer als 20.000 [ha] und dort leben sie. Sie jagen und 
fischen alles. Sie produzieren nicht viel, nur für ihren eigenen Erhalt. […] Sie zer-
stören also einfach nur den Wald, die indígenas. Sie widmen sich der Jagd und dem 
Fischfang und zerstören die großen Waldreservate, die wir haben. […] (Und dort 
profitieren sie auch von den empresarios) Und von den empresarios profitieren sie 
auch, die Leute, die Traktoren haben und das Holz ausbeuten, an die verkaufen sie… 
Sie machen also eine zweischneidige Sache mit der Regierung. (Dagegen ist der 
campesino ein Hüter) Ja, ein Hüter (der Umwelt, des Bodens und der Ernährungs-
souveränität). […] Das ist unsere Art und Weise, wie wir als campesinos [die Um-
welt] schützen. Denn für uns gibt es nur sehr limitierte [Mengen der] Entwaldung, 
zwei oder drei Hektar (pro Jahr… und dann importiert der Staat andere Sachen aus 
anderen Ländern) Hier kann man alles produzieren. (Das ist Ernährungssouveräni-

4	 Der Text in den Klammern stammt von einem weiteren Teilnehmer der Gruppendiskussion, der gelegentlich Kommen-
tare einstreute
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tät und der Staat verletzt das… und man sät darüber hinaus Soja) In großen Men-
gen! (Das sind die Klassen, die sie [die Politiker] unterstützen und das verschleiert 
man und es gibt keine… Aber der campesino, der kann das nicht!)“ (GI 2a und GI 
2b, 17.05.2013)

Interessant an diesem Ausschnitt ist vor allem, wie parallel zur Abgrenzung zu den indí-
genas bzw. originarios, auch eine Differenz zur Regierung hergestellt wird, mit dem Ar-
gument, dass die staatliche Politik die „bäuerliche Ernährungssouveränität“ durch den 
Import und die Unterstützung der Sojaproduktion verletze. Durch diese gemeinsame ne-
gative Abgrenzung wird – ganz im Sinne Laclaus und Mouffes – automatisch auch eine 
Äquivalenz zwischen der Regierung und den indígenas hergestellt.

Das räumliche Abgrenzen wird allerdings nicht nur verbal hergestellt, sondern vor allem 
durch körperliches Tun, z. B. in Form des alternativen landwirtschaftlichen Produzierens 
und des Errichtens materieller Grenzen. Diese physische Einhegung kann durchaus sehr 
kleinräumig erfolgen, zum Beispiel in Form von nachbarschaftlichen Grundstücken oder 
Feldern. So beschreibt eine ökologische Produzentin aus dem municipio Achocalla, dass 
sich für sie das Bedürfnis ergebe, Grenzen zu ihrem Nachbarn zu ziehen, da dessen kon-
ventionelle Praktiken der Düngung und Schädlingsbekämpfung in der unmittelbareren 
Nähe zu ihren Anbauflächen negative Konsequenzen für ihre Produkte hätten:

„Schau mal, was nützt es, wenn ich mein Land gut bewirtschafte aber der andere 
Nachbar immer noch diese Chemikalien verwendet. Deswegen muss es Begren-
zungen geben oder am besten Steinmauern damit nichts aus der Nähe durchkommt. 
Aber man ist immer davon betroffen.“ (NI 3, 30.01.2015)

Eine weitere Produzentin aus Achocalla beschreibt diese Praktik des sich Einhegens in 
ganz ähnlicher Weise. Sie hebt aber auch hervor, dass dadurch immer wieder Konflikte 
zwischen Nachbarn entstehen würden: 

„Es gibt Konflikte, ja. Denn manchmal müssen wir Begrenzungen zu einer Seite 
errichten. Ich bin eine ökologische [Produzentin] und wenn [der Nachbar] weiter-
hin spritzt und verunreinigt, dann gibt es immer Streit.“ (NI 4, 02.02.2015)

Die auf diese Weise abgegrenzten Territorien können auch großflächiger sein: Besonders 
deutlich wird dies bei den sogenannten asentamientos (Landbesetzungen) des bolivia-
nischen Movimiento Sin Tierra (MST-B), die die Organisation als sogenannte comuni-
dades agroecológicas deklarieren. Dabei handelt es sich um dorfähnliche und selbstver-
waltete Gemeinschaften bzw. Ländereien, die hauptsächlich von verarmten und ehemals 
landlosen Familien aus dem westlichen Altiplano bewohnt werden und im Osten des 
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Landes in den departamentos Santa Cruz und in der Region des Gran Chaco, im Südosten 
Boliviens, aus Landbesetzungen hervorgegangen sind. Mittlerweile verfügen einige die-
ser Territorien, wie z. B. die größte dieser comunidades mit dem Namen Tierra Prometida, 
über einen gesetzlichen Landtitel sowie über einen Raumordnungsplan (plan de gestión 
territorial), in dem der ökologische Gedanke als Leitbild für den landwirtschaftlichen 
Anbau und damit zur bestimmenden Regel erklärt wird (vgl. Colliere und Cruz 2011). 
Wie Silvestre Saisari, Mitbegründer der Landlosenbewegung berichtet, handele es sich 
bei den asentamientos somit um „Inseln“ inmitten der konventionellen Produktion, die 
sich durch die Ausübung von agrarökologischen Praktiken vom zumeist agroindustriell 
genutzten Umland abgrenzen würden:

„Ein asentamiento ist wie auf einer Insel umgeben von der transgenen und monokul-
turellen Produktion, gleich ob Soja, Mais oder andere monokulturelle Arten, die 
dort angebaut werden. Die werden von ausländischen Produzenten wie den Brasili-
anern, Argentiniern, Russen oder Mennoniten angebaut. Daher ist es für uns 
schwierig, in dieser Umgebung ökologische Produktion zu betreiben oder effektiv 
Ernährungssouveränität herzustellen. Denn wir produzieren ökologisch und neben 
uns bauen sie Monokulturen an, mit einem hohen Aufwand an landwirtschaftlichen 
Giften und Maschinen, mit denen die Umgebung bewässert wird. Das heißt, für uns 
ist es sehr kompliziert, aber nichtsdestotrotz stehen wir vor der Herausforderung, 
Ernährungssouveränität und ökologischen Anbau in diesem Raum, in diesem Be-
reich zu machen.“ (PZI 21, 07.06.2013)

Durch die direkte Nähe zu industriellen bzw. konventionellen landwirtschaftlichen Prak-
tiken würden sich außerdem diverse Schwierigkeiten ergeben: zum einen durch die Ver-
wendung von Chemikalien und gentechnisch veränderten Organismen, die sich auf die 
Bestäubungsleistung der Insekten auswirke und zum anderen durch den psychologischen 
Effekt des vermeintlich „schnellen Geldes“, den der benachbarte, agroindustrielle Anbau 
von cash crops auf die Bewohner der asentamientos habe:

„Das Ungeziefer kommt zu den Orten, an denen keine Gifte verwendet werden. Und 
das betrifft offensichtlich die Bestäubung und viele andere Dinge. Es betrifft ganz 
direkt die ökologische Produktion und die Realisierung der Ernährungssouveräni-
tät, nicht nur über die Bestäubung oder über die vom Wind transportierten Pollen, 
sondern auch psychologisch: Die Bauern sehen in der Nähe ihrer Parzelle, ihres 
Landes andere Produzenten, die viel Geld verdienen und wollen es ihnen gleichtun. 
Aber so wie es die Regeln unserer Organisation vorschreiben, bleiben sie dabei und 
wehren sich dagegen. Es ist also sehr schwierig für uns, inmitten der Agrarindustrie 
Ernährungssouveränität oder ökologische Landwirtschaft zu betreiben.“ (PZI 21, 
07.06.2013)



Ein neues Recht und seine Realität: Ernährungssouveränität in Bolivien156

An diesem Beispiel wird vor allem deutlich, wie durch die Deklaration eines ernährungs-
souveränen Territoriums inmitten agroindustrieller und monokultureller Produktion ein 
räumlich und zeitlich fixierter „Ausnahmezustand“ (Kap. 3.1.4) geschaffen wird. Die 
agrarökologischen Praktiken werden hier, wie Agamben (2005) es bezeichnen würde, 
als eine raumzeitlich gebundene „Ausnahme“ zur konventionellen Produktion erklärt 
und durch ihre längerfristige Ausübung zu einer Routine und damit zu einer Regel ge-
macht („so wie es die Regeln unserer Organisation vorschreiben“, s.o.). In einem Akt der 
Selbstautorisierung erhält die agrarökologische Praxis so eine bestimmende und regulie-
rende Macht über das jeweilige Territorium. Damit handelt es sich bei den asentamientos 
sowohl um physisch abgegrenzte Räume als auch um immaterial territories (vgl. 
Fernandes 2009), also um Territorien, die durch eine ideelle Dimension – in diesem Fall 
die normativierte Praktik der Agrarökologie – konstituiert und legitimiert werden. Doch 
wie genau stellen sich diese Praktiken dar? Inwiefern unterscheiden sich die Praktiken 
des ökologischen Anbaus von konventionellen Methoden und mit welchem konkreten 
Nutzen werden sie verbunden?

5.2.2	„Unsere Art, ökologisch zu arbeiten“: Praktiken des Produzierens
„Wenn du [die Produktion] diversifizierst, dann greifen dich keine Schädlinge an. 
Wenn du dann eine Monokultur betreibst, dann schon, dann greifen sie dich an. Auf 
offenem Feld muss man das machen, wie sagt man… wechseln: Ein Jahr sind da 
Kartoffeln. Das [nächste] Jahr sind da Bohnen, Hafer, Gerste. Rotierend, ja rotie-
rend. [...] Ich muss diversifizieren, Ja. Wenn ich nicht diversifiziere, dann bleibt es 
gleich […] Die Schädlinge greifen dich an.“ (NI 4, 02.02.2015)

Mit diesem Zitat einer ökologischen Produzentin aus Achocalla wird deutlich, dass es 
sich bei der Diversifizierung der Produktion und der Felderwirtschaft (d. h. wechselnde 
Fruchtfolgen) um bewährte und erfolgreiche Methoden des ökologischen Anbaus handelt. 
Neben diesem universellen und auf unterschiedliche Kontexte übertragbaren Prinzip 
kommen aber vor allem Praktiken zum Tragen, die auf einem tradierten, spezifischen und 
lokal begrenzten Wissen basieren, wie es das folgende Beispiel zeigt.

Pflügen, Düngen, Säen und Tauschen
In La Paz treffe ich eine Quinoaproduzentin und Züchterin von Lamas und Alpakas, die aus 
dem departamento Oruro im südlichen Altiplano stammt und zugleich die Kleinbäuerin-
nengewerkschaft „Bartolina Sisa“ (CNMCIOB-BS) für ihre Region vertritt. Sie berichtet 
zunächst über das landwirtschaftliche Leben im Altiplano, über die allgemeinen Probleme 
der Wasserknappheit sowie über die sich dadurch verschlechternden Produktionsbedingun-
gen. Viele hermanos (wörtl. „Geschwister“, im übertragenden Sinne eher „Gleichgesinnte“) 
hätten deswegen die Landwirtschaft aufgegeben und seien in die Stadt oder ins Ausland, 
v. a. nach Argentinien oder Brasilien migriert, um dort bessere Lebensbedingungen zu 
suchen. Hinzu komme, dass viele ihrer Nachbarinnen und Nachbarn, die nicht die Region 
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verlassen, beim Quinoaanbau zunehmend chemische Düngemittel verwenden würden, mit 
dem Ziel, kurzfristig die Erträge zu erhöhen. Diese Praktiken würden jedoch die knappen 
Grundwasserressourcen verschmutzen und die empfindlichen Böden des Altiplano zer-
stören. Dies stelle ein sehr ernstzunehmendes Problem dar, da für die traditionelle Vieh-
zucht und die Fleischproduktion eine intakte Natur von großer Bedeutung sei. Daher sei es 
wichtig, berichtet sie, nicht weiter in dieses Muster zu verfallen, sondern vielmehr auf die 
Verwendung von Chemikalien zu verzichten und die ökologischen und traditionellen land-
wirtschaftlichen Gebräuche, die sie und ihre hermanos von Ihren Vorfahren übernommen 
hätten, wieder anzuwenden. 

Auf meine Frage hin, wie genau sich die ökologische Produktion in der Praxis darstellt, 
antwortet sie:

„Eine ökologische Bearbeitung des Bodens ist es, wenn der Dünger von den Rindern 
und den Lamas kommt und vom Brennholz. Das kippen wir zusammen und es ver-
fault dann. Das ist unser Dünger. Früher machte man den Dünger mit Schwefel. Und 
warum? Der Schwefel tötet die Viecher, diese kleinen schädlichen Tiere. Das ist ein 
normaler Dünger ohne Chemikalien. Denn der Schwefel, der aus der Erde kommt, 
der ist rein und nicht, sagen wir, vermischt oder verarbeitet. Nichts davon. […] Das 
ist der Dünger, den wir meistens verwenden. Die Kuhfladen. […] Von den Schafen 
ist es schlechter, weil das noch stärker ist. […] Und das fermentiert dann. Das ist 
also das einzige, was wir benutzen. Und dann das Stroh, es bekommt dann diese 
Farbe. Das verstreut man auf denselben Boden und dann kann man pflügen. Pflügen 
sagen wir, wenn wir die Erde umgraben, sie bearbeiten […] Die wir dann zum Säen 
vorbereiten. […] Aber dann, beim Säen, legen wir einfach die kleinen Kartoffeln 
rein oder Quinoa, dann bedeckt man das und dann kommt da ein Löffel mit diesem 
Dünger drauf. Sonst nichts. Fertig. Das ist alles, was wir machen, wenn es das sein 
soll, was es ist: das Unsere. Denn wir benutzen keine Chemikalien. […] Das ist also 
unsere Art, das Ökologische zu erhalten. Das mit dem Spritzen ist [dagegen] unser 
Problem. Der Schwefel von dem ich dir erzählt habe. Schwefel und Asche […] das 
schmeißen wir nicht weg. Das verteilen wir um die Pflanzen herum, denn das schützt 
auch vor den Viechern. Das sind Dinge, die mir früher meine Mutter gezeigt hat, für 
den Hof muss man die Asche sammeln. Und wie schön waren die Kartoffeln. Super 
Kartoffeln haben die früher produziert! Auch Quinoa haben die produziert. Aber 
früher war es auch gut, denn es gab Regen. Das Problem ist, dass wir jetzt Dürre 
haben. Das ist die Art und Weise, wie wir ökologisch arbeiten.“ (NI 5, 06.03.2015)

Deutlich wird hier, dass es sich in hohem Maße um routinierte und prozesshafte Prak-
tiken handelt, die nicht ohne ein spezifisches, den Praktiken innewohnendes Verständnis 
ausgeführt werden können. Dieses, im Sinne Berkes (1999) (Kap. 2.5), traditionell-öko-
logische und „verkörperlichte“ Wissen, wie genau diese Praktiken ausgeübt werden, ist 
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somit immer ein organisierender Bestandteil der jeweiligen Praktik und kann nur auf 
Grundlage der konkreten Ausführung existieren und entstehen. Zwar ist es auch möglich 
über dieses Wissen zu reden, es auf diese Weise verständlich zu machen und weiterzuge-
ben (vgl. Hitchings 2012; Kap. 4.3.3), aber ohne das landwirtschaftliche Tun wäre es 
nie entstanden. Auch im folgenden Beispiel wird dieser Aspekt deutlich.

In einer Gruppendiskussion mit Repräsentantinnen der Kleinbäuerinnengewerkschaft 
„Bartolina Sisa“ beschreibt eine der Teilnehmerinnen, welchen Vorteil für sie die Konser-
vierung und Verwendung des eigenen Saatgutes im Gegensatz zu extern bezogenem Saat-
gut habe. Nur dadurch sei es möglich, wie sie es formuliert, verlässlicher zu produzieren 
und dem negocio, d. h. dem kommerziellen Saatguthandel, zu entkommen:

„Ernährungssouveränität ist, das Saatgut aufzubewahren und das bedeutet, sagen 
wir... Ich produziere Erdnüsse. […] Und ich bewahre mein Saatgut auf und das ist 
gutes Saatgut, denn es ist ursprünglich und verlässlicher. Auf dem Land wählen wir 
unser Saatgut auf unsere Weise aus, so wie wir es machen und kennen. Das heißt, 
als ein Brauch praktizieren wir das so. Wir bewahren das Saatgut für das Folgejahr 
auf. [...] Und wir kaufen dann kein zertifiziertes Saatgut, das keinen [Ertrag] für das 
nächste Jahr liefert und nur für den negocio [den kommerziellen Saatguthandel] ist. 
Dieses Saatgut wird verkauft, aber normalerweise dient es nur für ein Jahr. Und 
danach, für ein weiteres, liefert es keinen Ertrag. Und dann muss man [es] erneut 
kaufen. Das heißt, der Verkauf ist eher für den negocio. Daher ist es besser, das 
Saatgut aufzubewahren, das natürlich ist und außerdem weiß ich dann auch als 
Bäuerin, dass es verlässlicher ist, dass ich mit meinem Saatgut produzieren kann. 
Aber das Saatgut, das ich kaufe, […] das liefert dann letztlich keinen Ertrag für das 
Folgejahr, sondern nur für ein Jahr. Das ist das Problem, das die dann haben […] 
Wir retten also dieses Saatgut und säen es und fördern es auch. Und wofür? Um 
[dem negocio] zu entkommen.“ (GI 3a, 04.06.2013)

Eine weitere Diskussionsteilnehmerin nimmt diesen Gedanken auf und fährt fort, dass 
diese Praktik in ähnlicher Weise auch in ihrer Gemeinde existiere. Sie erläutert, dass die 
Weiterverwendung des Saatgutes jedoch niemals isoliert ausgeführt werde, in dem 
Sinne, dass jede Produzentin nur für sich und ihren Ertrag arbeite, sondern dass das 
Saatgut innerhalb der comunidad getauscht werde. Dadurch ergebe sich der Vorteil, 
dass einzelne Produzierende sich nicht nur auf ein oder zwei Produkte konzentrieren 
müssten, sondern mehrere Produkte anbauen und dadurch z. B. Missernten ausgleichen 
könnten:

„Zum Beispiel in meiner comunidad verwendet man… Wir tauschen das Saatgut 
untereinander. Dieses Jahr zum Beispiel haben wir das so gesehen: ‚Schau mal, der 
Mais hat mir keinen guten [Ertrag] geliefert. Ich werde ihn nicht anbauen, compa-
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ñero, ich werde ihn dir geben.‘ Nein, nicht verkaufen, sondern geben. […] Und klar, 
einige Dinge tauschen wir dann auch. […] ‚Schau mal, du hast Bohnen, aber ich 
habe auch Mais. Wir tauschen Bohnen und ich gebe dir Mais und du gibst mir Boh-
nen.‘ Das ist also das, was die compañera sagte, der Tauschhandel. Wir müssen 
damit anfangen, das zu nutzen, denn wenn nicht, wie sollen wir es sonst machen? 
Aber [man sollte] immer auch versuchen die madre tierra zu respektieren und ihr 
nicht mit Chemikalien danken, sondern versuchen, sie zu erhalten.“ (GI 3b, 
04.06.2013)

Deutlich wird hier zunächst, wie die routinierten Praktiken des Bewahrens, des Erhaltens 
und des Tauschens aber auch die Herstellung der eigenen Düngemittel und die Methoden 
der Schädlingsbekämpfung mit einem konkreten Nutzen verbunden werden: Es geht da-
bei weniger um eine Effizienzsteigerung, als vielmehr um ein deutlich höheres Maß an 
Verlässlichkeit in Bezug auf den Ertrag und die Qualität der Produktion. Diese ergibt sich 
in gewisser Weise zwangsläufig, da die beschriebenen Praktiken aus einer vorindustriel-
len Zeit stammen, in der die kleinbäuerliche Produktion nicht oder nur begrenzt in exter-
ne Wirtschaftskreisläufe eingebunden waren. Es existierten kaum externe Inputs und es 
bestand somit die Notwendigkeit, einen möglichst hohen Nutzen aus den eigenen Fähig-
keiten und dem eigenen praktischen Wissen zu ziehen. Diese dadurch erlangte Eigenstän-
digkeit ist allerdings nicht als individuelle Autarkie zu verstehen, sondern funktioniert 
nur in einem solidarischen und sozialen Kollektiv, wie dem einer dörflichen Gemein-
schaft, einer comunidad. 

Von Sitten und Gebräuchen
Die beschriebenen landwirtschaftlichen Praktiken sind (insbesondere im Altiplano) fest 
eingebunden in tradierte Sitten und Gebräuche (usos y costumbres). Dabei handelt es sich 
um übergreifende, nicht formalisierte aber dennoch bedeutende und innerhalb der bäuer-
lichen Gemeinschaft geachtete Formen eines praktizierten und religiös-politischen Ge-
wohnheitsrechtes. Die bereits zitierte Produzentin aus dem departamento Oruro (s.o.) 
berichtet dazu: 

„Sitten und Gebräuche, die haben wir, das sind unsere obersten Volks-Autoritäten in 
der Gemeinde. Und die Gemeinde untersteht drei Autoritäten: Das ist der corregi-
dor und der originario, der Wellensittich, sagen wir, weil er immer im Poncho he-
rumläuft und mit der chicote5. Und der andere ist der Vertreter, der über die Lände-
reien wacht. Der überschreitet die Ländereien. Das heißt, [gibt es] Viehdiebstahl 
oder irgendeinen Streit über die Ländereien, dann wacht er darüber. Und die Men-

5	 Beim corrigidor und dem originario handelt es sich um die (i. d. R. männlichen) politisch-religiösen Führer der Ge-
meinde. In Aymara sind die Bezeichnungen mallku und jilakhata. Die chicote ist ein peitschen- und schlangenähnliches 
Artefakt aus der andinen Tradition, das die gesellschaftliche Stellung ihres (i. d. R. männlichen) Trägers, Macht und die 
Einheit der Gemeinde symbolisiert (vgl. Santos 2008, o. S.; Schorr 2011, S. 89 ff.).
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schen sprechen mit dem originario und sagen ihm: ‚Schau mal das und das pas-
siert‘. Und der originario und der corregidor müssen dann dahin und das Verfahren 
mit den ganzen Dokumenten bearbeiten. […] Diese Herrschaftsformen haben wir, 
damit die comunidad gut funktioniert. [...] Gut, und diese Autoritätsperson, die 
dann diese Verantwortung erhält, muss dann auch die Erlaubnis der madre tierra 
einfordern. […] Zum Beispiel danken wir in meiner Region Gott, dass er uns einen 
Planeten zum Leben gibt, damit wir leben können und diesen Planeten respektieren. 
Und wir danken dann der madre tierra, dass sie uns einen guten Ertrag gibt, so wie 
es unsere Großeltern es uns gezeigt haben. […] Und damit es nicht hagelt, hatten 
unsere Großeltern immer einen Brauch: Zum Beispiel fastete man zehn Tage vor 
dem 30. November und man aß kein Salz. Damit es weder Hagel noch Blitze gibt. 
Und an diesem Tag, dem 30. November, kommt dann ein corregidor und tötet ein 
Pferd und bittet darum, dass es Regen gibt und keinen Hagel und auch keine Blitze. 
Denn der Blitzschlag, das ist auch so ein Problem, er tötet nicht ein oder zwei, son-
dern zehn oder zwanzig Rinder. [...] Früher, da waren die Gebräuche wirklich 
schön, hermano. [...] Mit der Energie unserer Vorfahren, mit der Energie unserer 
madre tierra, ich glaube, dass die Menschheit funktioniert hat, oder nicht? […] Das 
ist also unsere Art zu leben als indigene und originäre Bauern. Und warum tragen 
wir nun den Poncho? Der Poncho ist eine Art des Respekts. Wenn du den Poncho 
nicht trägst oder den chicote, dann bist du niemand. […] Es ist sehr wichtig, dass 
diese Herrschaftsformen im Sinne der alten Volksgebräuche erfüllt werden.“

[B.F.]: „Und das ayni, was ist das genau?“

„Das ayni, ja, […] wenn man versucht sich Geld zu leihen oder Rinder, eine Herde 
oder Saatgut oder bei der Ernte hilft, all das… Heute arbeitest du für mich. Wir alle 
sind zwanzig Gemeindevertreter, sagen wir. Die zwanzig arbeiten für mich und die 
Ernte ist pünktlich erledigt mit diesen zwanzig Personen. Am Folgetag für dich und 
am anderen für ihn. Zehn Tage Arbeit und alles ist erledigt. Das ist das ayni, wir 
geben zurück. Und wenn nun, für den Fall, dass ich mein Vieh für einen Monat 
verlasse, dann muss ich ganz sicher auch bei den anderen für einen Monat über die 
wachen. Das ist das ayni, man gibt zurück. Ich gebe weder eine Bezahlung, noch 
Nahrung, ich vergebe gar nichts. Und gleichermaßen gibt er [der Nachbar] mir auch 
nichts und dann muss ich [auf sein Vieh] aufpassen. Und wenn ich Lebensmittel 
[von ihm] esse und all das, dann gebe ich es ihm zurück. Und er macht es genauso. 
Das gleiche mit Geld, ich leihe ihm etwas für ein oder zwei Monate und auch er 
leiht mir etwas. Das ist ein ayni. Aber man muss es immer zurückgeben, siehst du?“ 
(NI 5, 06.03.2015)

Aus diesen Zitaten geht hervor, wie eine tradierte Form des bäuerlichen Zusammenlebens 
und der indigenen Identität praktiziert, reproduziert und verfestigt wird („das ist also 
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unsere Art zu leben als indigene und originäre Bauern“). Insgesamt wird diese Lebens-
weise, im Sinne einer bäuerlichen moral economy (vgl. Edelman 2005; Kap. 2.5), als 
solidarisch, souverän und kontrollierbar beschrieben und damit implizit auch eine Anti-
Modernität und Differenz zum technophilen Wachstumsparadigma hergestellt. 

Die Ausgestaltung einer traditionell-ökologischen Landwirtschaft basiert jedoch nicht 
ausschließlich auf einer nostalgischen Rückbesinnung und normativen Hervorhebung der 
eigenen Tradition, sondern, wie im folgenden Abschnitt deutlich wird, auch auf der An-
eignung eines Wissens, das eher einem westlichen und entwicklungsorientierten Denken 
entstammt.

5.2.3	„Früher waren wir keine Ökologischen“: Praktiken des Umstellens
Bei einem Großteil der kleinbäuerlichen Landwirtschaft Boliviens handelt es sich nicht 
um ökologisch praktizierten Anbau. In unterschiedlichem Ausmaß werden seit mehreren 
Jahrzenten vor allem Agrochemikalien zur Düngung und zur Schädlingsbekämpfung ver-
wendet (PZI 8, 25.04.2013). Ungeachtet dessen unterscheide sich, wie es ein wissen-
schaftlicher Mitarbeiter der Nichtregierungsorganisation AVSF berichtet (PZI 22, 
11.06.2013), die kleinbäuerliche Landwirtschaft (vor allem im Altiplano) häufig nur in 
wenigen Details von der ökologischen Anbaupraxis, da in den letzten Jahrzehnten keine 
durchgreifende Industrialisierung stattgefunden habe. Es werde nach wie vor eine hohe 
Vielfalt an traditionellen landwirtschaftlichen Praktiken angewendet und an die Folgege-
nerationen weitergegeben.

Gegenwärtig ist nun Folgendes zu beobachten: Zwar erleidet die traditionell-ökologische 
Landwirtschaft bis auf wenige exportorientierte Sektoren einen ökonomischen Bedeu-
tungsverlust (vgl. entsprechend auch Kap. 5.1.3 sowie Ormachea und Ramirez 2013). 
Dennoch findet parallel dazu, wie im vorigen Abschnitt bereits deutlich wurde, eine nos-
talgische Rückbesinnung auf traditionelle Anbaumethoden sowie tradierte Werte und 
Normen wie die beschriebenen Sitten und Gebräuche statt. Die Ideen und Forderungen 
der Ernährungssouveränität, der madre tierra und des vivir bien erfüllen dabei die Funk-
tionen, diese Bewegung diskursiv zu verstärken, ihr eine Bedeutung zu geben und ihr 
dadurch politische Kraft zu verleihen.

Zum weiteren Verständnis dieses Prozesses ist auch ein Blick auf die Geschichte der 
Landwirtschaft im Altiplano hilfreich: In den Jahren nach der Agrarrevolution von 1953 
und der damit einhergehenden Umverteilung und Neuausweisung von Landbesitz setzten 
sich bei den damaligen kleinbäuerlich Produzierenden ein überwiegend effizienzorien-
tiertes und produktivistisches Denken sowie diverse Praktiken der konventionellen Land-
wirtschaft durch. Vor allem seit den 1970er Jahren wurde die Verwendung von che-
mischen Schädlingsbekämpfungs- und Düngemitteln zur Normalität. Dieser Trend führte 
jedoch nicht unbedingt dazu, dass die Praktiken der traditionellen und weitestgehend 
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ökologischen Landwirtschaft des Altiplano vollständig verdrängt wurden. Sie gerieten 
bei vielen Produzierenden eher in Vergessenheit. Bei einigen wenigen setzte sich jedoch 
die Erkenntnis durch, dass die langfristige Verwendung von Agrochemikalien negative 
Auswirkungen auf ihre Gesundheit und die Bodenfruchtbarkeit haben könnte. Sie ent-
schieden sich daher den mühevollen Umstellungsprozess in Kauf zu nehmen und traditi-
onelle Methoden wieder anzuwenden. Im Folgenden wird dieser Aspekt deutlich werden.

Sich selbst helfen und Unterstützung annehmen
In Achocalla treffe ich eine der, wie mir gesagt wird, überzeugtesten ökologischen Produ-
zentinnen des municipios. In einem ausführlichen Gespräch berichtet sie, wie es dazu 
kam und welche Gründe dabei eine Rolle gespielt haben:

„Früher waren wir keine ökologischen [Produzenten]. [...] Denn sie hatten die Hun-
gersnot gesehen, es gab keine Ländereien und es ging ihnen nicht gut. Das war in 
den 1940er, 1950er Jahren. Und deswegen haben die Menschen damit begonnen, 
mit Chemikalien zu säen. [...] Aber damit haben wir den Boden getötet und das 
haben wir nicht gemerkt. […] Und dann in dieser Zeit gab mir mein Vater ein 
kleines Grundstück und seitdem ist es mir besser ergangen. Zu Beginn, in diesem 
Jahr, habe ich aber auch mit Chemikalien gesät, ich wollte nicht wegziehen und 
habe gesät. Aber mit den Chemikalien erging es mir nicht gut. Also, was machen 
wir? […] Es weiter versuchen, in meinem Fall. Und in jenem Jahr habe ich mit 
natürlichem Dünger gesät. […] Seit zehn [Jahren bin ich nun] ökologisch[e Produ-
zentin] und nutze keine Chemikalien. In diesem Jahr säte ich die Kartöffelchen mit 
natürlichem Dünger, aber meine Erde war schlecht. Sie war nicht gut, sie war tot. 
Und ich versuchte es in den Folgejahren weiter und weiter und säte Bohnen, Erbsen, 
Mais. Die Bohnen starben. Aber ich machte weiter. Was sollten wir schon tun? Wir 
machten weiter, denn sie [die Erde] lieferte nicht, aber sie musste [Ertrag] liefern. 
Wir haben mehr Dünger verwendet und ich habe meine Erde wiederbelebt. Und 
nun liefert sie mir Ertrag. Obwohl sie sehr fruchtbar ist, erschöpft sie nicht. Aus 
dieser Motivation heraus bin ich eine ökologische [Produzentin].“ (NI 4, 02.02.2015)

Aus dieser Geschichte wird deutlich, dass die Umstellung auf einen rein ökologischen 
Anbau ein mühevolles Unterfangen für die Produzierenden darstellt. Sie beinhaltet nicht 
einfach nur den Verzicht auf Agrochemikalien oder die Wiederverwendung des eigenen 
Saatgutes; vielmehr handelt es sich um einen experimentellen, arbeits- und wissensinten-
siven Prozess der Bodenaufbereitung von ca. fünf Jahren, der zwangsläufig zu zwischen-
zeitlichen Ernteeinbußen führt. Wie eine in Achocalla lebende Förderin dieses Prozesses 
berichtet (PZI 20, 30.01.2015), werde aus diesem Grund die Umstellung und der voll-
ständige Verzicht auf Agrochemikalien nur von den wirklich überzeugten Produzentinnen 
und Produzenten vollzogen, viele andere hingegen würden es nicht schaffen. 
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Ein wichtiger Aspekt ist dabei, dass es in den letzten Jahren vom Dachverband der öko-
logisch Produzierenden Boliviens (AOPEB) in Form von sogenannten escuelas ecológi-
cas (ökologische Schulen) ein gewisses Maß an technischer und materieller Unterstüt-
zung gewährt wurde. Unter anderem wurden in diesem Rahmen Saatgut verteilt, 
Ausbildungsprogramme an der Universität in La Paz ermöglicht und diverse Gewächs-
häuser zur Wärmespeicherung errichtet (Abb. 12). Es handelt sich also bei der Umstel-
lung von konventioneller auf ökologische Produktion nicht ausschließlich um eine Re-
naissance traditioneller und heimischer Anbaumethoden (wie es häufig in Interviews 
dargestellt wird), sondern auch um eine Anwendung und die Aneignung eines eher exter-
nen Wissens, das also nicht der andinen bzw. bäuerlichen Tradition entstammt.

Zwei ökologische Produzentinnen aus Achocalla berichten über entsprechende Erfah-
rungen:

„Der institutionelle Anreiz kam von der AOPEB. Mit dieser Organisation arbeiten 
wir schon acht oder neun Jahre zusammen. Die haben damit begonnen, uns mit den 
escuelas ecológicas auszubilden. […] Die haben das koordiniert […] und eine Ar-
beitsgruppe gebildet. In diesem Rahmen haben sie uns an die Universität geschickt 
im [Bereich] Agrarwissenschaft und Ökologie. […] Und jetzt haben wir auch unse-
re Gewächshäuser. Die haben wir jetzt errichtet. Zum Beispiel letztes Jahr, in die-
sem Rat, da haben wir dafür gearbeitet, für ein großes Zelt.“ (NI 3, 30.01.2015)

Abb. 12:	Ökologischer Anbau in Gewächshäusern und selbstproduziertes Saatgut
Quelle:	 Eigene Aufnahmen 2015, Achocalla
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„Die Organisation AOPEB hat uns zertifiziertes Saatgut gegeben. Und seitdem ma-
chen wir unser eigenes Saatgut und säen es. Da ist das Gemüse, die Kartoffeln, die 
Bohnen, es ist unser eigenes Saatgut. Zwiebeln und manchmal Weißkohl. Das 
[Saatgut für diese Produkte] kaufen wir nicht. Das ist zum Wiederanpflanzen.“ (NI 
4, 02.02.2015)

Hüten, Erhalten und Mythologisieren
In Padcaya erzählt mir ein ökologischer Produzent seine ganz ähnliche Geschichte. Auf 
meine Frage, aus welchen Gründen er begonnen hat, ökologisch zu produzieren und mit 
welchen Schwierigkeiten er dabei zu kämpfen hatte, antwortet er:

„Um unser Wissen zu hüten und die madre tierra zu bewahren, für unsere Kinder 
und für die folgenden Generationen. Die Erde hat kein langes Leben, daher muss 
man sie bewahren auch im Bereich der Umwelt, der Wälder und des Wassers. Mit 
dieser Vision des municipios ist es nun wichtig, dass man ernsthaft arbeitet und 
nicht nur mit Wörtern. Denn das, was man zurzeit sieht, sind hauptsächlich Wörter 
und man hat z. B. diese Dokumente gemacht, aber manchmal werden die nicht er-
füllt. Das stört ein wenig, aber am Ende sagst du dir, so wie wir, so wie ich als 
Person, ich habe eine Familie, ich habe ein Ziel und ich arbeite daran. Ja, mit Hilfe 
von einigen NROs, diese Organisationen haben mir auch dabei geholfen, mich aus-
zubilden und dadurch bin ich auch der erste ökologische [Produzent]. Denn früher, 
ich erzähle dir meine Geschichte, habe ich viele Jahre in Argentinien gearbeitet und 
da habe ich viele Agrochemikalien benutzt und als ich hierhergekommen bin, habe 
ich sie für fünf weitere Jahre benutzt. […] Für fünf Jahre haben wir die Tomaten 
gespritzt, da haben wir alles mit Chemikalien produziert und vielleicht ein bisschen 
mit ökologischem Dünger. Dann haben wir nach ungefähr fünf Jahren gesehen, 
dass wir nicht mehr gut produzieren konnten. Es gab keine [Boden]Feuchtigkeit 
mehr […]. Wir haben also gesehen, dass wir etwas ganz radikal verändern müssen. 
Die ersten Jahre waren dann ein wenig wie ein Reinfall. Aber nun bin ich da.“ (NI 
6, 25.02.2015)

Deutlich wird hier zum einen, wie mein Gesprächspartner eine klare ökonomische Not-
wendigkeit für den Umstieg auf ökologische Produktion sieht: nämlich die Bodenfrucht-
barkeit für sich und für folgende Generationen zu erhalten und wiederherzustellen. Er 
identifiziert sich zum anderen aber auch auf einer ideellen Ebene mit dieser Praktik und 
hebt hervor, dass er dadurch ein ernsthaftes politisches Ziel verfolge und die moralische 
Verpflichtung bestehe, die madre tierra zu schützen. Zwar hätte er dies nicht alleine ge-
schafft und war bei der Umstellung auf die Hilfe von Nichtregierungsorganisationen an-
gewiesen, aber letztlich habe er es geschafft, der erste ökologische Produzent der Region 
zu werden. 



165Ein neues Recht und seine Realität: Ernährungssouveränität in Bolivien

Eine weitere Praktik, die einen wesentlichen Bestandteil der Umstellung auf traditionell-
ökologische Landwirtschaft darstellt, ist die Mythologisierung der eigenen Tradition und 
Geschichte. Im Verlauf der Gruppendiskussion mit den Repräsentantinnen der Kleinbäu-
erinnengewerkschaft „Bartolina Sisa“ wird dies sehr deutlich, indem ein interessantes 
Argument eine ganz eigene Dynamik erhält: Früher, so eine der Teilnehmerinnen, seien 
die Menschen in Bolivien deutlich älter, bis zu achtzig oder sogar hundert Jahre alt ge-
worden, weil sie sich gesünder und selbstbestimmter ernährten und es noch keine Agro-
chemikalien, transgene Produkte oder andere fremde Einflüsse gab. Dementsprechend 
hätten damals auch weniger Krankheiten existiert und es seien weniger Krankenhäuser 
benötigt worden. Heutzutage würden sie dagegen schneller krank werden und früher ster-
ben:

„Ja wie [es] auch die compañeras [sagen] es ist ganz offensichtlich, nicht wahr? […] 
Heutzutage gibt es zum Beispiel viele transgene Organismen. Die Tomaten sind 
also sehr groß und nicht natürlich. Und eigentlich sollten die in [einem Zeitraum 
von] sechs Monaten produziert [werden]. Aber jetzt produzieren sie die in einer 
oder zwei Wochen, ich weiß nicht wie, aber groß sind die. Wir produzieren unsere 
in sechs Monaten, aber die sind dann nicht groß, sondern klein. Aber sie sind natür-
lich und sie sind gesund und schädigen [uns] nicht. Und wenn sie transgen sind, 
dann schädigen sie [uns]. Bis zu achtzig und hundert Jahre lebten früher unsere 
Großeltern. Und heutzutage mit siebzig Jahren sterben sie, nicht wahr? Oder wer-
den krank. Die Knie schmerzen, sie werden verrückt im Kopf oder behindert, all 
diese Dinge. Und deswegen, früher, mit dem Unseren, da wurden sie nie krank, es 
gab früher auch keine Krankenhäuser. Aber sie lebten viel unbesorgter und auch 
viel länger. Deswegen sprechen wir also in Bolivien über Ernährungssouveränität.“ 
(GI 3c, 04.06.2013)

Auch dem folgenden Ausschnitt aus einem Interview mit Hilarion Mamani, dem politi-
schen Führer der CONAMAQ, ist diese Mythologisierung deutlich zu entnehmen:

„Früher lebten sie hundert Jahre, zweihundert Jahre unsere Alten. Mal sehen, wie 
lange leben wir? Wir werden sechzig und bis dahin sind wir kaputt, nicht wahr? 
Und das ist, weil uns die Nahrungsmittel fehlen. Wir essen nur Schrott! Hühnchen? 
Schrott! Nudeln? Schrott! Bis hin zum Reis, manchmal spritzen sie, viele Sachen 
wachsen nur mit Chemikalien. Wenn man dagegen auf dem Land lebt: Kartoffeln, 
Linsen, Bohnen, charqui [ein traditionelles Trockenfleisch], unser Mais, unser 
Wasser, das stärkt nun mal… Das aßen sie früher, unsere Großeltern, damit waren 
sie stark.“ (PZI 23, 09.02.2015)

Mit Blick auf die historische Entwicklung der Lebenserwartung in Bolivien (nach Daten 
der Weltbank lag sie um das Jahr 1960 bei ca. 42 Jahren, heute bei ca. 69 Jahren – vgl. 
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World Bank 2016) und auf die koloniale Geschichte Boliviens, die von der systematischen 
Ausbeutung und Ausgrenzung der indigenen Bevölkerung bestimmt war (Kap. 4.2.2) sind 
diese Aussagen durchaus bemerkenswert. Ganz offensichtlich scheint – unabhängig von 
der westlichen Geschichtsschreibung, die nicht unbedingt das Bild einer selbstbestimmten 
indigenen Gesellschaft zeichnet – eine romantische Verklärung der „guten alten Zeit“ 
stattzufinden, in dem Sinne, dass die Menschen damals noch nicht fremden Einflüssen 
unterlagen und es sich daher um eine „heilere, souveränere oder bessere“ Welt gehandelt 
haben müsse. Dieser daraus entstehende Mythos speist sich jedoch nicht nur aus einer 
Wiederentdeckung und Anwendung der traditionellen Praktiken der bäuerlichen Landwirt-
schaft, sondern vor allem aus der Wertschätzung der Vielfalt und Reichhaltigkeit der boli-
vianischen Produkte sowie aus der Konstruktion einer ländlichen und vorindustriellen 
Idylle. Sie gibt diesem Mythos einen räumlich-materiellen Rahmen, der dazu beiträgt, 
eine gemeinsame, traditionell-bäuerliche Wertegemeinschaft zu verfestigen.

5.2.4	„Der Geschmack verschwindet nicht“: Praktiken des Lagerns und Konsu-
mierens 

In Achocalla bietet sich für mich die Möglichkeit, an einer Versammlung zum Zertifizie-
rungssystem SPG teilzunehmen (Kap. 5.1.3 und 5.2.5). Nach einer kurzen Vorstellungs-
runde – es sind überwiegend landwirtschaftliche Produzentinnen aus dem Altiplano ver-
treten – ergreift eine der Teilnehmerinnen das Wort und erklärt, warum sie ökologisch 
produziert. Anstatt, wie es mir meistens in Interviews erzählt wurde, die Notwendigkeit 
ökologischer Produktion mit dem Respekt an die zu schützenden madre tierra zu begrün-
den, sagt sie, dass sie sonst keine andere Möglichkeit habe, darüber entscheiden und 
kontrollieren zu können, wie genau sie sich und ihre Kinder ernähre. Sie könne nie genau 
wissen, was sie auf den Märkten kaufe und auch nicht, was die Agrochemikalien, die sie 
früher auch selbst benutzt habe, mit ihrem Körper oder denen ihrer Familie langfristig 
anrichten würden. Ihren eigenen, selbst hergestellten Produkten vertraue sie hingegen 
(BKI 1, 11.02.2015).

Auch eine Vertreterin der Gewerkschaft „Bartolina Sisa“ (NI 5, 06.03.2015) verdeutlicht 
mir in einer anderen Interviewsituation diesen Zusammenhang sehr anschaulich: Für sie 
bedeute es souverän zu sein, wenn die eigenen Produkte selbst konsumiert und nur die 
Überschüsse verkauft würden, um mit diesen Erträgen die notwendigen Dinge des täg-
lichen Lebens dazukaufen zu können. Jedoch sei gegenwärtig das Gegenteil zu beobach-
ten: Nicht die Überschüsse würden verkauft, sondern, besonders im Fall der Quinoa, fast 
der gesamte Ertrag und lediglich die unverkäuflichen Reste würden für den Eigenbedarf 
verwendet. Früher sei dies nicht so gewesen, daher gelte es, dieses Muster zu ändern und 
die Eigenständigkeit von damals zurückzuerlangen. Damit dies gelingen könne, be-
schreibt sie vor allem die Notwendigkeit, die eigenen Produkte zu lagern, damit sie das 
ganze Jahr über für den Eigenbedarf verfügbar seien und nicht sofort verkauft werden 
müssten:
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„Souverän zu sein heißt, dass wir unsere Produkte selbst konsumieren. Die besten 
Produkte und die Überschüsse sollen wir verkaufen, das ist es. Aber Souveränität ist, 
dass wir souverän sein wollen, wie früher, nicht wahr? Wir würden gerne reine Nah-
rungsmittel haben und nicht mit Chemikalien. […] Denn es ist alles... krank, wir alle 
sind schon krank. Das ist es also. Wir müssen auch traditionelle Medizin haben. Mit 
der Produktion beginnt es, nicht wahr? Danach wäre die Ernährung. […] Es muss 
alles richtig ökologisch produziert sein und dann kommen wir bald, in Kürze, zu 
Ernährungssouveränität, die Sache ist, dass sie ökologisch sein muss. […] Unsere 
Produkte sind aus unserer Tradition, so wie wir sie gesät und hergestellt haben. Und 
wenn wir zum Beispiel produzieren, dann bewahren wir die Kartoffeln, das Quinoa, 
das bewahren wir. Wir lagern es. Es kann Jahre überdauern. Da passiert nichts, der 
Geschmack verschwindet nicht. […] Wir lagern das, was wir haben und das bringt 
uns dann über das ganze Jahr. Aber die Überschüsse, die gehen in den Verkauf. Zur-
zeit aber nicht, es ist zuerst der Verkauf und das, was dann übrigbleibt, ist für uns. Im 
Moment ist es das Gegenteil. Alle wollen Geld und verändern nichts. Ja, sie verkau-
fen Quinoa und kaufen sich damit ungesunde Nahrung, nicht wahr? Uns geht es also 
nicht gut. […] Früher war das auch nicht so und deswegen wollen wir es ändern. Der 
beste Teil der Produktion bleibt für uns, gelagert, und die Überschüsse können wir 
verkaufen, um die Einkünfte für Schule, Kleidung, Reis, Zucker und andere Sachen 
zu verwenden, die man kaufen muss. […] Derjenige, der Bolivien aufrechterhält, 
das sind nämlich die kleinen Produzenten, nicht wahr? Wir produzieren in der Ge-
meinschaft, im Familienverbund, das wird bewahrt.“ (NI 5, 06.03.2015)

Deutlich wird hier vor allem, inwiefern es sich bei Ernährungssouveränität – sofern die 
erforderlichen Produktionsbedingungen, also Land, Wasser, Boden, Saatgut sowie das 
notwendige Wissen vorhanden sind – um eine Form der persönlichen oder kollektiven 
Selbstermächtigung handelt: Angetrieben durch den Wunsch nach Eigenständigkeit und 
nach Souveränität über den eigenen Körper und die eigene Gesundheit ergibt sich für die 
jeweiligen Produzierenden das Verlangen, selbstproduzierte und möglichst ökologische 
Nahrungsmittel zu konsumieren. Besonders stark hervorgehoben wird dieser Anspruch in 
Verbindung mit der Vorstellung des souveränen territorio indígena. So hebt ein Vertreter 
der CIDOB in einem Gruppeninterview hervor: 

„Die Ernährung der indigenen Bewegung kommt aus dem territorio. Immer mit der 
Vision, das zu erhalten, was es innerhalb [des territorio] gibt. Zum Beispiel der 
Fischfang, die Jagd, das Sammeln und es ist wahr, dass man manchmal auch Le-
bensmittel anbaut, so wie Mais, Bananen, yuca [eine Knollenfrucht] all das. Aber 
nur für die Ernährung der Familie und nicht für die Vermarktung. Und davon leben 
unsere hermanos in den comunidades. Wir glauben also, dass diese Souveränität 
das ist, was wir suchen, auf Grundlage des Rechtes auf das territorio.“ (GI 1a, 
16.05.2013)
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So wird auch nachvollziehbar, wie eng die Praktiken des Konsumierens und des Lagerns 
der eigenen Produkte mit den Praktiken des räumlichen Einhegens und sich Abgrenzens 
(Kap. 5.2.1) verwoben sind. Jedoch wird dieser normative Anspruch des subsistenten 
Lebensstils nicht in gleichem Maße von den Produzierenden geteilt, die sich eher als 
campesinas oder campesinos identifizieren und die genossenschaftlich oder gewerk-
schaftlich organisiert sind (z. B. über die CIOEC oder die CSUTCB). Sie verstehen Er-
nährungssouveränität weniger als ein territoriales und identitätsgebundenes Recht, bei 
dem marktwirtschaftliche Beziehungen eine untergeordnete Rolle spielen. Es sollte, wie 
in entsprechenden Interviews und Diskussionen berichtet wird (v. a. GI 3a; GI 3b und GI 
3c, 04.06.2013), zwar ein großer Teil der eigenen Produktion selbst konsumiert werden, 
jedoch nur die Überschüsse verkauft und die Verbindung zwischen Konsumentinnen 
bzw. Konsumenten und Produzierenden sehr direkt, in Form von circuitos cortos, also 
kurzen und regional begrenzten Kreisläufen, möglichst ohne Zwischenhandel, struktu-
riert sein. Besonders wichtig ist für viele Produzierende darüber hinaus, dass sie ihre 
ökologische Produktion beim Verkauf von konventionellen Produkten abgrenzen kön-
nen. 

Doch inwiefern existieren solche Verbindungen, z. B. in Form von speziellen Vermark-
tungs- und Zertifizierungspraktiken für ökologische Produkte? Und welche Rolle spielt 
dabei die Vernetzung zwischen den Produzierenden? 

5.2.5	„Wir organisieren uns“: Vernetzungspraktiken 
Sowohl Ormachea (2009, S. 15) als auch Castañón Ballivián (2014, S. 15) zeigen in 
ihren Analysen, dass in Bolivien der Konsum traditioneller und aus kleinbäuerlicher Pro-
duktion stammender Nahrungsmittel wie Kartoffeln, Mais, Hülsenfrüchte, tierische Fette 
und Lamafleisch abnimmt und zunehmend durch weiterverarbeitete, industrielle und teil-
weise importierte Grundnahrungsmittel ersetzt wird. Dazu gehören vor allem Reis, Nu-
deln, Brot, Hühner- und Rindfleisch, industriell gefertigter Zucker und pflanzliche Öle. 
Dieser Trend existiert in etwa seit den 1980er Jahren und ist auf Globalisierungseffekte, 
den Bedeutungsverlust der kleinbäuerlichen Landwirtschaft, das Phänomen der Land-
flucht und damit einhergehende Urbanisierungsprozesse zurückzuführen (PZI 24, 
17.05.2013; PZI 17, 31.05.2013).

Passend dazu berichtet eine Vertreterin der Nichtregierungsorganisation FOBOMADE, 
die sich für den Konsum von heimischen, ökologischen und kleinbäuerlich produzierten 
Produkten einsetzt, dass es trotz aktiver Kampagnen-, Kommunikations- und Bildungsar-
beit bisher nicht gelungen sei, eine angemessene Wertschätzung und Akzeptanz dieser 
Produkte zu erzielen. Es handele sich dabei um ein kulturelles, durch die Globalisierung 
hervorgerufenes Phänomen, so dass die Mehrheit der Menschen in Bolivien la comida 
chatarra, also minderwertige Nahrung (wörtlich: „Schrott-Nahrung“) äßen. Es existiere 
lediglich ein sehr kleiner Kreis von Konsumentinnen und Konsumenten der städtischen 
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Mittel- und Oberschicht, der eine Art des „politischen Konsums“ (vgl. Micheletti et al. 
2004) betreibe. Dabei sei, wie häufig vermutet wird, jedoch nicht unbedingt der Preis das 
entscheidende Ausschlusskriterium, da unverarbeitete und aus kleinbäuerlicher Land-
wirtschaft stammende Produkte im Vergleich zu industriell verarbeiteten meist günstiger 
seien (PZI 25, 29.01.2015).

Wertschätzen, Bewusstmachen und Verkaufen
Deutlich wird dieser Aspekt bzw. die Notwendigkeit des Bewusstmachens und Wertschät-
zens vor allem in der Gruppendiskussion mit den Repräsentantinnen der Kleinbäuerinnen-
gewerkschaft „Bartolina Sisa“: Eine der Teilnehmerinnen beklagt in diesem Zusammen-
hang, dass es keine breite gesellschaftliche Anerkennung für ökologisch produzierte, 
gesunde und natürliche Nahrungsmittel gebe und dass es wichtig sei, diese Wertschätzung 
in gemeinsamen Versammlungen und Aktivitäten zu verbreiten und gesellschaftlich zu 
verankern, da es letztlich um die eigene Gesundheit gehe:

„Es ist so, dass man oft nicht das wertschätzt, was ökologisch und natürlich ist. Häu-
fig bevorzugt man, sagen wir, das Einfache und das Schöne. Ich kann zum Beispiel 
in unserem Land eine Tomate natürlich anbauen, aber dann ist sie klein und auch 
ein bisschen sauer, denn sie ist natürlich. Aber die Leute würden sagen: ‚Diese To-
mate ist sauer und klein und ich kaufe sie nicht, dann kaufe ich lieber jene Tomate 
die groß, glänzend und lecker ist.‘ Und daran arbeitet man jetzt. Daran, dies be-
wusst zu machen, denn damit fängt es an. Dass wir ein Wissen darüber haben und 
dass wir das wertschätzen, was das Unsere ist und was natürlich ist. Und es geht 
auch nicht darum, uns etwas vorzumachen, sondern uns selbst zu schützen. […] 
Denn es geht [schließlich] um unsere Gesundheit.“ (GI 3a, 04.06.2013)

Auch in der weiteren Diskussion geht sie auf diesen Aspekt ein und weist darauf hin, dass 
diese mangelnde Wertschätzung sich ebenfalls im Preis widerspiegele. Es existiere kaum 
eine Bereitschaft, ökologische Produkte zu kaufen, so dass sie teilweise sogar deutlich weni-
ger als konventionell hergestellte Produkte kosteten. Aus diesem Grund gehe es darum, ein 
Bewusstsein für diese Nahrungsmittel zu schaffen. Sie habe jedoch die Hoffnung, dass dies 
erreicht werden könne, da es sich in anderen Ländern schließlich auch durchgesetzt habe:

„Manchmal kaufen wir nur, weil […] es günstig ist. Und manchmal sind die trans-
genen Produkte so günstig, dass wirklich jede Person sie bekommen kann. So wie 
die Hähnchen, die du an jeder Ecke findest und dreizehn [Bolivianos] kosten. Aber 
die freilaufenden Hühner, die wachsen ein Jahr oder mehr. Und das Volk will sie für 
einen geschenkten Preis. Aber es dauert ein Jahr dieses Huhn großzuziehen. Das 
wertschätzen die nicht. Sie wollen einen Preis von 25 Bolivianos oder maximal 30. 
Aber ein industrielles Masthähnchen ist immer noch deutlich günstiger und deswe-
gen kann man es nicht zu einem gerechten Preis verkaufen. Wenn man diese Hüh-
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ner verkauft, sollten die bei kontrollierten Preisen mindestens 60 oder 70 [Bolivia-
nos] kosten. Aber nein! Niemand will das. Daher ist es eine Frage des Wertes, das 
heißt, ihnen einen Wert zu geben. Denn es passt mir wirklich nicht, mich für ein 
Jahr zu opfern, damit mein Hühnchen wächst und es dann zu einem geschenkten 
Preis zu verkaufen, nicht wahr? Denn es ist so, dass… das Gesunde muss ja auch 
raus, aber genau dann muss es seinen Preis haben und seinen Wert und es muss 
auch verkauft werden. An diesen ganzen Sachen arbeitet man also. Das Thema ist 
sehr vielfältig und ich denke, dass wir sehr bald besser dastehen werden im Ver-
gleich zu jenen Jahren, denn man arbeitet daran. Man wird bald Ergebnisse sehen 
können, denn in anderen Ländern wertschätzen sie seit einigen Jahren das, was es 
ist: Das Natürliche kostet mehr, nicht wahr? In Europa, in Korea, dort kosten die 
natürlichen und ökologischen Dinge mehr. Und hier? Hier sind sie günstiger und 
sie wollen sie nicht kaufen. Sie kaufen lieber ein Hähnchen, das es in der Stadt gibt. 
Es ist also ein gesellschaftliches Thema des Bewusstmachens. Doch leider sind 
auch wir uns manchmal nicht im Klaren darüber, was wir zu uns nehmen, was uns 
Schaden zufügt, nicht wahr? Man arbeitet also daran.“ (GI 3a, 04.06.2013)

Tatsächlich gibt es in Bolivien bislang nur wenige und lediglich regional begrenzte Mög-
lichkeiten ökologische Produkte zu verkaufen. Sowohl in Padcaya als auch Achocalla 
gibt bzw. gab es Versuche (initiiert durch die AOPEB und unterstützt durch den CNAPE) 
regelmäßig stattfindende Biomärkte für eine Direktvermarktung zu betreiben (Abb. 13). 
In Achocalla wurde dieses Projekt allerdings aufgrund einer zu geringen Nachfrage und 
der fehlenden Unterstützung der kommunalen Regierung vor einiger Zeit eingestellt (PZI 
10, 26.01.2015). In Padacaya hingegen wird der Biomarkt relativ gut angenommen, vor 
allem da er nicht direkt im municipio, d. h. an der Produktionsstätte angesiedelt ist, son-
dern, so berichtet eine der Initiatorinnen des Marktes, in der naheliegenden Stadt Tarija 
und so eine solventere und nicht selbst produzierende Kundschaft erreicht werden könne 
(PZI 26, 24.02.2015).

Darüber hinaus existieren einige wenige Beispiele, für direkte Lieferbeziehungen zwi-
schen Gemüse- oder Obstproduzierenden (im ländlichen Raum) und vegetarischen Re-
staurants oder Kundinnen oder Kunden der Ober- und Mittelschicht (im städtischen 
Raum). Dabei handelt es sich allerdings um kein standardisiertes System, sondern um 
sehr enge Beziehungen zwischen Produzierenden und Konsumierenden, die auf gegen-
seitigem Vertrauen durch persönlich aufgebauten Kontakt beruhen. Exemplarisch steht 
dafür das folgende Zitat, eines ökologischen Produzenten aus Padcaya: 

„In meinem Fall habe ich keine Probleme beim Verkauf. Sie suchen mich. Aber auf 
der Ebene der asociación, da ist es ein bisschen so, dass wir nicht alle auf dem 
gleichen Niveau sind, dass man sich nicht kennenlernt. Mich kennen sie aber. Ich 
arbeite schon mehr als zehn Jahre so. Sie kommen also, um mich auf meinem 
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Grundstück zu treffen. Ich ernte einfach nur und bringe [die Produkte] raus dort 
über den Weg, der auch nicht sehr gut ist. […] Sie kommen dann und holen sie ab 
zu einem höheren Preis im Vergleich zu den konventionellen. Mich und meine 
Produkte, meine Person, mich kennen sie. […]  Sie rufen an und sagen ‚José [geän-
derter Name], ich brauch so und so viel, zum Beispiel Gemüse, ich brauche so viel 
Mangold, Petersilie, api [ein Maisgetränk], das was du so hast, aber mach mir einen 
Preis.‘ Sie diskutieren dann nicht. Sie kaufen es.“ (NI 6, 25.02.2015)

Eine ökologische Produzentin in Achocalla berichtet hingegen, dass es generell schwierig 
sei, einen Markt für ihre Produkte zu finden. Sie habe zwar einige Kundinnen in der Stadt, 
die sie besonders in Zeiten geringer Erträge direkt versorge. Bei einem hohen Angebot 
während der Erntezeit bleibe ihr wegen der geringen Nachfrage jedoch nur die Möglich-
keit, ihre Produkte zusammen mit den konventionellen Produkten anderer Produzierender 
an die Märkte der Umgebung zu verkaufen und dadurch, wie sie es ausdrückt, zu „ver-
schleudern“:

[B.F.] „Und verkaufen sich die ökologischen Produkte besser? Gibt es eine Aner-
kennung für diese Produkte?“ 

„Diese Anerkennung bekommen wir nicht, sondern wir verkaufen sie zusammen 
mit den konventionellen Produkten. Wenn es sich [in der Erntezeit] füllt, dann ver-
schleudern wir [sie]. Was sollen wir schon tun? [...] Wir haben unabhängig einen 
Markt gesucht, auf dem wir besser verkaufen können. […] Mit den konventionellen 

Abb. 13:	 Biomarkt in Tarija mit Produzentinnen / Verkäuferinnen aus Padcaya
Quelle:	 Eigene Aufnahme 2015, Achocalla
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[Produkten] verkaufen wir sie zusammen. 45 Tage braucht der Salat. Es ist also 
eine schnelle Ernte und dann muss man das zusammen mit den konventionellen 
Produkten wegbringen und verkaufen.“

[B.F.]: „Und Sie haben keine eigene Vermarktungsmöglichkeit, um das zu verhin-
dern?“

„Ja, ich bringe… ich habe meine Häuschen in Calacoto [wohlhabender Stadtteil in 
La Paz] dort bringe ich sie hin. Wenn ich nicht viel habe, dann verkaufe ich sie dort. 
Ich bringe mehr und mehr dorthin. Aber wenn ich viel habe, dann muss ich sie zu-
sammen mit den Konventionellen wegbringen. So ist es halt.“ (NI 4, 02.02.2015)

Rein ökonomisch betrachtet ergeben sich durch ökologische Produktionsweisen also 
kaum Vorteile. Kurzfristig betrachtet überwiegen eher die Nachteile: Der Arbeitsaufwand 
ist generell höher und eine Nachfrage, die diesen Mehraufwand durch einen höheren 
Preis rechtfertigen würde, fehlt weitgehend. Durch die Vermischung mit konventionellen 
Produkten werden ökologische Produkte beim Markteintritt unkenntlich gemacht oder 
deutlich schlechter verkauft, da sie oftmals nicht vergleichbare Ausmaße oder eine ver-
gleichbare Erscheinung haben. Allerdings besteht, wie im Folgenden deutlich wird, 
durchaus die Absicht, dies zu ändern und ein formalisiertes Zertifizierungssystem für die 
Direktvermarktung von ökologischen Produkten und zur Abgrenzung von konventio-
nellen Produkten zu entwickeln.

Zertifizieren und Reglementieren
Auf Initiative des Dachverbandes der ökologisch Produzierenden, der AOPEB, und des 
staatlichen Nationalen Rates für Ökologische Produktion, der CNAPE, wird in einigen 
municipios versucht, u. a. in Achocalla und Padcaya, das Zertifizierungssystem sistema 
participativo de garantía (SPG) zu implementieren. Der Direktor des CNAPE, Ricardo 
Torres Waya, beschreibt das Programm als:

„[…] eine Form der Zertifizierung zwischen den comunidades um die ökologische 
Produktion zu garantieren. Dieses System erlaubt es, den Produzenten, die ökolo-
gisch produzieren, eine Anerkennung zu gewähren. In Bolivien haben wir nun also 
dieses neue Regelwerk, mit dem es jetzt für etwa 4000 Produzenten möglich wird, 
diese Anerkennung als ökologische Produzenten bzw. die sich im Übergang zur 
ökologischen Produktion befinden, zu erhalten. Damit soll es auch ein Siegel für 
ökologische Produktion geben, das die Wiedererkennung für diese dann etiket-
tierten und verpackten Produkte ermöglicht, die dann so auf die Märkte gelangen 
und von den Konsumenten erkannt werden können. Dieses sistema participativo de 
garantía hat eine Besonderheit: Es wird von den Produzenten aus verschiedenen 
comunidades und municipios selbst gebildet.“ (PZI 13, 19.06.2013)
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Beim SPG handelt es sich also um ein Instrument, das mit dem Ziel installiert wird, öko-
logische Produkte mit einem Siegel, dem sello ecológico, zu versehen, um sie besser ver-
markten und sie von anderen Produkten unterscheidbar machen zu können. Dabei sollen 
die dafür erforderlichen Kontrollen durch die Produzierenden selbst erfolgen. Auch die 
notwendigen sozialen und ökologischen Kriterien sollen durch die Produzentinnen und 
Produzenten in Zusammenarbeit mit der AOPEB und dem CNAPE (s.o.) erarbeitet wer-
den (PZI 14, 26.01.2015). Bemerkenswert ist, dass damit eine Art selbstbestimmtes Peer-
Review-Verfahren zwischen ebenbürtigen und gleichberechtigten Produzierenden ge-
schaffen wird, d. h. ein Mechanismus, mit dem die Befolgung selbstauferlegter Regeln 
garantiert und mit einem Gütesiegel honoriert werden soll.

In Achocalla ist dieses System derzeit im Aufbau und stellt ein Gemeinschaftsprojekt von 
ökologisch Produzierenden und Bewohnerinnen bzw. Bewohnern des municipios sowie 
Vertreterinnen und Vertretern der kommunalen Regierung, der AOPEB und des CNAPE 
dar. Die Vernetzung erfolgt im Wesentlichen durch ein ökologisches Komitee, dem Co-
mité Municipal de Producción Ecológica (CMUPE), das für die allgemeine Koordination, 
für die Zertifizierung und die Vermarktung der Produkte, für die Einstellung von Sachver-
ständigen sowie für die Finanzierung des Projektes verantwortlich ist. Regelmäßig wer-
den zu diesem Zweck Versammlungen und Workshops durchgeführt, mit denen neue 
ökologisch Produzierende und potenzielle evaluadores bzw. evaluadoras für die Kontrol-
le und die Zertifizierung gewonnen werden sollen. Die Hauptinitiative geht dabei jedoch 
nicht von der Regierung des municipios aus, sondern im Wesentlichen von einzelnen 
Bewohnerinnen und Bewohnern der Region, die sich in einem Forum für den ökolo-
gischen Anbau, der sogenannten Plataforma Achocalla, vernetzt haben.

Es ergibt sich für mich die Möglichkeit, an einer dieser Veranstaltungen teilzunehmen: 
Etwa zwanzig Produzentinnen und Produzenten sind zugegen, von denen einige bereits 
ökologisch produzieren, andere befinden sich in einem Übergangsstadium und wiederum 
andere scheinen sich dafür zu interessieren. Gemessen an der Gesamtzahl der Produzie-
renden im municipio handelt es sich sicherlich um eine recht überschaubare Zahl aber 
dennoch wird im Laufe der Diskussion immer deutlicher, dass tatsächlich eine gewisse 
Dynamik vorhanden ist, die ich aufgrund der kritischen und einseitigen Grundstimmung 
in einigen der vorausgegangenen Gespräche (z. B.: „Die Produzenten produzieren für das 
Geld und sonst für nichts – Los productores van a producir por la plata y no por otra cosa“ 

– PZI 4, 25.04.2013) nicht erwartet hatte. Mitglieder der Plataforma Achocalla ergreifen 
das Wort und erklären, warum die ökologische Produktion besser sei als die konventio-
nelle, wie genau die Zertifizierung abläuft und welchen Nutzen sie bringe. In der an-
schließenden Diskussion wird erörtert, welche Kriterien es zu berücksichtigen gelte und 
ob diese Kriterien überhaupt sinnvoll seien oder überarbeitet werden sollten. Einer der 
Initiatoren der Versammlung weist außerdem – nicht ohne Stolz – darauf hin, dass in ei-
ner paceñischen Tageszeitung ein Artikel zu der ökologischen Bewegung des municipios 
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erschienen ist und die Initiative scheinbar 
auch überregional auf Aufmerksamkeit 
stoße (BKI 1, 11.02.2015; Abb. 14).

In Padcaya ist die Implementierung des 
Zertifizierungssystems SPG ähnlich weit 
fortgeschritten und ich kann an einer ver-
gleichbaren, etwas größeren und besser 
besuchten Veranstaltung teilnehmen (Abb. 
15). Im Unterschied zu den Entwick-
lungen in Achocalla scheint die Hauptini-
tiative vor allem vom Bürgermeister des 
municipios auszugehen, der – wie mir ge-
sagt wird – in hohem Maße vom ökolo-
gischen Gedanken überzeugt sei (PZI 26, 
24.02.2015). Dieses Treffen hat einen ins-
gesamt sehr interaktiven Charakter. Nach 
einem allgemeinen Informationsaustausch 
(mit ähnlichen Inhalten wie in Achocalla), 
der vor allem von Sachverständigen des 
municipios erfolgt, werden die etwa 40 
Teilnehmenden in Arbeitsgruppen aufgeteilt, innerhalb der über Vermarktungsmöglich-
keiten, einzelne Produktionsschritte, die Kriterien der Zertifizierung und eventuell not-
wendige Überarbeitungen diskutiert wird (BKI 2, 25.02.2015).  

Während dieser Veranstaltungen ergibt sich für mich die Möglichkeit, mehrere Produ-
zierende zu ihrer Motivation, hier anwesend und aktiv zu sein, zu befragen: Sie erzäh-
len, dass ökologischer Anbau einfach gut sei, wegen der Gesundheit, dass die Verwen-
dung von Chemikalien Krankheiten verursache, den Boden ruiniere und dass man sich 
allgemein besser fühle, wenn man ökologisch produziert. Sie bemängeln jedoch, dass 
ihre Produkte auf dem Markt keine Wertschätzung erführen und dass sie zusammen mit 
den konventionellen Produkten verkauft würden. Aber dies werde sich mit dem sello 
ecológico sicherlich bald ändern. Schließlich habe es in anderen Ländern, wie man höre, 
ja auch geklappt. Außerdem berichten sie, wie wichtig es sei, ökologische Produktion 
ernst zu nehmen, sie konsequent zu betreiben und nicht nur darüber zu reden. Man 
müsse den Gedanken verbreiten, mit anderen Produzierenden kommunizieren und auch 
anprangern, wenn jemand versuchen sollte zu betrügen. So berichtet einer der Produ-
zenten voller Empörung, dass es viele compañeros gebe, die zwar Chemikalien verwen-
deten aber gleichzeitig behaupten würden, ökologisch zu arbeiten. Entweder, so be-
hauptet er, sei man ein ecológico oder ein quimiquero (sinngemäß: konventionelle/r 
Produzentin bzw. Produzent), aber dazwischen gebe es nichts. Man müsse es diesen 

Abb. 14:	 Vertreter der Plataforma Achocalla
	 auf einer Versammlung zum SPG
Quelle:	 Eigene Aufnahme 2015, Achocalla
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Leuten entweder beibringen oder sie zur Rechenschaft ziehen (BKI 1, 11.02.2015; BKI 
2, 25.02.2015).

Vermarkten, Zusammenschließen und Informieren
Sehr ähnliche Vernetzungspraktiken sind die Gründung von Kooperativen und das Zu-
sammenschließen in Produzierendenverbände. Diese Mechanismen sind in Bolivien seit 
langem sehr verbreitet (PZI 27, 11.06.2013). Wie es Ormachea (2009) und Castañón 
Ballivián (2014) beschreiben, bestehe dabei die Tendenz, dass viele der asociaciones 
de productores oder cooperativas agropecuarias campesinas sich häufig auf ein be-
stimmtes Produkt konzentrierten und versuchten, es möglichst ohne Zwischenhandel 
selbst zu vermarkten. Damit könne die Lieferkette besser kontrolliert werden, um z. B. 
ökologische Produkte gezielter (zumeist im Ausland) zu bewerben. 

So ist auch der MST-B dazu übergegangen, nicht nur für die Umverteilung von Land durch 
Besetzungen zu kämpfen, sondern auch die Vermarktung und die Weiterverarbeitung der 
ökologischen Produkte aus ihren comunidades agroecológicas selbst zu übernehmen. Sil-
vestre Saisari, Repräsentant des MST-B, berichtet über eine entsprechende Initiative:

„Die CONUESI ist eine nationale Kooperative, die die regionalen Kooperativen 
verbindet. Unsere asentamientos sind in unterschiedlichen Gebieten, Provinzen 
oder departamentos. [...] In einer Provinz haben wir z. B. drei asentamientos und 

Abb. 15:	 Veranstaltung zu ökologischer Produktion in Padcaya
Quelle:	 Eigene Aufnahme 2015, Padcaya
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diese drei bilden diesen wirtschaftlich-produktiven Zweig, der sich regionale Koo-
perative nennt. Und diese regionale Kooperative ist mit der nationalen Kooperative 
verknüpft und das ist die CONUESI. Und die beauftragt uns vor allem im Bereich 
der produktiven Entwicklung. […] Wir arbeiten also daran, selbst die Infrastruktur 
für den acopio6, für die Weiterverarbeitung und die Vermarktung aufzubauen, was 
eine fundamentale Notwendigkeit für die Produzenten der asentamientos ist. Denn 
gegenwärtig gelangt der Überschuss der Produktion in die Hände der Zwischen-
händler und auch in die Produktionskette der Agroindustrie. Und in Anbetracht 
dieser Situation glaube ich, dass dieser wirtschaftliche Zweig des MST all dieses 
erledigen wird, was gegenwärtig die Zwischenhändler abdecken. Der acopio, die 
Vermarktung und auch die Weiterverarbeitung. Wir arbeiten also daran, dass die 
asentamientos die Fähigkeit erlangen, [ihre Produkte] selber zu lagern, weiterzu-
verarbeiten und zu vermarkten.“ (PZI 21, 07.06.2013)

Deutlich wird dabei, wie sehr der MST-B auf die horizontale Vernetzung zwischen seinen 
Mitgliedern und Gemeinden angewiesen ist. Allerdings gilt dies nicht nur für die natio-
nale Ebene, sondern auch für die Vernetzung zwischen den Landlosenbewegungen ande-
rer Länder Südamerikas. Wie ein Mitarbeiter der eng mit dem MST-B zusammenarbei-
tenden Nichtregierungsorganisation AVSF berichtet, existierten beispielsweise 
Verhandlungen, feste Lieferbeziehungen zwischen dem MST in Bolivien und dem MST 
in Brasilien zu etablieren. So sollen aus eigener Kraft selbstbestimmte Vermarktungs-
möglichkeiten und angemessene Preise für die Produkte aus den comunidades der jewei-
ligen Landlosenbewegungen geschaffen werden (PZI 24, 17.05.2013). Dieser Austausch 
ist wiederum fest in ein internationales oder kontinentales Geflecht von Verbänden und 
unterschiedlichen Organisationen Kleinproduzierender eingebunden, die durch die La-
teinamerikavertretung von La Vía Campesina (CLOC) repräsentiert werden. Durch diese 
Mechanismen schließen sich wiederum auch innerhalb Boliviens verschiedene bäuer-
liche Organisationen zu einer nationalen Vertretung von La Vía Campesina und damit zu 
einer politischen Allianz zusammen. Silvestre Saisari formuliert dies wie folgt:

„Der MST ist eine Organisation, die nicht einfach nur auf nationaler Ebene existiert, 
sondern auch auf internationaler. Der MST ist als fundamentale Basis ein Teil von 
La Vía Campesina, die CLOC Andina und La Vía Campesina Bolivia, die verschie-
dene Bauernorganisationen verknüpft. Die Confederación Sindical de Campesinos 
[CSUTCB], die Confederación de Comunidades Interculturales [CSCIOB], die 
Confederación „Bartolina Sisa“ [CNMCIOB-BS] und der MST verbinden sich zu 
dem, was sich La Vía Campesina Bolivia nennt. Das sind nun unsere Räume und 
unsere Allianzen. [...] Unser erster internationaler Verbündeter ist der MST Brasi-
lien. Danach kommt der aus Paraguay, der aus Guatemala und noch weitere unter-
schiedliche Organisationen. Wir haben also viele Beziehungen auch auf internatio-
naler Ebene.“ (PZI 21, 07.06.2013)

6	 Centros de acopio sind genossenschaftliche Lager- und Sammelzentren für die Produkte aus kleinbäuerlicher Land-
wirtschaft. 
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Bei der horizontalen Vernetzung zwischen den Produzierenden handelt es sich also nicht 
um einen rein technischen Informationsaustausch, sondern vielmehr um einen Teil der 
von vielen Autoren beschriebenen agrarökologischen Bewegung (Kap. 2.5). Auch in den 
jeweiligen Vertretungen der Bauernorganisationen lassen sich dafür Hinweise finden: 
Häufig sind dort Informationstafeln mit Zeitungsartikeln und anderen Berichten z. B. 
über die weltweite Verwendung von transgenen Organismen und Agrochemikalien sowie 
über die Entstehung von La Vía Campesina zu finden (Abb. 16). Durch das Sammeln 
dieser Berichte, das Ausschneiden, das inhaltliche Ordnen, das Zusammensetzen und 
Aufkleben bzw. das materielle Arrangieren in einer Collage wird dieser spezielle Ort 
(zumeist der Flur oder Eingangsbereich des Gebäudes einer Vertretung von Kleinprodu-
zierenden) zu einem eigenen event space kontextualisiert, der sich durch das Charakteri-
stikum auszeichnet, weit entfernte aber inhaltlich nahe Orte und Kontexte miteinander zu 
verbinden (Kap. 4.3.2 und 5.3.2). 

Mobilisieren und Überzeugen
Auch wenn den vielfältigen Praktiken des Vernetzens und Kommunizierens eine gewisse 
Eigendynamik innewohnt, lassen sie sich nicht als automatisch ablaufende Prozesse be-
zeichnen. Sie sind in der Regel mit diversen Schwierigkeiten verbunden (z. B. Analpha-
betismus, infrastrukturelle Hindernisse und finanzielle Hürden) und daher in hohem 
Maße auf die Initiative einzelner Produzierender angewiesen, die somit die Funktion von 

Abb. 16:	 Informationstafel in den Räumen der Gewerkschaft Bartolina Sisa
Quelle:	 Eigene Aufnahme 2015, La Paz
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Multiplikatorinnen bzw. Multiplikatoren einnehmen (PZI 20, 30.01.2015; Abb. 14 und 
Abb. 17). In Achocalla werden mir diese Schwierigkeiten in einem Gespräch mit einer 
ökologischen Produzentin, die diese Aufgabe, z. B. mit dem Betreiben eines regionalen 
Radiosenders (Radio Achocalla), übernommen hat, verdeutlicht: 

„Es ist sehr schwierig, all diese hermanas zu erreichen. Sagen wir, hier ist eine co-
munidad, da ist eine andere. Über die Organisation [der Produzierendenverband 
AFLOPHA] haben wir uns jetzt formiert […]. Aus jeder comunidad kommt nun ein 
Vertreter. Nicht nur eine comunidad, wir machen das wie ein Netz [...]. Und diese 
Organisation hat das Wissen über die ökologische Produktionsweise. Und deswe-
gen muss die Person, die dann dieses Wissen erhält, es in ihre jeweilige comunidad 
mitnehmen und es weitergeben. […] Und ich bin zu den hermanas gegangen und 
hab ihnen angeboten: ‚Schaut mal, hermanas, wir organisieren uns, mit einem Pro-
jekt wollen wir etwas erreichen. ‚Ja‘, sagen sie. Aber sie haben nicht dieses Interes-
se wie jemand, der diese tiefe Verbindung zu unserer Erde hat, zu unserer pachama-
ma. Für mich selbst ist es nicht wichtig, dass ich immer in großen Mengen 
produziere. Mir ist die Menge nicht wichtig, mich interessiert nur die Qualität. […] 
Und das sage ich dann den hermanas. Auch bei der Produktion sage ich ihnen: 

‚Schaut mal, hermanas, wir machen das nicht für den Ertrag.‘ ‚Ja‘, sagen sie. ‚Wir 
machen das für die Sache an sich.‘ Verdammt nein! ‚Nur Monokulturen‘ sagen sie 
[in Wirklichkeit]. Na gut. Aber verdammt nochmal, sie erschöpfen die Erde! [...] Es 
gibt also viele Sachen, die sie übernehmen sollten, es gab Gespräche. Aber sie ha-
ben fast kein Interesse. Hier in Achocalla da haben sie es [das Interesse] langsam. 
Aber die Menschen wollen immer zuerst Geld. Denn alle hermanas gehen nach El 
Alto um [ihre Produkte] dort auf dem Markt zu verkaufen. Das Geld interessiert sie, 
aber das Wissen über den Anbau und die Produktion, das interessiert sie nicht. […] 
Aber jetzt fangen sie ein wenig damit an, Hand an das Offensichtliche zu legen. 
Und das muss man ihnen auch sagen, mit Workshops und Erklärungen: ‚Schau mal, 
du weißt, wie man uns mit diesen Produkten, die ohne Chemikalien hergestellt sind, 
ernährt.‘ Heutzutage werden die Menschen schnell alt und krank, so viele Sachen, 
so erscheint es. So sind also die meisten hier in Achocalla, aber sie sind aufgeklärter. 
Als ein Medium [gemeint ist das Radio Achocalla], spreche ich auch jeden Morgen 
darüber. Sie fragen dann auch, ob das die Wahrheit ist: ‚Wie können wir uns vorbe-
reiten? Wir arbeiten und verwirklichen es.‘ ‚Ja‘, sagen sie. Aber sie wollen keine 
Zeit verlieren. Das ist schlecht.“ (NI 3, 30.01.2015)

Offensichtlich müssen die Multiplikatorinnen und Multiplikatoren dieser Bewegung sehr 
intensiv daran arbeiten, andere Produzierende von ihren Idealen zu überzeugen. Wie aus 
dem obigen Zitat hervorgeht, sind die Resultate häufig nur mäßig und mit diversen 
Schwierigkeiten verbunden. Dennoch kann die Forderung nach Ernährungssouveränität 
nur auf diese Weise den Charakter einer politischen Bewegung erhalten: Tagtäglich wer-
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den durch diese Initiativen verschiedene Menschen, Orte, Praktiken und Dinge miteinan-
der verbunden, für kurze Momente aus ihrem gewohntem Kontext „entführt“, so dass 
bestimmte Formen der landwirtschaftlichen Produktion, des Konsums oder der Vermark-
tung von Lebensmitteln rekontextualisiert, d. h. in kleinen Schritten anders oder leicht 
verändert ausgeführt werden. Meistens läuft diese Vernetzung eher im Verborgenen und 
zwischen wenigen Beteiligten ab. Im Rahmen von event spaces – z. B. einer öffentlichen 
Versammlung oder einer Marktsituation – überschneiden und verbinden sich jedoch eine 
deutlich höhere Anzahl dieser Praktiken, so dass eine sehr hohe kontextuelle Dichte er-
zeugt werden kann. Im folgenden Abschnitt wird dieser Aspekt anhand von Beobach-
tungen, die ich im Rahmen des ersten Feldaufenthaltes auf einer Messe für ökologische 
Produkte anstellen konnte, deutlich.

5.2.6	La vi(d)a campesina: Praktiken des Inszenierens von Bäuerlichkeit
Die BioBolivia ist eine Messe für ökologisch hergestellte Produkte, die seit 2001 jährlich 
im Zentrum von La Paz auf Initiative des CNAPE und einiger NROs (AOPEB, AVSF, 
VSF) ausgerichtet wird. Neben den Initiatorinnen und Initiatoren der Messe sind bei 
meinem Besuch im Jahr 2013 vor allem Produzierende aus den unterschiedlichen munci-
pios ecológicos sowie Repräsentantinnen und Repräsentanten der wichtigsten kleinbäu-
erlichen Organisationen des Landes mit Messeständen vertreten. Nach einigen Kurzinter-
views mit diversen Produzierenden sehe ich mir den Messestand der CONAMAQ, deren 
Mitglieder – säuberlich beschriftet – die hohe genetische Vielfalt der heimischen Kartof-

Abb. 17:	Multiplikatorinnen der agrarökologischen Bewegung im Rahmen einer Versamm-
lung in Achocalla

Quelle:	 Eigene Aufnahme 2015, Achocalla
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felsorten präsentieren, genauer an: Eine Fotocollage zeigt kleinbäuerliche Produzierende 
des Altiplano bei der Feldarbeit. Sichtlich stolz präsentieren sie ihre frisch geernteten 
Karotten. Auch andere Situationen sind auf den Bildern zu erkennen: So wird nicht nur 
Feldarbeit dargestellt; man sieht auch, wie die Bewohnerinnen und Bewohner der comu-
nidad in einem Seminarraum diskutieren und traditionelle Feste feiern (BKI 3, 09.06.2013; 
Abb. 18 und Abb. 19). 

Hier geht es offenbar weniger darum, die eigenen Produkte zu bewerben oder besser zu 
vermarkten. Im Mittelpunkt der Collage steht vielmehr das Streben nach einer gesell-
schaftlichen Anerkennung für ihre identitätsstiftende Art und Weise zu leben und zu pro-
duzieren. An diesem Ort, im Zentrum von La Paz, werden der Öffentlichkeit die norma-
lerweise im Verborgenen bzw. in der ländlichen Peripherie ausgeübten Praktiken der 
landwirtschaftlichen Produktion präsentiert und entsprechend inszeniert. Durch die mate-
riellen Arrangements des Messestandes und der Fotocollage werden auf diese Weise die 
spezifischen Orte der Produktion (es handelt sich um einzelne comunidades in der provin-
cia San Pedro de Totora im Altiplano) und unterschiedliche Praktiken (das Produzieren, 
das Fotografieren, das Arrangieren und das Präsentieren) miteinander verbunden und in 
die Öffentlichkeit „getragen“, so dass ein eigener event space der Ernährungssouveränität 
hergestellt wird. 

Noch eine weitere Beobachtung an diesem Tag ist es wert, beschrieben zu werden: Auch 
die Landlosenbewegung MST-B ist mit einem Stand auf der BioBolivia vertreten. Sie 
bieten ebenfalls verschiedene landwirtschaftliche Produkte aus ihren comunidades agro-

Abb. 18:	Messestand der CONAMAQ auf der BioBolivia 
Quelle:	 Eigene Aufnahme 2013, La Paz
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ecológicas aber auch Merchandise-Artikel (v. a. T-Shirts) zum Verkauf an. Die anwe-
senden Mitglieder des MST-B scheinen die Messe aber nicht nur als Ausstellungs- oder 
Verkaufsort zu nutzen, sondern auch als eine Art „Bühne“, um ihr 13-jähriges Bestehen 
zu feiern. Sie stellen sich zu Gruppenfotos auf, sie musizieren, feiern und arrangieren aus 
diversen landwirtschaftlichen Produkten einen malerischen Schriftzug anlässlich ihres 

Abb. 19:	 Fotocollage zur Präsentation agrarökologischen Anbaus auf der BioBolivia
Quelle:	 Eigene Aufnahme 2013, La Paz
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Abb. 21:	 Schriftzug des MST-B auf der BioBolivia
Quelle:	 Eigene Aufnahme 2013, La Paz

Abb. 20:	 Jubiläumsfeier des MST-B auf der BioBolivia
Quelle:	 Eigene Aufnahme 2013, La Paz
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Jubiläums (Abb. 20 und Abb. 21). Sie präsentieren sich insgesamt nicht als die kämpfe-
rische Bewegung von Landbesetzerinnen und Landbesetzern wie sie häufig in Bolivien, 
z. B. in Medienberichten, beschrieben werden. Vielmehr zeigen sie sich als eine offene 
und vor allem selbstbewusste Organisation von kleinbäuerlichen Produzentinnen und 
Produzenten (BKI 3, 09.06.2013). 

Zunächst denke ich nicht weiter über dieses Zelebrieren und Inszenieren der eigenen 
Gruppenidentität nach – schließlich handelt es sich um eine Praktik, die bei fast jeder 
Organisation oder jedem beliebigen Unternehmen üblich ist. Allerdings unterscheidet 
sich diese Szene darin, dass sie ganz offensichtlich in der Öffentlichkeit stattfindet und 
sich gezielt an die selbige richtet: Der MST-B feiert sein 13-jähriges Bestehen nicht pri-
vat und abgeschlossen z. B. in der größten comunidad agroecológica, Tierra Prometida 
im departamento Santa Cruz, sondern mitten im Zentrum von La Paz. Die Mitglieder des 
MST-B wollen sich mit ihrer bäuerlichen Identität präsentieren und richten gleichzeitig 
eine unausgesprochene aber keineswegs verdeckte Nachricht an die anderen auf der Bio-
Bolivia anwesenden Organisationen und Produzierenden sowie an die Bevölkerung von 
La Paz: „Wir sind der MST-B. Wir produzieren ökologisch, sind friedlich haben einen 
starken Gemeinschaftssinn und uns gibt es seit 13 Jahren“. Sie stellen damit ihre Prak-
tiken in einen speziellen Kontext und stellen durch ihr Anliegen einen eigenen politi-
schen site her, der sich maßgeblich durch den Aspekt der Öffentlichkeit sowie durch die 
sich dort abspielenden Praktiken konstituiert (Kap. 3.3.4 und 3.4.2).

5.2.7	Zusammenfassung und praktikentheoretische Interpretation
Um zeigen zu können, aus welchen sozialen Praktiken ein spezifisches soziales Phäno-
men gebildet wird, bietet es sich zunächst an, die empirisch beobachtbaren und hierar-
chisch angeordneten Aktionskomponenten (projects, tasks, basic actions) darzustellen. 
Darauf aufbauend wird es möglich, genauer in diese Praktiken „hineinzusehen“ und nach 
den Organisationskomponenten zu fragen (Kap. 3.3.2); das bedeutet festzuhalten, wie 
genau diese Praktiken ausgeführt werden, was ihnen in ihrer Ausführung Orientierung 
und Halt gibt und mit welchem Sinn und mit welcher Motivation sie ausgeführt werden.

Die Aktionskomponenten
Die traditionell-ökologische Landwirtschaft lässt sich im Sinne Schatzkis Theorie sozia-
ler Praktiken als ein facettenreiches Projekt (project) interpretieren, das immer in einem 
spezifischen, zielgerichteten sozialen Kontext steht, nämlich dem der selbstbestimmten 
Produktion, des Konsums und der Verteilung von Lebensmitteln. Das heißt, dass es sich 
immer um integrative Praktiken handelt, die durch die folgenden untergeordneten Aufga-
ben (tasks) charakterisiert sind: 

● 	 durch das argumentative und materielle sich Einhegen und Abgrenzen von fremden 
Einflüssen z.B. in Form des Ausweisens agrarökologischer oder ernährungssouve-
räner Territorien, 
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● 	 durch das ökologische Produzieren z.B. durch den Verzicht auf Agrochemikalien, 
die Herstellung des eigenen Saatgutes sowie eigener Schädlingsbekämpfungs-  und 
Düngemittel,

● 	 durch das Umstellen von konventioneller auf ökologische Produktion in Form des 
Wiederentdeckens, Zurückbesinnens und des Erlernens,

● 	 durch das Lagern und das vermehrte Konsumieren der selbst- und ökologisch pro-
duzierten Produkte,

● 	 durch das Vernetzen zwischen Produzierenden, durch das Zusammenschließen in 
Verbänden, Kooperativen oder anderen Vertretungen sowie durch das gemeinsame 
Zertifizieren und Vermarkten von ökologisch hergestellten Produkten und durch 
einen allgemeinen Informationsaustausch sowie

● 	 durch das Inszenieren und Präsentieren einer bäuerlichen Lebensweise und Identi-
tät.

Wie in diesem Kapitel deutlich wurde, lassen sich diese Praktiken analytisch zwar in dem 
Sinne isolieren, dass der Fokus der Betrachtung immer wieder verschoben wird. Aller-
dings sind sie in der Realität kausal d. h. in Bezug auf ihre soziale Sinnhaftigkeit eng 
miteinander verwoben: Die Herstellung ökologischer Produkte würde beispielsweise 
ohne den Konsum oder den Verkauf derselben keinen Sinn ergeben. Rein theoretisch 
wäre dies zwar möglich, jedoch würde es gesellschaftlich nicht nachvollziehbar sein. In 
solch einem Fall würde eine für soziale Praktiken konstitutive, praktische Verständlich-
keit (practical intelligibility) fehlen (Schatzki 2002, S. 74 f.). Auch das beschriebene 
Einhegen und Abgrenzen ist nur nachzuvollziehen, wenn sich die Praktik des Produzie-
rens tatsächlich von denen der benachbarten Produzentinnen und Produzenten unter-
scheidet; es sei denn, es würde mit einer ganz anderen Zielsetzung ausgeführt werden, 
z. B. um privates Grundeigentum zu kennzeichnen oder sich vor Einbrüchen zu schützen. 
Gleichermaßen sind die beschriebenen Praktiken des Kommunizierens, des sich Vernet-
zens, des sich Präsentierens und des Zertifizierens der Produkte immer mit der Vermark-
tung und der Produktion verbunden. Würden die Produzierenden ausschließlich subsi-
stent leben und nur für den Eigenbedarf produzieren, müssten sie sich nicht vernetzen 
und zusammenschließen. Dies würde jedoch nicht gelten, wenn eine andere soziale Ziel-
setzung wie z. B. nachbarschaftliche Hilfe oder das Pflegen von sozialen Beziehungen 
existieren würde. 

Wie deutlich geworden ist, werden die einzelnen Aufgaben durch untergeordnete, empi-
risch erfassbare und konkrete Formen des Tuns und Sagens (basic actions) gebildet, die 
ebenfalls nur in ihrer Kombination Sinn ergeben. In Bezug auf ihre räumliche Wirkung 
sind diese Praktiken jedoch nicht homogen. Sie werden zwar gleichzeitig und in gewisser 
Weise „nebeneinander“ ausgeführt, bei einem genaueren Blick lassen sich jedoch unter-
schiedliche räumliche Logiken bzw. topologische Charakteristika herausarbeiten. Dabei 
geht es um die Frage, inwiefern es sich einerseits um „verbindende Praktiken“ handelt, 
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die andere und möglicherweise weit entfernte Orte und Praktiken zusammenführen und 
damit eine größere räumliche Reichweite erzielen; oder inwiefern es sich andererseits um 

Quelle:	Eigener Entwurf

Tab. 5:	 Aktionskomponenten und topologische Charakteristika des „Projektes“ der 
traditionell-ökologischen Landwirtschaft

Aufgaben Tun und Sagen Topologische 
Charakteristika

Praktiken 
des „sich 
Einhegens“ / 
Abgrenzens

 • othering / Fremd- und Selbstzuschreibung
 • Ziehen und Errichten materieller Grenzen
 • Deklarieren von ernährungssouveränen Territorien
 • Landnahmen / -besetzungen

abgrenzend

Praktiken 
des Produ-
zierens

 • Verwenden eigener Düngemittel 
 • nicht-maschinelles Pflügen
 • Produzieren, Lagern und Verwenden des selbstpro-
   duzierten Saatgutes
 • Aufbewahren und Tauschen des selbstproduzierten
   Saatgutes innerhalb einer comunidad
 • Praktizieren traditioneller, religiös-politischer
   Sitten und Gebräuche

abgrenzend, 
bedingt verbin-
dend

Praktiken 
des Umstel-
lens

 • Umstellen und Wiederbeleben
 • ökologische Methoden ausprobieren
 • Mythologisieren
 • von- / miteinander lernen
 • externe Unterstützung annehmen

verbindend 

Praktiken 
des Konsu-
mierens und 
Lagerns

 • bewusstes Konsumieren der eigenen, selbstprodu- 
   zierten und / oder ökologischen Produkte
 • für den Eigenbedarf produzieren
 • Lagern der selbstproduzierten Produkte

abgrenzend

Vernetzungs-
praktiken

 • Direktvermarktung z.B. durch Biomärkte oder
   persönliche Verbindungen zwischen Produzentinnen
    und Konsumentinnen
 • Bewusstmachen und Wertschätzen
 • Zertifizieren von ökologischen Produkten
 • eigene Regeln für die Zertifizierung entwickeln
 • Gründen von und sich Anschließen an Verbände,
    Kooperativen und Gewerkschaften
 • Workshops / Versammlungen organisieren 
 • Arrangieren von Informationstafeln
 • über ökologischen Anbau oder Vermarktungsmetho-
   den reden,
 • Informieren, Mobilisieren und Überzeugen

verbindend

Praktiken 
des Insze-
nierens

 • Arrangieren und Inszenieren von Produkten und Per-
   sonen auf Messen und Märkten
 • Musizieren, Feiern, Zelebrieren

verbindend
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„abgrenzende Praktiken“ handelt. Letztere können zwar ebenfalls einzelne Praktiken mit-
einander zusammensetzen und werden nicht vollständig isoliert ausgeübt; sie weisen aber 
eine eher begrenzte räumliche Reichweite auf. In Kapitel 5.3.2 werde ich für die Beant-
wortung der Forschungsfrage (b), mit der die „Gerechtigkeitstopologien“ der Forderung 
nach Ernährungssouveränität in den Blick genommen werden sollen, auf diese Charakte-
ristika zurückkommen. 

In der nebenstehenden Tabelle 5 lassen sich die Aufgaben (tasks), die untergeordneten 
Formen des Tuns und Sagens (basic actions) sowie die topologischen Charakteristika 
dieser Praktiken nachvollziehen.

Die Organisationskomponenten
Doch was genau hält nun diese Vielfalt an Praktiken der traditionell-ökologischen Land-
wirtschaft zusammen? Welche Komponenten organisieren und steuern sie? Und welche 
weiteren gemeinsamen Charakteristika lassen sich herausarbeiten, die diesem Projekt 
seinen spezifischen, politischen Gehalt verleihen? 

(1)  Praktische Verständnisse (Wissen wie etwas gemacht wird):
Die praktischen Verständnisse organisieren das Projekt einer traditionell-ökologischen 
Landwirtschaft insofern, als dass die Ausübung dieser Praktiken nur mit dem Vorhanden-
sein eines den Praktiken innewohnenden, spezifischen und zumeist tradierten Wissens 
möglich ist (vgl. Berkes 1999; Kap. 2.5 und 5.2.2). Dies beinhaltet, z. B. das Wissen, 
wann gesät und geerntet wird, wie eigene Düngemittel und eigene Schädlingsbekämp-
fungsmittel hergestellt werden, welche Produkte auf welchem Boden, mit welcher Zufuhr 
von Wasser, Sonnenlicht und Düngemittel angebaut werden können, welches Rotations-
system bei der Bewirtschaftung am effektivsten ist, etc. Beim Konsum dieser in der Re-
gel unverarbeiteten Produkte muss weiterhin das praktische Verständnis darüber vorhan-
den sein, welche Gerichte in welcher Form zubereitet werden können und wie sie für 
einen längeren Zeitraum haltbar gemacht werden können. Besondere Beispiele dafür sind 
chuño, eine in traditioneller Art und Weise gefriergetrocknete Kartoffel aus dem Altipla-
no oder das Trockenfleisch charqui. Aber auch für die Herstellung der wenigen weiter-
verarbeiteten (ökologischen) Produkte wie Fertigsuppen, Käse oder Müsliriegel ist ein 
sehr spezifisches Wissen vonnöten.

Bei der Vermarktung, der Zertifizierung und der Vernetzung zwischen den Produzie-
renden ist ein anderes Wissen erforderlich: z. B. welche Produkte bestmöglich an wen 
verkauft werden, wie der Zertifizierungsprozess technisch abläuft, welche Kriterien zu 
beachten sind und wie man sich mit anderen Produzierenden möglichst effektiv vernetzt, 
z. B. über Verbände, Versammlungen, Gewerkschaften oder Kooperativen. Darüber hi-
naus muss das praktische Verständnis darüber, wie ökologischer Anbau stattfinden sollte, 
für andere Teilnehmenden dieser Praktik bzw. für diejenigen, die sie in Hinblick auf ein 
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Gütesiegel kontrollieren, nachvollziehbar sein. Andernfalls wäre es nicht möglich, die 
ökologische Produktion tatsächlich als eine spezifische soziale Praktik anzuerkennen, sie 
als höherwertig hervorzuheben und die Produkte entsprechend zu vermarkten.

Zu großen Teilen handelt es sich bei diesen praktischen Verständnissen um traditionelles 
Wissen, das von Generation zu Generation weitergegeben wird, vor allem bei der Produk-
tion, der Lagerung und der Zubereitung der Produkte. Teilweise handelt es sich aber auch 
um Verständnisse, die wiedererlernt werden müssen oder die vollständig neu hinzukom-
men, weil sie z. B. einem westlichen und damit eher externen Kontext entstammen. Dabei 
nehmen die Praktiken des horizontalen Vernetzens, des Lernens und des Kommunizie-
rens wichtige Rollen ein, da entsprechende Lernprozesse in Bezug auf die praktischen 
Verständnisse der ökologischen Produktion erst auf diese Weise und durch entsprechende 
Aktivitäten möglich werden: z. B. durch die von La Vía Campesina oder der AOPEB or-
ganisierten Veranstaltungen. Es ist also möglich, über dieses spezifische Wissen zu reden 
und es anderen Menschen mitzuteilen, dennoch kann das Wissen ohne die Ausübung der 
jeweiligen Praktik nicht verändert oder angepasst werden. Es ist somit nicht Eigentum 
der- oder desjenigen, die oder der eine Praktik ausführt, sondern in das „Skript“ der je-
weiligen Praktik eingeschrieben.

(2)  Regeln (implizite und explizite Vorgaben):
Eine traditionell-ökologische Landwirtschaft wird von diversen mehr oder weniger for-
malisierten Normen organisiert und zusammengehalten: Dazu gehören traditionelle, reli-
giös-politische Sitten und Gebräuche wie z. B. die Wahl von (i. d. R. männlichen) Ge-
meindevertretern, die Verteilung und Weitervererbung von Land oder das ayni, ein im 
Andenraum weit verbreitetes traditionelles System der gegenseitigen und solidarischen 
Nachbarschaftshilfe und auch andere traditionelle Tauschsysteme.

Auch die relativ neuen Gesetze, allen voran die bolivianische Verfassung sowie die Ge-
setze zur ökologischen Produktion und der „gemeinschaftlichen und produktiven Agrar-
revolution“ (Kap. 5.1.1) sind dabei zu nennen. Zwar werden diese, wie ich gezeigt habe, 
immer wieder wegen ihrer mangelhaften Umsetzung kritisiert, aber dennoch organisieren 
sie, z. B. durch die Übergabe von politischer Verantwortung auf die unteren politischen 
Ebenen, zu einem gewissen Maß die Praktiken der traditionell-ökologischen Landwirt-
schaft. Die spezifische Ausgestaltung, Interpretation und die Einhaltung dieser Regeln 
obliegt letztlich aber den Personen, die die damit verbundenen Praktiken ausführen. 
Deutlich wird dies z. B. bei den municipios ecológicos und vor allem beim sistema parti-
cipativo de garantía, bei dem nicht im Vorhinein Regeln und Kriterien für die Erlangung 
des Gütesiegels (sello ecológico) auferlegt werden, wie es z. B. bei der Zertifizierung von 
ökologischen Exportprodukten der Fall ist. Im Sinne einer souveränen Selbstbestimmung 
obliegt es vielmehr den Produzierenden selbst, diese Regeln auszugestalten, ihre Einhal-
tung zu überprüfen und in diesen Fällen die jeweiligen Produkte als besonders oder hö-
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herwertig anzuerkennen. In Kapitel 5.3.1 werde ich im Rahmen der Beantwortung der 
Forschungsfrage (a) auf diesen Aspekt zurückkommen.

(3) Teleoaffektive Strukturen (zielgerichtete Verbindung des Projektes mit Aufgaben):
Sämtliche der beschriebenen Praktiken werden nicht willkürlich, sondern mit mehreren 
zweckhaften (teleologischen) und motivationalen (affektiven) Zielsetzungen ausgeführt. 
So werden etwa die Umstellung von konventioneller auf ökologische Produktion sowie 
die konsequente Anwendung ökologischer Anbaumethoden mit der zweckhaften Not-
wendigkeit begründet, den Nährstoffgehalt des Bodens langfristig zu erhalten oder wie-
derherzustellen. Hinzu kommt, dass mit der auf diese Weise erlangten Eigenständigkeit 
keine externen Inputs wie Pestizide, Düngemittel oder Saatgut dazugekauft werden müs-
sen. Auch das physisch-materielle Abgrenzen von benachbarten Ländereien, erfolgt mit 
dem Zweck, die toxikologischen oder psychologischen Effekte der konventionellen 
Landwirtschaft abwehren zu können. Die Praktiken der Vernetzung, der Kommunikation 
und der Zertifizierung dienen vor allem der verbesserten Vermarktung der Produkte aber 
auch dem Bewusstmachen, dem Austausch über Anbaumethoden und dem Weitergeben 
des ökologischen Gedankens. 

Mit Ausnahme der exportorientierten Produktion von z. B. Quinoa, Kakao, Kaffee oder 
Amaranth beinhalten die Praktiken der traditionell-ökologischen Landwirtschaft aller-
dings weniger kommerzielle Ziele. Es soll nicht darum gehen, einen neuen und lukrativen 
Markt für ökologische Produkte zu erschließen und somit durch die Umstellung auf öko-
logische Landwirtschaft ein besonders hoher Profit zu erzielen. Zwar arbeiten Nichtregie-
rungsorganisationen, Restaurantbesitzerinnen bzw. -besitzer und auch einzelne Produzie-
rende daran, eine solchen Markt zu etablieren und sehen dabei durchaus das Potenzial, 
dass sich in der Bevölkerung ein Bewusstsein und eine Wertschätzung für ökologische 
Produkte sowie eine erhöhte Kaufbereitschaft entwickeln könnte. Kurz- oder mittelfristig 
sei dies jedoch, wie in entsprechenden Interviews berichtet wird, noch nicht absehbar, so 
dass kein unmittelbarer ökonomischer Anreiz existiert, ökologisch zu produzieren (PZI 
11, 03.06.2013; PZI 25, 29.01.2015; PZI 28, 24.02.2015; PZI 29, 06.03.2015). 

Und dennoch sind häufig eine Bereitschaft und ein Wille vorhanden, die sich nicht aus-
schließlich mit den genannten Zweckmäßigkeiten erklären lassen, sondern die vielmehr 
eine affektive und motivationale Dimension enthalten. Dabei handelt es sich um ein be-
wusst formuliertes Verlangen nach Wertschätzung und um einen Kampf um gesellschaft-
liche Anerkennung für eine traditionell-ökologische Landwirtschaft und eine bäuerliche 
Identität. Einher geht damit auch ein emotionsbeladenes Verlangen nach einer Abgren-
zung zum nicht-ökologischem Anbau. Besonders deutlich wird dies bei den Praktiken der 
Zertifizierung: So empören sich einige der ökologisch Produzierenden über diejenigen, 
die versuchen, ihre Produktion als ökologisch darzustellen, aber diese Anbauweise nicht 
oder nur kaum praktizieren. Andere Produzierende sind enttäuscht über die nicht ge-
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währte Anerkennung und Wertschätzung ihrer Produkte, wenn sie beim Markteintritt mit 
konventionellen Produkten vermischt werden. Hinzu kommen Hoffnungen und Erwar-
tungen, dass durch das Gütesiegel, dem sello ecológico, zukünftig eine höhere gesell-
schaftliche Anerkennung ermöglicht wird. Auch die Hervorhebung der Diversität, der 
Traditionalität und der Schönheit der eigenen Produkte ist in besonderem Maße von die-
sem Verlangen nach Anerkennung und Wertschätzung gekennzeichnet. Besonders deut-
lich zeigen sich diese Aspekte in der Inszenierung und Darstellung eines bäuerlichen 
Lebensstils und einer bäuerlichen Identität, artikuliert in diversen Interviews und materi-
ell arrangiert auf der Messe für ökologische Produkte (Kap. 5.2.5 und 5.2.6).

Darüber hinaus existiert noch eine weitere affektive Dimension, die die beschriebenen 
Praktiken organisiert und miteinander verbindet: Immer wieder wird ökologische Pro-
duktion mit der Notwendigkeit begründet, sich gesünder ernähren und länger leben zu 
können. Angetrieben wird dieses Verlangen aus Ängsten vor chemisch-belasteten und 
unter Verwendung von Gentechnik hergestellten Lebensmitteln, die im Sinne des food 
from nowhere-Konzeptes (Kap. 2.4) nicht mehr hinsichtlich ihrer Herkunft verortet und 
bezüglich ihrer Produktionsweise nachvollzogen werden können. Mit Marx´ Worten wer-
den sie derart von ihrem Gebrauchswert abstrahiert, dass sie durch ihre Reinheit und 
durch ihre Intransparenz einen reinen „Fetischcharakter“ angenommen haben, „der den 
Arbeitsprodukten anklebt, sobald sie als Waren produziert werden“ (Marx 2008 [1867], 
S. 87). Sie erscheinen, so geht es aus einigen Interviews hervor, zwar als „schön, rein und 
groß“ aber gleichzeitig als „fremd und gefährlich“. Es sei ganz offensichtlich, so formu-
liert es ein Vertreter der CONAMAQ, dass diese Produkte sie töten, vernichten und den 
Körper zerstören würden (Kap. 5.1.1). Inwiefern diese Ängste begründet oder unbegrün-
det sind, ist (für die Fragestellung dieser Arbeit) nicht unmittelbar von Bedeutung. Von 
Interesse ist vielmehr die Tatsache, dass sie generell vorhanden sind, durch körperliches 
Tun und Sagen reproduziert werden und das Verlangen nach einer selbstbestimmten Er-
nährung antreiben.

(4)  Grundlegende Verständnisse (praktikenübergreifende Werte):
Als ein grundlegendes Verständnis, das bewusst oder unbewusst die konkrete Ausübung 
traditionell-ökologischer Praktiken organisiert, lässt sich eine Form des solidarischen 
Kommunitarismus nennen, der fest mit einem religiösen Synkretismus – einer Vermi-
schung der indigenen Religion mit dem Katholizismus – verbunden ist. In der Verfassung 
spiegelt sich dieses Verständnis sehr deutlich im Paradigma des vivir bien und dem Na-
turverständnis der madre tierra wieder. Passend dazu spricht Berkes (1999) von sacred 
ecology. In ländlichen Gebieten zeigt es sich beispielsweise durch die konkrete Praktizie-
rung traditioneller Sitten und Gebräuche (usos y costumbres) bzw. durch solidarische 
Systeme der Nachbarschaftshilfe (ayllu, minka und ayni) (vgl. Schorr 2011; Kap. 5.2.2). 
Da diese Wertvorstellungen jedoch auch eine gewohnheitsrechtliche Judikative beinhal-
ten, können sie in bestimmten Fällen auch mit der Rechtsprechung des Staates kollidieren 
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(vgl. zu einer Diskussion zum Rechtspluralismus in Bolivien Schilling-Vacaflor 
2010).

Deutlich wird dieser Gemeinschaftssinn auch in diversen Interviews: Zum Beispiel wird 
bei der Frage, was genau Ernährungssouveränität sein soll, im Gegensatz zum individua-
listischen „Ich“, argumentativ das kollektive „Wir“ und das vereinende „Unsere“ hervor-
gehoben, womit zumeist die jeweilige comunidad oder Familie gemeint sind. Auch bei 
Versammlungen wird dieser Aspekt z. B. bei Begrüßungen deutlich: Gleichgesinnte be-
zeichnen sich als hermanas und hermanos oder als compañeras bzw. compañeros (Ge-
schwister bzw. Kameraden oder Genossen) und begrüßen sich in der Regel (auch wenn 
sie sich persönlich nicht kennen) mit einem Handschlag und einem Schulterklopfen. 

Anders als in Industrienationen mit einer langen Tradition des Liberalismus haben die 
Wertvorstellungen des Individualismus und des Privateigentums bei den Praktiken einer 
traditionell-ökologischen Landwirtschaft eine eher untergeordnete Bedeutung. Das be-
deutet jedoch nicht, dass diese westlich-liberalen, grundlegenden Verständnisse in Boli-
vien nicht vorhanden sind. Im Gegenteil: Der solidarische Kommunitarismus existiert 
auch deswegen als eine spezifische normative Wertvorstellung, weil er sich gegen-hege-
monial von dominanten kapitalistischen Wertvorstellungen abgrenzt und durch diese ra-
dikale Differenz einen politischen und in hohem Maße affektiven Charakter erhält. Dabei 
handelt es sich, wie dem folgenden Ausschnitt einer Gruppendiskussion mit Vertretern 
der CSCIOB7 zu entnehmen ist, um das ausgeprägte Verlangen – im Sinne des all-af-
fected principle – eine gemeinsame Betroffenheit von globalen und neoliberalen Prak-
tiken zu überwinden: 

„Ja, genau, die Neoliberalen oder die Kolonialisten sahen uns früher […] nun wie so 
Menschen aus einer anderen Welt. Aus diesem Grund hat sich also diese Ideologie 
des Kampfes entwickelt, um den Neoliberalen entgegenzuwirken. Denn früher ließ 
man uns noch nicht mal die Stadt betreten und wenn du deine Produkte herbrach-
test, musstest du sie woanders hinbringen aufs Land. Zu den Supermärkten konnte 
man nicht […] und weder sich in die Medien einmischen, noch in das Parlament. 
Aus diesem Grund kommt diese Vision der Stärke, eine revolutionäre Vision für die 
Völker, um dieses Schema zu zerbrechen und daraufhin die Völker zu regieren. […] 
Es ist ein Kampf gegen die Neoliberalen, den wir gekämpft haben, denn sie unter-
drückten uns. Sie gaben uns keinen Zugang zu Bildung und erkannten auch nicht 
unsere Kultur und die bäuerlichen Ideologien an. Aus diesem Grund, haben wir 
also, die interculturales, die campesinos, die hermanos indígenas aus dem bolivia-
nischen Oriente dafür gekämpft dem Neoliberalismus entgegenzuwirken. […] Das 

7	 Die CSCIOB vertritt die ehemals als Agrarkolonisten (colonos oder colonizadores) bezeichneten Kleinbäuerinnen 
und Kleinbauern. Dabei handelt es sich zumeist um quechua- und aymarastämmige Siedlerinnen und Siedler aus dem 
Altiplano, die teilweise seit den 1960er Jahren im tropischen Tiefland ansässig sind (Kap. 4.2.2).
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ist unsere Vision und wir werden weiterkämpfen, denn es gibt immer noch diese 
Neoliberalen, die Bolivien nicht als ein Ganzes haben wollen.“ (GI 4a, 03.06.2013).

Deutlich wird hier, wie dieses kollektive Empfinden des „Übergangen-Werdens“ eine 
historisch gewachsene Wertegemeinschaft hat entstehen lassen, deren gemeinsames Prin-
zip darauf beruht, eine verfestigte und für ungerecht empfundene Subalternität zu über-
winden (Kap. 2.3 und 3.2.3). Diese Wertegemeinschaft ist zwar aufgrund des angespann-
ten Verhältnisses zwischen campesinos und indígenas gegenwärtig nicht mehr so 
geschlossen, wie es noch zur Zeit des Regierungswechsels im Jahr 2006 der Fall war 
(Kap. 4.2.2). Dennoch besteht sie nach wie vor und nährt sich aus einem persistenten 
Antagonismus zwischen einem solidarischen Kommunitarismus und einer kapitalisti-
schen Hegemonie, die in Form eines „rekonstituierten Neoliberalismus“ und eines staat-
lich kontrollierten Extraktivismus weitestgehend fortgeführt wird (Kap. 5.1.6).

5.3	 Theoriegeleitete Synthese der Ergebnisse

Auf Grundlage dieser Ergebnisse lassen sich nun die erkenntnisleitenden Forschungsfra-
gen (Kap. 4.1) beantworten. Die Forschungsfrage (a) richtet sich an das „tatsächliche 
Verhalten“ des neuen Rechtes und an die Organisationsweise bzw. an den politischen 
Charakter der beobachteten Praktiken. Sie fragt, inwiefern es sich um bewusst-reflek-
tierte „Souveränitätspraktiken“ handelt, welches transformative Potenzial sie aufweisen 
und welche Bedeutung materiellen Dingen bei der Forderung nach Ernährungssouveräni-
tät zukommt. Die Forschungsfrage (b) richtet sich an die unterschiedlichen, inhaltlichen 
und räumlich wirksamen „Gerechtigkeitstopologien“, da das Recht der Ernährungssou-
veränität nicht von einer homogenen Gruppe eingefordert wird, sondern von unterschied-
lichen Identitäten, die sich zur Erlangung von Souveränität Raum aneignen und ihn auf 
unterschiedliche Weise und mit unterschiedlicher Reichweite mit Bedeutung belegen. 
Welche räumlichen bzw. topologischen Charakteristika lassen sich herausarbeiten? Wel-
che Geographien erschafft die Forderung nach Ernährungssouveränität?

5.3.1	Zur Forschungsfrage (a): Die „Souveränitätspraktiken“ 
„Now ‘sovereignty’ becomes a mere notion or desire, a fiction […] a moral principle, 
a polemical weapon with no necessary juridical or sociological core. […] It is nei-
ther a historical nor a sociological fact but part of a political vocabulary whose 
point is not to register aspects of the world but to achieve them: to preserve or 
change a status quo, to support or oppose particular contestants.“  (Koskenniemi 
2010, S. 232)

Das „tatsächliche Verhalten“ des Rechtes auf Ernährungssouveränität spiegelt sich in 
vielerlei Hinsicht in dieser Argumentation Koskenniemis wider. Und zwar wird durch die 
verbal und körperlich praktizierte Einforderung einer traditionell-bäuerlichen Landwirt-
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schaft der Mythos einer „gesunden, heilen, besseren, selbst kontrollierbaren“ und eben: 
souveränen Welt begründet. In einem Akt der Selbstermächtigung wird diese gegen-he-
gemoniale Fiktion durch diejenigen ins Leben gerufen und in Kraft gesetzt, die sie einfor-
dern, das heißt, die paradoxerweise zugleich Ursache und Wirkung dieses Prozesses sind 
(vgl. Honig 2009, S. 3; Patel 2007, S. 88; Kap. 3.1.5). 

Allerdings geschieht dies nicht in der naiven Absicht, einen vorindustriellen Zustand wie-
derherzustellen. Die moralische Wertung und Inszenierung der eigenen Tradition und der 
Vielfalt der eigenen und heimischen Produkte sowie der traditionellen und ökologischen 
Anbaupraktiken dienen vielmehr als strategische Vehikel für eine gesellschaftliche Wert-
schätzung und Anerkennung der bäuerlichen Lebensweise und Identität als: „unverwech-
selbar anders“ (van der Ploeg 2008, S. 265). Anstelle eines effizienzorientierten und 
produktivistischen Denkens soll der Mythos eines alternativen bäuerlichen Verständ-
nisses rücken, mit dem, im Sinne einer moral economy (vgl. Edelman 2005), die Ge-
meinschaft, die Vorfahren, die Tradition sowie die eigenen Produkte hervorgehoben und 
normativ mit ökologischen Prinzipien bzw. der madre tierra verbunden werden. Dieser 

„fiktionale Glauben“ an eine souveräne(re) Welt, wie es Derrida (Kap. 3.1.4) bezeichnen 
würde, muss nicht notwendigerweise auf einer juristischen Legitimation basieren. Viel-
mehr führt der grundsätzliche Antagonismus zwischen hegemonialen und subalternen 
Kräften zu einem starken Ungerechtigkeitsempfinden, das als agency die Kraft hat, dieser 
gegen-hegemonialen und mythischen Konstruktion politische Macht zu verleihen und 
dadurch gesellschaftlichen Wandel zu animieren (vgl. Taylor 2011, S. 98; Kap. 3.3.3). 

Abb. 22:	 Politische Graffitis: „Achocalla ökologisch, würdevoll und produktiv“ und „Dass 	
Deine Nahrung Deine Medizin sei“

Quelle:	 Eigene Aufnahmen 2015 und 2013, Achocalla und Santa Cruz
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Die Forderung nach Ernährungssouveränität ist damit nicht als ein übergeordneter Dis-
kurs zu verstehen, der außerhalb dieser Praktiken existiert, sondern vielmehr als eine 
Zielsetzung, die als ein organisierender (teleoaffektiver) Bestandteil unmittelbar selbst in 
den Praktiken einer traditionell-ökologischen Landwirtschaft enthalten ist. 

Dieses vielschichtige (in Schatzkis Worten) „Projekt“ zeichnet sich vor allem dadurch 
aus, dass es darauf abzielt, die dominanten Praktiken der Produktion, des Konsums und 
der Vermarktung von Nahrungsmitteln bewusst und reflektiert zu verändern. Jedoch ge-
schieht dies nicht unmittelbar in Form eines politischen Bruches, sondern in Form eines 
enactments, also in Form sozialer Praktiken bzw. micropolitics, die – ganz im Sinne Tul-
lys (2008) und Connollys (1995) – durch eine alternative Auslegung und Interpretation 
ihre eigenen Regeln auf selbstreferentielle Art und Weise verändern. Deutlich wird dies 
beispielsweise durch das Bestreben, sich eigene Regeln für den landwirtschaftlichen An-
bau aufzuerlegen, auf ökologische Produktion umzustellen oder es sich zu verbieten, in-
dustrielle Produkte zu konsumieren.

Durch die deutlich zu beobachtende Herausstellung und Hervorhebung der eigenen Iden-
tität, sei es als ökologische Produzentin, als indígena oder als Landloser, erhalten die in 
diesem Kontext ausgeübten Praktiken den Charakter von affirmativen „Souveränitäts-
praktiken der Freiheit“, die also zu einem hohen Maße durch das Streben nach Anerken-
nung angetrieben und organisiert werden (Kap. 5.2.7). Sie fordern alltägliche, relationale 
aber dennoch souveräne „Ausnahmezustände“ ein und setzen bestehende Regeln für be-
stimmte raumzeitliche Momente aus oder interpretieren sie „anders“ (Kap. 5.2.1). Sobald 
die Ausübung der jeweiligen „Souveränitätspraktiken“ (z. B. agrarökologische Produkti-
on innerhalb eines bestimmten Territoriums) routiniert erfolgt und zu einer Norm erklärt 
wird, können sie in Form neuer und veränderter Regeln in Erscheinung treten. Diese re-
kontextualisierten Praktiken bewirken zwar keine sofortige Verschiebung von Machtver-
hältnissen; aber dennoch entfalten sie – vor allem durch ihre räumliche Ausbreitung (z. B. 
im Rahmen von event spaces) – ein gewisses transformatives Potenzial, da sie zu einem 
sukzessiven und subtilen gesellschaftlichen Wandel bzw. zu einem sich langsam verän-
dernden und sich flächenhaft ausbreitenden grundlegenden Verständnis von Nahrung und 
Ernährung beitragen können. Die in Abbildung 22 dargestellten politischen Graffitis deu-
ten ein solches Verständnis zumindest an.

Diese „andere“ Art und Weise, Lebensmittel zu würdigen, beinhaltet zum einen die Wert-
schätzung der direkt mit dem jeweiligen Produkt verbundenen Eigenschaften (Ge-
schmack, Vielfalt, Nährstoffgehalt) und zum anderen die normative Hervorhebung der 
Produktionsbedingungen, also kleinbäuerliche und traditionelle Anbaumethoden sowie 
eine ökologische, regionale bzw. heimische Herstellung. Inwiefern ein solches Verständ-
nis in Bolivien auf eine gesamtgesellschaftliche Resonanz trifft, ist allerdings völlig of-
fen, da sich das „tatsächliche Verhalten“ des Rechtes auf Ernährungssouveränität noch in 
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seinem „fragilen Frühzustand“ befindet. Und dieser ist, wie Honig (2009, S. 56) erinnert, 
weniger von Vorhersehbarkeit als vielmehr von Unberechenbarkeit und Widersprüchen 
geprägt. Ein Blick auf die derzeitigen ernährungspolitischen Maßnahmen (Kap. 5.1.6) 
und auf die damit einhergehenden Konflikte, die sich im Kontext der Forderung nach 
Ernährungssouveränität ergeben, verdeutlicht dies sehr anschaulich.

In diesem von Honig beschriebenen „Frühzustand“ bzw. in diesem „Kampf um Anerken-
nung“ (vgl. Honneth 1992) offenbart sich auch das unauflösbare Paradox zwischen nor-
mativen Handlungsvorgaben und libertärer Selbstbestimmung (Kap. 2.6.1): Zwar bietet 
der Spielraum, den La Vía Campesina durch die Forderung nach Ernährungssouveränität 
einklagt, die Möglichkeit, die Regeln der Produktion, der Verteilung und des Konsums 
von Nahrungsmitteln, selbstbestimmt und „frei“ zu interpretieren und festzulegen: bei-
spielsweise durch den Verzicht auf Chemikalien, durch alternative Vermarktungswege 
oder durch die selbstbestimmte Festlegung von Kriterien für die Zertifizierung ökolo-
gischer Produkte. Jedoch kann eine Anerkennung für diese Produkte bzw. für diese Pro-
duktionsweise immer nur erlangt werden, wenn sie gesellschaftlich gespiegelt und zu-
rückgegeben wird. Es handelt sich somit bei der Gewährung von Anerkennung um eine 
gegenseitige gesellschaftliche Praktik und um eine Grundvoraussetzung für die Erlan-
gung und Einforderung von Souveränität (Kap. 3.2.4).

So erfolgt die Wertschätzung für ein bestimmtes Produkt in einem marktwirtschaftlichen 
System in der Regel über den Tauschwert, indem die Konsumentinnen und Konsumenten 
bereit sind, wie zurzeit im Fall von Quinoa, einen höheren Preis für ein bestimmtes Pro-
dukt zu bezahlen. Beim Zertifizierungssystem SPG (Kap. 5.2.5) steht hingegen nicht der 
Preis bzw. der Tauschwert im Vordergrund. Vielmehr wird durch eine Form der Selbstzer-
tifizierung, d. h. durch eine Art Peer-Review-Verfahren, versucht, eine Anerkennung für 
die Qualität der ökologischen Produkte zu erlangen und gleichzeitig eine Abgrenzung zu 
konventionellen Produkten herzustellen. Das bedeutet, dass die Kontrolle hinsichtlich der 
Einhaltung der selbstauferlegten Regeln ebenfalls durch die Produzierenden selbst und 
nicht, wie es sonst in der Regel bei Zertifizierungssystemen der Fall ist, von einer unab-
hängigen Institution erfolgen soll. Dies erfordert jedoch ein hohes Maß an Vertrauen in 
die Glaubwürdigkeit der Produzentinnen und Produzenten, da auch außerhalb derjenigen, 
die diese Produkte anbauen und kontrollieren, ein Vertrauen in die ökologische Produkti-
onsweise aufgebaut werden soll. 

Ersichtlich wird nun an dieser Problematik, dass es sich beim Zertifizierungssystem SPG 
zwar um ein sehr anschauliches Beispiel für eine Form der souveränen, bäuerlichen 
Selbstbestimmung – sprich um eine „Souveränitätspraktik“– handelt. Jedoch bleibt abzu-
warten, inwiefern dieser Mechanismus tatsächlich dazu führt, dass die jeweiligen Pro-
dukte auch außerhalb der jeweiligen Produzierendennetzwerke anerkannt werden. Zwar 
verfügen Kleinbäuerinnen und Kleinbauern – im Gegensatz zu internationalen Unterneh-
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men, die sich im Rahmen von freiwilligen Selbstverpflichtungserklärungen eigene Re-
geln für eine nachhaltige Produktion auferlegen – über ein gewisses „kulturelles Kapital“, 
da sie häufig als „authentisch“, „bodenständig“ und dementsprechend als „glaubwürdig“ 
gelten. Auch die mir gegenüber ausgedrückte Empörung eines Produzenten über diejeni-
gen, die sich nicht an die Kriterien der ökologischen Produktion halten, aber trotzdem 
versuchen, das ökologische Gütesiegel zu bekommen, deutet darauf hin, dass ein starkes 
Gerechtigkeitsempfinden vorhanden ist (Kap. 5.2.5). Dennoch implizieren diese Reputa-
tion und dieser Gerechtigkeitssinn keinen Automatismus für ein bedingungsloses Ver-
trauen seitens der bolivianischen Konsumentinnen und Konsumenten. Vielmehr wird so 
das Phänomen erklärbar, dass die Produzierenden um eine gesellschaftliche Anerken-
nung für ihre Lebens- und Produktionsweise kämpfen müssen, denn nur auf diese Weise 
können sie das Bild der „authentischen“, „bodenständigen“ und „glaubwürdigen“ Klein-
bäuerinnen und Kleinbauern verbreiten und verfestigen.

Auf Grundlage der bisherigen Argumentation könnte der Begriff der bäuerlichen Selbst-
bestimmung dazu verleiten, ihn mit einer absoluten, individuellen Freiheit, bei der (fast) 
alles Erdenkliche möglich ist, gleichzusetzen. Dies ist jedoch nicht der Fall: Die Praktiken 
der traditionell-ökologischen Landwirtschaft sind immer eingebettet in das „Plenum“, also 
in die Gesamtheit der miteinander vernetzten Praktiken und Arrangements, mit anderen 
Worten: der gesellschaftlichen Koexistenz. Schatzki (2002, S. 211 f.; Kap. 3.3.3) formuli-
ert es metaphorisch so, dass nicht alle Pfade in die Zukunft offenstehen und die gegenwär-
tig raumzeitlich fixierten Praktiken-Arrangement-Bündel ermöglichend und beschränkend 
auf die Ausübung zukünftiger Praktiken wirken und sie so präfigurierende bzw. kanalisier-
ende – nicht zu verwechseln mit determinierende – Macht ausüben. Der Spielraum, der 
diese Selbstbestimmung ermöglicht, ist also situativ begrenzt, so dass es sich um ein „Feld 
der Möglichkeiten“ (ebd.) handelt, innerhalb dessen jedoch nicht alles möglich ist. 

So ist es z. B. offensichtlich, dass diejenigen, die sich für eine ökologische Produktion 
entscheiden, dies nicht aus einer rein motivationalen und affektiven Intention – d. h. aus 

„Lust und Laune“ heraus – tun, sondern die situative Beschaffenheit der materiellen Ar-
rangements immer eine bestimmte Lenkungsmacht beinhaltet. Das bedeutet, dass die 
Entscheidung, inwiefern die jeweiligen mit diesen Arrangements verbundenen Praktiken 
zukünftig entweder modifiziert oder unverändert bleiben sollten, maßgeblich durch diese 
situative Beschaffenheit vorgeformt d. h. präfiguriert wird (Kap. 3.3.2). Entsprechend be-
richten einige der ökologisch Produzierenden, dass sie diese Anbaupraxis ausübten, weil 
es notwendig gewesen sei, ihren durch die jahrelange Verwendung von Chemikalien sehr 
nährstoffarmen Boden wiederzubeleben, ihm die Fruchtbarkeit zurückzugeben und eine 
Bodendegradation zu verhindern (Kap. 5.2.3). Sobald sie dann ökologisch produzieren, 
bestehe aber die Notwendigkeit, sich materiell von den konventionell wirtschaftenden 
Nachbarinnen und Nachbarn abzugrenzen, da deren Pestizide ihrer Produktionsweise 
schadeten (Kap. 5.2.1). Andere wiederum berichten, dass der Klimawandel und die zu-
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nehmende Trockenheit dazu führten, dass viele Produzierende überhaupt nicht mehr 
landwirtschaftlich tätig seien (Kap. 5.2.2). Und wiederum andere sehen in Anbetracht der 
jahrelangen Arbeit, die sie für die Marktintegration eines bestimmten Produktes inve-
stiert hätten, keinen Anlass, ihre Produktion zu diversifizieren oder traditionelle Metho-
den anzuwenden, sondern im Gegenteil die Produktivität zu erhöhen, möglicherweise 
Land aufzukaufen, Arbeiterinnen und Arbeiter einzustellen (vgl. Ormachea und Rami-
rez 2013) und die Anerkennung zu genießen, die ihnen z. B. als Quinoaproduzierende 
jahrelang verwehrt geblieben ist (Kap. 5.1.4). 

Aus diesen Beispielen wird ersichtlich, dass der Kampf um Anerkennung nie von der ma-
teriellen Dimension bzw. der Beschaffenheit der materiellen Arrangements zu trennen ist 
und dass die Praktizierung einer traditionell-ökologischen Landwirtschaft immer die kon-
stitutive Notwendigkeit beinhaltet, über materielle Produktionsmittel zu verfügen. Es han-
delt sich somit bei der Einforderung von kultureller Anerkennung auch immer um eine 
Forderung nach ökonomischer Umverteilung, deren zusammengenommener Erwerb da-
rauf abzielt, die politische Machtposition von denjenigen, die diese Forderungen artikulie-
ren, zu verbessern (allerdings durchaus mit unterschiedlicher Gewichtung, wie ich im 
folgenden Abschnitt noch zeigen werde). So wird z. B. versucht, die Anerkennung als 
ökologische Produzentin über den verbesserten Verkauf der ökologisch-zertifizierten Pro-
dukte oder die Anerkennung als indigenes Volk über die materielle Ausweisung von Land-
besitz herzustellen.

Die materiellen Produktionsbedingungen stellen somit in Form individuellen oder ge-
meinschaftlichen Eigentums (Land, Wasser, Saatgut, Kapital) eine Grundvoraussetzung 
für den beschriebenen Akt der Selbstermächtigung dar. Ohne diese ist es für eine Produ-
zentin oder einen Produzenten schlichtweg nicht möglich, das Recht auf Ernährungssou-
veränität einzufordern und „sich den Naturstoff in einer für sein [oder ihr] eignes Leben 
brauchbaren [und selbstbestimmten] Form anzueignen“ (Marx 2008 [1867], S. 192). 
Dies gilt auch für den Konsum von Nahrungsmitteln, die – mit der Ausnahme von Almo-
sen – ohne das Vorhandensein von materiellen Mitteln nicht produziert oder erworben 
werden können. Das von Schatzki beschriebene „Feld der Möglichkeiten“ (s.o.) ist in 
solchen Fällen zwar nach wie vor vorhanden (z. B. durch Landflucht, Betteln, Binnenmi-
gration oder Anschluss an die Landlosenbewegung MST-B), jedoch ist es deutlich stärker 
von Einschränkungen als von Ermöglichungen bestimmt. 

Sobald hingegen materielle Produktionsmittel vorhanden sind, offenbaren sich auch 
deutlich mehr Möglichkeiten. Das Spannungsfeld zwischen Selbstbestimmung und Nor-
mativität wird somit im Zuge der Einforderung von Ernährungssouveränität nicht aufge-
löst. Es bleibt immer dadurch erhalten, dass es sich bei der Einforderung von Souveräni-
tät um einen Akt der politischen Selbstermächtigung handelt, der ganz im Sinne Frasers, 
sowohl auf einer Anerkennungs- als auch einer Umverteilungsforderung basiert. Diese 
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Forderungen werden jedoch immer durch die situative Beschaffenheit der bestehenden 
sites, d. h. der kontextuellen Bündel von Praktiken und Arrangements, auf eine spezi-
fische Art und Weise vorstrukturiert, kanalisiert und präfiguriert, so dass nur bestimmte 
Wege in die Zukunft bestritten werden können.

Wie bereits dargestellt, nehmen die Praktizierung und vor allem die öffentliche Inszenie-
rung einer bäuerlichen, originären und traditionellen Wertegemeinschaft eine wichtige 
Rolle bei dem beschriebenen Streben nach Anerkennung ein. Besonders deutlich wird 
dieser Aspekt auf der Messe für ökologisch hergestellte Produkte (der BioBolivia, Kap. 
5.2.6), auf der die sonst eher in der ländlichen Peripherie stattfindenden Praktiken der 
traditionell-ökologischen Landwirtschaft demonstriert werden und verschiedene Prak-
tiken – bzw. ihre bildhaften Repräsentationen – und Orte miteinander verbunden und in 
die Öffentlichkeit getragen werden (Abb. 18 und Abb. 19). Hier lässt sich auch die Jubi-
läumsfeier der bolivianischen Landlosenbewegung anführen, die diesen event space ziel-
gerichtet als eine Art „Bühne“ einsetzt, um der Öffentlichkeit ihre Gruppenidentität und 
Lebensweise zu präsentieren (Abb. 20 und Abb. 21). Auch im Gruppeninterview mit den 
Vertreterinnen der Gewerkschaft „Bartolina Sisa“ fällt dieser Aspekt auf, indem wieder-
holt hervorgehoben wird, dass es darum gehe, ein neues Bewusstsein für die Wertschät-
zung traditionell-ökologischer Nahrungsmittel zu entwickeln und dieses Verständnis in 
die Bevölkerung und in die Gesellschaft zu tragen. 

Es werden somit durch spezifische Praktiken, wie das Vernetzen und Kommunizieren 
sowie durch das Inszenieren von Bäuerlichkeit spezifische sites of the political hergestellt, 

Abb. 23:	 Inszenierung unterschiedlicher Knollenfrüchte auf der BioBolivia
Quelle:	Eigene Aufnahme 2013, La Paz
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Abb. 24:	 Plakat zum traditionell-ökologischen Kartoffelanbau auf der BioBolivia
Quelle:	 Eigene Aufnahme 2013, La Paz

Abb. 25:	Messestand des MST-B auf der BioBolivia
Quelle:	 Eigene Aufnahme 2013, La Paz
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die in Form von event spaces räumlich und materiell wahrnehmbar werden (z. B. durch 
die menschlichen Körper, durch den Messeplatz, durch die Messestände, durch die auf 
der Messe arrangierten Produkte, durch die Fotocollage zur Präsentation kleinbäuerlicher 
Praktiken oder durch den arrangierten Schriftzug des MST-B). Dabei kommt den land-
wirtschaftlichen Produkten eine besondere Rolle zu: Es handelt sich weniger um Natur-
produkte, sondern vielmehr um Artefakte, mit anderen Worten um eine vergesellschaftli-
chte Materialität, die den oben beschriebenen „Kampf um Anerkennung“ gegenständlich 
verkörpert und intentional zur Einforderung von Souveränität eingesetzt wird: Viele der 
beschriebenen Praktiken und Interviewausschnitte beinhalten das bewusste und intentio-
nale Sichtbarmachen und Entschleiern des im Produkt versteckten bzw. verdinglichten 
Arbeitsprozesses sowie des damit verbundenen gesellschaftlichen Gebrauchswertes. 
Oder wie Harvey (1990, S. 423) es formuliert: „to get behind the veil, the fetishism of 
the market and the commodity, in order to tell the full story of social reproduction“. Es 
handelt sich also weniger um imagefördernde und kommerzielle Werbeaktionen, als viel-
mehr um eine aktive „Defetischisierung“ der warenförmigen Produkte, mit dem Ziel, die 
Identität von kleinbäuerlichen, traditionellen und ökologischen Produzentinnen und Pro-
duzenten affirmativ hervorzuheben und damit Ernährungssouveränität einzuklagen.

Deutlich wird dabei jedoch auch, dass durch dieses Entschleiern keinesfalls der (im es-
sentialistischen Sinne) „wirkliche“ Charakter dieser Produkte hervortreten kann. Viel-
mehr wird eine „neue Geschichte“ erzählt und praktisch in Szene gesetzt, die ihrerseits 
wiederum die Konstruktion neuer aber auch die Wiederherstellung alter und möglicher-
weise vergessener Imaginationen und Emotionen hinsichtlich dieser Produkte erwirken 
soll. Die Produkte werden also nicht nur von ihrem warenförmigen Charakter „befreit“, 
sondern zugleich auch „remythologisiert“, indem sie in den Kontext einer traditionell-
bäuerlichen und originären Wertegemeinschaft gestellt und dadurch neu verschleiert wer-
den – ein Phänomen das ähnlich auch Cook und Crang (1996, S. 132) beschreiben. Die 
Abbildungen 23, 24 und 25 sollen diese identitätsstiftende Inszenierung einer traditionell-
ökologischen und bäuerlichen Wertegemeinschaft verdeutlichen.
 
5.3.2	Zur Forschungsfrage (b): Die „Gerechtigkeitstopologien“
Wie in Kapitel drei herausgearbeitet wurde, sind soziale Ordnungen immer von unauflös-
baren Antagonismen geprägt, die in Form von ungleichen wirtschaftlichen, ideologischen 
und politischen Machtverhältnissen wahrnehmbar sind und ein temporär fixiertes und 
dynamisches „Gerechtigkeitsregister“ entstehen lassen. Dieses Register ist in hohem 
Maße von einem permanenten Prozess der Modulation und Reorganisation geprägt, den 
Schatzki als endless becoming beschreibt und – Tully (2008) folgend – von sich gegen-
seitig bedingenden „Souveränitätspraktiken des Regierens“ und „Souveränitätspraktiken 
der Freiheit“ angetrieben wird (Kap. 3.1.3; 3.3.4 und 3.3.5). Diese Praktiken manifestie-
ren sich wiederum in vielfältigen materiellen Arrangements mit unterschiedlicher räum-
licher Reichweite und erschaffen dadurch, in Form von Maßstabsebenen, sich überlap-
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pende „Gerechtigkeitstopologien“ (Kap. 3.4.1). Wie genau funktioniert nun dieser 
Prozess im Kontext der Forderung nach Ernährungssouveränität in Bolivien? Welche 
unterschiedlichen Inhalte und welche räumlichen bzw. topologischen Charakteristika of-
fenbaren sich durch die Einforderung dieser Gerechtigkeitsforderung?

Bisher deuten meine Erkenntnisse auf eine recht konsistente und harmonische Idealvor-
stellung von Ernährungssouveränität hin: Eine traditionell-ökologische Landwirtschaft, 
die auf einer normativen Hervorhebung „des Eigenen“ bzw. „des Unseren“ (Anbaume-
thoden, Traditionen, Gebräuche, Saatgut, Düngemittel, Produkte, u. v. m.) beruht, sich 
scharf von externen und fremden Einflüssen abgrenzt und dabei die lokale bzw. regionale 
Ebene hervorhebt. Das Spannungsfeld zwischen den unterschiedlichen Identitäten, an die 
Ernährungssouveränität sich richtet, tritt somit auf den ersten Blick nicht unbedingt zuta-
ge. Es wird dadurch verdeckt, dass die gemeinsame Abgrenzung dieser Gruppen zu den 
Repräsentationsformen des food regime bzw. food empire eine vereinende und inklusive 
Kraft entfaltet. Bei einer genaueren Betrachtung der verbalen Einforderung von Ernäh-
rungssouveränität existieren jedoch durchaus divergierende inhaltliche Facetten und un-
terschiedliche raumbezogene Vorstellungen, die als instrumentelle und „strategische 
Raumbilder“, also als „bewußte subjektive Verzerrungen räumlicher Strukturen“ zur 
Durchsetzung spezifischer Interessen, gelten können (Reuber 1999, S. 328). Im Rahmen 
dieser Arbeit sind diese jedoch nicht – wie Reuber es konzeptioniert – als Eigenschaften 
von Akteuren zu verstehen, sondern als organisierende (teleoaffektive) Bestandteile der 

„Souveränitätspraktiken“, durch die sie letztlich eingefordert werden.

Auf der einen Seite handelt es sich dabei um eine ethnische und strategisch-romantisie-
rende Auslegung „indigener Ernährungssouveränität“, die auf dem räumlichen Konzept 
des territorio basiert (Kap. 5.2.1). Land und Boden werden dabei weniger als ökono-
mische Produktionsmittel, sondern vielmehr als eine territoriale Grundvoraussetzung für 
die Identität, die Kultur, die Existenz und die Souveränität der indigenen Völker eingefor-
dert. Marktwirtschaft wird (zumindest verbal) weitestgehend abgelehnt oder in Form von 
genossenschaftlichen Strukturen betrieben (Kap. 4.2.2 und 5.2.4). Auf der anderen Seite 
steht dagegen ein eher produktionsbasierter Klassenbegriff von „bäuerlicher Ernährungs-
souveränität“, der auf dem Konzept der tierra basiert (Kap. 4.2.2). Dabei wird die Einfor-
derung von Land und Boden nicht mit der Identität oder einer ethnischen Zugehörigkeit 
begründet, sondern mit der Notwendigkeit, über Produktionsmittel zu verfügen. Das be-
deutet jedoch nicht, dass diese Forderungen entweder als rein ökonomisch oder als rein 
kulturell zu betrachten sind, sondern dass in ihnen – ganz im Sinne Frasers – immer alle 
drei Gerechtigkeitsdimensionen enthalten sind (Kap. 3.2.3). Damit werden zwar unter-
schiedliche Äquivalenzketten gebildet, letztlich dienen sie aber demselben Ziel und rich-
ten sich gegen denselben Antagonisten: Nämlich – und hier zeigt sich der politische Cha-
rakter von Ernährungssouveränität sehr deutlich – Selbstbestimmung und Autonomie 
gegenüber dem food regime einzufordern.
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In der obigen Abbildung 26 sind diese inhaltlichen Facetten schematisch dargestellt. Fen-
ster (a) zeigt eine Forderung nach „bäuerlicher Ernährungssouveränität“ mit einer inhalt-
lichen Gewichtung von Umverteilung. Fenster (b) zeigt eine Forderung nach „indigener 
Ernährungssouveränität“ mit einer artikulatorischen Gewichtung von Anerkennung. Fen-
ster (c) zeigt, wie sich beide Forderungen gegenüber dem gemeinsamen Antagonisten des 
food regimes miteinander vereinen und Ernährungssouveränität trotz unterschiedlicher 
inhaltlicher Gewichtungen und gegenseitiger Differenzen als eine einheitliche und da-
durch wirkmächtige Forderung nach Repräsentation bzw. politischer Selbstbestimmung 
einklagen. 

Diese beiden Facetten und unterschiedlichen Interpretationen von Ernährungssouveräni-
tät dienen nun als Beispiel dafür, mit welchen Inhalten die Forderung belegt werden kann 
und inwiefern die drei Gerechtigkeitsdimensionen nach Fraser dabei zum Tragen kom-
men. Doch welche Rolle spielt dabei nun Räumlichkeit bzw. das in Kapitel 2.6.3 be-
schriebene Spannungsfeld zwischen unterschiedlichen Maßstabsebenen? 

Die beschriebenen Gerechtigkeitsforderungen füllen keine abgeschlossenen und per se 
gegebenen Maßstabsebenen im Sinne von Containerräumen aus. Es handelt sich viel-
mehr um ein Nebeneinander von flächenhaft miteinander verknüpften sozialen Praktiken 
und Arrangements. Im Sinne der politics of scale (vgl. Swyngedouw 1997) stellen diese 

Abb. 26:	 Inhaltliche Schwerpunktsetzungen bei der Forderung nach Ernährungssouveränität
Quelle:	 Eigener Entwurf
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ihre eigenen Maßstabsebenen her. Sie belegen sie mit Bedeutung, durchdringen sie, stel-
len sie infrage und produzieren dadurch eine eigene „topologisch flache“ Geographie der 
Ernährungssouveränität (Kap. 3.4.1). Dabei lassen sich im Wesentlichen vier relational 
zueinander angeordnete räumliche Kategorien herausarbeiten, deren Konstitution auf der 
in Tabelle 5 dargestellten topologischen Unterscheidung zwischen einerseits „verbin-
denden“ und andererseits „abgrenzenden Praktiken“ der Ernährungssouveränität basiert.

(1) Places der Ernährungssouveränität
Zunächst dient Ernährungssouveränität dazu, Identitäten (z. B. in Form von lokal „ver-
wurzelten“ indígenas oder campesinos originarios) räumlich zu binden und ihre Gerech-
tigkeitsforderungen in Form der oben beschriebenen „strategischen Raumbilder“ lokal 
und regional zu platzieren. Durch diese räumlich „abgrenzenden Praktiken“ des place-
making (Agnew 2009, S. 35 ff.), d. h. der physisch-materiellen bzw. artikulatorischen 
Praxis der Einhegung und der damit verbundenen Herstellung der eigenen Produkte (Kap. 
5.2.1 und 5.2.2) werden lokale und regionale „Ausnahmezustände“, im Sinne von places 
der Ernährungssouveränität erhoben. Dazu zählen z. B. die nachbarschaftlichen Abgren-
zungen zwischen ökologischen und nicht-ökologischen Produzierenden, die asentamien-
tos bzw. comunidades agroecológicas des MST-B oder die municipios ecológicos. Im 
Sinne Schatzkis handelt es sich dabei um Bündel von Praktiken und Arrangements, die 
bereits eine gewisse Komplexitätsstufe erreicht haben, da sie verschiedene Praktiken und 
Arrangements zusammenfügen und so räumlich begrenzte Verbindungen herstellen (Kap. 
3.3.2). Es handelt sich jedoch immer um Praktiken, die keine größere Reichweite hervor-
rufen und somit im Wesentlichen einer abgrenzenden Logik folgen.

(2) Microplaces der Ernährungssouveränität
Weiterhin wird durch die Forderung nach Ernährungssouveränität eine Maßstabsebene 
mit nur sehr geringer räumlicher Reichweite hergestellt und eingeklagt, die bislang kaum 
Gegenstand der Humangeographie war und die ich in Kapitel 3.4.1 als „sublokale Ebene“ 
bezeichnet habe. Dabei handelt es sich um die Souveränität des eigenen Körpers bzw. um 
die Souveränität familiärer oder privater Arrangements und Bindungen, die ebenfalls 
durch „abgrenzende Praktiken“ des bewussten und zielgerichteten Konsumierens von 
ökologischen oder selbstproduzierten Nahrungsmitteln wirksam werden. Auf diese Wei-
se werden räumlich sehr begrenzte „Ausnahmezustände“ erklärt, deren konstituierende 
Praktiken im Sinne Schatzkis als Zweierbeziehungen oder small phenomena bezeichnet 
werden können (Kap. 3.3.2). Auch wenn es sich dabei auf den ersten Blick durchaus um 
private Praktiken handelt, können sie jedoch (z. B. im Rahmen eines event space wie ei-
ner Versammlung zur Zertifizierung ökologischer Produkte) öffentlich eingefordert oder 
proklamiert werden und in diesen situativen Kontexten aus der privaten Sphäre in die 
öffentliche und damit in die politische Sphäre eintreten (vgl. Arendt 1998 [1958]; 
Dünckmann im Erscheinen). Es handelt sich somit um die von Connolly (1995, S. xxi) 
beschriebenen micropolitics, die in diesem Fall spezifisch abgegrenzte microplaces der 
Ernährungssouveränität bilden.
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(3) Spaces der Ernährungssouveränität
Gleichzeitig „lebt“ die Forderung nach Ernährungssouveränität von „verbindenden Prak-
tiken“ der räumlichen Interaktion. Dazu gehören Praktiken des sich Vernetzens, des mit-
einander Kommunizierens, des Informierens, des Lernens und Austauschens über z. B. 
ökologische Anbaumethoden oder Vermarktungsmöglichkeiten (Kap. 5.2.5). Auf diese 
Weise wird aktiv eine „supraregionale Maßstabsebene“ in Szene und in Kraft gesetzt, die 
eine deutlich größere räumliche Reichweite hat und eine globale Maßstabsebene herstellt 
(z. B. in Form von institutionalisierten Repräsentations- und Partizipationsmechanismen 
sowie Dialogforen wie La Vía Campesina oder dem Weltsozialforum). Die abgegrenzten 
places und microplaces der Ernährungssouveränität werden so durchdrungen und in 
Form von chains of action (Schatzki 2016b, S. 14 ff.) zu einer vernetzten und „flachen 
Geographie“ mit großer räumlicher Reichweite verbunden (vgl. Everts 2016). Aus die-
sem space-making oder – mit den Worten Lefebvres (2007 [1974], S. 68 ff.) – aus der 

„Produktion eines sozialen Raumes“ zieht die Bewegung für Ernährungssouveränität ihre 
wesentliche politische Stärke: Die so entstehenden horizontalen und aktiv gestalteten 
spaces der Ernährungssouveränität bieten als imaginäre „Zwischenräume“ die Grundlage 
dafür, dass grenzüberschreitende und ungerechte Strukturen – im Sinne des all-affected 
principle – angefochten werden können. Es handelt sich somit, dem Vokabular Schatzkis 
folgend, um large phenomena oder Konstellationen von Praktiken und Arrangements mit 
großer räumlicher Reichweite (Kap. 3.3.2). Jedoch können diese nur auf Grundlage der 
nun folgenden letzten Kategorie existieren.

(4) Event spaces der Ernährungssouveränität
Da soziale Praktiken immer nur lokal, d. h. situativ, ausgeführt und beobachtet werden 
können (vgl. Schatzki 2015, S. 12; Kap. 4.3.2), müssen sich die spaces der Ernährungs-
souveränität an konkreten Orten zeigen, sich materiell manifestieren und in Szene gesetzt 
werden. Diese Funktion nehmen die event spaces der Ernährungssouveränität ein (z. B. 
die beobachteten Versammlungen oder Messen). Sie halten die spaces der Ernährungs-
souveränität knotenförmig zusammen und sorgen dafür, dass diese imaginären Zwischen-
räume konkrete Formen und den Charakter einer globalen und politischen Bewegung 
annehmen. Entsprechend verhält es sich aber auch mit anderen, weniger politischen large 
phenomena, z. B. ein internationaler Sportwettbewerb oder ein Finanzmarkt: Sie können 
nur im Rahmen von event spaces und den dazugehörigen Praktiken (z. B. einem Fußball-
spiel oder Investmentbanking an einer Börse) existieren und dementsprechend auch nur 
an diesen Orten empirisch wahrgenommen werden. Innerhalb dieser situativen Events 

„verschmelzen“ Maßstabsebenen, verschiedene Praktiken und weit voneinander entfernte 
Orte miteinander und stellen so das von Massey (1991) beschriebene „globale Gefühl 
eines lokalen Ortes“ bzw. Schatzkis (2002) „Ort des Sozialen“ her.

Diese „Gerechtigkeitstopologien“ sind also in Bezug auf ihre räumliche Reichweite und 
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Komplexität unterschiedlich wirksam. Sie müssen jedoch in Hinblick auf ihren politi-
schen Charakter immer im Verbund betrachtet werden. Nur durch ihre wechselseitige 
Abhängigkeit und durch das Transzendieren zwischen den Maßstabsebenen und der öf-
fentlichen und privaten Sphäre konstituieren sie das politische Phänomen der Ernäh-
rungssouveränität. Die beschriebenen places und microplaces der Ernährungssouveräni-
tät können zwar auch unabhängig voneinander existieren (z. B. in Form einer subsistent 
lebenden Dorfgemeinschaft oder von Menschen, die sich gerne gesund oder regional 
ernähren). Allerdings würde es sich dann nicht um die bewusst-reflektierte und globali-
sierte Forderung nach Ernährungssouveränität handeln, sondern um Praktiken, die zwar 
ihrer Logik nach ähnliche Charakteristika aufweisen, aber durch das Fehlen der teleoaf-
fektiven Struktur des „Praktiken-Veränderns“ und der damit verbundenen, reflektierten 
Einforderung von Gerechtigkeit, keinen spezifischen politischen Charakter hätten.

Den spaces, event spaces, places und microplaces der Ernährungssouveränität kommen 

Abb. 27:	 Eine „topologisch flache“ Geographie der Ernährungssouveränität
Quelle:	 Eigener Entwurf
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also wesentliche Rollen zu, indem sie einerseits die materielle und räumliche Grundla-
ge für die Ausübung der Praktiken bilden und andererseits strategisch-instrumentelle 
und „räumliche Ressourcen“ (vgl. Reuber 1999, S. 29 ff.) im Kampf um ökonomische 
Umverteilung, kulturelle Anerkennung und politische Selbstbestimmung darstellen. 
Dadurch bleibt auch das Spannungsfeld zwischen den unterschiedlichen Maßstabsebe-
nen, an die Ernährungssouveränität sich richtet, immer offen: Die Ausübung von Sou-
veränität auf einer bestimmten räumlichen Ebene ist nie abgeschlossen. Sie muss im-
mer als relationale Machtausübung betrachtet werden, die andere Formen der 
Machtausübung beeinträchtigen kann, wie es z. B. anhand der Spannungen zwischen 
nachbarschaftlichen Territorien oder auch zwischen der staatlichen und der zivilgesell-
schaftlichen Ausübung von Souveränität deutlich wurde. Sobald sich die unterschied-
lichen Maßstabsebenen und Gerechtigkeitsforderungen jedoch ergänzen, kann daraus 
eine gebündelte und sehr wirkungsvolle Form der Souveränität und damit politischer 
Macht entstehen.

In der folgenden Abbildung kann diese „topologisch flache“ Geographie der Ernährungs-
souveränität schematisch nachvollzogen werden: Im Wesentlichen existieren vier räum-
liche Kategorien und zwei Arten von Praktiken. Durch „abgrenzende Praktiken“ entste-
hen places und microplaces der Ernährungssouveränität. Diese können durch 

„verbindende Praktiken“ zu spaces der Ernährungssouveränität zusammengesetzt werden, 
wobei nicht immer nur gleiche räumliche Kategorien (also places mit places und micro-
places mit microplaces) verbunden werden können, sondern auch Querverbindungen 
zwischen unterschiedlichen Kategorien denkbar sind (siehe zur Unterscheidung „abgren-
zender und verbindender Praktiken“ Tab. 5). Beispielsweise können sich einzelne Produ-
zierende (innerhalb und außerhalb eines places) miteinander vernetzen, aber auch Verbin-
dungen zwischen einzelnen comunidades oder municipios und einzelnen Produzierenden 
sind möglich. Sobald eine besonders hohe Dichte an Praktiken der Ernährungssouveräni-
tät vorhanden ist und diese in die öffentliche Sphäre getragen werden, kann ein knoten-
förmiger event space der Ernährungssouveränität entstehen. In solchen Fällen „ver-
schmelzen“ die räumlichen Kategorien miteinander, so dass eine supraregionale oder 
globale Maßstabsebene hergestellt und situativ repräsentiert wird. 

5.3.3	 Zusammenfassung
Aus den beiden erkenntnisleitenden Fragestellungen lassen sich nun die folgenden Haupt-
argumente ableiten:

● 	 Das „tatsächliche Verhalten“ des Rechtes auf Ernährungssouveränität ist dadurch 
geprägt, dass ein unhinterfragbarer und gegen-hegemonialer Mythos einer traditio-
nell-bäuerlichen, identitätsstiftenden und „heileren“ Welt konstruiert wird. Diese 
Fiktion wird durch verschiedene Praktiken des Tuns und des Sagens in Form tradi-
tioneller ökologischer Landwirtschaft hergestellt und praktisch in Szene ge-
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setzt.  
● 	 Dabei handelt es sich um affirmative „Souveränitätspraktiken der Freiheit“, die 

durch eine alternative Regelauslegung der Produktion, der Verteilung und des Kon-
sums von Nahrungsmitteln langfristig zu sozialem Wandel und zu einem grundle-
gend anderen Verständnis von Nahrung und Ernährung beitragen wollen und kön-
nen.

● 	 Diese kleinbäuerliche Interpretation von Ernährungssouveränität weicht damit 
stark von der staatlichen Ernährungspolitik ab, nach der Ernährungssouveränität 
mit staatlich kontrollierter Ernährungssicherheit gleichgesetzt und einem produkti-
vistischen und extraktivistischen Verständnis untergeordnet wird.

● 	 Insbesondere durch die öffentliche Inszenierung von traditioneller Bäuerlichkeit 
(z. B. auf Messen oder Biomärkten aber auch im Rahmen von Interviews) wird 
deutlich, inwiefern im Rahmen des kleinbäuerlichen Verständnisses von Ernäh-
rungssouveränität die Anerkennung und Wertschätzung für eine bäuerliche Lebens-
weise hervorgehoben wird. Den landwirtschaftlichen Produkten kommt dabei eine 
besondere Rolle zu, da sie als gesellschaftliche Artefakte diesen Kampf um Aner-
kennung dinglich verkörpern.

● 	 Das Spannungsfeld zwischen normativen Leitbildern und libertärer Selbstbestim-
mung bleibt dabei immer offen, da soziale Praktiken nie unabhängig von ihrem 
sozialen und materiellen Kontext ausgeübt werden können. Die Ausübung zukünf-
tiger Praktiken wird somit z. B. durch die Verfügbarkeit von Produktionsmitteln, 
die Beschaffenheit des Bodens oder der Nachfrage des jeweiligen Produktes er-
möglicht oder beschränkt, d. h. präfiguriert.

● 	 Daraus wird ersichtlich, wie eng die materielle Dimension mit der ideell-kulturel-
len Forderung nach Anerkennung verbunden ist. Es geht bei der Forderung um Er-
nährungssouveränität somit auch immer um materielle Produktionsmittel.

● 	 Bei der Herstellung der Äquivalenzketten um den „Knotenpunkt“ der Ernährungs-
souveränität kann das Verhältnis zwischen Anerkennung und Umverteilung unter-
schiedlich verteilt sein. So existieren zum einen eine identitätspolitische Anerken-
nungsforderung nach einer „indigenen Ernährungssouveränität“ und zum anderen 
ein eher ökonomisches Klassenverständnis, d. h. eine Umverteilungsforderung 
nach einer „bäuerlichen Ernährungssouveränität“. Repräsentiert durch die raumbe-
zogenen Vorstellungen territorio (indigen) und tierra (bäuerlich) erhält Ernäh-
rungssouveränität somit den Charakter eines „strategischen Raumbildes“, das zur 
Durchsetzung von spezifischen Interessen instrumentalisiert wird. Diese Interessen 
sind jedoch nicht als Eigenschaften von Akteuren zu verstehen, sondern als organi-
sierende Bestandteile der Praktiken.

● 	 Zum Teil stehen diese „strategischen Raumbilder“ in einem konflikthaften Verhält-
nis zueinander, das v. a. auf ungleiche Landbesitzverhältnisse zurückzuführen ist. 
Auf diese Weise offenbart sich auch das Spannungsfeld zwischen den unterschied-
lichen Identitäten, an die Ernährungssouveränität sich richtet. Dennoch vereinen 
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sich beide „Lager“ (indigen und bäuerlich) angesichts des gemeinsamen Antago-
nisten (in Form agroindustrieller Praktiken) zu einer wirkmächtigen und inklusiven 
Bewegung nach mehr Selbstbestimmung und politischer Macht.

● 	 Ernährungssouveränität ist keine Forderung, die in abgeschlossenen, „containerar-
tigen“ Maßstabsebenen zu finden ist, sondern es handelt sich um ein soziales Phä-
nomen, das Maßstabsebenen durchdringt und sie selbst herstellt. Dadurch bleibt 
auch das räumliche Spannungsfeld zwischen Maßstabsebenen immer offen, da es 
keine „abgeschlossene“ Ernährungssouveränität geben kann. Bei Maßstabsebenen 
und territorialen Ordnungen handelt es sich somit immer um kontingente, relational 
zueinander angeordnete und machtbeladene Konstruktionen. 

● 	 Im Wesentlichen lassen sich dabei vier räumliche Kategorien der Ernährungssouve-
ränität, die durch zwei Kategorien von Praktiken hergestellt werden, herausarbei-
ten: Dabei handelt es sich zum einen um places (z. B. die Forderung nach ernäh-
rungssouveränen Territorien) und microplaces (z. B. ernährungssouveräne Familien 
oder Körper / Personen), die durch „abgrenzende Praktiken“ hergestellt werden 
(z. B. sich Einhegen und Abgrenzen, subsistent leben) und zum anderen um spaces 
und event spaces, die durch „verbindende Praktiken“ der räumlichen Interaktion 
hergestellt werden wie z. B. sich vernetzen und miteinander kommunizieren. Bei 
den spaces handelt es sich um imaginäre Zwischenräume, die ein globales und su-
praregionales „Gefühl“, z. B. in Form einer globalen Bewegung, entstehen lassen 
und durch Institutionen wie La Vía Campesina oder das Weltsozialforum repräsen-
tiert werden. Bei den event spaces handelt es sich um konkrete Orte und Veranstal-
tungen (z. B. eine Messe), die durch ihren situativen, kontextuellen und öffentli-
chen Charakter verschiedene Praktiken und Maßstabsebenen miteinander 

„verschmelzen“ lassen und auf diese Weise die places, spaces und microplaces kno-
tenförmig zusammenhalten. Somit setzt die Existenz eines space der Ernährungs-
souveränität – also letztlich die global wirksame soziale Bewegung der Ernäh-
rungssouveränität – das Vorhandensein von event spaces voraus.

● 	 Schematisch lässt sich aus diesen sozial-räumlichen Kategorien eine „topologisch 
flache“ Geographie der Ernährungssouveränität rekonstruieren, die sich nicht durch 
Vertikalität auszeichnet, sondern vielmehr durch Horizontalität und durch ein ana-
lytisches Nebeneinander an Praktiken und Arrangements.





6	 Schlussbetrachtung: Reflexionen und Ausblicke

Welchen wissenschaftlichen Mehrwert kann diese Forschungsarbeit nun liefern? Welche 
weiteren Forschungsfragen ergeben sich auf Grundlage der empirischen Ergebnisse? 
Und inwiefern ist es überhaupt sinnvoll und ethisch vertretbar, über Ernährungssouverä-
nität in Bolivien bzw. über Gerechtigkeitsfragen zu forschen und eine deutschsprachige 
Arbeit zu verfassen? Im Folgenden werde ich zu diesen Fragen fünf Schlussfolgerungen 
ziehen, die gleichzeitig inhaltliche, methodische und theoretische Reflexionen beinhalten 
aber auch Ausblicke für weitere Forschungsfragen entwerfen: 

Zum Recht auf Ernährungssouveränität in Bolivien 
Die Forderung nach Ernährungssouveränität wurde in dieser Forschungsarbeit zunächst 
aus theoretischer Perspektive und darauf aufbauend in einem konkreten und situativen em-
pirischen Wirkungsgefüge untersucht. So konnten sowohl die praktische Ausgestaltung, 
die materielle, inhaltliche und räumliche Dimension als auch der spezifische politische 
Charakter der Forderung angemessen konzeptioniert und dargestellt werden. Insbesondere 
die Anmerkung Traugers (2013, 2014; Kap. 2), die inmitten einer agrarsoziologisch ge-
prägten Forschungslandschaft für eine dezidiert politisch-geographische Perspektive plädi-
ert und darauf hinweist, dass es sich bei Ernährungssouveränität um eine territoriale Strat-
egie zu Erlangung politischer Autonomie handele, wurde dabei berücksichtigt. 

Inhaltlich konnte vor allem der doppelte Charakter dieses neuen und noch sehr fragilen 
Rechtes untersucht werden: zum einen als normatives, inhaltlich konsistentes und inklu-
sives „Symbol“, das Gerechtigkeit garantieren und einfordern soll und zum anderen in 
Form seines „tatsächlichen Verhaltens“ (vgl. Honig 2009, S. 55f). Insbesondere aus Letz-
terem lassen sich bemerkenswerte politische Schlussfolgerungen ableiten: So weicht die 

„tatsächliche“ Entfaltung des Rechtes auf Ernährungssouveränität deutlich von der links-
libertären Inklusivität ab, durch die sich das „Recht als Symbol“ auszeichnet: In Bolivien 
werden eher patriotische, regionalistische, traditionalistische und ethnisch motivierte 
Tendenzen deutlich, die in der Regel – zumindest dem europäischen Verständnis nach – 
als politisch „rechts“ oder zumindest als konservativ und wenig progressiv gelten. Jedoch 
ist der bolivianische Kontext nicht gleichzusetzen mit einem Land wie Deutschland, in 
dem Patriotismus, Traditionalismus, Heimatverbundenheit und Ethnizismus eine spezi-
elle und geschichtlich belastete Bedeutung haben. In Bolivien stehen diese Werte hinge-
gen im historischen Kontext des Kolonialismus bzw. der ökonomischen und politischen 
Fremdbeherrschung und können daher bei der Berücksichtigung dieses Hintergrundes 
nicht einfach als politisch „rechts“ pauschalisiert werden. 

Damit zeigen diese Schlussfolgerungen, dass das grobe „Rechts-Links-Schema“ für die 
Beurteilung der politischen Implikationen zwar interessante Fragen aufwirft, aber nicht 
ausreicht, um dem jeweiligen historischen, regionalen und sozialen Kontext gerecht zu 
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werden. Deutlich wird aber dennoch, wie eine Idee, die im Kontext globalisierungskri-
tischer Bewegungen steht, in seiner Realität eine bäuerliche Wertegemeinschaft schafft 
und verfestigt, die sich – topologisch betrachtet – durch abgrenzende Praktiken der Reter-
ritorialisierung und des placemaking konstituiert. Gleichzeitig kann sich das Recht auf 
Ernährungssouveränität jedoch nur durch verbindende Praktiken des sich Organisierens, 
des mit- und voneinander Lernens und des sich Vernetzens in der Realität entfalten. Im 
Sinne einer globalen und politisch wirkmächtigen Bewegung erschafft sie auf diese Wei-
se entterritorialisierte, horizontale und sich flächenhaft ausbreitende spaces der Ernäh-
rungssouveränität, die als imaginäre „Zwischenräume“ politische Projektionsflächen für 
vielfältige kleinbäuerliche Gruppen und Forderungen bieten.

Ganz im Sinne der agonistischen Demokratietheorie bleibt dabei – möglicherweise nicht 
trotz, sondern gerade wegen der inhaltlichen Spannungen zwischen diesen Forderungen 
und Gruppen – ein gemeinsames Ziel vorherrschend: nämlich mehr politische Autonomie 
und Selbstbestimmung zu erlangen und die Regeln der Produktion, der Vermarktung und 
des Konsums „anders“ und vor allem gerechter zu gestalten. Dieses thinking and acting 
differently (Tully 2008, S. 307) ist nicht erst mit der Forderung nach Ernährungssouve-
ränität entstanden. Jedoch besteht nun – ähnlich wie es auch beim vivir bien der Fall ist 

– eine politische Grundnorm, ein „Recht auf Rechte“ (Kap. 3.1.2), mit dem Kleinbäue-
rinnen und Kleinbauern sich mehr denn je dazu berechtigt fühlen, ihr Recht auf selbstbe-
stimmte Ernährung in Form vielfältiger sozialer Praktiken einzufordern. Der Theorie 
Frasers folgend handelt es sich dabei um eine deutlich zu vernehmende transformative 
Verschiebung der Machtverhältnisse innerhalb der politischen Gerechtigkeitsdimension. 
Zwar lässt sich daraus kein Automatismus ableiten, dass auch innerhalb der wirtschaftli-
chen und der kulturellen Sphäre entsprechende Veränderungen eintreten. Zumindest aber 
besteht nun für diejenigen, die Ernährungssouveränität einfordern, im Sinne einer wirk-
mächtigen, „post-Westfälischen“ Gerechtigkeitsforderung, eine deutlich verbesserte 
Ausgangsposition und eine politische Basis, unabhängig von staatlichen Grenzen gesell-
schaftlich anerkannt zu werden und vermehrt am materiellen Wohlstand teilzuhaben.

Zu den Geographien der Nahrung
Momentan scheinen eine Vielzahl an benachbarten Themen, wie z. B. Ernährungsgerech-
tigkeit, Ernährung und Identität, alternative Konsum-, Vermarktungs- und Produktions-
praktiken in den deutschsprachigen Geographien der Nahrung an Bedeutung zu gewinnen. 
Das Programm des sehr gut besuchten Workshops „Raum is(s)t Nahrung“ im Juni 2015 an 
der Universität Bayreuth zeigt dies sehr deutlich (vgl. Universität Bayreuth 2015). Bislang 
gibt es jedoch noch keine breitere Auseinandersetzung mit den Fragen, was genau sich 
hinter der Forderung nach Ernährungssouveränität verbirgt, welches transformative poli-
tische Potenzial sie beinhaltet und auf welche Weise bzw. mit welcher räumlichen Reich-
weite sich diese Bewegung ausbreitet. Die Ergebnisse dieser Arbeit können dazu beitra-
gen, eine entsprechende theoretisch und empirisch begründete Diskussion anzuregen. 



211Schlussbetrachtung: Reflexionen und Ausblicke

Der lateinamerikanische Kontext spielt bei dieser Thematik zweifellos eine große Rolle, 
aber dennoch ist die Forderung nach Ernährungssouveränität nicht auf diese Region 
bzw. auf die Länder des Südens beschränkt. Es handelt sich vielmehr um eine globale 
Bewegung, die zunehmend auch in den Ländern des Nordens diskutiert wird (vgl. dazu 
die Diskussionen und Beispiele in Trauger 2015). Vor allem die in jüngerer Zeit ent-
standenen und bislang nur unzureichend wissenschaftlich untersuchten Initiativen und 
Allianzen im Rahmen des Europäischen Forums für Ernährungssouveränität1 sind für 
den deutschsprachigen Kontext dabei von besonderem Interesse. Die räumliche und 
politische Wirkmacht, die die Forderung, im Sinne eines travelling concept (vgl. Neu-
mann und Nünning 2012 für eine andere Verwendung des Begriffes) oder eines signi-
fier on the move (Kap. 2.2), hervorruft, wirft dabei neue und vielfältige Forschungsfra-
gen auf, denen in Zukunft Aufmerksamkeit geschenkt werden sollte: beispielsweise, 
inwiefern das Recht auf Ernährungssouveränität in einem nicht-ländlichen Kontext, 
also im urbanen Raum, adaptiert wird und mit anderen Rechteforderungen, insbesonde-
re mit dem „Recht auf Stadt“, verbunden wird. Vor allem aber sollte dem zuvor ange-
führten Argument, dass die Forderung nach Ernährungssouveränität trotz seiner linksli-
bertären symbolischen Funktion in seiner tatsächlichen Entfaltung eine patriotische, 
ethnische und traditionalistische Einhegung und Abschottung hervorruft, Beachtung 
geschenkt werden. So ist es durchaus möglich, dass die Forderung im europäischen 
Kontext mit dem „Recht auf Heimat“ verknüpft wird und einem wirkmächtigen, rechts-
nationalen Diskurs den Boden bereitet. In Anbetracht der derzeitigen Stärke der soge-
nannten Neuen Rechten in Europa (vgl. Bathke und Hoffstadt 2013), z. B. in Form 
der Partei Alternative Für Deutschland (AFD), würde diese Interpretation von Ernäh-
rungssouveränität möglicherweise auf große politische Resonanz stoßen. Eine Untersu-
chung zu dieser Thematik wäre daher nicht nur wissenschaftlich interessant, sondern 
auch politisch angeraten.

Zu den Geographien der Gerechtigkeit und „flachen Ontologien“
Im theoretischen Teil dieser Arbeit wurden Ansätze der Diskurs- und Hegemonietheo-
rie, der agonistischen Demokratietheorie, der Gerechtigkeitstheorie und der Praktiken-
theorie miteinander kombiniert und ein eigenständiger politisch-geographischer Analy-
seansatz entwickelt. In dessen Zentrum stehen die eng miteinander verbundenen 
Konzepte der „Gerechtigkeitstopologien“ und der „Souveränitätspraktiken“, die es auf-
grund ihrer Universalität und Interdisziplinarität ermöglichen, den Blick über den Er-
nährungskontext hinaus zu richten. Sie bieten Orientierungshilfen und perspektivische 

„Linsen“, um nachvollziehen zu können, wie rechtebasierte Forderungen nach Souverä-
nität, Selbstbestimmung und Autonomie in räumlicher, praktischer und inhaltlicher 
Hinsicht verstanden und auf ihren politischen und transformativen Charakter überprüft 
werden können.

1	 Beispielsweise fand im Oktober 2016 in Cluj-Napoca, Rumänien, das zweite Nyéléni Europa Forum für Ernährungs-
souveränität statt; vgl. www.nyelenieurope.net (zuletzt zugegriffen am 17.02.2017).
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Dieser Analyserahmen ist daher nicht auf die Forderung nach Ernährungssouveränität be-
schränkt. Er kann und soll auch als ein Vorschlag dienen, andere (wieder) aufkommende, 
rechtebasierte und vor allem raumbezogene Forderungen hinsichtlich der oben genannten 
Aspekte zu untersuchen. Zu nennen sind z. B. das „Recht auf Stadt“, das „Recht auf indi-
gene Autonomie“, die „Rechte auf sexuelle, informationelle und persönliche Selbstbe-
stimmung“ oder das „Recht auf Heimat“. Damit leistet diese Arbeit auch einen substan-
ziellen Beitrag zu aktuellen Debatten hinsichtlich der Geographien der (Un)gerechtigkeit 
und Geographien der Demokratisierung, die in der Humangeographie bislang nur wenig 
wissenschaftliche Aufmerksamkeit erhalten hat. Nennen lassen sich dabei vor allem die 
Arbeiten von Clive Barnett, der sich mit der räumlichen Produktion von Ungerechtigkeit 
und dem all-affected principle, d. h. mit grenzüberschreitenden Demokratisierungsprozes-
sen, beschäftigt (vgl. u. a. Barnett 2011, Barnett 2012; Barnett 2014; Barnett und 
Bridge 2013). Auch in der deutschsprachigen Geographie gab es jüngst einige wenige 
Vorstöße, bei denen das Verhältnis von normativer Gerechtigkeitstheorie und Geographie 
eine größere Rolle gespielt hat (vgl. Redepenning 2013; Rothfuss 2012).

Wie außerdem in dieser Arbeit verdeutlicht wurde, weisen verschiedene Vertreterinnen 
und Vertreter der Humangeographie – von Everts (2016) über Marston et al. (2005), 
Moore (2008), Swyngedouw (1997) bis hin zu Woodward et al. (2010) – nicht nur auf 
die Kontingenz und unhinterfragte Essentialisierung von geographischen Ebenen hin. Sie 
zeigen auch, u. a. in Bezug auf Schatzki, dass ein Denken in einer „flachen“ Ontologie, 
d. h. bei der analytisch nur eine Ebene existiert, durchaus gewinnbringend für humange-
ographisches Arbeiten sein kann. Jüngst wurde diese Diskussion von Schatzki (2016a, 
2016b) selbst untermauert. Die Konzepte der „Gerechtigkeitstopologien“ und der „Sou-
veränitätspraktiken“ sowie die daraus gewonnenen empirischen Ergebnisse leisten inso-
fern einen wichtigen Beitrag zu dieser Diskussion, da sie einen Vorschlag liefern, wie ein 
solch topologisches Raumverständnis angemessen konzeptioniert und in die empirische 
Feldforschung übertragen werden kann. Ähnlich wie es auch John Allen (2016) mit 
seinem Ansatz der topologies of power beschreibt, ermöglichen sie es außerdem, die po-
litische Dimension des Sozialen und des Räumlichen in den Fokus zu nehmen. Jedoch 
können sie nur bedingt zeigen, wie genau der Prozess abläuft, mit dem sich einzelne sites 
flächenhaft miteinander zu large phenomena (z. B. eine soziale Bewegung wie La Vía 
Campesina) verbinden. Der Vorschlag Schatzkis (2016b) und die darauf aufbauende 
Diskussion Everts (2016) hinsichtlich der chains of action liefern dazu vielverspre-
chende Impulse. Für die praktikentheoretisch orientierte Humangeographie – z. B. für 
Untersuchungen hinsichtlich der Vernetzungspraktiken von sozialen Bewegungen oder 
anderen large phenomena – werden diese noch nützlich sein.

Zum Verhältnis zwischen Diskurs- und Praktikentheorie 
Eine besondere Herausforderung bei der Erstellung des Analyserahmens war die Verbin-
dung von erklärenden Theorien – gemeint sind insbesondere die Ansätze aus der agonis-



213Schlussbetrachtung: Reflexionen und Ausblicke

tischen Demokratietheorie und der Hegemonietheorie – mit der deskriptiven und ver-
meintlich unpolitischen Sozialontologie Schatzkis. Diese Brücke konnte vor allem 
deshalb widerspruchsfrei geschlagen werden, weil diese Theoriestränge eine mehr oder 
minder starke Fundierung in der Philosophie Wittgensteins (2003 [1953]) haben. Das 
gilt gleichermaßen für die Theorien von Honig, Laclau und Mouffe, Schatzki und Tully. 
Insbesondere Wittgensteins – nicht nur auf verbale Äußerungen beschränkte – Theorie 
der Sprachspiele oder der Sprachpraxis bietet die Grundlage für die Annahme, dass so-
ziale und bedeutungsverleihende Praktiken nie ohne Regeln ausgeübt werden können 
(vgl. Baumann et al. 2015, S. 228). Diese sind jedoch nicht fixiert, sondern können 
insbesondere in Situationen von erfahrener Ungerechtigkeit auch infrage gestellt und 
anders ausgeübt werden. Das bedeutet, dass immer davon ausgegangen werden muss, 
dass auch sehr verfestigte, gesellschaftliche und räumliche Ordnungen und (Un)gerech-
tigkeitsverhältnisse durch kleinste, unbedeutende oder banal wirkende Praktiken verän-
dert werden können. Unabhängig von größeren politischen Umbrüchen können sie dazu 
beitragen, einen subtilen und sukzessiven Wandel von grundlegenden Verständnissen zu 
erwirken. 

Daraus folgt, dass ein „leerer Signifikant“ oder überdefinierter „Knotenpunkt“ wie Er-
nährungssouveränität aus einer großen Vielfalt miteinander verwobener „Souveränitäts-
praktiken“ konstituiert wird. Jedoch handelt es sich nicht um einen äußeren Diskurs, der 
bestimmte Praktiken beeinflusst. Ernährungssouveränität ist vielmehr eine den Praktiken 
innewohnende abstrakte Zielvorgabe, die durch deren Ausübung hervortritt und reprodu-
ziert wird: So wäre der Diskurs der Ernährungssouveränität ohne die Praktiken des Pro-
duzierens, des Konsumierens und des Verteilens von Nahrungsmitteln nie entstanden. 
Und ohne die Praktiken des „miteinander über Landwirtschaft und Konsum Redens“ 
(also des Kommunizierens, des sich Vernetzens, des sich Inszenierens und des Informie-
rens) hätte er nie eine größere räumliche Reichweite erlangt. Der dabei häufig entstehen-
de Eindruck, dass es sich beim körperlichen Tun um Praktiken und beim verbalen oder 
schriftlichen Sagen um Diskurse, also um unterschiedliche Kategorien handelt, ist jedoch 
ein Fehlschluss. Ontologisch sind es immer dieselben Elemente und zwar zugleich sozi-
ale Praktiken (Schatzki) und artikulatorische Praktiken (Laclau und Mouffe), die sich auf 
unterschiedliche Art und Weise mit materiellen Dingen verbinden. 

Damit liefert diese Arbeit auch einen Beitrag zu einer aktuellen humangeographischen 
Debatte zum Verhältnis zwischen diskurs- und praktikentheoretischen Ansätzen, die 
jüngst von Baumann et al. (2015) einen weiteren Impuls erhalten haben. Die darin auf-
gestellte These (ebd., S. 231 f.), dass beide Theoriestränge – vorausgesetzt sie stützen sich 
auf die gleiche Theoriefamilie – sich ergänzen könnten und dass dadurch eine höhere 
Sensibilität hinsichtlich der oftmals komplexen und vielschichtigen praktischen Realität 
von „leeren Signifikanten“ ermöglicht werde, kann auf Grundlage der Ergebnisse dieser 
Arbeit uneingeschränkt gestützt werden. Die erklärende und komplexitätsreduzierende 
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Perspektive Laclaus und Mouffes widerspricht dabei nicht der beschreibenden und kom-
plexitätsaffirmierenden Perspektive Schatzkis. Sie ergänzt die site ontology vielmehr 
durch die Annahme, dass die Vielfalt an Bündeln von Praktiken und Arrangements auch 
immer machtbeladene Bedeutung hervorbringen kann und damit antagonistische Verhält-
nisse entstehen, reproduziert oder angefochten werden. 

Es handelt sich somit bei den Ansätzen von Laclau und Mouffe sowie von Schatzki 
durchaus um unterschiedliche Theorien mit unterschiedlichen Analysekategorien und 
Schwerpunkten. Um aber die Komplexität eines „leeren Signifikanten“ wie Ernäh-
rungssouveränität unter Berücksichtigung der politischen, der praktischen und der ma-
teriell-räumlichen Dimension empirisch nachvollziehen zu können, bietet es sich an, 
beide Theorien in den Blick zu nehmen. Zur besseren Nachvollziehbarkeit macht es 
zwar durchaus Sinn, einen theoretischen Schwerpunkt bei der Interpretation der Ergeb-
nisse (oder eines Teilbereichs der Ergebnisse) zu setzen. Wie ich in den Kapiteln 5.1.6 
und 5.2.7 gezeigt habe, ist es dabei jedoch immer möglich, die jeweils andere Theorie 
mitzudenken. Auch zu dieser Thematik wären weitere, empirisch fundierte Forschungs-
arbeiten gewinnbringend. Diskurse und Praktiken sind keine separaten Entitäten, son-
dern es handelt sich um unterschiedliche Begrifflichkeiten bzw. Perspektiven auf ein 
und dieselben Phänomene. Daher sollte es auch der Anspruch der Humangeographie 
sein, sie – in Abhängigkeit von der jeweiligen Forschungsfrage – zusammendenken zu 
können.

Zur Reflektion der Feldforschung und zur Problematik des „Mitnehmens“
Die Frage, ob es nun sinnvoll und vor allem ethisch vertretbar ist, als deutscher Wissen-
schaftler in Bolivien über Gerechtigkeit zu forschen und die Ergebnisse deutschsprachig 
zu veröffentlichen ist nicht einfach zu beantworten. Fest steht, dass dieser Aspekt nicht 
vernachlässigt werden sollte. So wurde beispielsweise im Rahmen der 8. Jahrestagung 
des Arbeitskreises Lateinamerika der DGfG gefordert, „reflexiv mit den Geltungsbedin-
gungen unserer eigenen Wissensproduktion umzugehen“ (Rothfuss und Hutta 2014, o. 
S.). Das bedeutet auch, sich mit der – in Anbetracht der von Fremdherrschaft bestimmten 
Geschichte Lateinamerikas – nicht unbedeutenden Problematik auseinanderzusetzen, 
dass die eigene Wissensproduktion immer in historisch gewachsene Machtverhältnisse 
eingebunden ist. So ist zunächst nicht von der Hand zu weisen, dass es ethisch fragwürdig 
erscheint, sich als deutscher Wissenschaftler nach Bolivien zu begeben und von dort In-
formationen eindeutig „mitzunehmen“, um sie in Deutschland (z. B. im Rahmen der er-
wähnten Workshops und Tagungen oder einer deutschsprachigen Veröffentlichung) zu 
präsentieren. Die hegemonialen Machtverhältnisse der Wissensproduktion zwischen 
Nord und Süd werden damit, so erscheint es, reproduziert. Um die Ergebnisse dieser Ar-
beit in den Untersuchungskontext „zurückzugeben“, sind Publikationen oder Tagungs-
beiträge in Bolivien oder – besser noch – eine erneute Zusammenarbeit mit einer der ge-
nannten Nichtregierungs- oder Forschungsorganisationen zweifellos sinnvoll. 
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Mit der Forderung nach Ernährungssouveränität habe ich jedoch ein globales Phänomen 
untersucht, das auch in Europa diskutiert wird. Die untersuchten Praktiken sind daher 
nicht rein „bolivianisch“, sondern immer als Teil eines vernetzten Bestrebens zu verste-
hen, eine „andere Welt“ zu erschaffen. Das Ziel meiner Arbeit war es, einzelne Praktiken 
dieser Bewegung in einem Kontext nachzuvollziehen und zu verstehen, in dem sie sich 

– wie an kaum einem anderen Ort auf der Welt – entfalten. Es war hingegen nicht meine 
Absicht, technische Handlungsvorschläge zu unterbreiten, wie z. B. landwirtschaftliche 
Produktion besser oder effizienter gemacht werden könnte. Für viele meiner produzie-
renden Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner eröffnete ich daher möglicherwei-
se eine neue Perspektive: Häufig vernahm ich bei der Kontaktaufnahme und der Vorstel-
lung meines Projektes eine – offenbar aus der Erfahrung geborene – Erwartungshaltung: 
So wurde mir häufig die Frage gestellt, ob ich als europäischer und studierter técnico 
(Sachverständiger) mit einem Entwicklungsprojekt helfen werde, die landwirtschaft-
liche Situation zu verbessern. Wenn ich dies jedoch verneinte und sie darum bat, mir von 
ihrem Leben und ihrer Produktionsweise zu erzählen, wurde mir zunächst Verwunde-
rung, in der Folge aber keine Enttäuschung, sondern eher eine mitteilungsfreudige Of-
fenheit entgegengebracht. Schließlich beabsichtigte ich nicht, ihnen zu sagen, was sie 
tun sollten, im Gegenteil: Ich war gekommen, um von meinen Gesprächspartnerinnen 
und Gesprächspartnern zu lernen und zu verstehen, wie sie leben, arbeiten und Ernäh-
rungssouveränität einfordern. In vielen Interviews traf ich so auf Produzierende, die mir 
voller Engagement von ihren landwirtschaftlichen Praktiken berichteten und die mir ihre 
Produkte, ihr selbstproduziertes Saatgut und die Herstellung ihrer Düngemittel präsen-
tierten.

Zunächst hielt ich diese Offenheit für eine landestypische Gastfreundlichkeit. Später 
wurde mir jedoch bewusst, dass dies nicht der einzige Grund war: Für diese Momente 
schien ich durch mein Interesse und durch meine soziale Position als forschender Euro-
päer (mit der sie wiederum mir Anerkennung gewährten) die Funktion einzunehmen, die 
globale Öffentlichkeit zu repräsentieren, an die sich die jeweiligen Praktiken richteten. 
Durch diese situative Verknüpfung von Forschungspraktiken und den zu untersuchen-
den Praktiken entstanden spezifische Untersuchungsorte, dichte event spaces, die situa-
tiv ebenfalls zu räumlichen Bestandteilen der Forderung nach Ernährungssouveränität 
wurden und in denen sich der Kampf um Anerkennung, Umverteilung und Selbstbestim-
mung widerspiegelte. Aus diesem Grund ist es meines Erachtens auch ethisch vertretbar, 
Informationen aus Bolivien „mitzunehmen“. Ich reproduzierte durch meine Forschung-
spraktiken weder hegemoniale Machtverhältnisse noch klischeehafte Vorstellungen des 
wissenschaftlich „überlegenen“ Europäers, sondern wies vielmehr darauf hin, dass die 
Forderung nach Ernährungssouveränität in Deutschland kaum bekannt sei und meine 
Arbeit dazu diene, dieses Phänomen in die deutschsprachige wissenschaftliche Diskussi-
on einzubringen und bekannt zu machen.
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Ganz offensichtlich war und bin ich jedoch nicht der einzige ausländische Sozialwissen-
schaftler, der in Bolivien forscht(e). In Folge der progressiven politischen Ankündigungen 
der MAS-Regierung hat das Land in den letzten zehn Jahren eine hohe internationale 
Aufmerksamkeit erfahren. Oftmals hatte ich während des Feldaufenthaltes das Gefühl, 
dass sich gegenwärtig in Bolivien eine Art des „Wissenschaftstourismus“ entwickelt. Im-
mer wieder traf ich in den nationalen Vertretungen der indigenen und bäuerlichen Organi-
sationen auf Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler aus Norda-
merika, Europa aber auch aus anderen lateinamerikanischen Staaten, die z. B. über das 
vivir bien, die consulta previa (vorherige Konsultation und Partizipation der indigenen 
Völker) oder über andere Themen wie Ressourcenausbeutung und den Postneoliberalis-
mus forschten. Diese Entwicklung vor dem historischen Hintergrund Boliviens aus einer 
ethischen und methodischen Perspektive zufriedenstellend zu bewerten, fällt wiederum 
schwer. Ich möchte jedoch zum Abschluss dieser Arbeit einen Versuch wagen:

Einerseits macht die bolivianische Regierung außenpolitisch (z. B. im Rahmen der UN-
Klimakonferenzen) immer wieder darauf aufmerksam, dass sich das Land dekolonisieren 
und sich vom Neoliberalismus und westlichen Paradigmen lossagen will. Dass solche An-
kündigungen einer „alternativen Modernität“ (vgl. Escobar 2010) gerade in den Ländern 
auf politische und wissenschaftliche Aufmerksamkeit stoßen, zu denen diese Differenz 
hergestellt wird, ist daher nur zu verständlich. Andererseits kann jedoch die Regelmäßig-
keit, mit der einzelne Repräsentantinnen und Repräsentanten der kleinbäuerlichen oder 
indigenen Organisationen interviewt werden, dazu führen, dass routinemäßig nur noch das 
erzählt wird, was „einfach und bequem“ ist und vor allem, was die jeweiligen Forschenden 
in dem Moment hören wollen. Ein Fehlschluss wäre jedoch, die so gewonnen Daten als 
falsche oder verzerrte Ergebnisse zu behandeln. Es handelt sich vielmehr um spezifische 
Realitätskonstruktionen, die entsprechend dieser Situation interpretiert werden müssen. 

Darüber hinaus kann das große westliche Interesse an der „alternativen Modernität“ auch 
dazu führen, dass sich die kolonial konnotierten Klischees des „forschenden und moder-
nen Europäers“ und des „armen, rückständigen indios“ (oder auch des „edlen Wilden“; 
vgl. Fatheuer 2011, S. 23) auf beiden Seiten – trotz sozialkonstruktivistischer Ankündi-
gungen – verfestigen oder neu hergestellt werden. Für die Fragen, wie mit dieser Proble-
matik methodisch und ethisch umgegangen werden sollte, ist wiederum weitere ethnogra-
phische Forschung notwendig und wünschenswert (vgl. für entsprechende Vorschläge 
Liamputtong 2008; Rothfuss 2009; für Lateinamerika Schurr und Segebart 2012). 
Diese würde zwar erneut dazu führen, dass jemand von „außen“ den bolivianischen Kon-
text untersucht und Wissen „mitnimmt“, in einem solchen Fall würden jedoch weniger 
inhaltliche Aspekte untersucht. Es würde vielmehr den übergeordneten Fragen nachge-
gangen werden, welche methodischen Schwierigkeiten auftreten können und vor allem, 
wie ethnographische Forschung aus einer ethischen Perspektive im Untersuchungskontext 
empfunden wird.
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Die sich nun möglicherweise aufdrängende und abschließende Frage, wie es in Bolivien 
weitergeht, ob sich das Land auf einem „guten Weg“ zu einer ernährungssouveränen Ge-
sellschaft befindet oder nicht, kann diese Arbeit nicht zufriedenstellend beantworten, da 
der „fragile Frühzustand“ dieses Rechtes noch keine entsprechenden Schlussfolgerungen 
zulässt. Dies entsprach aber auch nicht ihrer Zielsetzung. Im Vordergrund stand vielmehr, 
aufzuzeigen, was Menschen konkret machen, was sie tun und sagen, um souverän zu blei-
ben oder zu werden; das bedeutet, das Recht auf Ernährungssouveränität als eine poli-
tische Strategie, als ein „moralisches Prinzip“ und als Teil einer globalen Bewegung zu 
verstehen, die ihre ganz eigenen Geographien oder besser „Topologien der Gerechtigkeit“ 
erschafft.
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8	 Anhang

In der folgenden Tabelle sind die im Text zitierten und zum Teil anonymisierten Ge-
sprächspartnerinnen und Gesprächspartner sowie die Beobachtungssituationen aufgeführt. 

Name bzw. 
Abkürzung im Text Institution / Funktion Ort Datum Interviewtyp / 

Erhebungskontext
Germán Gallardo 
PZI 1

Ministerio de Desarol-
lo Rural y Tierras /  
Planungsleiter

La Paz 07.05.2013 Problemzentriertes
Interview

PZI 2 CONAMAQ / Leiter 
des Bereichs Tierra y 
Territorio

La Paz 07.05.2013 Problemzentriertes 
Interview

Justino Loayza
PZI 3

CIOEC Bolivia / Prä-
sident

La Paz 29.05.2013 Problemzentriertes 
Interview

NI 1 CIOEC Bolivia / 
 ehemaliger Funktionär 
Quinoaproduzent

La Paz 09.05.2013 Narratives Interview

Enrique Ormachea 
PZI 4

CEDLA /  
Wissenschaftler

La Paz 25.04.2013 Problemzentriertes 
Interview

Alcides Vadillo Pinto 
PZI 5

Fundación Tierra / Lei-
ter der  Regionalver-
tretung in Santa Cruz

Santa 
Cruz

22.05.2013 Problemzentriertes 
Interview

PZI 6 Ministerio Deserallo 
Productivo / Planungs-
abteilung

La Paz 19.06.2013 Problemzentriertes 
Interview

PZI 7 Fundación Solón /  
Wissenschaftlerin 

La Paz 20.02.2015 Problemzentriertes 
Interview

Enrique Castañón 
Ballivián 
PZI 8

Fundación Tierra /  
Wissenschaftler

La Paz 25.04.2013 Problemzentriertes 
Interview

PZI 9 AVSF / Wissenschaft-
liche Mitarbeiterin 
im Projekt Mercados 
Campesinos

La Paz 11.06.2013 Problemzentriertes 
Interview

PZI 10 AOPEB / Mitarbeiterin 
im Bereich Märkte 
und Handel

La Paz 26.01.2015 Problemzentriertes 
Interview

PZI 11 AIPE / Verantwortlicher 
im Bereich Pro-
gramme und Projekte

La Paz 03.06.2013 Problemzentriertes 
Interview

PZI 12 VSF / Koordinatorin für 
die Regionalvertretung 
Südamerika

La Paz 26.06.2013 Problemzentriertes 
Interview
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Name bzw. 
Abkürzung im Text Institution / Funktion Ort Datum Interviewtyp / 

Erhebungskontext
Ricardo Torres 
Wayar 
PZI 13

UC-CNAPE / Direktor La Paz 19.06.2013 Problemzentriertes 
Interview

PZI 14 UC-CNAPE / Mitar-
beiter

La Paz 26.01.2015 Problemzentriertes 
Interview

Zenón Condori PZI 
15

Municipio Achocal-
la / Direktor für den 
Bereich Umwelt

Acho-
calla

02.02.2015 Problemzentriertes 
Interview

PZI 16 CECAOT /  
Geschäftsführer

La Paz 10.02.2015 Problemzentriertes 
Interview

PZI 17 AOPEB / Leiterin La Paz 31.05.2013 Problemzentriertes 
Interview

PZI 18 ANAPQUI / Präsident La Paz 21.01.2015 Problemzentriertes 
Interview

PZI 19 Plataforma Acho-
calla / Ökologischer 
Produzent

Acho-
calla

02.02.2015 Problemzentriertes 
Interview

PZI 20 Plataforma Acho-
calla / Ökologische 
Produzentin

Acho-
calla

30.01.2015 Problemzentriertes 
Interview

NI 2 CONAMAQ / Ökolo-
gischer Produzent

La Paz 06.02.2015 Narratives Interview

Silvestre Saisari 
PZI 21

MST-B / Mitbegründer 
und ehemaliger Führer

La Paz 07.06.2013 Problemzentriertes 
Interview

GI 1a CIDOB / Sekretariat 
für Jugendarbeit

Santa 
Cruz

16.05.2013 Gruppeninterview

GI 1b CIDOB / Sekretariat 
für Kommunikation

Santa 
Cruz

16.05.2013 Gruppeninterview

GI 2a CSUTCB Santa 
Cruz / Gewerkschafts-
führer

Santa 
Cruz

17.05.2013 Gruppendiskussion

GI 2b CSUTCB Santa 
Cruz / Gewerkschafts-
führer

Santa 
Cruz

17.05.2013 Gruppendiskussion

NI 3 AFLOPHA / Ökolo-
gische Produzentin 
Achocalla

Acho-
calla

30.01.2015 Narratives Interview

NI 4 AFLOPHA / Ökolo-
gische Produzentin 
Achocalla

Acho-
calla

02.02.2015 Narratives Interview
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Name bzw. 
Abkürzung im Text Institution / Funktion Ort Datum Interviewtyp / 

Erhebungskontext
NI 5 CNMCIOB-BS/ 

Gewerk-schaftsführe-
rin und ökologische 
Produzentin 

La Paz 06.03.2015 Narratives Interview

GI 3a CNMCIOB-BS / Ge-
werkschaftsführerin 
und ökologische 
Produzentin

La Paz 04.06.2013 Gruppendiskussion

GI 3b CNMCIOB-BS / Ge-
werkschaftsführerin 
und ökologische 
Produzentin

La Paz 04.06.2013 Gruppendiskussion

PZI 22 AVSF / Wissenschaftli-
cher Mitarbeiter im 
Projekt Mercados 
Campesinos

La Paz 11.06.2013 Problemzentriertes 
Interview

NI 6 Ökologischer Produ-
zent Padcaya 

Padca-
ya

25.02.2015 Narratives Interview

GI 3c CNMCIOB-BS / Re-
präsentantin und öko-
logische Produzentin

La Paz 04.06.2013 Gruppendiskussion

Hilarion Mamani 
PZI 23

CONAMAQ / Jiliri 
Apu Mallku (z. dt. 
erster männl. Führer)

La Paz 09.02.2015 Problemzentriertes 
Interview

BKI 1 Ökologisch Produzie-
ren-de aus Achocal-
la / Vertreterinnen und 
Vertreter der Platafor-
ma Achocalla und des 
CNAPE

Acho-
calla

11.02.2015 Beobachtungen und 
Kurzinterviews auf 
einer Versamm-
lung von Produzie-
renden

PZI 24 AVSF / Mitarbeiter 
Proyecto MST-B

Santa-
Cruz

17.05.2013 Problemzentriertes 
Interview

PZI 25 FOBOMADE / Mitar-
beiterin

La Paz 29.01.2015 Problemzentriertes 
Interview

PZI 26 AOPEB Tarija Tarija 24.02.2015 Problemzentriertes 
Interview

BKI 2 Ökologisch Produ-
zierende aus Padca-
ya / Vertreterinnen und 
Vertreter des Munici-
pio Padcaya

Padca-
ya

25.02.2015 Beobachtungen und 
Kurzinterviews auf 
einer Versamm-
lung von Produzie-
renden
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Name bzw. 
Abkürzung im Text Institution / Funktion Ort Datum Interviewtyp / 

Erhebungskontext
PZI 27 AVSF / Wissenschaftli-

cher Mitarbeiter 
Projekt Mercados 
Campesinos

La Paz 11.06.2013 Problemzentriertes 
Interview

BKI 3 Ökologisch Produzie-
ren-de aus unterschied-
lichen Teilen Boliviens

La Paz 09.06.2013 Beobachtungen 
und Kurzinterviews 
auf einer Messe für 
ökologische Pro-
duktion (BioBoli-
via)

PZI 28 IICCA / Mitarbeiterin Tarija 24.02.2015 Problemzentriertes 
Interview

PZI 29 Círculo Achocalla / Re-
staurantbesitzer

La Paz 06.03.2015 Problemzentriertes 
Interview

GI 4a CSCIOB / Sekretariat 
für soziale Kontrolle 
und Transparenz

La Paz 03.06.2013 Gruppeninterview

In Kapitel 5 zitierte Interviewausschnitte

Kapitel 5.1.1
„Hace un rato se ha hecho una ley de OECAS. Pero no tiene sentido, no dice nada. Es una 
ley totalmente discursiva. Es una ley de definiciones, define cosas. Las OECAS son esto 
y esto, pero no le dan ningún rol y nada. No tiene... no es una ley conformada que real-
mente vaya fortalecer cosas. No hace nada.“ (PZI 4, 25.04.2013)

„El presidente Evo Morales ha promovado una ley de revolución comunitaria productiva. 
[...] Nosotros igual hemos elaborado la ley para mejorar la producción tanto agropecuaria 
oriente, occidente, tanto soya, maíz, trigo, haba, arveja, quinua, todo. En caja todo. ¡Pero 
aquí con una trampa nos han mentido el gobierno! [...]. Sí, nos dejen mejorar [la produc-
ción de] los productos tanto maíz, trigo, haba, arveja, quinua. Pero con las palabras so-
beranía alimentaria hay que producir naturalmente, con abono natural con todo sin quími-
co. Entonces por esa razón CONAMAQ rechaza esa ley  [...] totalmente artículo 15 de 
seguridad alimentaria, soberanía alimentaria y utilizar los transgénicos y químicos.. [...] 
Nos queden meter puro químico, podemos producir a ese tamaños, maíz también a 
grandes choclos y después quinua también [...] ¡Pero no sirve! ¡Nos va a matar a nuestros 
cuerpos y nuestra salud y nos va a a eleminar! [...] Entonces por esa razón CONAMAQ 
rechaza su propuesta del gobierno.“ (PZI 2, 07.05.2013)
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„En algún momento aquí se ha prohibido el uso de semilla transgénica. Sin embargo nun-
ca ha habido capacidad para controlar el ingreso de productos alimenticios transgénicos. 
Aquí hemos prohibido por ejemplo el maíz transgénico, pero compramos productos en-
vasado, derivados que nos llegan de Argentina. Esto ha sido un problema. [...] Este go-
bierno tiene como enfoque de revolución agraria un criterio de redistribucción de tierras. 
Eso fue de 2006 de 2010. El 2011 se dictó una nueva ley que se llamó la revolución pro-
ductiva. Adiós revolución agraria, hoy lo que importa es la producción: Y para la produc-
ción bienvenido a los transgénicos, bienvenido a los agroquímicos, bienvenido a la pro-
ducción ampliendo las fronteras agrícolas. Y cuando algunos sectores protestaron, viendo 
la ley de la madre tierra, donde prohibe otra vez los transgénicos, el sector agroindustrial 
protesta contra esto y se hace un reglamento, diciendo, que la prohibición de transgénicos 
es solo para los productos originarios de Bolivia. Y en ese sentido, lo que es originario 
aquí es la papa y no sé. Significa eso de liberar de transgénicos a la soya, al arróz, al maíz. 
Y hoy se cultiva, el cien porciento de soya con transgénico. Se usa mucho transgénicos en 
arróz y en maíz, no sé, en que porcentaje, no tenemos información, pero cada vez se está 
usando mas.“ (PZI 5, 22.05.2013)

„Este es el Ministerio de Desarollo Rural. Y yo pienso como él que va a producir. Entonces 
en ese marco regulatorio no veo ninguna contradicción entre la sustentabilidad y los 
transgénicos. Es un mito. [...] No hay una comprobación efectiva que nos demuestre que 
el transgénico es inviable. [...] La política pública habla de oportunidades. ¿Tú quieres 
tomarlas? ¡Las tomas! A cerrar los transgénicos, tú también no velas oportunidades. Al-
guien que ya tiene su inversión, su perspectiva su formación y su criterio para seguir 
adelante. Porque le vamos a quitar un componente de variabilidad que en un momento 
podría llegar a ser oportuna. Llegar al cuento de que vamos a eleminar los transgénicos 
en el mundo. ¡No es realista! Y no es realista porque en el mundo la semilla que se está 
produciendo es transgénica. [...] No hay en el mundo prácticamente oferta de semilla que 
no sea transgénica. En muchos de los rubros. Entonces de decir: ‚no voy a utilizar trans-
génicos en el país‘ es no voy a sembrar. Ese es una responsabilidad que no podemos co-
menter.“

[B.F.]: „Entiendo. Pero pregunto porque la vista de muchas organisaciones sociales al 
concepto de la soberanía alimentaria es que solamente funciona sin transgénicos...“

„Aquí existen dos visiones. Hay productores que efectivamente no quieren. [...] Y el CIO-
EC tiene sus opiniones que ha avanzado mucho, nadie se lo vía. Pero ni son estado, ni son 
representación del país. Es una organisación social que tiene su sitio [...] que la respeta-
mos sus opiniones. Los convocamos a dialogar. Pero hay posiciones que no compartimos. 
Eso también es claro. [...] Si hubiera sido tan fácil de eliminar los transgénicos, ¿qué 
eleminamos? Pero resulta que quinientos miliones de dólares de ingreso de este país de-
penden de los transgénicos, en este momento. Con todas las familias que viven de eso, 
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que transportan ese grano. Entonces es fácil de decirlo, pero eso no funciona así.“ (PZI 1, 
07.05.2013)

Kapitel 5.1.2
„Es un gobierno que privilegia una estabilidad de precios. [...] Entonces su política es: 
¿Falta de producción de algún producto? Importemos. […] Y eso obedece a que quiere 
tener los precios salarios urbanos hacia abajo. Porque los que compran los alimentos son 
los salarios. Entonces, no tengo los últimos datos de importaciones, pero si, por lo menos 
hasta los 2010, los 2011, se veía incrementándose. Las mas importaciones de productos 
que fácilmente puedes producir por acá, la papa por ejemplo. Bolivia comenzaba im-
portar la papa, comienza importar varias legumbres, tomates, cebolla, etc. que son culti-
vos que fundamentalmente a cargos de los campesinos. […] Entonces, esa es la situación.“ 
(PZI 4, 25.04.2013)

„El argumento central que están usando las cooperaciones pero tambien el gobierno es que 
tenemos que asegurar seguridad alimentaria. Es decir, el concepto de la soberanía alimen-
taria a lo largo del tiempo en el proceso Boliviano se ha empezado a desvanecerse y ha 
empezado a tomar hacer substituido por el de la seguridad alimentaria. [...] Al principio 
era mas soberanía y ahora es mas seguridad.“ (PZI 7, 20.02.2015)

Kapitel 5.1.3
„Realmente la agricultura campesina en Bolivia está empezando a declinar. En el pasado 
era la fuente pricipal de alimento en nuestro país. Pero poco a poco a ido perdiendo la 
fuerza que tenía en contraposición a la agroindustria. Y eso se ve a un tema sencillo de 
competividad en el mercado. O sea, lo agroindustrial, lo pueden hacer mucho mas barato. 
Por supuesto no con los mismos benificios sociales, ambientales que tiene la agricultura 
campesina. [...] Mucha parte de la verdura que comemos en La Paz, en Cochabamba 
viene desde Comarapa [Kleinstadt im departamento Santa Cruz], hemos visto en los estu-
dios de caso y otros valles Cruceños que tiene un sistema mucho mas tecnificado. Y la 
agricultura campesina principalmente en las tierras altas y en los valles está empezando a 
perder fuerza.“ (PZI 8, 25.04.2013)

Kapitel 5.1.4
„El 90 por ciento de la quinua se va al exterior. Y los Bolivianos, no consumimos la quinua. 
Y no hay una política, digamos una política que tu digas: ‚El precio en Bolivia es el más 
bajo no estás pagando el precio del mercado internacional.‘ El precio de Alemania estás 
pagando acá, de la quinua. Y ya a ver, pregunta quien consume quinua: ¡Nadie! Ni los 
productores de quinua porque prefieren exportar todo hasta el último gramo. Entonces es 
un tema de que tiene que ver con decisiones políticas. Y como nosotros estámos viendos 
las cosas, no va a cambiar esta situación con este gobierno.“ (PZI 4, 25.04.2013)



249Anhang

„En el mercado nacional ha habido una elevación del precio de la quinua. Se ha triplicado, 
quadriplicado. Pregunta: ¿Consumen menos? ¡No, consumen más! Porque [antes] no 
consumías la quinua porque era comida de indios, pese a que era muy barata. Un ejemplo: 
Las exportaciones de quinua, en 2008 llegaba a 7 milliones de dólares. El 2012 hemos 
llegado a 90 milliones de dólares apróximadamente. Diez veces más. Y esperamos este 
año superar los 100 milliones de dólares. Ha subido su valor. Pero el consumo nacional 
ha subido de 300 gramos por persona, en 2008, a un 1 kg y 100 gramos hoy. Hablamos 
de la quinua como una representación, o sea, era tanta la fuerza de la sociedad de esa 
comida que se fue reduciendo [el consumo] a las áreas de producción. Nadie querría co-
mer quinua. O sea, el problema es sociológico. Ahora cuesta más y la gente lo consume 
más. Ahora es lujo.“ (PZI 1, 07.05.2013)

„La quinua no tenía valor. Era comida de los animales, era comida, de los indios o de la 
gente más pobre. Ese alimento, se lo miraba a la subsidiariedad. [...] Y ahora recién se 
reconoce en el mundo incluso. De tantos años. Nos hemos trabajado 35 años que hemos 
venido trabajando en la quinua. Para poder dar su posición donde puede estar un produc-
to. Y para hablar de soberanía tienes que tener un proceso más largo“ (N 1, 09.05.2013)

„La seguridad alimentaria no tiene Bolivia. Algunos productos estámos importando y 
otros estámos exportando. Entonces todavía no hay políticas del gobierno [para eso]. Lo 
mejor de Bolivia sale al exterior. Como la quinua, como el cacao, el amaranto y otros. Es 
cacao silvestre que tiene buenas bondades de alimento, nutricionales de alimento, recon-
cido al nivel mundial. Y la quinua actualmente por la NASA, está reconocido por los bi-
ólogos.“ (N 1, 09.05.2013)

Kapitel 5.1.5
„Aquí en Bolivia las tolerancias para los alimentos son muy exigentes. Se quieren que las 
empresas producen und alimento cada vez mas acéptico, con menos vida microbiana. 
Tienen miedo a los coliformes y tienen miedo a muchas cosas. [...] Y pero por otro lado, 
en tema de pesticida, aquí en Bolivia no hay control. La mayoría de muchas verduras, 
tomates y otros que puedes tomar, están criados con pesticidas que ya no se puede vender 
en Europa que se manda aquí y que se utiliza sin normas. Hay sí, un ausencia de normas 
en cuanto a uso de pesticidas. Es difícil de medir, pero es posible de medir si se hace, 
tiene un costo. [...] Pero en el tema microbiológico, si se toma una muestra de producto, 
manda al laboratorio y este tiene un tolerancia hasta mil y el producto esta rechazada. [...] 
Y al mismo tiempo, ¿quién puede producir alimentos cada vez mas acéptico? Son las 
grandes industrias que para ellos las normas mas exigentes no les afecta. Pueden filtrar el 
aire, pueden poner filtros en diferentes etapas de proceso [...] y otros entonces sí pueden 
producir productos en atmósfera controlada. [...] Entonces esto a mi me parece que es un 
freno tremendo a la agricultura familiar, a la agricultura ecológica, a la alimentación sana. 
Porque la alimentación sana es para mi una alimentación diversa, lleno de vidas que aquí 
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te afecta, te provoca, te hace reaccionar a tu sistema y te permite vivir sin tomar muchas 
medicinas, sin tener muchas alergias. [...] Las asociaciones que producen, el día que se 
hace respetar las normas a la letra, todos tienen que cerrar. [...] Al final, lo que se tiene, es 
que solamente las grandes empresas pueden producir alimentos porque cumplen con las 
normas.“ (PZI 19, 02.02.2015)

Kapitel 5.1.6
„Bolivia de la soberanía alimentaria en términos de que su población puede ser alimentada 
adecuadamente y segundo que su gobierno que su estado garantice la producción y defina 
la meta, donde llegan sus productos. Ese es soberanía, poder manejarse soberanamente, 
respecto al alimento. ¿Por qué se está en esta situación? En el pasado se ha sido atacado 
a nuestra soberanía alimentaria. Estados Unidos han planteado un proyecto que se llama-
ba el PL 480 [Food for Peace Act] [...] Esto manejaba USAID [...] y que significa que se 
desincentive [nuestra] producción de trigo. ¿Quién puede competir con un regalo? Y se 
ha ido atacando nuestra soberanía. Hasta que en un punto nos decía: ‚Apórtate bien, te va 
afaltar pan para la gente‘. [...] Por eso es se elemina el PL 480 o esta alianza por el pro-
greso que prácticamente era un ámbito en el que se dirgía desde afuera hacia los objetivos 
no de [nuestro] país, si no más bien atacando sus estructuras productivas. Entonces eso es 
probablemente uno de las mejores inversiones que ha hecho el país en este momento, en 
temas de políticas públicas, ha sido expulsar a USAID. Ahora nuestros productores tie-
nen la posibilidad de competir y generar una neuva producción para el país.[...] Entonces 
nuestra visión de soberanía alimentaria se va desde el estado.“ (PZI 1, 07.05.2013)

„Es un estado extractivista que estámos sacando la sangre, como el gas, el petróleo, les 
estámos sacando los huesos através de la minería, la madre tierra. Y estámos comiendo 
sus propios músculos através de la explotación agropecuaria, les estámos tomando el 
bosque, les estámos sembrando, les estámos metiendo agroquímicos, les estámos metien-
do semillas híbridas y semillas con manejo tecnológicos y nada eso importa. O sea la 
madre tierra la estámos destruyendo, la estámos devorando, aquí lo importa es que ingre-
se dinero. El gobierno no trabaja en contra de algún sector, si no más bien la lógica es 
mayor producción, más recursos, más ingresos.“ (PZI 5, 22.05.2013)

„El gobierno del MAS es el primer gobierno que está hablando de la soberanía alimentaria 
de una manera explícita y del tema de la madre tierra. Éstos son temas que son bastante 
progresivos y que están en línea con el pensamiento de la soberanía. Y yo creo que tam-
bién hay voluntad del gobierno por impulsar este corriente, pero al mismo tiempo se 
choquan com limitantes fuertes: Principalmente en los gobiernos anteriores todo lo que 
era soberanía alimentaria ha sido constantemente destruído por tendencias neoliberales. 
Cuando uno va al campo hay el compromiso político de la soberanía alimentaria, pero 
cuando ves la práctica agrícola, se refleja muchos agroquímicos, semillas que vienen del 
extranjero. O sea, son prácticas agrícolas que van en contra de la soberanía alimentaria. 
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Entonces el gobierno está en esa iniciativa de que en el discurso, sí, tiene la voluntad 
política pero en la práctica tienes que cambiar la estructura agraria del país. Entonces es 
bien difícil eso. [...] Y por otro lado dentro del gobierno hay dos visiones que están pelan-
do del poder internamente: Uno es [...] la visión indigenista, de la soberanía alimentaria, 
y la otra línea [...] son gente marxista, leninista y ellos ven las cosas de un punto de vista 
mas prágmatico. Entonces muchas cosas para ellos es romanticísmo, pensar en la madre 
tierra en algunos cuestiones y lo ven útil como un discurso político pero en la práctica 
todavía piensan que son cosas románticas. Y en el corto plazo, por supuesto no se puede 
pedir que se pare el extractivismo, porque el país vive de eso.“ (PZI 8, 25.04.2013)

Kapitel 5.2
„Soberanía alimentaria. Lo que nosotros entendemos nuestra visión es primero: Conservar 
además producir una producción ecológica. Sin químicos queremos producir. [...] ¿Por 
qué decimos soberanía alimentaria? Porque en nuestro mismo territorio queremos produ-
cir. Cuando el producto es sano, sin químico, más bien es un benificio para la salud. Pero 
cuando ya está [producido]con químicos, cualquier clase de químicos trae consequencias 
de enfermedades. Entonces nuestros abuelos nos han enseñado, nos han dejado conocie-
miento, tener nuestros propios abonos ecológicos, sin químicos, natural. Y eso queremos 
mejorar [...] Para que nostros seamos sanos.“ (NI 2, 06.02.2015)

Kapitel 5.2.1
„Para nosostros la soberanía alimentaria esta basada en la producción de sus propios ali-
mentos con nuestras propias semillas nativas. Pero sobre todo no ser dependiente a otros 
organismos internacionales como la FAO o como a las empresas internacionales que por 
hoy están promocionando semillas transgénicas. Entonces la soberanía alimentaria para 
nosostros es producir, lo que nosotros tenemos. Y no estar sujeto a la semillas transgéni-
cas o a los agroquímicos. Entonces para nosotros la soberanía alimentaria es la producci-
ón natural de nuestros alimentos y el consumo de los mismos en nuestra region, en nue-
stro país, en nuestras comunidades mismos.“ (PZI 21, 07.06.2013)

„Nosotros entendemos de la soberanía es lo nuestro. Es soberanía. Lo nuestro. Entende-
mos si es nuestra producción es lo nuestro y obviamiente viene la importación  y eso es 
lo que nosotros estámos lamentando. Eso nos afecta. [...] O sea, con lo que tenemos, que 
producimos, con toda nuestra diversidad de productos que tenemos en el país queremos 
asegurar la alimentación a la población. Eso es la soberanía y seguridad alimentaria.“ 
(PZI 3, 29.05.2013)

„La soberanía alimentaria está planteando como movimiento indígena. Porque como res-
peto al gobierno, ya está trabajando una visión de soberanía alimentaria en producir, di-
gamos. Y por ejemplo el gobierno tiene una visión de los campesinos, de sembrar y 
sembrar. Mientras el movimiento indígena es, se ha visto, y está trabajando para tener su 
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soberanía alimentaria como lo dicen para el vivir bien. [...] Entonces estámos trabajando 
con una visión que respete, digamos. Por eso la autodeterminación de la soberanía ali-
mentaria del movimiento indígena. [...] Por ese objetivo se sigue peleando. Mirando, di-
gamos, que como el gobierno ahora dice: ‚Ahora tienen harta tierra, tenemos que ver para 
soberanía alimentaria, hacer proyectos productivos en base a los campesinos‘. ¿Pero con 
qué visión? ¿Con destruir todo el bosque? Porque eso lo destruyen [...] para la comercia-
lisación ¿no?“ (GI 1a, 16.05.2013)

„Sin territorio el pueblo no existe. La cultura, la tradición, el idioma. La convivencia se 
desaperecería, digamos. [...] Para tener una soberanía alimentaria, tenemos que tener ne-
tamente el territorio titulado y que nos hacen respetar. Por eso se está, se va a pelear la 
autonomía territoriales indígenas. [...] Primero están en su territorio que ahí vamos a tener 
todo: Salud y educación, cultura y todo lo que... de ahí se va a empezar a fortalezer más. 
Porque un pueblo sin territorio no tiene cultura. No tiene nada.“ (GI 1b, 16.05.2013)

„La CIDOB son originarios. Son muy distintos de los campesinos. El campesino es que 
produce, los originarios son los que comen y chau... Cazan los aves, venden las tierras, 
cortan la madera, y le dan una definición de la tierra, una área de 20 mil y ahí viven ellos. 
Cazan, pezcan todo, no producen mucho, solamente para su sustento de ellos. [...] Enton-
ces ellos solamente destruyen el bosque, los indígenas. Se dedican a la caza y pezca, de-
struyendo las grandes reservas forestales que tenemos. (y también de ahí se aprovechan 
de los empresarios para...) Y de los empresarios también se aprovechan, la gente que 
tiene tractores y explotan la madera, a ellos venden... Entonces ellos hacen doble filo al 
gobierno. (En cambio el campesino sale protector, digamos) Sí, del protector (del medio 
ambiente, de la tierra y de la soberanía alimentaria) [...] Esa es nuestra manera de conser-
var, de los campesinos. Porque nos da limitados en el desmontes para los campesinos dos 
o tres hectarias (por año... Y así el estado va importar otras cosas de otros paises...) Aquí 
se puede producir todo (Eso es la soberanía alimentaria y el gobierno está violando eso...y 
de eso se siembra soya) ¡En cantidad! (esos son los clases que se aportan y lo ocultan y 
no hay... Pero el campesino no puede)“ (GI 2a & GI 2b, 17.05.2013)

„Mira, de que sirve que yo lo voy a manejar bien mi sector de mi tierra, pero el otro vecino 
que sigue consumiendo esos químicos. Por eso tiene que haber barreras o bien barreras 
muertas para que no pase de muy cerca. Pero siempre afecta.“ (NI 3, 30.01.2015)

„Hay conflictos, sí. Porque a veces tenemos que tener barrera porque a este lado. Yo soy 
ecológico, entonces a este lado sigue fumigando y contaminando y entonces siempre hay 
peleando.“ (NI 4, 02.02.2015)

„Un asentamiento, está en una isla alrededor de la producción transgénica, que es mono-
cultivo tanto la soya, y maíz y otros tipos de monocultivo que se cultiva. Están siendo 
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producidos por productores extranjeros como los Brasileros, Argentinos, los Rusos, in-
cluso Mennonitas. Entonces para nosotros es difícil incluso coorprar en ese medio la 
producción agroecológica o hacer efectivamente la soberanía alimentaria. Porque noso-
tros producimos aquí ecológicamente y al lado de nosotros están produciendo monocul-
tivo con la aplicación enorme de agrotóxicos y maquinarias que irrigan por vía área. O 
sea para nosotros es bien complicada pero sin embargo estámos en el reto de hacer so-
beranía alimentaria en ese espacio, en ese área y hacer agroecología en ese área.“ (PZI 21, 
07.06.2013)

„Las plagas vienen al lugar donde no hay la aplicación de los agrotóxicos. Entonces obvi-
amente afecta la polinisación y varias cosas afecta, directamente afecta la producción 
agroecológica y la realisación de la soberanía alimentaria. También no solo por la polini-
sación o por lo que es el viento de polen, pero tambien psicológicamente: Los campesinos 
ven al lado de su parcela, al lado de su tierra ven a otro producir y ganar mucha plata y 
ellos ven y quieren hacer lo mismo incluso. Pero sin embargo, como es la política en 
nuestra organisación, entonces mantienen y se resisten frente a esa situación. Entonces es 
bien complicado para nosotros hacer soberanía alimentaria o agroecología en medio de la 
agroindustria.“ (PZI 21, 07.06.2013)

Kapitel 5.2.2
„Cuando diversificas [la producción], no te ataca ninguna plaga. Entonces cuando haces el 
monocultivo entonces ahí, sí. Te ataca. En campo abierto tienes que hacerelo... como se 
dice.... cambiar: Un año está papa. El [próximo] año está haba, avena, cebada. Rotativo, 
sí, rotativo. [...] Tengo que diversificar, sí. Si no diversifico, sigue lo mismo [...]. Te ataca 
las plagas.“ (NI 4, 02.02.2015)

„La preparación de la tierra es ecológico para nosotros con un abono que es de vaca, este 
abono de la llama y de las las leñas que se produce. Eso lo volteamos, eso se pudre. Eso 
es nuestro abono de nosotros. [...] Antes los abonos hacían con este azufre. ¿Por qué? El 
azufre mata bichos. Los animales dañinos, ¿no? [...] Eso es un abono que es normal que 
no es químico. Porque el azufre sale de la tierra es purito, no es, digamos, mezclado o 
trabajado. Nada de eso. [...] Eso es el abono que más utilizamos. La bosta de la vaca [...] 
De la oveja peor tuve porque es mas fuerte. [...]. Y rápido también eso fermenta. Entonces 
eso es lo único que utilizamos. Ahora la paja. La paja se vuelve así este color. Ya atizas a 
la misma tierra y lo barbechas. Barbechar decimos lo que damos vuelta la tierra, lo traba-
jamos la tierra. [...] La que preparamos para sembrar. [...]. Pero al momento de sembrar 
vamos con ese poco de la papa le metes a dentro o la quinua lo tapas y encima va con una 
cuchara con ese abono. Nada mas. ¡Listo! Es base entera todo. Eso es todo lo que hace-
mos nosotros cuando tiene que ser lo que es: algo que es nuestro. Que nosotros no utiliza-
mos químico. [...] Entonces eso es nuestra manera de mantener lo que es: ecológico, ¿no? 
Entonces ahora en la fumigación es nuestro problema. Ese de azufre que te hablaba, ¿no? 
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Azufre y la ceniza [...] no botamos. Si no vamos a rodear las plantas asi, no? Y eso igual 
lo cuida también de los bichos. Son cosas asi que antes mi mamá me enseñaba, para la 
chacra hay que reunir las cenizas. [...] Que tan lindo así las papas, pero ¡super papas pro-
ducían! La quinua lo mismo producían. Pero antes era bien porque también había lluvia. 
El problema es que ahora tenemos la sequía. Eso es la manera de que nosotros ecológica-
mente lo trabajamos.“ (NI 5, 06.03.2015)

„Soberanía alimentaria es conservar las semillas eso ya tal vez es digamos... Yo produzco 
maní. [...] y yo conservo mi semilla y es una buena siembra porque la semilla es origina-
ria mas seguro. Y nosotros en el campo seleccionamos nuestras semillas a nuestra forma, 
como lo hacemos, como lo sabemos, ¿no? O sea como costumbre practicamos esto, ¿no? 
Conservamos la semilla para siguiente año para la misma época. [...] Y no compramos 
semillas certificadas que ahí ya no da al siguiente año que es normalmente por negocio, 
no? Esas semillas se venden pero solamente sirve para un año. Y después para otro ya no 
produce. Entonces otra vez hay que comprar. O sea la venta es más para negocio. Enton-
ces es mejor conservar la semilla que es natural y además que yo, como campesina, sé 
que es mas seguro de que mi semilla va producir. Pero la semilla que compro, [...] al final 
no produce al siguiente año, solo produce a un año. Eso es el problema que tienen, ¿no? 
[...]Entonces estámos en ese rescate de semillas y sembrándolas y también promocionan-
do las semillas. ¿Para qué? Como escapo.“ (GI 3a, 04.06.2013)

„Por ejemplo en mi comunidad se utiliza... que nosotros intercambiamos la semilla. Este 
año por ejemplo, este año nosotros hemos visto así: ‚Mira mi maíz, no me ha dado bien, 
no va a plantar, compañero yo te voy a dar.‘ No, no vendido, si no dar. [...] Y claro, algu-
nas cosas entonces se también utilzamos el cambio [...]: ‚Mira, vos tienes frijol pero yo 
también tengo maíz. Cambiamos frijol yo te doy maíz y me das frijol‘. Entonces es lo que 
decía la compañera el trueque. Tenemos que comenzar utilzar eso porque si no ¿cómo lo 
vamos a hacer? Pero también tratando de [...] de respetar a la tierra madre, no agredeci-
endo la ella con químico, tratando de conservar.“ (AGP 8, 04.06.2013)

„Usos y costumbres tenemos, son nuestras autoridades del pueblo, de la comunidad. Y la 
comunidad esta sujeto de tres autoridades: Es el corregidor, y la cata, decimos, el origina-
rio que anda con poncho, ¿no vé? Ellos con chicote y poncho. Y el otro es el agente que 
cuida los terrenos, no? Sobrepasarse de los terrenos. O sea [si hay] robando ganados, o 
alguna pelea de terrenos, ese se cuida. Y la gente lo comunica al originario le dice ‚mira 
esto está pasando‘. Y el originario y el corregidor tienen que salir en hacer los trámites de 
documentos. [...] Esas cosas de autoridades tenemos para que la comunidad funcione 
bien. [...] Bueno, la autoridad que recibe su cargo, ya el tiene que perdir el permiso de la 
madre tierra, no? [...] Por ejemplo en mi sector agradecemos a dios que nos da un planeta 
para que nosotros vivamos y esta planeta es para respetarlo. Y así [...] agradecemos como 
neustros abuelos nos enseñaron agredecer a la madre tierra que nos da una buena produc-
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ción. [...] Ahora para que no granice, nuestros abuelos hacían su costumbre: Por ejemplo 
diez días antes del treinta de noviembre se ayunaban, no se comía sal. Para que no haiga 
rayo ni granizo. Ese día de treinta de noviembre se alcanza un corregerito, se mata en un 
caballo, agradeciendo y pidiendo que haiga lluvia y que no haiga granizo y rayo. Porque 
el rayo es otro problema que mata, no mata uno, dos, mata diez, veinte ganados.  [...] 
Antes era bien lindo los costumbres, hermano. [...] Con la energía de nuestros ancestrales, 
con la energía de nuestra misma madre tierra, creo que funcionaba la humanidad, ¿no? 
[...] Entonces eso esa nuestra manera de vivir como campesinos, indígenas originarios. Y 
también, ¿porqué llevamos el poncho? Porque el poncho es un respeto. Si no lleves el 
poncho o el chicote no eres nada. [...] Entonces es bien importante el cumplimiento de las 
autoridades según las costumbres ancestrales del pueblo.“

[B.F.] „¿Y el ayni qué exactamente es?“

„El ayni, ya, [...] cuando se trata de prestar dinero o ganado, pastoreo o sembrario, cosecha, 
todo esto.... Hoy trabajas para mí. Todos somos veinte comunales, digamos.  Los veinte 
trabaja para mí. Acaba la cosecha en el día ese veinte personas. Al día seguiente para 
usted, al otro se entra para él. Diez días de trabajo, todos se ha acabado el trabajo. Eso es 
el ayni nos devolvemos. Ahora si en caso, yo he dejado mi ganado, por un mes y yo se-
guramente tengo que cuidarse los un mes también. Es el ayni, devuelves. Yo no doy ni 
pago, no doy ni alimentación, no le doy nada. Igualito el no me da nada. Yo tengo que 
cuidar [su ganado]. Come alimentación, todo, le devuelvo [...]. Y el igualito me devuelve. 
Dinero, lo mismo. Yo le presto, un mes o dos meses, el igual me presta es un ayni. Pero 
si me tiene que devolver, ¿no?“ (NI 5, 06.03.2015)

Kapitel 5.2.2
„Antes no estábamos en ecológico. [...] Ellos han visto la hambruna, no había chacra, no 
han dado bien. Era en los años cuarenta, cincuenta. Por eso entonces la gente ha empez-
ado a sembrar con los químicos. [...] Pero lo estábamos matando la tierra no les dábamos 
cuenta. [...] Y entonces en ese tiempo yo me daba una parcelita pequeña, mi papá enton-
ces, de eso me ha salido bien. A salir, entonces ese año yo también sembré con químico, 
no me voy a migrar y sembré. Entonces no me ha dado bien, no me resultó con químico 
nada bien. ¿Entonces qué hacemos? [...] Seguir intentando en mi caso. Entonces en ese 
año sembré con abono natural. [...] Hace 10 [años soy] así ecológico que no uso químicos. 
Entonces le sembré ese año las papitas así con abono natural, estaba mal mi tierra, no 
estaba bien. Estaba muerta entonces. Ya seguí intentando los años le puse haba, arveja, 
maíz. La haba se murió. Seguí intentando. ¿Qué vamos a hacer? Seguiremos, porque no 
va a dar, tiene que dar. Le hemos puesto mas abono, revivió mi tierra. Entonces ya me ha 
daba así el fruto. Aunque es fertil mi tierra no descansa. De ese motivo soy ecológico.“ 
(NI 4, 02.02.2015) 
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„La incentivación también de una institución ha habido AOPEB. Esa institución ya está-
mos trabajando con ocho, nueve años ya con esa institución. Ellos ya nos han empezado 
capacitar desde las escuelas ecológicas. [...] Ellos ya han coordinado. [...] Ellos han for-
mado un equipo. En medio de eso nos han mandado hasta que lleguemos a la universidad. 
En agronomía, en ecología. […] Ya tenemos nuestras carpas solares también. Ya los he-
mos realizado. Nosotros por ejemplo este año en este consejo hemos trabajado para una 
carpa grande.“ (NI 3, 30.01.2015) 

„La organisación AOPEB nos ha dado con semillas certificadas. Entonces de ahí nosotros 
hacemos semillas y sembramos. Está las hortalizas, las papas, la habas. Son nuestras 
proprias semillas. La cebolla, a veces el repollo. Eso no más compramos. Para replantar.“ 
(NI 4, 02.02.2015)

„Para cuidar nuestro saber y cuidar la madre tierra para nuestros hijos y para las siguientes 
generaciones. La tierra no tiene una vida larga, entonces hay que guardar, también en el 
tema de medio ambiente, el tema de bosque, tema de agua. Ahora con este visión del 
municipio es importante que trabajes en serio, no solo en palabras. Porque ahora que se 
está viendo, la mayoría es palabras. Y se ha hecho estos documentos pero a veces no se 
cumplen. Entonces un poco este molesta pero al final te cuentas, como nosotros yo como 
persona, tengo una familia, tengo una meta y de trabajarlo. Sí, con algún ayuda, con al-
gunas ONGs, las instituciones también que me han capacitado, también en este que estoy 
el primer ecológico. Porque más antes, te cuento mi historia, yo trabejé muchos años en 
Argentina. Y allá usaba mucho agroquímico y incluso como vine por aquí, usé también 
como cinco años. [...] Por cinco, seis años que hemos puesto tomate, producir con todo 
químico y quizás con poco de abono orgánico. Entonces hemos visto que ya unos cinco 
años, ya no podíamos producir bien. Ya no había humedad [del suelo]. [...] Entonces he-
mos visto que tiene que cambiar radicalmente. Primeros años han sido un poco como de 
fracaso. Pero ya estoy.“ (NI 6, 25.02.2015)

„Si como [dicen] las compañeras, es muy cierto, ¿no? [...] Por ejemplo en ese tiempo en-
tonces [hay] muchos transgénicos. Entonces de tomates ya son grandes y ya no con natu-
ral. Y debería producir en seis meses. Pero ahora lo producen en una semana, en dos se-
manas, no sé que, pero grandes. Producimos [nuestros] en unos seis meses entonces pero 
no son grandes, son pequeños. Pero son naturales y son sanos y no afectan nada. Y cuan-
do son trangénicos, entonces afecta. [...] A ochenta años o cien años, antes así vivían 
nuestros abuelos. Ahora ya setenta años se mueren, ¿no? O ya están enfermando. Están 
doliendo rodillas, están mal de cabeza o descapacitados, todo eso. Y por eso antes con lo 
de nuestro entonces nunca se enfermaban, ni habían hospitales antes. Entonces igual se 
vivían mas tranquilos y mas largo vivían. Entonces por eso hablamos en Bolivia de so-
beranía alimentaria.“ (GI 3c, 04.06.2013)
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„Antes vivían cien años, doscientos años nuestros viejos. A ver ¿cuántos vivimos? Ni lla-
gamos a sesenta. Y de ahí ya estámos cansaditos, ¿no vé? Entonces es por falta de alimen-
tos. ¡Estámos comiendo puro chatarra! ¿El pollo? ¡Chatarra! ¿Fideo? ¡Chatarra! Hasta el 
arróz. A veces fumigan, muchas cosas con químico hacen crecer, ¿no? Mientras vivir en 
el campo: La papa, lenteja, haba, charqui, nuestro maíz, nuestro agua, fortitifica, pues... 
Eso comían antes, nuestros abuelos. Con eso fuerte eran.“ (PZI 23, 09.02.2015)

Kapitel 5.2.4
„Ser soberano es que nuestros productos debemos nosotros a consumir. Los mejores pro-
ductos y el sobrante debemos vender, eso. Pero como soberanía es que queremos ser so-
berano como antes, no? Quisieramos tener una alimentación pura, ya no con químico. [...] 
Porque es tanto... ya enfermos, todos ya estámos enfermos, nosotros enfermos. Entonces 
eso. Tenemos que tener una medicina tambien tradicional. [...] De la producción empieza, 
no? Despues sería la alimentación. [...] Tiene que estar producido bien ecológicamente, 
no? Y luego, recién estaríamos yendo a la soberanía alimentaria, cosa que sea ecológica. 
[...] Nuestros productos que son de nuestra tradición, como hemos sembrado, como he-
mos producido. Y por ejemplo cuando producimos, la papa lo guardamos, el quinua lo 
guardamos, lo almacenamos, puede estarse años. No pasa nada, no se quita el sabor. [...] 
Almacenamos lo que tenemos que mantenernos todo el año. Pero el excedente se va a la 
venta. Pero ahora, no. Es primero la venta y lo que sobrita está para nosotros. Está de lo 
contrario ahora. Todos quieren dinero y no corren cosas. Que sí, venden la quinua, sí ya 
está yendo a comprar chatarras, no? Entonces no estámos bien. [...] Antes no era así y por 
eso lo queremos cambiar. Lo mejor de la producción queda para nosotros almacenado y 
el sobrante se va a la venta, para utilizar [los ingresos] para escuela, para ropa, arróz, 
azúcar, otros también.  que hay que comprar, no? [..] el que mantiene a Bolivia son los 
pequeños productores, ¿no? Que producimos en comunidades, en familiares, eso se man-
tiene.“ (NI 5, 06.03.2015)

„La alimentación del movimiento indígena es todo del territorio. Siempre de la visión de 
conservar todo lo que hay dentro. Por ejemplo la pezca, la caza, la recolección y es verdad 
que a veces se siembra algunos alimentos como maíz, plátano, yuca, todo eso. Pero sola-
mente para la alimentación familiar y no para la comercialisación. Y de eso viven nue-
stros hermanos en las comunidades. Entonces creemos nosotros que esa soberanía es la 
que estámos buscando y en base al respeto al derecho al territorio.“ (GI 1a, 16.05.2013)

Kapitel 5.2.5
„Es que muchas veces no se valora lo que es orgánico y lo que es natural. Muchas veces 
se prefiera lo fácil y lo bonito digamos, ¿no? Yo puedo cultivar por ejemplo en nuestro 
país, puedo cultivar un tomate como es natural pero es chiquito y un poco agrio, porque 
es natural. Pero la gente va a decir: ‚Este tomate es agrio y pequenito, no lo compro, mejor 
compro aquel tomate que está grande, brilla y está dulce, esta rico.’ Y en eso se está tra-
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bajando ahora, no? En concientizar porque de eso se empieza, no? De que tengamos una 
información y de que valoremos lo que es nuestro y lo que es natural. Porque tampoco es 
para hacernos un engaño, sino que es para cuidarnos a nosotros mismos. [...] Porque es 
nuestro salud, ¿no?“ (GI 3a, 04.06.2013)

„A veces solo compramos porque [...] es barato. Y a veces los transgénicos están baratos 
que cualquier persona quiere acceder no más. Así como los pollos que encuentras en 
cualquier esquina y sale trece [bolivianos]. Pero una gallina criolla que tarda mas un año 
en crecer casí un año. Se sacas al pueblo quieren a precio regalado pero cuesta un año 
hacer esta gallina. No valoran. Quieren un precio de veinticinco bolivianos, treinta máxi-
mo. Pero un pollo granja está mas barato todavía y por eso es que uno no puede vender al 
precio justo. Que se debe vender esa gallina podría costar por lo menos a sus precios re-
gulados a sesenta, setanta [bolivianos]. Pero no, nadie quiere. Entonces hay una cuestión 
de valor, osea de darles su valor. [...] Porque también no me conviene a mi sagrificando 
por un año para que crezca mi gallina y lo vende a un precio regalado, ¿de verdad? Por-
que es... porque lo sano tiene que salir justamete tiene que tener su precio y su valor y 
tambien tiene que ser vendido. Entonces se está trabajando en todas esas situaciones. Es 
amplio el tema y yo pienso que muy pronto pero vamos a está mejorando de aquellos 
años porque se está trabajando, se va a ver resultados porque en otros países ya valoran 
lo que es hasta unos años. Lo que es natural cuesta mas caro, ¿no vé? En Europa, en Co-
rea, ahí, que mas caro cuestan las cosas que son naturales, orgánicas cuestan mas caros. 
¿Y aquí? Cuestan barato y no quieren comprar. Prefieren comprar un pollo así que hay en 
la ciudad. Entonces es un tema más de concientisación en nuestra sociedad. A veces la-
mentablemente nosotros todavía no somos concientes de lo que estámos consumiendo o 
de lo que nos hace daño, ¿no? Entonces se está trabajando en eso.“ (GI 3a, 04.06.2013)

„En mí caso de mí no tengo problemas de venta. A mi me buscan. Y en cambio en la aso-
ciación, ya al nivel de la asociación es un poco que no estámos todos al mismo nivel, 
como que no se hacen conocer también. Ya me conocen. Yo estaba trabajando más de diez 
años, ¿no? Entonces ya vienen a busacarme en mí parcela. Yo solamente cosecho, y saco 
[los productos] ahí a la ruta que no es muy bien tampoco. [...] Ellos vienen y recogen, 
viene un precio mas caro todavía del producto covencional. Mis productos ya me cono-
cen, mi persona ya [...]. A un llamadita, dicen: ‚José [Name geändert] necesito tanto, por 
ejemplo de hortalizas, necesito tanto de acelga, perejil, api de lo que tengas, pero me das 
un precio.‘ No discuten. Lo compran.“ (NI 6, 25.02.2015)

[BF]: „Y los productos ecológicos se venden mejor? Hay un reconocimiento?“

„No tenemos ese reconocimiento, si no vendemos igual que el convencional pues. Cuando 
llena [por la cosecha], igual [los] barateamos. ¿Qué podemos hacer? [...] de que indepen-
dientemente hemos buscamos un mercado donde puedes vender mejor, donde pudes lle-
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var mejor. [...] Con covencional junto vendemos. 45 dias está la lechuga, entonces es 
cosecha rápida. Entonces hay que llevar conjunto con lo convencional lo vendemos.“

[B.F.]: „Y no tiene propio mercado para evitar eso?“

„Sí, yo llevo... tengo yo mis casitas en Calacoto [wohlhabender Stadtteil in La Paz] ahí 
llevo. Cuando no tengo mucho vendo ahí. Llevo poco a poco ahí. Pero cuando tengo 
harto, tengo que llevar junto los convencionales. Así no más es.“ (NI 4, 02.02.2015)

„[...] una forma de certificación entre comunidades que garantiza la producción ecológica 
[...]. Esta norma posibilita otorgar un reconocimiento a estos productores que están reali-
zando la agricultura ecológica bajo un marco normativo. Al interior de Bolivia tenemos 
esta nueva norma que está posibilitando que apróximadamente algo más de cuatro mil 
productores ya tienen este reconocimiento como productores ecológicos o en transición. 
Con esta norma se ha liberado un sello, el sello ecológico, que posibilita el reconocimien-
to de estos productos que son etiquetados, envasados y son opertados en el mercado, 
tiene la posibilidad de llevar este sello para que los consumidores puedan reconocerlo. 
Este sistema participativo de garantía tiene una particularidad: Está constituido por gru-
pos de productores de diferentes comunidades y municipios.“ (PZI 13, 19.06.2013)

„La CONUESI es una cooperativa nacional que aglutina a cooperativas regionales. Nue-
stras asentamientos están en diferentes zonas, en diferentes áreas, provincias o departa-
mentos. [...] Por ejemplo en una provincia tenemos tres asentamientos y esos tres asenta-
mientos crean ese brazo económico productivo que se llama cooperativa regional. Y ese 
cooperativa regional se aglutina que es la cooperativa nacional que es la CONUESI. Nos 
encarga sobre todo en el tema desarollo productivo. [...] Entonces estámos trabajando en 
esa relación para poder cubrir lo que es el tema de implementación de infraestructuras 
para el acopio, para la transformacion y la comercialisacion que es una necesidad funda-
mental para los productores de los asentamientos. Porque prácticamente hoy, por hoy, el 
excedente de esa producción llega a manos de intermediarios, incluso a la propia cadena 
productiva de los agroindustriales. Entonces, tomando en cuenta esa situación, creo, este 
brazo económico del MST se va encargar de todo eso lo que por hoy cubren los interme-
diarios. El acopio, la comercialisacion, la transformación misma. Entonces estámos tra-
bajando en esa relación para que los asentamientos cargen la capacidad de acopiar, la 
capacidad de transformar y la capacidad de comercializar [sus productos].“ (PZI 21, 
07.06.2013)

„El MST es una organisación que no simplemente está creada al nivel nacional sino que 
es al nivel internacional. Por hoy el MST tiene como base fundamental dentro de la Vía 
Campesina, la CLOC Andina y la Vía Campesina Bolivia donde aglutinan diferentes or-
ganisaciones campesinas. La Confederación Sindical de Campesinos [CSUTCB], la Con-
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federación de Comunidades Interculturales [CSCIOB], la Confederación de de Bartolina 
Sisa y el MST aglutina lo que se llama la Vía Campesina Bolivia. Bueno, esos son nue-
stros espacios y también nuestras alianzas. [...] Nuestro primer aliado internacional es el 
MST de Brasil. Despues está el de Paraguay, está el de Guatemala y varias otras organi-
saciones más. Entonces tenemos varias relacionamientos al nivel internacional también.“ 
(PZI 21, 07.06.2013)

„Es muy difícil a llegar a todos a esos hermanas. Digamos aquí es una comunidad, allá es 
otra comunidad. Ahora [por] la organisación nos hemos formado. [...] De cada comuni-
dad aunque unito viene pues un representante. No una sola comunidad, hacemos como 
una red. [...] Y esa organisación ya tiene el conocimiento [sobre] el manejo de la produc-
ción ecológica. Por eso tiene que llevar la réplica pués a su comunidad. La persona que 
ya tiene el conocimiento. [...] He ido a ofrecer hacia a las hermanas: ‚Mira hermanas, nos 
organizaremos, mediante el proyecto vamos a adquirir algo‘. [...] ‚Sí‘ dicen, ‚Sí‘ dicen. 
Pero no pone interés totalmente como uno que tiene ese profundo [vínculo] a nuestra 
tierra pachamama. No es necesario que yo produzca en grande extensión siempre. Para 
mi no me importa la cantidad a mi me interesa la calidad. [...] Entonces eso yo les digo a 
las hermanas. Tanto en la producción yo les digo: ‚Mira hermanas, no haremos por el 
cultivo.‘ ‚Sí‘ dicen. ‚Haremos esto a sí‘ dicen. ¡Pucha, no! ‚¡Monocultivo nomás!‘, dicen. 
Ay bueno, entonces ¡pucha! Hacen cansar la tierra. [...] Entonces hay muchas cosas de 
implementarles, ha habido charlas. Casí no toman interés. Aquí en Achocalla hoy ya le da 
un poquito. Pero la gente va por dinero primero. Porque todas las hermanas se van a 
vender a El Alto en el mercado. Entonces les intersa el dinero. No le interesa el conoci-
miento, el manejo de la producción. [...] Pero ahora ya un poquito ya están poniendose 
mano al evidente. Eso también hay que hablarles, en pasando talleres, dando explicaci-
ones.. ‚Mira tú sabes alimentándonos con esos productos que están producido sin quími-
cos.‘ Hoy en día la gente es rápido envejeciendo, enfermos que tantas cosas parece. En-
tonces de esa parte aquí en Achocalla es la mayoría, pero ya están concientizando. Como 
medio también cada vez en las mañanas estoy hablando. Preguntan también si es la ver-
dad. ‚¿Cómo podemos preparar? Pero trabajaremos, lo realizaremos.‘ ‚Sí‘, dicen, pero no 
quieren perder tiempo. Eso es lo malo.“ (NI 3, 30.01.2015)

Kapitel 5.2.7
„Si, justamente, los neoliberales o los colonizadores anteriormente nos veían [...] pues 
como personas de otro mundo, así. Entonces por esa razón, se ha desarollado la ideología 
de lucha, de contrarrestar a esos neoliberales. Por que no nos dejaban antes ni entrar a la 
ciudad y si traías tus productos, tienes que dejar al otro lado en el campo. A los supermer-
cados no podías, [...] ni intervenir en la prensa, ni en el parlamento. Por esa razón sale esa 
visión de fortaleza, una visión revolucionaria a los pueblos, para romper ese esquema y 
luego, gobernar los pueblos. [...] Es una lucha contra los neoliberales que hemos luchado, 
porque nos oprimían. No nos daban de educación, nos desconocían nuestra cultura y 
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desconocía las ideologías campesinas. Entonces por esa razón, los pueblos interculturales, 
los campesinos, los hermanos indígenas del Oriente Boliviano, hemos luchado para con-
trarrestar al neoliberalismo.[...] Esa es la visión de nosotros y vamos a luchar y sigue y 
hay todavía los neoliberales los que no quieren a Bolivia en conjunto.“ (GI 4a, 03.06.2013).
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